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Die Eisenbahopapiere an den deutschen Effektenbörsen. 

Vom Herausgeber. 

Mit der Fortentwicklung des Eisenbahnwesens geht auch die Vermeh- 
rung der Eisenbahnpapiere Hand in Hand. Die Börsenkurszettel, die Muster- 
karten für das Gebiet des Effektenhandels, bieten gegenwärtig im Sortiment 
der Eisenbahnaktien und -Obligationen eine so reichhaltige Auswahl, dass ein 
ordentliches Studium dazu gehört, um nur einigermassen eine speciellere 
Eenntniss von diesem Papiergenre zu erlangen. 

In der nachstehenden Abhandlung hat sich der Verfasser zur Aufgabe 
gestellt, aus der sehr ansehnlichen Literatur über die historischen, statisti- 
schen und Yolkswirthschaftlichen Beziehungen der Eisenbahnen dasjenige 
Material zu sichten, welches genügt, um über die an den deutschen Effekten- 
börsen gehandelten Papiere der Eisenbahnaktien - Gesellschaften au fait zu 
werden. 

Derselbe hat sich hiebei hauptsächlich auf den Standpunkt des prak- 
tischen, die Kürze liebenden Geschäftsmannes gestellt. Es ist desshalb auch, 
namentlich bei der Darstellung der gegenwärtigen Lage der einzelnen Bahn- 
gesellschaften, jede unnöthige Angabe überhaupt, insbesondere aber auch die 
Aufführung von statistischen Notizen aus den Jahresberichten vermieden worden, 
da diese schliesslich doch nur dem wirklichen Fachmann Interesse bieten, 
während dem Praktiker ein Extrakt aus jenen Mittheilungen genügt. 

In der Einleitung wird der routinirte Geschäftsmann allerdings nicht viel 
Neues finden. Die Zeitschrift ^für Kapital und Rente'' zählt jedoch unter 
ihrem Leserkreis nicht nur Leute von Fach, sondern auch Laien; für diese 
nun, für die Herren Kapitalisten (oder die es gerne werden mögen) ist die 
nachstehende allgemeine Darstellung bestimmt. Ausserdem glaubte der Ver- 
fasser das Eisenbahnwesen in seiner allgemeinen yolkswirthschaftlichen Bedeu- 
tung, die Eisenbahnpapiere in ihrer Eigenthümlicbkeit, sowie endlich die 
Bechtsverhältn^e der Aktionäre und Obligationenbesitzer nicht ohne Weiteres 
mit Stillschweigen übergehen zu sollen, um der vorliegenden Arbeit das Ge- 
präge eines nach allen Seiten hin geschlossenen Ganzen zu verleihen. 

Aus Bücksicht für Baumerspamiss mögen hier die Hülfsmittel angegeben 
werden, welche hiebei benützt wurden. Sie sind folgende: „Deutsch- 
lands Eisenbahnen von Dr. J. Michaelis, Leipzig 1863,^ „Moser's Ka- 
pitalanlage in Werthpapieren, S^ttgart 1862,^ „Comptoir und Börae von 

Z«itsohrift ffir KapUal und B«nte. IT. ▼ 1 
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M. L. Gerotlrnroh], Leipzig 1860/ ^Dr. Amthor'8 Quinteflsens de» 
kaufm&nniBchen Rechnens,'' ,, Wiener Kurs- nnd Bdrsenbnch von Carl Porges, 
Wien 1867,^ die Gesetzsammlungen der einzelnen Staaten, die ,,finan- 
zielle Chronik*' in der Toriiegenden Zeitschrift , und besonders die ,,Ber* 
liner Börsenzeitung,^ die ,|Berliner Bank- nnd Handelszeitung,'' 
der „Aktionär,^ der y^Wiener Volkswirth,'' wie noch einige andere 
Fachzeitschriften. 

Dass die ausländischen, an den deutschen BSrsen gehandelten Eisenbahn- 
papiere weniger fiusführlich , als die einheimischen besprochen sind, findet 
seine Begründung darin, dass dieselben überhaupt ihrer geringeren Verbrei» 
tung wegen das Interesse des Lesers weniger erregen und dass die über 
diese Werthe bestehende Literatur weniger zugänglich war. 

Der Verfasser war, so yiel an ihm lag, bestrebt, Irrungen möglichst zu 
vermeiden; sollte sich dennoch da oder dort eine falsche Angabe vorfinden^ 
so bittet er im Voraus um gütige Nachsicht * 



Es sind kaum vierzig Jahre verflossen, als der Engländer Stephenson 
in Newcastle mit seiner Lokomotive, „Rakete^ genannt, auf einer Schienenstrasse 
eine sehr ansehnliche Last mit einer Geschwindigkeit von 11 englischen Meilen 
in der Stunde fortbewegte. Jener geistreiche Ingenieur bewies durch diese 
Probefahrt auf das schlagendste, dass auch für den Landtransport der Dampf 
•als bewegende Kraft selbst für die längsten Strecken anwendbar sei. Erst 
das moderne Last- und Zngthief , der Dampfwagen, hat dem im Jahre 1825 
zuerst in England und kurz darauf in Nordamerika und Deutschland auf- 
tauchenden Msenbahnstrassensystem seine kulturgestaltende Bedeutsamkeit 
gegeben. Heute wird der schrillende Ton der Lokomotivenpfeife ebensogut 
im Delta des NUs, wie unter den Palmenwäldem Ceylon's und auf den 
Ebenen des südamerikanischen Continents gehört; denn fast in allen Ländern 
der Erde haben die Schienenwege, „die Pioniere der Kultur*', schon ihren 
Einzug gehalten. Gewaltige Kapitalmassen sind in den letzten vier Jahr- 
zehnten durch den Bau von Eisenbahnen absorbirt worden. 

Die Art und Weise nun, wie das zur Herstellung und Inbetriebsetzung^ 
von Eisenbahnstrecken erforderliche Anlagekapital beschafEt worden ist, resp.. 
noch wird, ist eine verschiedene. Theils ist der Staat Bauunternehmer und 
bringt die zum Bau erforderlichen Kapitalien durch Aufnahme von An- 
leihen zusanunen (Eisenbahnanleihen); theils ist es die Privatthätigkeit,. 
welche sich zu Eisenbahnbauten associrt, Gesellschaften bildet und das An- 
lagekapital durch Ausgabe von Aktien erwirbt, resp. durch Ejreirung von 
verzinslichen Obligationen ergänzt; theils findet bezüglich der An- 
schaffung der Baufonds auch häufig ein Zusammenwirken des Staates mit 
Privaten, auch wohl mit Korporationen statt. Dasselbe drückt sich in mehr- 
fachen Formen aus: die gewöhnlichste Form ist die, das^der Staat den 
Eisenbahnaktiengesellschaften den Bezug eines gewissen Asminimums — 
zwischen 3 und 5 Procent — auf immer, mitunter auch nur auf eine be- 
stimmte Reihe von Jahren garantirt, oder sich als Privatperson bei der 
Aktienzeichnung stark betheiligt. In einzelnen Ländern wird der Roh- oder 
Unterbau (oder auch nur die Vorstudien) mit oder ohne nachherige Entschä- 
digung durch unentgeldliche Ueberlassung von Gesellschaftsaktien u. s. w» 
auf fiskalische Rechnung ausgeführt und daa^eitere einer sich bildenden Aktien- 
gesellschaft auf deren eigene Kosten uno^Gefahr überlassen. Zuweilen er- 
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lialten auch Priyatunternehmer von den Begiernngen yerzinsliche oder anyer- 
zinsliche Darlehen; letztere gewöhnlich in der Art, dass dieselben erst dann 
yerzinst werden, wenn die yon den Unternehmern selbst für den Bau auf- 
gewendeten Kapitalien eine gewisse Rente abwerfen. Emzelne yom Staate 
erbaute Bahnen sind später in die Hände yon Aktiengesellschaften übergegan- 
gen, [Während auch andererseits Priyatbahnen yon Regierungen erworben 
worden sind. Sowohl in England und Nordamerika, als in Deutschland waren 
es zuerst Privaten, welche das Risiko der Anlegung einer Eisenbahn unter- 
nahmen. 

Im Gegensatz zu England, wo nur der Priyateisenbahnbau, und zu Bel- 
gien, wo fast nur der Staatsbau heimisch ist, findet man in Frankreich und 
Deutschland den gemischten Bau, d, h. Privat- und Staatsbahnen. Die 
Alternative: Staatseisenbahnen oder Privateisenbahnen, ist in den staatsöko- 
nomischen und volkswirthschaftlichen Kreisen zu einer Streitfrage geworden, 
die bis jetzt weder theoretisch noch praktisch zum endgültigen Austrag ge- 
kommen ist.~ Eine Kombination beider Systeme war fwr Deutschland der 
glückliche Ausweg, dem wir unser heutiges grossartiges Eisenbahnnetz zu 
danken haben. 

Die deutsehen Privatbahnen, mit denen vnr es allein hier zu ihun haben, 
entbehren jener Einheit im Yerkehrszug, durch welche sich das Eisenbahn- 
system anderer Länder auszeichnet; daher sind bei uns in Deutschland Eisen- 
bahnen erbaut worden, denen jeder Yerkehr und jede Yerbindung mangelt 
und die ihre Existenz nur kleinlichen, partikularistischen und lokalen Interessen 
verdanken. Das deutsche Eisenbahnaktien wesen ist aber freier von jenen 
Schwindeleien geblieben, wie wir sie vor einem Decennium bei industriellen 
Aktienunternehmungen, besonders auf dem Gebiete des Hütten- und Berg- 
wesens erlebt haben, wo die Faiseurs, meistens Ausländer, geradezu die 
unglücklichen Aktionäre plünderten — les actionairs sont des moutons, il faut 
les tondre. Im grossen Ganzen aber haben die Priyatbahnen, sowohl was den 
für die Aktionäre erzielten Gewinn, als was ihren Nutzen für das Gemein- 
wohl und ihre Leistungsfähigkeit überhaupt betrifft, alle in diesen Beziehungen 
ursprünglich gehegten Erwartungen übertroffen. Im Laufe der Zeit haben 
sich die meisten kleineren Eisenbahnaktienunternehmungen mit grösseren Ge- 
sellschaften in der Art verbunden, dass sie von diesen käuflich erworben 
worden sind oder von ihnen verwaltet werden, in welchem Fall die Aktionäre 
eine feste Verzinsung ihres Aktienkapitals gemessen. Einzelne Privatbahnen, 
namentlich in Preussen, werden, unter einer gewissen Theilnahme der Ak- 
tionäre an der Yerwaltnng, vom Staate verwaltet. Unsere älteren Bahn- 
unternehmungen suchen gegenwärtig, sich ausdehnend, immer grössere Länder- 
strecken in ihr Gebiet zu ziehen. Hiedurch erhalten jene Gesellschaften mit 
der Zeit eine Stellung (und haben dieselbe theilweis schon jetzt errungen), 
deren wichtige Bedeutung für den Staat und das Gemeinwesen nicht unter- 
schätzt werden darf. 

Das auf die Herstellung der deutschen, incl. österreichischen Privateisen- 
bahnen verwendete Anlagekapital ist, wenn man die Anlagekapitalien einiger 
zwar nicht eröffneter, jedoch concessionirter Bahnen dazu rechnet, Ende des 
Jahres 1867 auf mehr als eine Milliarde Thaler anzuschlagen. Wir haben 
kostspielige und billige Priyatbahnen, sowohl in Nord- wie in Süddeutschland. 
Jedoch sind auch die Baubedingungen sehr verschieden gewesen. EineBahn- 
moile der Strecke über den Sömmering von Gloggnitz bis Mürzzuschlag hat 
natürlich einen ganz anderen Aufwand erfordert, als die Herstellung einer 
Meile Eisenbahn auf dem ebenen Haidelande zwischen Rendsburg und Neu- 
.münstec. Ein nicht minder grosser Unterschied hat sich bei den Hauptbe- 
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standtheilen der Anlagekosten, namentlich beim Erwerb von Grand and Boden 
und bei den Arbeitslöhnen, bemerkbar gemacht. 

Eine ebenso grosse Differenz, wie bei den Anlagekosten, finden wir in 
den Gesammtbruttoeinnahmen , welche die yerschiedenen Bahngesellschaften 
pro Meile erzielt haben. Die absolute höhere Gesammteinnahme weisen 
meistentheils nur diejenigen Privatbahnen nach, welche eine grössere 
Ausdehnung, eine starke Frequenz und einen hohen Tarif haben. Wenn man 
dagegen die relative Höhe der Bruttoeinnahme ins Auge fasst, d. h. die auf 
eine bestimmte kleine Bahnlänge fallende Quote der Gesammteinnahme, so 
finden wir, dass kleinere Bahnen auch häufig per Nutzmeile einen noch höheren 
Ertrag erzielt haben als jene. Der Reinertrag eines Eisenbahnaktienunter- 
nehmens wird bedingt dui*ch das Yerhältniss der Betriebskosten zu der Brutto- 
einnahme. Die Betriebsyerwaltung kann letztere unter Umstanden mehr oder 
weniger absorbiren. Die Verminderung der Betriebskosten liegt zu sehr im 
Interesse der Privateisenbahngesellschaften, als dass man nicht im Allgemeinen 
ein bedeutendes Sinken derselben gegen früherhin wahrnehmen sollte. In der 
That haben sich bei einzelnen Bahnen in dieser Beziehung sehr befriedigende 
Besultate herausgestellt, indem trotz der Herabsetzung der Tarife die Rein- 
einnahmen in Folge eines geringeren Betriebsaufwandes gestiegen sind. Die 
eigentliche Rente des Aktienkapitals ist jedoch keineswegs die Reineinnahme 
der Betriebsverwaltung. Yon derselben werden noch die Zinsen und Amor^' 
tisationsquoten der Anleihen, dann die Ablagen zu dem bei den meisten Ge- 
sellschaften eingeführten Reserve- und Erneuerungsfonds, sowie die Eisenbahn- 
steuern und die etwa statutmässig eingeführten Tantiemen in Abzug gebracht 
und erst der alsdann noch verbleibende Rest wird nach Höhe des eingezahlten 
Aktienkapitals als Dividende (Aktienrente) unter die Aktionäre vertheilt. 
Einige ältere Gesellschaften verzinsen das Aktienkapital fest und zahlen nur 
etwaige Superdividenden. Die Höhe der Dividende, die bis jetzt auf Stamm- 
aktien ausgezahlt worden ist, hat zwischen % und 25V> Procent sich bewegt. 
Einige Gesellschaften haben eine Reihe von Jahren gar keine oder überhaupt 
noch keine Dividenden gezahlt, andere haben nur durch Hülfe einer Garantie, 
die Seitens der Regierung bewilligt worden, den Aktionären eine Verzinsung 
d^s Aktienkapitals gewähren können. Bei solchen Gesellschaften endlich, die 
nach Ablauf der Concession das Bahnunterneümen unentgeldlich dem Staate 
überlassen müssen, werden die Aktien im Wege der Verloosung successive 
getilgt, gemäss eines auf die Goncessionsdauer des Unternehmens berechneten 
Amortisationsplanes. Der Besitzer einer solcherweise zur Rückzahlung ge- 
kommenen Aktie bleibt nach wie vor Aktionär und erhält statt seiner getilgten 
Aktie einen sogenannten Genussschein, der ihm künftighin denjenigen Antheil 
am Gewinn des Unternehmens sichert, welcher über die feststehenden Zinsen 
des Aktienkapitals hinaus etwa erzielt wird. Selbstredend verlieren diese 
Genussscheine mit dem Tage, wo die Concession der Gesellschaft erlischt, 
ihre Gültigkeit. Das Institut der Genussscheine ist bei den österreichischen 
Bahnen, bei der Warschau-Wiener Eisenbahngesellschaft u. s. w. eingeführt 
und kommt überhaupt wohl nur da vor, wo, wie bei den genannten Bahnen, 
Yon Seite der Regierung die Verzinsung und Amortisation des Aktienkapitals 
mit einem gewissen Procentsatze garantirt ist. 

Die Anlage einer Privateisenbahn bedarf der staatlichen Concession; 
dieselbe wird in Preussen auf eine unbestimmte Zeitdauer, in andern Ländern 
auf eine gewisse Reihe von Jahren ertheilt. In den meisten Concessionsur- 
kunden wird dem Staate das Recht vorbehalten, gegen eine zu leistende voll- 
ständige Entschädigung nach Ablauf einer gewissen Frist das Eigenthum der 
Bahn nebst Zubehör erwerben zu können. In Oesterreich u. s. w. geht nach 
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Ab]auf der Concession das Eigenthum der Bahn, mit Ausnahme des Betriebs- 
materials, unentgeldlich an den Staat über. Als Entgelt für die gewährte 
Concession haben die Eisenbahngesellschaften gewisse Leistungen für den 
Staat, z. B. den Posttransport, ohne Entschädigung auszuführen. Die Anlage 
einer anderen Eisenbahn in gleicher Richtung mit Berührung derselben Haupt- 
und Endpunkte ist gewöhnlich anderen Unternehmern auf immer oder nur auf 
eine Reihe von Jahren untersagt. Der Staat ist in einzelnen bestimmten Fällen 
berechtigt, die Concession zurückzuziehen, wenn z. B. der Concessionarius die 
ihm in der betreffenden Urkunde auferlegten wesentlicheren Bedingungen nicht 
erfüllt. 

Die Privatbahnunternehmungen sind fast überall einer Abgabe unterworfen, 
wenn nicht, wie es namentlich bei neuen Anlagen in Oesterreich jetzt häufig 
Yorkommt, auf eine bestimmte Zeit Steuerfreiheit ausdrücklich zugesichert ist. 
In Preussen z. B. besteht eine besondere Eisenbahnabgabe, *) anderwärts eine 
Gewerbesteuer, Einkommensteuer u. s. w. In Oesterreich sind auch die Cou- 
pons der Ton den Gesellschaften emittirten Aktien und Obligationen der dort 
eingeführten Stempel- und Steuerabgabe unterworfen. Ausnahmen werden wir 
bei Besprechung der einzelnen Bahnen angeben. 

Die Privatbahnunternehmungen sind in Bezug auf ihre rechtliche Stellung 
im Staate Handelsgesellschaften. Nach §. 207 des in ganz Deutschland, inch 
Oesterreich, gesetzlich eingeführten allgemeinen deutschen Handels- 
gesetzbuches sind Handelsgesellschaften dann als Aktiengesellschaften an- 
zusehen, wenn sich (wie dies bei Eisenbahngesellschaften durchweg der Fall 
ist, da nur höchstens ganz kleine Strecken auf eigene Rechnung von einem 
oder mehreren Personen erbaut oder betrieben werden) sämmtliche Gesell- 
schafter nur mit Einlagen betheiligen, ohne persönlich für die Verbindlich- 
keiten der Gesellschaft zu haften. Es gelten also für die deutschen Privat- 
bahnen als „Aktiengesellschaften'^ alle diejenigen Bestimmungen, die in dem 
ebengenannten Gesetzbuch in Buch II. Titel 3. §. 207 — 249 festgesetzt sind. 
Da es hier zu viel Raum einnehmen würde, dieselben wiederzugeben, so be- 
schränken wir uns darauf, weiter unten an geeigneter Stelle die, die Rechts- 
verhältnisse der Aktionäre betreffenden Paragraphen wörtlich folgen 
zu lassen, da wir deren genaue Eenntniss für jeden Eisenbahnaktienbesitzer 
für nöthig erachten. 

Denjenigen Betrag, welchen eine Gesellschaft auf die Herstellung einer 
Eisenbahn und deren Ausrüstung mit Einschluss der Betriebsmittel verwendet 
hat, nennt man das Anlagekapital. Dasselbe besteht bei der Mehrzahl 
*der Gesellschaften 

1) aus dem Gesellschaftskapitale, 

2) aus Anleihen, auch hie und da 

3) aus einer schwebenden Schuld. 



*) Das Gesetz vom 80. Hai 1858 stuflt die Eisenbahnabgabe für jede Bahn nach 
dem in jedem Kalenderjahre aufkommenden Reinertrage dergestalt ab, dass von einem 
Reinertrage bis einschliesslich 4 7o des Anlagekapitals V^o dieses Ertrages, bei einem 
höheren Reinertrage aber ausserdem und zwar von dem Mehrertrage über 4 — 5 7* 
einschliesslich V20 dieser Ertragsquote, von dem Mehrertrage über 5— 6 70 einschliess- 
lich Vio dieser Ertragsquote, von dem Mehrertrage über 6 7o 7io dieser Ertragsquote 
zu entrichten sind. Dieselbe Abgabe wurde nach dem Gesetze vom 16. März 1867 
allen nicht im Besitze des Staates oder inländischer (altpreussisoher) 
Eisenbahnaktiengesellschaften befindlichenE^isenbahnen und zwar zuerst 
vola Reinertrage des BefariebsjahreB 1867 ab auferlegt. 
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Das G-esellschaftskapital ist in Aktien zerlegt, welche untheilbar 
sind und auf den Inhaber lauten. Die Aktien, welche bei Gründung des Unter- 
nehmens ausgegeben worden sind, nennt man Stammaktien. Priorität s- 
stammaktien aber heissen diejenigen Aktien, weiche von einigen Gesell- 
schaften behufs der Ergänzung des unzureichend befundenen Stammaktienka- 
pitals beim Beginn oder im Verlaufe des Unternehmens creirt wurden und 
denen ein fester Zins, event. auch eine Theilnahme an dem Ertrag der Rente 
(wenn dieselbe einen gewissen Procentsatz erreicht hat) in der Art zugesichert 
worden ist, dass die Besitzer der Stammaktien nicht eher eine Dividende be- 
ziehen können, als bis die jährlich stipulirte Verzinsung der Prioritätsaktien 
erfolgt ist. Die Stamm- und Prioritätsaktien sind mit Dividendenscheinen und 
meistens mit Talons, einige auch mit Abschlagsdividenden und, wo dieselben 
noch einen festen Zins geniessen, mit Zinscoupons versehen. Die Stamm- 
prioritätsaktien f[ihren entweder Zinscoupons oder Dividenden-, resp. Superdi- 
videndenscheine. Wo die Gesellschaftsstatuten in Bezog auf die Verjährung 
falliger Zinscoupons, Dividendenscheine und amortisirter Stamm- und Priori- 
tätsaktien, femer über Mortification, Vindicatibn, Ausser- und Wiederinkurs- 
setzung der Aktien u. s. w. nicht besondere Bestimmungen enthalten, welche wir 
seiner Zeit anfüiiren werden, — sind die gedachten Kechtsverhältnisse den Be- 
stimmungen der betreffenden Landesgesetze über „Inhaberpapiere^ unterwor- 
fen.'*') Die Rechtsverhältnisse der Aktionäre werden, insoweit die Gesell- 
schaftsstatuien nichts anderes bestimmen, durch die vorerwähnten Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuches, wie folgt, festgestellt: 

Art. 216. Jeder Aktionär hat einen verhältnissmässigen Antheil an dem 
Vermögen der Gesellschaft. Er kann den eingezahlten Betrag nicht zurück- 
fordern und hat, so lange die Gesellschaft besteht, nur einen Anspruch auf 
den reinen Gewinn, soweit dieser nach dem Gesellschaftsvertrage zur Ver- 
theilung unter die Aktionäre bestimmt ist. — Art. 217. Zinsen von bestimmter 
Höhe dürfen für die Aktionäre lycht bedungen noch ausbezahlt werden; es 
darf nur dasjenige unter sie vertheilt werden, was sich nach der jährlichen 
Bilanz, und wenn im Gesellschaftsvertrage die Innehaltung eines Reserveka- 
pitals bestimmt ist, nach Abzug desselben als reiner Ueberschuss ergiebt. 
Jedoch können für den im Gesellschaftsvertrage angegebenen Zeitraum, 
welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange des vollen 
Betriebes erfordert, den Aktionären Zinsen**) von bestimmter Höhe be- 
dungen werden. — Art. 218. Der Aktionär ist in keinem Falle verpflichtet, 
die in gutem Glauben empfangenen Zinsen und Dividenden zurückzugeben. 
— Art. 219. Der Aktionär ist nicht schuldig, zu den Zwecken der Gesell-' 
Schaft und zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten mehr beizutragen, als den 
für die Aktie statutenmässig zu leistenden Beitrag. — Art. 220. Ein Ak- 
tionär, welcher den Betrag seiner Aktie nicht zur rechten Zeit einzahlt, ist 
zur Zahlung von Verzugszinsen von Rechtswegen verpflichtet. Im Gesell- 
schaftsvertrage können für den Fall der verzögerten Einzahlung des gezeich- 
neten Aktienbetrages oder eines Theiles desselben Konventionalstrafen ohne 
Rücksicht auf die sonst stattfindenden gesetzlichen Einschränkungen festge- 
setzt werden; auch kann bestimmt werden, dass die säumigen Aktionäre 
ihrer Anrechte aus der Zeichnung der Aktien und der geleisteten Theilzah- 
lungen zu Gunsten der Gesellschaft verlustig gehen. — Art. 221. Ist im 
Gesellschafts vertrage keine besondere Form, wie die Aufforderung zur Ein- 



*) Dasselbe gilt auch von den von Eisenbahngesellsohaften emittirten Obliga- 
tionen. 

**) Die sogenannten Bauzin&en. 
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2ahlnng geschehen soll, bestimmt, so geschieht dieselbe in der Form, in 
welcher die Bekanntmachungen der Gesellschaft nach dem Gesellschaftsvertrage 
überhaupt erfolgen müssen. Jedoch kann in keinem Falle ein Aktionär seines 
Anrechts verlustig erklärt werden, wenn nicht die Aufforderung zur Zahlung 
mindestens dreimal in den hierzu bestimmten öffentlichen Blättern, das letzte 
J^al wenigstens yier Wochen yor dem für die Einzahlungen gesetzten Schluss- 
termin, bekannt gemacht worden ist. — Art. 222. Wenn die Aktien oder 
Aktienantheile auf Inhaber gestellt werdeh, so kommen folgende Grundsätze 
2ur Anwendung: 1) Die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen 
Nominalbetrages derselben nicht erfolgen: ebensowenig dürfen über die ge- 
leisteten Partialzahlungen Promessen oder Interimsscheine, welche auf Inhaber 
lauten, ausgestellt werden. 2) Der Zeichner der Aktie ist für die Einzahlung 
von vierzig Procent des Nominalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet; von 
dieser Verpflichtung kann derselbe weder durch Uebertragung seines Anrechts 
■auf einen Dritten sich befreien, noch Seitens der Gesellschaft entbunden 
werden; wird der Zeichner der Aktie, wegen verzögerter Einzahlung, seines 
Anrechts aus der Zeichnung verlustig erklärt (s. Art. 220), so bleibt er 
demungeachtet zur Einzahlung von 40 7o des Nominalbetrages der Aktie 
verpflichtet. 3) Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, dass und 
unter welchen Massgaben nach erfolgter Einzahlung von vierzig Procent die 
Befreiung des Zeichners von der Haftung für weitere Einzahlungen zulässig 
«ei, und dass im Falle der eingetretenen Befreiung über die geleisteten 
Jlinzahlungen Promessen oder Interimsscheine, welche auf Inhaber lauten, 
ausgestellt werden dürfen. — Art. 224. Die Rechte, welche den Aktionären 
in den Angelegenheiten der Gesellschaft, insbesondere in Beziehung auf die 
Führung der Geschäfte, die Einsicht und Prüfung der Bilanz und die Be- 
43timmung der Gewinn vertheilung zustehen, werden von der Gesammtheit 
•der Aktionäre in der Generalversamndung ausgeübt JedeAktie gewährt dem 
Inhaber eine Stimme, wenn nicht der Gesellschaftsvertrag ein anderes fest- 
setzt. — Art. 225. Ist ein Aufsichtsrath bestellt, so überwacht derselbe uie 
Oeschäftsführiing der Gesellschaft in allen Zweigen der Verwaltung; er 
kann sich von dem Gange der Angelegenheiten der Gesellschaft unterrichten, 
'die Bücher und Schriften derselben jederzeit einsehen und den Bestand der 
Gesellschaftskasse untersuchen. Er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen 
und die Vorschläge zur Gewinn vertheilung zu prüfen und darüber alljähr- 
lich der Generalversammlung der Aktionäre Bericht zu erstatten. Er hat 
eine Generalversammlung zu berufen, wenn dies im Interesse der Gesell- 
schaft erforderlich ist. — Art. 226. Handelt es sich um die Führung von 
Prozessen gegen die Mitglieder des Vorstandes oder des Aufsichtsrathes, so 
lionunen die für die Kommanditgesellschaft auf Aktien gegebenen Bestim- 
mungen auch hfer zur Anwendung. (Nach Inhalt derselben — Art. 194 
und 195 des Handelsgesetzbuchs — werden Aktionäre in einem Pro- 
2ess gegen den Verwaltungsrath, ^ durch Beschluss der Generalversammlung 
eingeleitet, durch den Aufsichtsrath vertreten. — Ist Seitens der Aktionäre 
«in Prozess gegen die Mitglieder des Aufsichtsrathes beschlossen, so wer- 
den sie durch Bevollmächtigte vertreten, welche in der Generalver- 
sanunlung gewählt werden , event. kann das Handelsgericht auf Antrag die 
Bevollmächtigten ernennen, wenn durch irgend einen Umstand die Bestel- 
lung von Bevollmächtigten durch Wahl in der Generalversammlung gehindert 
worden ist. — Jeder Aktionär ist befugt, als Intervenient in den Process 
<)ontra Verwaltungs - oder Aufsichtsrath auf seine Kosten einzutreten.) 
Die von den einzelnen Staaten garantirten Aktien (auch Obligationen, 
wie wir hier gleich beiläufig bemerken wollen) gemessen grösstentheils die 
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pnpillarische und deposital massige Sicherheit*. In Prenssen sind jedoch 
nur den unbedingt garantirten Aktien und Obligationen die gedachten 
Vorzüge beigelegt. TJebrigens muss auch dort bei einer Anlage Yon MOndel- 
geldem in diesen Effekten die obervormundschaftliche Genehmigung eingeholt 
werden, sobald denselben weniger als 37>V^ Zinsen Seitens des Staate» 
garantirt sind. Bei Besprechung der einzelnen preussischen Bahnpapiere 
werden wir angeben, weiche dieser Werthe eine bedingte oder unbedingte 
Zinsgarantie zugesichert erhalten haben. 

Behufs der Vollendung, Ergänzung oder Erweiterung ihres Unternehmen» 
haben sich fast alle grösseren Eisenbahngesellschaften genothigt gesehen, 
Anleihen zu negociren. Die von diesen Anleihen herrührenden Schuld- 
titel werden „Pioritätsobligationen^ genannt G-enau genommen ist 
diese Bezeichnung nicht richtig; sie gebührt eigentlich nur den Schuldver- 
schreibungen solcher Anleihen, deren Verzinsung und Amortisation aus den 
Betriebsüberschüssen unbedingt erfolgt sein muss , ehe Gleiches bei jüngeren 
Anleihen (2. Emission) beginnen darf. Die Bezeichnung ^prioritätisch'^ be- 
deutet daher bei den meisten Obligationen weiter nichts, als dass sift inVer- 
zinsung und Tilgung den Aktien vorangehen. Nun ist aber hiemit für die 
Obligationenbesitzer durchaus kein Näher- oder Vorzugsrecht begründet,, 
da die Aktionäre doch Theilhaber der das Darlehen aufgenommen haben- 
den Gesellschaft, mithin Schuldner der Erstgenannten sind. Die Prioritäts- 
anleihen der Eisenbahngesellschaften — der lieben Gewohnheit halber behalten 
wir die nun einmal volksthümlich gewordene Bezeichnung für alle Fälle bei 
— sind entweder geschlossene oder offene. Geschlossene Darlehen sind 
auf einen gewissen Kapitalbetrag begrenzt und auf den gesammten fundus 
instructus der Bahngesellschaft gegründet, wo nicht in letzterer Beziehung 
Ausnahmen stattfinden. So sind sämmtliche Schuldtitel der von altpreussischen 
Bahnen emittirten Anleihen auf ganz bestimmte Bahnobjekte radicirt und 
stehen daher die Obligationen, denen andere Strecken der Gesellschaft haften, 
in keinerlei Priorität zu einander. Nur in dem Falle haben sämmtliche Obli- 
gationsbesitzer derselben Gesellschaft das Retentionsrecht ai> das ganze Ge- 
sellschaftsvermögen , wenn die speciell als Sicherheitsobjekte überwiesenen 
Bahnkörper zu ihrer Befriedigung nicht ausreichen sollten. 

Offene Darlehen sind dagegen auf das ganze Anlagekapital begrenzt. 
Man findet in Deutschland dieses Anleihesystem nur bei solchen Gesellschaften 
vertreten, welche von Franzosen gegründet sind, wie z. B. die österreichische 
Staatsbahn. Das Aktienkapital dieser Gesellschaften ist nämlich ein verhält- 
nissmässig sehr geringes, das zur Vollendung des Unternehmens nie ausreicht. 
Ist dasselbe verbraucht, so werden bis zur Grenze des koncessionirten Anlage- 
kapitals niedrigzinsende (3 7^) Obligationen weit unter ihrem Nominalwerthe, 
je nach Bedarf, ausgegeben. Da diese nun nicht zum Nennwerthe, sondern 
zum Begabungspreise dem Anlagekapital zugerechnet, zum vollen Nennwerthe 
aber getilgt werden, so übersteigt die Schuld nicht nur das Aktienkapital 
häufig, sondern die älteren Emissionen verlieren, je unmässiger diese Mani- 
pulation ausgeübt wird, um so mehr an Sicherheit für den Inhaber, da zwi- 
schen älteren und neueren Obligationsemissionen keine Priorität stattfindet. 
Sämmtliche Obligationen haben gleiche Bechte an das Vermögen der Gesell- 
schaft und auch gleichen Rang untereinander. Da diese ^französischen^ Ob- 
ligationen dem Besitzer im F^le der Tilgung durch das Loos in der Differenz 
zwischen dem Emissionspreis und dem zu gewährenden Nominalpreis einen 
ansehnlichen Gewinn bringen, so werden die offenen Anleihen der nach fran- 
zösischem Vorbild organisirten Gesellschaften häufig auch Prämienanleihen 
genannt (nicht zu verwechseln mit Lotterieanleihen). 
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Zurückkommend auf die Obligationen, die von den nach deutschem Sy» 
steme begründeten Aktiengesellschaften emittirt werden, so erfolgt deren Til- 
gung im Wege der Yerloosung, und wachsen die ersparten Zinsen der bereit» 
ausgeloosten Stücke fast immer dem Tilgungsfonds zu. Sie lauten sämmtlich 
auf den Inhaber und sind mit Zinscoupons, die Mehrzahl auch mit Talons 
Tersehen. 

Die Obligationen haben den unbedingten Vorrang vor den Aktien, auch 
in dem Falle, dass diese für eine besondere Linie der Gesellschaft noch nach- 
träglich emittirt worden sind. Anleihen einer und derselben Gesellschaft 
haben unter sich die Priorität je nach dem Datum der Concession. In Preussen 
ist es den Bahngesellschaften gesetzlich verboten, Theile der Bahn zu ver- 
äussern, so lange nicht sämmtliche Prioritätsanleihen zur Rückzahlung ge- 
langt sind. 

Die Rechte der Obligationenbesitzer scheinen uns durch die preussische 
Eisenbahngesetzgebung am besten gewahrt zu sein, wie wir diess eben 
gelegentlich der genauen Fixirung der einzelnen Anleihen der preussischen 
Bahnen gfesehen haben. Ebenso sorgfaltig ist das unter gewissen Verhält- 
nissen den Obligationsbesitzern freistehende Recht, die Rückzahlung ihrer 
Forderungen verlangen zu können, präcisirt. Dies Recht kann nämlich bean- 
sprucht werden: 

1) wenn ein Zinszahlungstermin über 3 Monate lang unberücksichtigt 
bleibt ; 

2) wenn die Bahn länger als 6 Monate ausser Betrieb gesetzt ist ; 

3) wenn gegen die Gesellschaft im Executivprocess Schulden halber die 
gerichtliche Zwangshülfe nachgesucht und vollstreckt worden ist, und 

4) wenn der gesetzlich festgestellte Amortisationsplan nicht eingehalten 
würd«. *) 

In den Fallen 1) und 3) können die Inhaber sogar sofortige Rückzah- 
lung verlangen. Im Falle 4) muss eine dreimonatliche Kündigung voran« 
gehen. 

Wir haben oben gesagt, dass das Anlagekapital einer Eisenbahngesell- 
schaft zuweilen auch theilweise aus einer nur provisorischen, sogenannten 
schwebenden Schuld bestehe. Schwebende Verbindlichkeiten werden ge- 
wöhnlich dann eingegangen, wenn es sich um ein kleineres Geldbedürfniss zur Ver- 
vollständigung des Unternehmens oder um Herbeischaffung eines grossen Ka- 
pitals handelt, das augenblicklich, äusserer Umstände halber, nicht durch 
Aufnahme einer Anleihe gedeckt werden kann. Im ersteren Falle erfolgt die 
Rückzahlung aus den Betriebsüberschüssen der nächsten Jahre, im anderen 
aber, sobald es gelungen ist, die projektirte Anleihe behufs Erweiterung des 
Unternehmens zu realisiren. Darleiher sind befreundete Banken oder Bankiers, 
auch wohl Staatskassen, gegen Verpfändung von Obligationen der Gesellschaft. 
Andererseits suchen die Gesellschaften auch durch Hinausgabe von verzins- 
lichen, in bestimmten Fristen rückzahlbaren Schuldverschreibungen (Handdar- 
lehen), die zuweilen auch Seitens der Gläubiger kündbar sind, vorübergehende 
Geldbedürfnisse zu befriedigen. Die nach dem französischen System organi- 
sirte österreichische Süd-, Lombard.-Venet. und Central-Italienische Eisenbahn- 
gesellschaft hat letzeres Auskunftsmittel sehr stark benützt, indem sie seit 



*) Auf Omnd sub 4) ist von den Besitzern der Prioritätsobligat Ionen Lit. E. der 
OberschlesiBchen Eisenbahngeselisehaft ein Process gegen die Bahnverwaltung ange- 
hängt worden, dessen letztinstanzUcher Ausgang demnächst zu erwarten steht. 
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Januar 1866 schon zweimal Bons im Gesammtbetrage von 240 Mill. Frcs. 
mit 8— lOjähriger Verfallzeit ausgegeben hat. 

Die von den grosseren Eisenbahnaktiengesellschaften emittirten Stamm- 
aktien, Prioritätsaktien und Obligationen gehören zu derjenigen Gattung Toa 
Werthpapieren , welche seit einer längeren Reihe von Jahren an den grossen 
deutschen Börsen eine Hauptrolle im Effekten verkehr spielen. Die von den 
kleinen Lokalbahngesellschaften emittirten Aktien und Obligationen haben da- 
gegen nur vereinzelt die Beachtung der Börsen gefunden; gewöhnlich werden 
dergleichen Eisenbahnpapiere nur da gehandelt, wo sich der Sitz der betreffen- 
den Gesellschaft befindet. Sie konunen aber auch dort selten im Verkehre vor^ 
da sie meistentheils in fester Hand sind. Wir werden darauf verzichten, diese 
Papiere einer speciellen Besprechung zu unterziehen, mit Ausnahme derer, 
die an einem grösseren Börsenplatz notirt werden. Der wichtigste Markt für 
die in Bede stehenden Effekten in Deutschland ist Berlin; auf döm Kurszettel 
der dortigen Börse finden wir das reichhaltigste Sortiment von Aktien und 
Obligationen. Die übrigen preussischen Börsenplätze, wie Frankfurt a. M., 
Köln, Breslau und Stettin, sind besonders Markte für Papiere derjenigen 
Bahnen, die in genannten Städten domicilirt sind. In Frankfurt a. M. ist auch 
der Specialmarkt für süddeutsche und einige fremde Bahnpapiere. Leipzig 
notirt ausser den vaterländischen noch mehrere preussische und Österreichische 
Eisenbahngesellschaftspapiere. An der Wiener Börse werden nur inländische 
Aktien und Obligationen gehandelt. Hamburg bietet in diesem Papiergenre 
nur eine geringe Auswahl. 

Die Börse theilt die Eisenbahnaktien bezüglich ihres inneren Werthes 
in schwere und leichte ein. Während die schweren Aktien wegen ihrer 
^,fetten^' Dividenden, und die Mehrzahl der Obligationen wegen der ihnen 
beiwohnenden Sicherheit und sonstiger Vorzüge eine beliebte Kapitalanlage 
sind, dienen die leichten Aktien hauptsächlich als Gegenstand der Börsen- 
spekulation. So haben denn selbst Aktien, die gar keinen oder nur einen 
höchst geringen Ertrag bringen, sich als Spielpapier eine grosse Bedeutung 
für die verschiedenen Nuancen im Börsenspiel zu erwerben gewusst, während 
der solide Geschäftsmann und der Kapitalist sie ganz unbeachtet lässt. 

Der Börsenpreis (Marktpreis, Tageskurs) der schweren Aktien über- 
steigt den Nominalwerth (d. i. die Summe, auf welche ein Effekt lautet) 
oft um das Doppelte. Kursschwankungen sind Aktien mehr unterworfen 
als „Fonds^^ und es hat die Kursbewegung a la hausse oder k la baisse bei 
einzelnen, selbst bei soliden Aktien, an einem Börsentage schon häufig über 
zwanzig Procent betragen. Der Kurs der Obligationen ist bei gewöhnlichen 
Zeitläufen sehr stagnirend und es beschränken sich dann die Bewegungen 
wochenlang nur auf Bruchtheile von einem Procente. Aktien von noch nicht 
vollendeten Bahnen, die grösstentheils während der Bauzeit mit 4 <^/o aus den 
Baufonds verzinst werden (s. oben), stehen gewöhnlich unter pari. In der Neuzeit, 
wo überhaupt die Emission von Eisenbahnpapieren sehr zugenommen hat, 
will es nicht mehr wie früher gelingen, die Aktien und Obligationen al pari 
{zum Nominalwerthe) zu begeben. Die Differenz zwischen dem Emissionskurse 
und dem Nominalbetrage ist häufig, namentlich bei Obligationen, eine sehr be- 
deutende. 

Es ist gebräuchlich, dass beim Verkehr in Eisenbahnaktien, welche 
nicht mit besonderen Zinscoupons versehen sind, dennoch laufende Zinsen, 
gewöhnlich 4 7»» berechnet werden. Diese sogenannten Börsenzinsen laufen 
fast ohne Ausnahme vom 1. Januar ab. Beim Ein- und Verkauf von Aktien 
werden die Dividendenscheine des abgelaufenen Rechnungsjahres (das jetzt 
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fast bei allen Prlvatbahnen mit dem Kalenderjahr zusammenfallt) resp. die 
Abschlagsdividendenscheine nicht mit abgeliefert. 

Die Kursnotirung der Aktien und Obligationen erfolgt an allen deutschen 
Börsen nach Procenten. Nur in Wien werden Eisenbahnaktien nach dem 
Stück notirt, wie auch in Frankfurt die Taunusbahnaktien.*) 

In der im Eingang bereits angedeuteten Weise wollen wir nun unsem 
Lesern des Näheren mit denjenigen Eisenbahnaktiengesellschaften bekannt 
machen, deren Aktien oder Obligationen wirklich Gegenstand des Verkehrs 
an einer deutschen Börse sind. 

T7m unserer nachfolgenden Einzeldarstellung die noth wendige Uebersicht- 
lichkeit zu geben, theilen wir die vielen Bahngesellschaften in yier Gruppen, 
ein. Diese sind: 

1) die Privatbahnen des norddeutschen Bundes; 

2) „ „ der süddeutschen Staaten; 

3) „ „ des österreichischen Kaiserstaates und 

4) diejenigen ausländischen Privatbahnen, deren Aktien oder Obligationen 
an einem deutschen Börsenplatz eingeführt sind. 

Wir halten es für durchaus nothwendig, der Erwerbung des einen oder 
des anderen Eisenbahnpapiers eine genaue Prüfung, wenigstens der allgemei- 
nen Verhältnisse der emittirenden Gesellschaft, vorangehen zu lassen. „Prüfet 
und das Beste behaltet!^' ist unser Mahnruf. „Was ist aber das Beste ?'^ 
werden die Leser fragen. Wir antworten : „das Solide^' und verweisen in dieser 
Beziehung auf nachstehendeDarstellung. Da aber die Verhältnisse der Eisenbahn- 
Gesellschaften nicht stabil sind und es überhaupt ihrer Natur nach nicht sein 
können, so ermahnen wir dieselben, immer au courant zu bleiben, d. h. den 
weiteren Fortgang des Unternehmens im Auge zu behalten. So hatten z. B. vor 
mehr als einem Decennium die Aktien der Wilhelms-Bahn die vortheilhaf- 
teste Meinung für sich, einige Jahre später war das ganze Unternehmen dem 
Verfall nahe. Dies Ereigniss war der Mehrzahl der Aktionäre ganz uner- 
wartet gekommen ; nur die über die Sachlage sich stets orientirenden Besitzer 
hatten zur richtigen Zeit verkauft, sie waren vorsichtig gewesen und — 
Vorsicht ist ja die Mutter aller Weisheit. 



*) Auch in Berlin werden die Stammaktien und Obligationen der österr. Staats- 
vnd. Sudbahn nach dem Stück notirt. 



Erste Gruppe. 
Privatbahnen des norddeutschen Bundes. 

A. Prenssische Privatbahnen. 

I. Bahnen unter SelbstYerwaltung der Gesellschaften. 



1. Berlin- Anhaltische Bahn. 

(Concessionirt am 15. Mai 1839. — Gesellscbaftssitz: Berlin.) 



Das Unternehmen der Berlin-Anhaliischen Eisenbahnaktiengesellschaft 
umfasst folgende Strecken in einer Gesammtlänge von 47,4o Meilen, wovon 
nicht ganz die Hälfte doppelgleisig: 

a) Berlin-Jüterbogk-Wittenberg-Cöthen, eröflEhet am 10. Sep* 
tember 1841 ; 

b) Jüterbogk-Eöderau, im Betrieb seit 1. Oktober 1848; 

c) Wittenberg-Bitterfeld-Dessau- Leipzig-Halle, im Jahre 
1858 dem Betrieb übergeben. 

Ausserdem hat die Gesellschaft den Betrieb der Leopoldsbahn (Rossla u- 
Zerbst), Eigenthum der Anhaltinischen Eegierung, seit dem 1. November 
1863 übernommen. Sie hatte daher am I.Jan. 1867 49,i4 Meilen im Betrieb. 

Die Herstellung und iDbetriebsetzung vorgenannter 3 Linien hat ein 
Anlagekapital von 17 Mill. Thlrn. (zur Hälfte in Stammaktien und zur 
Hälfte in Anleihen) erforderlich gemacht, mithin Thlr. 327,038 auf die Meile. 

Das Stammaktienkapital besteht aus 3 verschiedenen Emissionen: 

1. Emission Lit. A. 15,000 Aktien k 200 Thlr. = 3,000,000 Thlr. (1839) 

2. ^ Lit. B. 15,000 „ „ „ „I =3,000,000 „ (1845) 

3. „ Lit. C. J.2,500_ „ „ „ ^ = 2,500,000 „ (1858) 

in Summa 42,500 Aktien k 200 Thaler = 8,500,000 Thlr. 
Alle Aktien nehmen seit dem 1. Januar 1860 gleichmässig an der Jah- 
resdividende Antheil. Seit 1842 bis 1866 incl. sind zusammen ) 94 Vis Procent 
oder durchschnittlich jährlich 7"7»oo % Dividende auf das Stammaktien- 
kapital gewährt worden, und zwar 4 7o als Minimum (1848 und 1849) 
und 1373 7o als Maximum. Auf Conto des nach Schluss des Betriebsjahres 
(Kalenderjahrs) sich ergebenden Dividendenbetrages wird den Aktionären 
am 1. Juli jeden Jahres eine Abschlagsdividende von 2 7^ ausgezahlt 
Die Zahlung der Restdividende erfolgt Ende März oder Anfangs April. 
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Zahlstelle: die GesellschaftshauptkasBe in Berlin, Aficanischer 
Platz Nr. 6, und die Güterkasse der Station Leipzig; an letzterer 
"Stelle jedoch nur jedesmal ca. 14 Tage nach dem Fälligkeitstermine. Die 
Aktien sind an den Börsen Yon Berlin und Leipzig eingeführt und 
werden daselbst die Börsenzinsen im Ein- und Verkauf von Halbjahr zu 
Halbjahr (L Jan. und 1. Juli) mit 4 yöm Hundert berechnet. 

Ihr Kursstand ist an der Berliner Börse beim Schluss der letzten fünf 
Jahre folgender gewesen: 1862: 150; 1863: 155; 1864: 190; 1865: 121 
und 1866: 223. 

Die Gesellschaft hat folgende Anleihen emittirt: 

1) auf Grund der Privilegien vom 7. Decbr. 1840 und ife. Febr. 1842 
1,500,000 Thaler in 4 7» Prioritätsaktien k 500 und lOOTha- 
1er. Diese Anleihe wird im Jahre 1884 getilgt sein, da seit dem I.Juli 
1843 alljährlich für 75,000 Thaler Prioritätsaktien amortisirt werden. 

2) 1,000,000 Thaler in 4V« 7o Obligationen, priv. am 4. Febr. 1856. 

3) 4,500,000 Thaler in 4Vi Vo Obligationen, priv. am 25. Juni 1856. 
Die Obligationen der Anleihen unter 2) und 3) sind in Appoints von 500 

und 100 Thalern ausgefertigt, fuhren die Bezeichnung Lit. A^ und geniessen 
gleiche Priorität. Vom Jahre 1858, resp. vom Jahre 1861 ab unterliegen 
dieselben mit je einem halben Procente des Eapitalbetrages det Amortisation. 
Für die Anleihen sub 1) und 2) haften die oben unter a) und b) näher 
bezeichneten Linien; auf die Linie c) sind die Obligationen der Anleihe ad 3) 
radicirt. 

4) 1,500,000 Thaler in 4V2 > Obligationen Lit. B., privilegu-t am 
1. Juli 1865 behufs besserer Ausrüstung des Unternehmens. Diese 
jüngste Anleihe hat das Vorrecht für Zins und Kapital vor den Stamm- 
aktien, steht aber in der Priorität rücksichtlich der Verzinsung und 
Kapitalrückzahlung den vorgenannten Anleihen im ursprünglichen Ge- 
sammtbetrage von 7 Mill. Thalern nach. Es sind 1500 Stück Obliga- 
tionen k 500 Thaler (Nr. 1 — 1500) und 7500 Stück k 100 Thaler (Nr. 
1501 — 9000) ausgegeben worden. Vom Jahre 1867 ab müssen all- 
jährlich für 7500 Thaler Obligationen zur Tilgung gelangen. Die Ge- 
sellschaft hat sich aber das Recht vorbehalten, sämmtliche im Umlauf 
befindliche Obligationen Lit. B. mit dreimonatlicher Frist zur al pari 
Heimzahlung kündigen zu können. 

Die Prioritätsaktien und sämmtliche Obligationen sind auf den 2. Januar 
und 1. Juli verzinslich. Ort der Zinszahlung: «die oben angegebenen 
Kassen. Die Bück Zahlung findet durch Ausloosung im Monat März jeden 
Jahres statt. Die Einlösung der verloosten Titel erfolgt am 1. Juli bei 
der Hauptkasse in Berlin. 

Die Anleihen figuriren auf dem Berliner und Leipziger Kurszettel. 

G^sellschaftsorgane sind: der Verwaltungsrath, aus 13 Aktionären 
bestehend. Derselbe wählt die au9 8 Mitgliedern bestehende Direktion. 
Ordentliche Generalversammlung im April. Der Besitz von 10 Aktien 
gewährt 1 Stimme. 

Die Betriebs-Ergebnisse des Jahres 1866 waren folgende: Total- 
einnahme Thaler 3,275,377 (darunter aus dem Güterverkehr — über 
15 Mill. Centner — Thlr. 2,082,681); Gesammtausgabe (incl. Thlr. 350,000 
für Verzinsung und Amortisation der Anleihen, und Thlr. 344,575 für den 
Erneuerungsfonds) Thlr. 1,959,648. Die eigentlichen Betriebsausgaben beliefen 
sich auf Thlr. 1,258,862 oder auf 38,4s V^ <}er Gesammteinnahmen. Bein- 
ertrag: Thlr. 1,315,729, wovon 1,133,333 Thlr. als Dividende an die Aktio- 
näre vertheilt und 182,396 Thlr. als Eisenbahnsteuer erlegt worden sind. 
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Der Reservefonds betragt seit einer Reibe von Jabren 50,000 Thlr.; 
der Ernenerungsfonds ist auf Tblr. 882,300 angewacbsen. 

Die Babn ist sebr gut situirt und die Gesellscbaft eine der wenigen,, 
die ibren Aktionären, trotz der den Yerkebr störenden Ereignisse des Jabre» 
1866, eine böbere Dividende als in den Yorjabren bat gewabren können. 
Sebr ansebnlicb ist der Koblentransport ai^ dieser Babn; er betrug 1866 
allein 819,601 Ontr. Derselbe könnte aber fQr die Zukunft durcb die Babn- 
verwaltung selbst leicbt eine Scbmälerung erleiden, da sie den Fehler began-* 
gen bat, seit dem 7. April 1867 die Fracbtsätze für Stein- und Braunkohlen 
ansebnlicb zu erhöben^ wodurch natürlich die'Consumtion von Zwickauer Stein- 
und Bitterfelder Braunkohlen innerhalb des Yerkehrgebietes der Babn abneh- 
men wird. 

Für die Zukunft ist eine Erweiterung des Unternehmens beabsichtigt^ 
die für den Bahnverkehr allerdings von grosser Wichtigkeit werden dürfte. 
Der Yerwaltungsrath will nämlich von Z erb st nach Magdeburg einen 
Schienenstrang legen und somit die direkte Yerbindung zwischen Magdeburgs 
und Leipzig in seine Hände bekommen. Die preussische Regierung hat bis 
jetzt zwar die Yerwaltung auf ihr diesfallsiges Eoncessionsgesuch abschlägig 
beschieden ^ doch steht zu erwarten, dass spätere Schritte in dieser Beziebung^ 
den erwarteten Erfolg haben werden. 



2. Berlin-Hamburger Bahn. 

(GoncesBionirt am 28. Februar 1845. — Gesellschaftssitz: Berlin.) 



Das Eigenthum der Berlin-Hamburger Eisenbabnaktiengesellscbaft umfasst 

1) die Strecke Berlin-Wittenberge-Büchen-Bergedorf und 

2) die von der Station Buchen nach Lauenburg a/E. führende Zweig» 
bahn, in der Gesammtlänge von 37,5? Meilen. 

Ausserdem hat sie, bereits seit Eröffnung der ganzen Babn (December 1846), 
von der Hamburg-Bergedorfer Eisenbahngesellschaft die 2,o9 Meilen 
lange Strecke Hamburg-Bergedorf in Betrieb genommen. Als Pachtpreis ver- 
zinst sie der HambuBger Gesellschaft die Anlagekosten mit 4 7^ jährlich und 
zahlt jährlich 50 % der ganzen zwischen Hamburg und Bergedorf erzielten 
Bruttoeinnahme. Neuerdings, seit August 1866, ist ihr auch der Betrieb der 
vom Senat erbauten Bahn, vom Bahnhofe in Hamburg ausgehend bis zur 
Quaianlage am Sandthore (das Sandthor ist in der Nähe des sogenannten 
Brandenburger Hafens resp. Hafenbassins an der Norder-Elbe) zugefallen. 
Der Pachtcontract ist dabin abgeschlossen, dass die zu erhebende Gebühr für 
den Transport nur die Kosten desselben und die Zinsen des Anlagekapital» 
decken, aber keinen Gewinn für die Pächterin abwerfen soll. 

Abgesehen von dem Aktienkapital und einer Anleihe der Hamburg- 
Bergedorfer Gesellschaft (das Nähere über diese Gesellschaft s. weiter unten) bat 
die Herstellung der Berlin-Hamburger Bahn nachstehendes Stammaktienkapital 
nebst Anleihen erforderlich gemacht, wobei die für die Zweigbahn aufgewen- 
deten Kosten mit inbegriffen sind. 

1. Das Aktienkapital besteht 

a) aus 25,000 Stück Aktien Lit. A. k 200 Thlr. = 5,000,000 Thlr. 

b) „ 15,000 „ „ Lit. B. ä 200 „ =3,000,000 „ 
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Ijit. A. sind Privataktien, Lit. B. je zur Hälfte Eigenthum der Großsherzog- 
lieh Mecklenburg- Schwerinschen Regierung und der freien Stadt Hamburg« 
Im Börsenverkehr sind nur die Privataktien, doch haben die genannten Be- 
sitzer der Aktien Lit. B» das Recht, dieselben zu veräussern. Der jährliche 
Reinertrag des Unternehmens wird in nachstehender Weise unter die Aktien- 
besitzer der Emissionen A. und B. vertheilt: zuerst erhalten die Aktien Lit^ 
A. eine Dividende von 47« 7©, die Aktien Lit. B eine 37« %ge Verzinsung, 
üebersteigt der Reinertrag den Dividenden- und Verzinsungsbedarf, so wird 
zunächst ein gewisser Antheil zum Reservefonds zurückgelegt, bis dieser die 
Summe von 1,400,000 Thaler erreicht hat. *) Der dann noch etwa verblei- 
bende Rest wird zu % den Aktien Lit. A. als Superdividende überwiesen,, 
zu Vs aber den Aktien Lit. B. zugeschieden. Haben die letzteren 47» 7'^^ 
Dividende erhalten, so wird alles Uebrige zur successiven Amortisation 
der Aktien Lit. B. verwendet. (Bis 1. Juli 1866 incl. waren schon 348^ 
Stück Aktien Lit. B. amortisirt). Für Lit. A. sind seit 1847 an Dividende 
gezahlt worden: 272, 0, 47« (1849 bis 1853), 5, 5, 57«, 6, 57*, 578, 67«, 6^ 
674, 774, 10, 97« und 9. Für die Aktien Lit. B. ist je ein Procent weniger * 
gezahlt worden. Die Aktien Lit. A. werden von der Berliner und Ham- 
burger Börse notirt. Die Ultimo-Jahreskurse seit 1861 waren an der Ber- 
liner Börse folgende: 1137*, 127, 1217», 1497«, 162 und 159. Der Börsen- 
zins wird beim pin- und Verkauf vom 1. Januar ab mit 4 vom Hundert 
berechnet. 

2. An Anleihen sind aufgenommen: 

a) 5,000,000 Thaler in 472 % Obligationen (priv. am 27. November 
1846) in Appoints von 500, 200, 100 und 50 Thalern, verzinslich 
am 1. Januar und 1. Juli. Amortisation von 1848 ab mit V« % 
des Kapital be träges. 

b) 1,000,000 Thaler in 47« 7o Obligationen (priv. am 11. Aug. 1848) 
in Stücken von 200 Thalern mit gleichen Zinsterminen. Die Til- 
gung mit 7« 7o von 1849 an. 

Beide Emissionen sind seit dem 1. Juli 1862 in 47oge verwandelt worden. 

Die Prioritätsobligationen werden an der Berliner, Leipziger 
und Hamburger Börse notirt. 

Zahlstellen für ausgelooste Obligationen (Ausloosungster^in im Monat 
April, Rückzahlungstermin 1. Juli), für fallige Dividendenscheine der Aktien 
Lit. A. (Zeitpunkt unbestimmt) und fällige Zinscoupons der Obligationen sind 
die Gesellschaftskassen in Berlin und Hamburg. 

Vertretung der Gesellschaft: ein Gesellschaftsausschuss von 
30 Personen (12 Preussen, 12 Hamburger und 6 Mecklenburger). Derselbe 
erwählt die Direktion,* bestehend aus 3 — 5 Direktoren, wozu noch die 
Mecklenburg-Schwerinsche Regierung und der Hamburger Senat je einen 
Eommissarius deputirt. Generalversammlung: jährlich Ende Mai in Lud- 
wigslust. 5 Aktien geben 1 Stimme. 

Dem Geschäftsbericht pro 1866 entnehmen wir, dass die Gesammt ein- 
nähme Thlr. 3,680,440, die Ausgabe Thlr. 2,633,030 betrug. Es verblieb 
mithin ein Reinertrag von Thlr. 1,047,410. Derselbe wurde, wie folgt, ver- 
wendet: 77,500 Thlr. wurden dem Amortisationsfonds der Aktien Lit. B. gut 
geschrieben; 279,910 Thlr. dem Reservefonds überwiesen und 690,000 Thlr. 



*) In der am 28. Mai 1867 abgehaltenen OeneralTersammluDg ist beBchloBSon 
worden, dass die zum Reservefonds nach §. 28 des Statuts zurückzulegende 
Quote im Maximum jährUch auf 280,000 Thlr. und nicht, wie binher, auf 140,000 Thlr. 
zu bemessen sei. 
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als 9 resp. ä ^loge Dividende auf die Privat- und Staatsaktien yertheilt. 
Unter den Betriebsausgaben waren die nur verauslagten Transitzolle mit 
362,336 Thlr., 297,570 Thlr. für Verzinsung und Amortisation der Anleihe 
und Thlr. 125,844 Betriebsantheile anderer Bahnverwaltungen mit inbegriffen. 
Seit ihrer Eröffnung hat die Bahn unter der Lästigkeit der mecklenburgi- 
schen und lauenburgischen Transitzölle und der Zollschranken bei Wittenberge 
zu. leiden gehabt; neuerdings sind ihre Interessen durch Concurrenzbahnen 
und durch die seit Herabsetzung der Flusszölle sehr lebhaft gewordene Elb- 
schifffahrt nicht unerheblich geschädigt worden. Durch die Eröffnung der 
Linie Neubrandenburg-Pasewalk-Stettin ist ihr auf einer Strecke von 25 Meilen 
der Hamburg-Stettiner Verkehr (via Berlin) entzogen, wie sie auch den Lübeck- 
Hamburger Verkehr durch den direkten Schienenweg zwischen Lübeck und 
Hamburg gänzlich eingebüsst hat. Dagegen wird sich eine Verkehrsbelebung 
durch die Eröffnung der Hamburg -Altonaer Verbindungsbahn herausstellen, 
da somit eine unmittelbare Kommunikation mit dem Schleswig-Holsteinischen 
Eisenbahnnetz erreicht worden ist. Die seit 15. Mai 1864 erfolgte Inbetrieb- 
setzung der Trajektanstalt über die Elbe bei Lauenburg hat die Einnahme 
der Büchen-Lauenburger Zweigbahn ansehnlich vermehrt, da dieselbe nun mit 
der Strecke Lüneburg-Holstorf, der Hannoverschen Staatsbahn, in direkte 
Verbindung gesetzt worden ist. Ein neuer empfindlicher Schlag steht der 
Berlin-Hamburger Strecke bevor, sobald die Lübeck-Hamburger Bahn über 
Kleinen, Stationspunkt der Eisenbahnlinie Rostock-Wismar-Hagenow, 
mit dem Mecklenburgischen Eisenbahnnetz in, Verbindung gesetzt sein 
wird, da durch Ausführung dieses Zwischenstückes der ganze Mecklenbur- 
gische Verkehr nach Hamburg über Lübeck geleitet wird. Einigermassen 
wird dieser Verlust durch den vermehrten Verkehr, der sich durch die Ein- 
verleibung der Herzogthümer in Preussen zwischen Berlin und Holstein u. s. w. 
entwickeln wird und dieser Bahn zufallt, paralysirt werden. 

Sind nun zwar der Berlin-Hamburger Bahn keine besonders glänzenden 
Aussichten zu prophezeien, so muss doch andererseits constatirt werden, dass 
bei der Solidität des Unternehmens die Aktien und Obligationen dieser Ge- 
sellschaft immer eine in jeder Hinsicht befriedigende Kapitalanlage bilden 
werden. 



3. Berlin-Potsdam-Magdeburger Bahn. 

(Concessionirt am 17. August 1845. — Gesellschaftssitz: Potsdam.) 



Am 7. August 1846 hatte die Gesellschaft, ursprünglich nur zum Behuf 
der Erbauung der Potsdam-Magdeburger Bahn gebildet, die seit dem 
23. September 1837 concessionirte und seit dem 22. September 1839 eröffnete 
3Va Meilen lange Berlin-Potsdamer Bahn erworben und fand an dem 
nämlichen Tage auch die Eröffnung der Strecke Potsdam-Friedrichstadt-Magde- 
burg statt. Die ganze 19,74 Meilen lange, jetzt fast ganz (19 Meilen) doppel- 
gleisige Bahn war am 19. August 1848 mit Fertigstellung der Strecke 
Friedrichstadt-Magdeburg bis zum Fürstenwalle vollendet. Bisher sind auf 
die Bahn 13,707,779 Thlr. oder 376,729 pr. Meile verwendet worden. 

Das Aktienkapital besteht 

1) aus 4,000,000 Thlr. in Aktien k Thlr. 100. 1. Emission. 

2) „ 1,000,000 , „ , , „ „ 2. , am 26. Nov. 

1858 privilegirt, 
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in Summa 50,000 Stuck Aktien äThlr. 100 = 5,000,000 Thir. Die Aktien 
2. Emission nahmen seit 1. Januar 1859 (bezüglich 500,000 Thlr. aber erst 
seit Januar 1861) an der Jahres(}iyidende Antheil. Die Aktien beider Emis- 
sionen hatten bisher keine Talons. In der Generalyersammlung yom 10. Okt. 1866 
ist auf Antrag der Direktion und des Ausschusses von der Versammlung be- 
schlossen worden, den fortan zur Ausgabe kommenden Serien von Dividenden- 
Scheinen einen Talon beizugeben. Seit 1862 ist an Dividende gezahlt worden: 
1862: 147o; 1863: U7o; 1864—1866: 167o. Die Auszahlung der Dividende 
erfolgt gewöhnlich am 1. April jährlich bei der Eauptkasse der Gesellschaft 
in Potsdam und bis 14 Tage lang nach dem Fälligkeitstermine auch bei der 
Bahnkasse auf dem Potsdamer Bahnhofe in Berlin. Die Beriin-Potsdam-Magde- 
bnrger Stammaktien werden nur an der Berliner Börse notirt. Der Börsen- 
zins wird mit 47o vom 1. Januar ab berechnet. Am Schluss des Jahres 1862 
und der darauf folgenden 4 Jahre war ihr Kursstand folgender: 217, 187, 
21974, 1317« und 132 V« 7o. 

An Anleihen sind folgende kreirt worden: 

1) 2,367,000 Thal er in 4 7o Obligationen gemäss des Privilegiums vom 
17. August 1845 und zwar 

a) in 2,000,000 Thlr. Obligationen Lit. A. 10,000 Stück k 200 Thlr. und 

b) in 367,200 Thlr. „ Lit. B. 1,836 ^ ^ 200 „ 

Die Obligationen unter a) waren zur Abfindung der Aktionäre der Potsdamer 
Bahn und die unter b) an die Stelle der gekündigten Prioritätsaktien der Berlin- 
Potsdamer Bahn bestimmt.*) Tilgungsquote: 7*7^ des Kapitalbotrags, in 
erster Linie zur Tilgung der Obligationen Lit. B. bestimmt. Ausloo- 
sungstermin: Ende December oder Anfang Januar, Rückzahlung am I.Juli 
darauf. 

2) 7,000,000 Thlr. Lit. C. inAppoints von 200, 100 und25Thlrn. Gemäss 
des Privilegiums vom 25. August 1862 sind die Obligationen Lit. C. mit 47o 
yerzinslich und führen ausserdem noch die Bezeichnung „Lit. C. neue Emis- 
sion ,** da sie an Stelle der nachfolgend näher bezeichneten, nunmehr einge- 
gangenen 47« resp. 5*^/0 Obligationen ausgegeben worden sind: 

a) 1,500,000 Thlr. Lit. C. früher 5, dann 4 Vo ' Obligationen laut Priv.vom 
21. Juni 1847; 

b) 1,000,000 Thlr. Lit. D. in 5 7« Obligationen laut Priv. vom 17. Juni 
1849 und 

c) 2,989,000 Thlr. Lit. D. in 47^ Vo Obligationen laut Priv. vom 17. Sept. 
1851, wovon 989,000 Thlr. zur Einziehung des Restbetrags der unter 
b) angeführten 5 7» Obligationen verwendet worden sind. 

Die Amortisationsquote der Obligationen Lit. 0. neue Emission 
beträgt ebenfalls jährlich 7* ^h ^^s Eapitalbetrages und ist auch der Aus- 
loosungstermin der vorgenannte. 

Sämmtliche Anleihen sind auf den 2. Januar und 1. Juli verzinslich. 
Die Einlösung der ausgeloosten Obligationen und der fälligen Zins- 
coupons erfolgt an der Gesellschaftskasse in Potsdam, resp. Berlin. 
Die Berliner Börse notirt die Obligationen Lit. A. und B., dessgleichen 
Lit. C. 



*) Das Anlagekapital der aufgelösten Berlin-Potsdamer Bahn bestand aus 1 MilL 
Thaler in Aktien ä 200 Thaler und in einer Prioritätsanleihe von 400,000 Thalern^ 
Jeder Aktionär erhielt für 100 Thaler m Aktien 200 Thaler in Obligationen als Ab« 
finduDg. 

ZeltMohtiit f&r Kapital und Beute» IV. 4 
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YerfasBung: die Gesellschaft wird von einem 28 Personen starken Ans- 
4schuss vertreten, worunter sich je ein Mitglied des Magistrates der Städte Potsdam, 
Brandenburg, Burg und Magdeburg befindet. Der Ausschuss wählt das aus 
ordentlichen Mitgliedern bestehende Direktorium.*) Die ordentliche G e« 
neralversammlung der Gesellschaft, an welcher nur solche Aktionäre Theil 
nehmen können, die 10 oder mehr Aktien besitzen, fand früher im Frühjahr 
statt, gegenwärtig im Herbst. Für seine Person darf kein Aktionär mehr als 
20 Stimmen abgeben. Der seit 1. Januar 1849 bestehende Eontrakt, laut 
welchem die Gesellschaft den Betrieb der Magdeburg-Halberstädter Bahn gegen 
45 Procent der Bruttoeinnahme übernommen hatte, ist mit dem 1. Januar 
1867 ausser Wirksamkeit getreten. 

Dem jüngsten Geschäftsbericht der Verwaltung (pro 1865) entnehmen wir 
folgende Angaben: die Gesammteinnahme hat betragen 2,833,531 Thlr., 
d. i. 42,226 Thlr. mehr als im Vorjahr (pro 1866 „yorbehältlich späterer 
Feststellung^ 2,253,320 Thlr.); die Gesammtausgabe dagegen: 1,318,113 
Thaler (877,173 Thlr. Betriebsausgaben; 10,022 Abgaben, Lasten; Zinsen 
und Amortisation 430,918 Thlr.). Reineinnahme: 1,015,418 Thlr. Von 
diesen sind 140,625 Thlr. als Eisenbahnsteuer, 800,000 Thlr. als Dividenden- 
zahlung verwendet worden. Der Best mit 74,793 Thlr. ist dem neugebildeten 
Extrareservefonds, welcher hiermit auf 240,190 Thlr. angewachsen ist,, 
überwiesen worden. Der eigentliche Reservefonds hat längst die Statuten- 
massige Höhe von 500,000 Thlr. erreicht. 

Die Lage der Gesellschaft war seit einer längeren Reihe von Jahren eine 
sehr gute und wird auch für die allernächsten Jahre voraussichtlich keine 
Aenderung darin eintreten. Für die weitere Zukunft aber steht zu befürchten, 
dass ihr der hannoversche, westphälisch-rheinische u. s. w. Transitverkehr durch 
dieBerlin-Lehrter-Uelzener Bahn (welche von der Verwaltung der Magde- 
burg-Halberstädter Bahn baldigst in Angriff genommen wird) zum grössten 
Theü entzogen werden wird, und dass somit ein grosser Einnahmeverlust 
unausbleiblich ist. Die Aufgabe der früherhin so intimen Verbindung mit der 
Halberstädter Eisenbahngesellschaft und der Uebemahme des Baues der Berlin- 
Lehrter Bahn auf eigene Rechnung waren zwei MissgrifPe der Verwaltung der 
Potsdam-Magdeburger Eisenbahngesellschaft, die nicht so leicht wieder gut zu 
machen sein dürften. Wenigstens ist es fraglich, ob gegenüber von dem dro- 
henden Verkehrs Verlust mit Eröffnung eines direkten Verkehrsweges das vom 
Ausschuss projektirte Aequivalent den gehegten Erwartungen entsprechen wird. 
Derselbe soll nämlich die Erwerbung des Braunschweigischen Staatseisenbahn- 
netzes und den Bau einer Bahn von Magdeburg nach Helmstädt beabsichtigen. 
Jedenfalls würde die Ausführung dieses Planes viel zur Schmälerung des Er- 
trages beitragen, da die Verzinsung des Eaufgeldes und der Baukapitalien 
grosse Summen erfordern dürfte. Auch würde durch die dann unvermeid- 
liche neue Konkurrenz mit der Halberstädtischen Bahn — diese beabsichtigt 
durch Ausbau der Strecke Vienenburg-Earlshafen den durchgehenden Verkehr 
zwischen der Bergisch -Märkischen Bahn mit Magdeburg, Berlin an sich zu 
ziehen — ein Theil der Braunschweigischen Bahn brach gelegt werden. Will 
die Magdeburg - Potsdamer Bahn ihre 'gegenwärtig so günstige Situation be- 



*) QemSss eines am 12. Dezember 1866 bestätigten Statutennachtrags steht ea 
dem AusBchuBBe frei, dem jedesmaligen ersten Techniker der Gesellschaft für die ver- 
tragsmässige Dauer seines Amtes, jedoch nicht über 12 Jahre (nach der letzten Alinea 
des §. 59 des Gesellschaftsstatutes nur auf 3 Jahre j, Sitz und Stimme im Direktorium 
einzuräumen. 
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hanpten, so muss sie, unter welcher Form es auch sei, ihre Interessen mit 
der Mi^deburg-Halberstädter Gesellschaft auf das Engste verflechten. 



4. Berlin-Stettiner Balm. 

(Gonoessionirt: 12. Oktober 1840, — Geaellschaftssitz : Stettin.) 



Am 1. Januar 1867 hatte die Berlin-Stettiner Eisenbahnaktiengesell- 
Bcbaft ausser 

1) der Stammbahn Berlin- Stettin (15. August 1843 eröffnet) und 
der Zweigbahn Stettin-Stargard (seit 10. August 1847 im Betrieb) 

nachfolgende Bahnlinien im Besitz und Betrieb : 

2) die Hinterpommersche Bahn Stargard-Cöslin-Colberg (18. Aug; 
1856 concessionirt), 

3) die Yorponmiersche Bahn Angerm und e- Stralsund- Stettin- 
Pasewalk nebst Zweigbahn Züssow-Wolgast (21. Juni 1861 
concessionirt), 

4) die Zweigbahn Neustadt-Eberswalde-Wriezen (7. Decbr. 1863 
concessionirt) , 

5) die Zweigbahn Pasewalk- Strassburg zum Anschluss an die 
Mecklenburgische Friedrichs-Franzbahn (25. Mai 1865 concessionirt). 

Die sämmtlichen vorgenannten Bahnen sind 82,s7 Meilen lang, davon nur 
etwa 11 Meilen doppelgleisig. Bis jetzt ist auf die Bahnstrecke 1) bis 3) pro 
Meile verwendet worden: 359,771 Thlr. , 402,996 Thhr. und 352,215 Thlr. 

Am 24. April 1867 hat die Gesellschaft die Eoncession erhalten, zum 
Anschlüsse an die Strecke Stargard-Cöslin eine Eisenbahn von Oöslin 
über Stolp nach Danzig (26 Meilen) zu erbauen und in Betrieb zu setzen. 
Die Vollendung dieser Zweigbahn, welche einen integrirenden Theil des Un- 
ternehmens der Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft bilden wird, steht in 
einigen Jahren zu erwarten. 

Das bis 1. Juli 1867 genehmigte Anlagekapital beläuft sich auf Thlr. 
46,000,000. 

Hievon entfallen 

1) auf das Aktienkapital: 10,300,000 Thb*. und 

2) auf die Anleihen: 35,700,000 "thlr. 

Das Aktienkapital besteht aus 6 verschiedenen Emissionen und zwar aus 
2,724,000 Thaler Aktien 1. Emission. 

„ (lt. Priv. V. 26. Jan. 1844.) 
„ (lt. Priv. V. 29. Jan. 1847.) 
„ (lt. Priv. V. 30. Aug. 1854.) 

„ (it. Priv. V. 7. Decbr. 1863.) 
„ (lt. Priv. V. 14. Aug. 1864.) 
imd ist mit Ausnahme von 1,226,000 Thaler Aktien 5. Emission, welche sich 
am 31. Mai 1867 noch im Portefeuille befanden, vollständig begeben. Die 
Aktien lauten auf 200 Thlr. (Yollaktien) und 100 Thlr. (Halbaktien) und sind 
mit halbjährigen Zins scheinen und Dividenden scheinen pro 1. Juli 
versehen. *) Die Einlösung derselben, sowie die der am 2. Januar und 1 . Juli 
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*) Dieselben verjähren in 3 Jahren nach dem Fälligkeitstermin. 



20 PreuBsisohe Priratbahnen 

jeden Jahres föUigen Coupons erfolgt an den Gesellschaft skassen in 
Stettin und Berlin; an der letztgenannten Stelle aber nur an den für jeden 
Zahlungstermin besonders bestimmten Tagen. Die Berlin-Stettiner Stammaktien 
werden an der Berliner und Leipziger Börse notirt. Der BÖrsen- 
zinsfuss derselben ist 4 7o und wird Tom 1. Januar bis 30. Juni, resp. 
vom 1. Juli bis 31. December berechnet. Der fallige Dividendenschein wird 
nicht am 1. Januar, sondern erst am 1. Juli abgelöst. Die Dividende hat 
betragen pro 1862: 7^/i2, pro 1863: 8Vs, pro 1864; 776, pro 1865: 8 und 
pro 1866: 8 Vis Procent. Seit 1865 nahmen sämmtliche im Umlauf befindliche 
Aktien gleichmässig an der Jahresdividende Antheil. Am 31. December der 
Jahre 1862 bis 1866 war der Kursstand der Stammaktien folgender: 
1307«, 1277«, 1297*, 1347« und 1327«. 

Anleihen sind folgende privilegirt worden: 

a) am 13. Febr. 1843: 500,000 Thlr. in 4 7» Obligationen k 200 Thhr. 
(diese Anleihe gelangte nicht zur Emission); 

b) am 25. Juni 1843: 800,000 Thlr. in 5 7o Obligationen k 200 Thaler. 
Diese Anleihe, deren Zinsfuss seit 1. Januar 1852 auf 47« Procent herabge- 
setzt worden ist, wird vom Jahre 1849 an jährlich mit /% 7» des Kapitalbe- 
trages nebst Zinsenzu wachs getilgt und haftet für Kapital und Zinsen die 
Stammbahn. Verzinsung je am 2. Januar und 1. Juli; 

c) am 15. Mai 1856 und 6. Sept. 1858: 7,500,000 und 4,000,000 Thlr., 
zusammen 11,500,000 Thlr. in Prioritäten IL und III. Emission. Die Ver- 
zinsung mit 47o jährlich erfolgt am 1. April und 1. Oktober. Beide Emis- 
sionen waren zur Herstellung der Hinterpommerschen Bahn (s. oben unter 2) 
bestimmt und bilden deren Anlagekapital, welche der Staat unbedingt mit 
37« 7<> Zinsen garantirt hat. Wirft das Unternehmen weniger als 4 7<> ^b, so hat^ 
damit die Prioritätsgläubiger mit ihren Zinsansprüchen befriedigt werden können, 
die Gesellschaft zunächst aus dem Ertrage des Stammunternehmens 7*^0) den 
Rest aber mit 373 7o demgemass der Staat zuzuschiessen. Das erste halbe 
Procent des Reinertrages über 4 Procent wird zur Amortisation beider Emis^ 
sionen verwendet, sobald die etwa vom Staate geleisteten Zinszuschüsse zu- 
rückerstattet sind (bis Ende 1866 hat der Staat noch immer zuschiessen 
müssen). Ist die Amortisation des Anlagekapitals vollendet, so theilen Q-e- 
sellschaft und Staat den Reinertrag der Hinterpommerschen Bahn zu gleichen 
Theilen. Die Obligationen sind in Beträgen von 1000, 500 und 200 Thalern 
ausgefertigt ; 

d) am 21. Juni 1861: 12,000,000 Thaler in 47^ *>/o vom Staate gleichfalls 
garantirten Prioritäten IV. Emission. Dieselbe diente zur Erbauung 
der Vorpommerschen Bahn (s. oben unter 3). Die Amortisationsquote beträgt bei 
dieser Emission ebenfalls ^/tVo. Dieselbe wird entweder aus dem 47« 7» über- 
steigenden Reinertrag dieser Linie oder, wenn ein solcher nicht erzielt wird, 
aus den Vorschüssen entnommen, welche die Gesellschaft zu leisten verbunden 
ist, falls die Aktien der Hauptbahn bereits mindestens 6 7^ Dividende erhalten 
haben. Ist letzteres nicht der Fall, so wird die Tilgung sistirt, welche über- 
haupt erst 3 Jahre nach vollständiger ErÖ&ung der Vorpommerschen Bahn 
stattfindet (also 1869). Die in Beträgen von 1000, 500, 200 und 100 Thalern 
ausgefertigten 37,000 Stück Obligationen sind auf den 2. Januar und 1. Juli 
verzinslich. Die Obligationen 2. 3. und 4. Emission gemessen das Vorrecht 
der Deposital- nnd Pupillarsicherheit; 

e) am 18. Juli 1865: 900,000 Thal er in 47« 7o Obligationen (V.Emis- 
sion) 4,500 Stück k Thaler 200. Dieselben , zur Bestreitung der Baukosten 
der Zweigbahn von Pasewalk zur mecklenburgischen Landesgrenze bestimmt, 
sind noch nicht zur Emittirung gelangt. Sie tragen Zinsscheine pro 1. April 
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und 1. Oktober. Vom Jahre 1869 an wird alljährlich ein halbes Procent des 
Anleihebetrags nebst Zinsenzuwachs zur allmäligen Tilgung der Schuld mittelst 
Ausloosung yerwendet werden. Die Eückzahlung zum Nenn werthe erfolgt 
am 1. Oktober. Die Obligationsinhaber haben unbedingtes Vorrecht für 
Zins und Kapital auf die Zweigbahn Pasewalk-Landesgrenze und deren Be- 
triebsmittel Yor den Inhabern der Stammaktien und der yier älteren Priori- 
iätsobligationen und bedingtes in Ansehung des übrigen Gesellschafts Vermögens; 

f) am 24. April 1867: 10,000,000 Thaler in 4 7o Obligationen (VI. Emis- 
sion). Dieselben bilden das Anlagekapital der Cöslin - Danziger Bahnstrecke 
(s. oben) und geniessen für den Fall, dass der künftige Beinertrag dieser 
Strecke nicht zu einer vierprocentigen Verzinsung derselben hinreicht, einen 
Zuschuss Yon einem halben Procent Seitens der Berlin-Stettiner Eisenbahnge- 
sellschaft und, wenn der Zinsbetrag auch damit nicht vollständig gedeckt 
wird, bis zu drei und einem halben Procent die Zinsgarantie des 
Staates. Die Verzinsung erfolgt am 1. April und 1. Oktober. Die Obli- 
gationen werden in Beträgen von 1000, 500 und 200 Thalern ausgefertigt 
werden und je nach Bedarf zur Bealisation gelangen. Zur Amortisation dieser 
6. Emission wird jährlich 1) der Eeinertrag über vier Procent des Anlageka- 
pitals bis zur Höhe eines halben Procents desselben, soweit nicht Entschädi- 
gungen an die Gesellschaft für Zuschüsse zu den Betriebskosten oder zur 
Verzinsung des Anlagekapitals mit einem halben Procente zu leisten sein 
soUten, und 2) die Zinsen der amortisirtcn Prioritätsobligationen verwendet. 
So lange und in den Jahren, in welchen ein Reinertrag über 4 7» nicht er- 
zielt wird, ruht die Amortisation. Die Einlösung der ausgeloosten Obliga- 
tionen findet am 1. Oktober statt. Die Inhaber der Obligationen haben als 
Gläubiger der Gesellschaft in Ansehung der Zweigbahn von Cöslin über Stolp 
nach Danzig und deren Betriebsmittel ein unbedingtes Vorzugsrecht vor 
den Inhabern der Stammaktien und der älteren Obligationen. In Ansehung 
des übrigen Gesellschaftsyermögens haben sie ein Vorzugsrecht vor den In- 
habern der Stammaktien, aber nicht vor den Inhabern der früher emittirten 
Obligationen, denen das früher yerschriebene Vorzugsrecht ausdrücklich ge- 
sichert bleibt. *) An die Vergünstigung der Zinsgarantie hat der Staat die, 
nämlichen Bedingungen wie bei der Hinter- und Vorpoinmerschen Bahn geknüpft. 

Einlösungsstellen für die fälligen Zinscoupons und ausgeloosten Obli- 
gationen sind die obengenannten Kassen. 

Der Staat ist berechtigt, die Vorpommersche und die Hinterpomniersche 
Bahn, incl. der Strecke Cöslin-Stolpe-Danzig in eigene Verwaltung zu nehmen, 
wenn er nach Ablauf des dritten Betriebsjahres die ganze Verzinsung der 
Anlagekapitalien, oder fünf Jahre nach einander irgend einen Zuschuss leisten 
muss. Bei der Hinterpommerschen Bahn gilt diese Berechtigung erst von der 
ErÖfihung der Strecke Cöslin-Danzig ab. 

Verfassung. Verwaltungsrath: 15 Mitglieder. Direktorium: 
7 Mitglieder. Generalversammlung: Ende Mai (gewöhnlich am letzten 
Donnerstag im Maimonat). Der Besitz yon 5 Aktien berechtigt zur Theilnahme 
an den Beschlüssen der Generalversammlungen, 5 — 14 Aktien geben 1 Stimme, 
15 — 24 Aktien 2 Stimmen u. s. w., 200 und mehr Aktien 10 Stimmen, mehr 
als 10 Stimmen darf Niemand führen. 

Die Stammbahn hat sich stets rentabel erwiesen (1866: 1,719,657 Thlr.); 
und ist ihr auch der allerdings nicht sehr starke direkte Stettin-Hamburger 
Verkehr eptzogen, so fliesst ihr doch jetzt durch die Eröffnung der Neustadt- 

*) Auch die Obligationen 6. EmisBion haben pupillariBche und depositalmässige 
Sicherheit 
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Wriezener Bahn eine sehr starke Güterfracbt aus dem frnchtbaren Oderbruchd 
zu. Die neu eröffnete Anscblussbabn von Pasewalk an die Mecklenburgische 
Landesgrenze wird den grossen Transitverkehr Yon der Nordsee nach Osten 
der Strecke Pasewalk - Stettin zuführen und auf diese Weise den der Haupt- 
bahn verloren gegangenen Verkehr mehr als reichlich ersetzen. Die Hinter- 
pommerschen und Yorpommerschen Bahnunternehmungen scheinen sich in 
neuerer Zeit günstigerer Resultate, als in den ersten Betriebsjahren, zu er- 
freuen. Doch wird noch eine Reihe von Jahren vergehen, ehe sie so rentabel 
werden, dass das Stammuntemehmen grossen Nutzen von ihnen ziehen wird. 
Die Einnahmen auf der Hinter pommerschen und Yorpommerschen Bahn be- 
trugen 465,346, resp. 516,492 Thlr. ; der Reinertrag 97,100 resp. 54,000 Thlr.; 
um diese Summe mindert sich der Zuschuss des Staates zu den Anlagekapi- 
talien. Die Baurechnung beider Bahnen ist noch nicht definitiv abgeschlossen. 
Der Reinertrag der Stammbahn betrug, abzüglich der 4 7<^ Verzinsung des 
Stammaktienkapitals und der Obligationen 1. Emission, wie des Zuschusses 
zur Verzinsung der Prioritäten 2. 3. und 4. Emission, 516,492 Thlr. Der im Jahre 
1868 zu vollendende Umbau des G-üterbahnbofes in Stettin wird ungefähr 27« Mill. 
Thaler erforderlich machen, wozu die Staatsregierung 1,200,000 Thlr. aus dem 
Baufonds bewilligt hat. Der Rest wird mit 300,000 Thaler aus dem Reserve- 
baufonds (der am 1. Januar 1866 einen Baarbestand von 1,112,468 Thaler 
nachwies), mit 100,000 Thlr. aus dem Erneuerungsfonds, mit 500,000 Thaler 
durch Hinausgabe von bewilligten, aber noch nicht kreirten Stammaktien und 
endlich mit 400,000 Thal er aus angesammelten Ersparnissen bei früheren Bauten, 
Agiogewinn bei Begebung von Stammaktien u. s. w. gedeckt werden. Da die 
grossen Erweiterungsbauten der Bahnhöfe der Gesellschaft in Berlin bereits 
beendet sind, so steht zu erwarten, dass auf eine längere Reihe von Jahren 
hinaus die vorhandenen und demnächst fertigzustellenden Etablissements auf den 
beiden Hauptbahnhofen der Gesellschaft in Berlin und in Stettin dem Ver- 
kehre genügen werden. Es dürfte somit eine Vergrösserung des Anlageka- 
pitals zu diesen Zwecken nicht mehr erforderlich sein.' 

Durch die endliche Ausführung der schon seit zwei Decennien projektirten 
Berlin-Strelitz-Stralsunder Bahn würde die Berlin-Stettiner Bahn- 
gesellschaft einen bedeutenden Verkehrsabbruch erleiden. Es ist aber eine 
Fertigstellung jener Bahn erst in Jahren zu erwarten, und bis dahin dürfte 
sich als Ausgleich für die Gesellschaft auch der Verkehr auf den vor- und 
hinterpommerschen Bahnen gegen jetzt wesentlich gehoben haben. 



5. Magdeburg-Leipziger Bahn. 

(Concessionirt am 13. November 1837. — GeseUschaftssitz: M'ag debarg.) 



Die Magdeburg-Leipziger Eisenbahngesellschaft hat ihr Unterneh- 
men auf den Bau und Betrieb folgender Linien erstreckt: 

1) Magdeburg- Oöthen-Halle-Leipzig nebst Zweigbahn nach 
Stassfurt und Lüddenburg, am 18. August 1840, resp. 12. Mai 
1857 eröjShet» Bahnlänge: 19,86 Meilen, wobei die IVs Meilen lange^ 
der Leipzig -Dresdener Eisenbahngesellschaft eigenthümlich gehörende 
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Strecke von der sächsischen Grenze bei Schkeuditz mitgerechnet ist. *) 
Davon doppelgleisig circa 16 Meilen (nämlich die Hauptbahn)» 
Anlagekosten pr. Meile: 475,158 Thlr.; 
2) Halle-Nordhausen- Arenshausen-EasseL Am 9. Juli 1867 
wurde die 22,s Meilen lange Strecke Halle -Nordhausen -Arenshausen 
zum Anschluss an die demnächst zu befahrende Staatsbahnstrecke 
Arenshausen-G-öttingen dem Betriebe übergeben.**) Der Weiter- 
bau von Arenshausen über Gr. Almerode nach Kassel, circa 5 Meilen 
ist noch nicht in Angriff genommen. 
Auf Grund eines Generalversammlungsbeschlusses vom 29. März 1867 ist 
«die Verwaltung um die Concession für die Bahn Nordhausen-Nixei und 
für die Halle-Sorauer Bahn eingekommen. Für erstgenannte Bahn zum 
Anschlüsse an das hannoversche Eisenbahnnetz (Nordheim) steht eine Bei- 
hülfe der braun schweigischen Staatsregierung, wie auch die Concessionserthei- 
lung zu erwarten. Ob dieselbe auch für Halle-Sorau gegeben wird, ist noch 
zweifelhaft, da das Handelsministerium bereits mit anderen Unternehmern für 
diese Strecke in Verbindung getreten ist. Ein weiteres Bauprojekt der Ge- 
flellschaft ist die Erbauung einer Bahnlinie von Magdeburg durch die Alt- 
mark zum Anschluss an die Harburger Linie. 

Am 1. Januar 1867 belief sich das concessionirte Anlagekapital 
«uf 26,200,000 Thaler und bestand 

1) aus dem Aktienkapitale mit 18,500,000 Thalem und 

2) aus den Anleihen mit 7,700,000 Thalern. 
Das Stammaktienkapital zerfölli 

1) in 23,000 Stück Aktien Lit. A. k 100 Thaler, 

2) in 12,000 „ „ n v v v „ am 26. August 1856 

genehmigt, 

3) in 150,000 „ „ Lit. B. ä 100 Thaler. 

Die Stammaktien Lit. A., von denen die 2ter Emission seit 1. Januar 1858 
•an der Dividende Theil nehmen, tragen Dividendenscheine, gewöhnlich 
■am 1. Mai zahlbar. In den Jahren 1862 bis 1866 sind an Dividende ge- 
währt worden: 17, 17, 18*4, 20 und 20 Procent. 

Die Stammaktien Lit. B., von denen erst 75,000 Stück begeben sind, 
bilden das Baukapital der Halle-Kasseler Bahn. Sie werden während der 
Bauzeit mit 4 Vo verzinst, geniessen aber hernach, je nach den Betriebsüber- 
schüssen, mindestens eine 4 ®/o Rente. Diese ist ihnen von Seite des Staates 
garantirt. Bei höheren Erträgnissen werden sie mit 5 7<», dann aber mit 
einem Drittel des Ueberschusses bedacht, die übrigen zwei Drittel werden 
zwischen dem Staate und den alten Stammaktien getheilt. 

Die volleingezahlten Aktien sind mit Zinscoupons pr. 2. Januar versehen 
und werden nach^ vollendeter Bauzeit Dividendenscheine erhalten. Durch das 
Oesetz vom 12. Januar 1863 ist den Aktien Lit. B. die Eigenschaft der 
pupillarischen und depositalmässigen Sicherheit beigelegt worden. 

Börsenorte für die Aktien Lit. A. und B. sind: Berlin und Leipzig* 
Börsenzins fuss: 4 7« vom 1. Januar ab. Bei den Aktien Lit. B. wurden 
einstweilen die Börsenzinsen noch von Halbjahr zu Halbjahr berechnet. 
Kursstand der alten Aktien am Schluss der Jahre 1865 und 1866 288'A g- 
und 272 bez. 



*) Diese Strecke hat die Magdeburger Gesellschaft für ein von der Leipzig- 
Dresdener JEüsenbahngesellschaft gewähltes Pauschqiiantum von 298,193 Thaler gebaut; 
sie gewährt dieser 50 7o <ler Brutto-Einnahme als Pachtgeld. 

**) Die Zweigbahn Göttingen-Arenshausen wurde am 1. August 1. J. eröffnet. 
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An Anleihen sind privilegirt: 

1) 700,000 Thaler in 4 7o Obligationen d. d. 28. März 1840. Tilgung- 
mit Vl% ^/o sebst Zinsenzuwachs yon 1841 ab, welche mit Emission 
der zweiten Anleihe auf V« 7» herabgesetzt wurde. 

2) 1,100,000 Thaler in 4 ''o Obligationen d. d. 15. Januar 1842. Tilgung- 
mit V« Vo nebst Zinsenzuwachs von 1843 ab. 

3) 1,900,000 Thaler in 4 % Obligationen d. d. 5. November 1851. Der 
Amortisationsfonds beträgt Vs 7o jährlich nebst Zinsenzuwaehs. Die 
Tilgung begann 1854. 

4) 2,000,000 Thaler in 4 7« Obligationen d. d. 28. August 1856.*) Til- 
gung mit \/a 7o nebst Zinsenzuwachs von 1859 ab. 8ämmtliche Obli- 
gationen der Anleihen 1) bis 4) lauten auf 100 Thaler und sind 
auf den 1. Januar und 1. Juli verzinslich. Rückzahlung am 1. Juli- 
Yerlosungstermin im März. 

5) 2,000,000 Thaler in 5 7« Obligationen d. d. 18. Auffust 1866. Die 
Stücke sind, auf 100 ThaJer lautend, unter fortlaufenden Nummern 
(1 — 20,000) ausgefertigt, mit Zinscoupons per 1. April und 1. Oktober 
versehen und treten vom 1. Januar 1868 ab in die Amortisation. Zur 
Tilgung sind alljährlich 159,000 Thaler und die ersparten Zinsen zu 
verwenden. Die BückzahluDg der ausgeloosten Obligationen erfolgt je 
am 1. Oktober. — Am 1. Juli 1867 war eine Begebung dieser An- 
leihe noch nicht erfolgt.**) 

Die 4 7o Obligationen der Magdeburg -Leipziger Eisenbahngesellschaft 
werden nur an der Leipziger Börse notirt. Zahlstellen der Gesellschaft 
sind: eigene Kasse in Magdeburg, Leipziger Bank in Leipzig und die 
Firmen H. C. Plaut und S. Bleichröder (letztere nur für Aktien Lit. B) in 
Berlin. 

Verfassung: Generalversammlung der Aktionäre gewohnlich im Sommer. 
Ausschuss aus 4 Aktionären zusammengesetzt. Direktorium aus 6 Mit- 
gliedern bestehend. Stimmrecht: 5 — 9 Aktien 1 Stimme, 10 bis 24 Aktien 
2 Stimmen, 25 bis 49 Aktien 8 Stimmen u. s. w., 100 und mehr Aktien 
5 Stimmen. 

Im Jahre 1866 haben die Einnahmen 2,291,340 Thaler, die Gesammt- 
ausgaben incl. Pachte, Zinsen, Amortisation u. s. w. 1,193,658 Thaler be- 
irren, so dass ein Ueberschuss von 1,097,687 Thaler verbleibt. Hievon 
waren 133,437 Thaler als Staatssteuer zu entrichten, 700,000 Thaler erhielten 
die Aktionäre, 252,915 Thaler wurden dem Emeuerungsfonds zugeschrieben und 
der Best auf neue Rechnung vorgetragen. Der Reservefonds enthält einen 
Bestand von 138,000 Thlr., der Erneuerungsfonds einen solchen von 
175,700 Thlr. 

Bis jetzt war die Lage der Bahn sehr günstig. Mit Vollendung der 
Halle-Kasseler Bahn steht sogar noch ein vermehrter Verkehr zu erwarten, 
der schliesslich nur durch eine zweite Bahnverbindung zwischen Magdeburg 
und Leipzig über Zerbst (die via Dessau -Bitterfeld eigentlich schon existirt)- 
leiden könnte (s. Berlin.-Anhalt. Bahn). 



*) Diese Anleiiio war zuerst 4Ya Voig, wurde aber am 1. Januar 1863 auf 4 7^ 
herabgesetzt Convertirungsprämie Vs 7o* 

**) Durch königlichen Erlass vom Juni 1867 ist der Zinsfuss auf 4\/% 7o ai^d dl» 
Tilgunqsquote auf 10,000 Thaler nebst Zinsenzuwachs jährlich herabgesetzt worden. 
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6. BresIaiL-Scliweidiiitz-Freibürger Bahn. 

(Concessionirf am 10. Februar 1843. — Gesellschaftssitz : Breslau.) 



Das Unternehmen besteht aus folgenden Linien: 

1) Breslau-Freiburg (Hauptbahn, eröffnet am 29. Juli 1843) nebst 
der Yerlängerungsbahn von Fr ei bürg über Waidenburg nach 
Hermesdorf (Kohlenbahn), am 15. Juli 1853 in Beirieb gesetzt; 

2) Liegnitz -Frankeustein. Von dieser, am 1. November 1858 
eröffneten Linie waren die Strecken Königszelt (Kreuzungspunkt 
beider Linien) -Schweidnitz und Schweidnitz-Äeichenbach bereit» 
am 20. Juli 1844, resp. 1. December 1855 dem Verkehr übergeben wor- 
den; die Zweigbahn Königszelt-Liegnitz wurde am 31. December 
1856 eröffnet. 

Beide Linien sind eingleisig; ihre Gesammtlänge beträgt 22,89 Meilen. 
Auf dieselben ist bis jetzt ein iüilagekapital von 445,050 Thaler pr. Meile 
verwendet worden. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 10,500,000 Thaler und ent- 
fallen davon 

auf das Aktienkapital 5,100,000 Thaler, 
auf die Anleihen 5,400,000 Thaler. 

Das Aktienkapital besteht aus folgenden Emissionen: 

1. Emission 1,500,000 Thaler in 7500 Stück Aktien k 200 Thaler. 

2. „ 200,000 „ „ 1000 „ „ „ „ 

(priv. 14. Aug. 1846.) 

3. „ 3,000,000 „ „ 1500 „ „ k 200 Thaler 

(priv. 19. Aug. 1854.) 

4. „ 400,000 „ „ 2000 „ „ k 200 Thaler 

(priv. 6. Sept. 1856.) 

in Summa 5,100,000 Thaler in 25,500 Stück Aktien k 200 Thaler mit 
-vollständig gleichen Rechten. Die Aktien haben Dividendenscheine^ 
welche jährlich im April oder Mai, ausser an der Gesellschaftskasse 
in Breslau, auch durch die Berliner Handelsgesellschaft in Berlin, 
und durch die Herren Küstner und Comp, in Leipzig eingelöst werden» 
Für die Betriebsjahre 1862 bis inclusive 1866 sind folgende Dividenden^ 
gezahlt worden: 8, 7V«, 8*/«, 9 und 97« Procent. Sie werden an der Ber- 
liner, Breslauer und Leipziger Börse gehandelt. Der Börsenzinsfuss 
ist 4 7o und wird Yom 1. Januar ab berechnet. Die Jafares-Ultimo-Kurse 
der Breslau-Freiburger Stammaktien waren 1865: 146 und 1866: 145. 
An Anleihen sind begeben worden: 

1)400,000 Thaler in 4Vo Prioritätsaktien Lit. A. und B. zu 
200 Thalern laut Privilegium vom 16. Februar 1844. Tilgung mit 7« > 
von 1846 ab. 

2) 700,000 Thaler in 4 Vo Prioritätsobligationen Lit. A. zu 100 Thalem 
laut Privilegium vom 21. Juli 1851. Tilgung mit 7« 7« von 1851 ab. 

3) 800,000 Thaler in i Vo Prioritätsobligationen Lit. B. zu 100 Thalern 
laut Privilegium vom 14. Februar 1853. Beginn der Tilgung mit 7» 7* 
von 1856 ab. 

4) 600,000 Thaler in 4 Vo Prioritätsobligationen Lit. C. zu 100 Thalem 
laut Privilegium vom 19. Aug. 1854. Tilgung mit Vi 7o von 1858 ab. 

5) 700,000 ThaJer in 4Vj % Prioritätsobligationen in Abschnitten von 
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100 and 500 Tbalern Lit. D. laut Priyilegiiim yom 2. Angost 1858. 
Tilgung mit Vs o/o von 1860 ab. 

6) 800,000 Thaler in 4 V» 7o Prioritätsobligationen k 100 und 500 Thlr. 
Lit. E. laut Privilegium vom 3. Juni 1861. Tilgung mit Vi V. von 
1864 ab. 

7) 1,400,000 Thaler in 4Vt % Prioritätsobligationen ä 100 und 500 Thlr. 
Lit. F. Tilgung mit 7000 Thalem jährlich nebst Zinsenzuwachs von 
1869 an. (Diese Anleihe war Ende 1866 erst tbeilweise begeben.) 

Sämmtliche Prioritätsaktien und Obligationen haben je nach der Reihen« 
folge ihrer Emission an die vorgenannten Linien und deren Betriebsmittel 
unbedingtes Vorrecht bezüglich der Zinsen- und KapitaJsrückzahlung vor den 
Stammaktien. Die Einlösung der am 1. Juli jährlich zur Heimzahlung gelan- 
genden Prioritätsaktien und Obligationen (Ausloosungstermin: Anfang 
April) erfolgt zum Nennwerthe bei der Gesellschaftskasse in Breslau. 
Daselbst und bei den vorgenannten Zahlstellen der Gesellschaft werden auch 
Am 2. Januar und 1. Juli die Zinscodpons sämmtlicher Prioritäten reaUsirt. 
Der Haupthandel in diesen Effecten ist an der Berliner Börse. 

Verwaltungsorgane: der Verwaltungsrath zerfallt in zwei 
Abtheilungen: a) in ein Direktorium, aus 5 — und b) in einen Ausschuss, 
aus 9 Mitgliedern bestehend. Generalversammlung gewöhnlich im Mai. 
Stimmberechtigt ist in derselben nur der Besitzer von 5 und mehr 
Aktien.. 370 und mehr Aktien berechtigen zur Abgabe von 10 Stimmen 
{Maximum). 

Die Gesammteinnahme pro 1866 betrug 1,540,767. Tbaler. Die Ge* 
sfammtausgabe stellte sich auf 1,009,791 Thlr., darunter* 628,797 Thlr. 
Betriebsausgaben, Verzinsung der Prioritätsschuld 211,499 Thlr. incl. Amor- 
tisation, 170,000 Thlr. für den Erneuerungsfonds u. s. w. Der Reinertrag 
betrug 530,975 Thlr., davon Eisenbahnsteuer 56,312 Thlr. Der Erneuerungs- 
fonds hatte am Anfang des Verwaltungsjahres 277,005 Thlr., der Reservefonds 
aber nur, wie seit Jahren, 20,000 Thlr. betragen. 

Die Verhältnisse der Bahn können durchweg als recht befriedigend be- 
zeichnet werden. In der am 27. Mai abgehaltenen Jahresversammlung der 
Aktionäre wurden die Anträge des Verwaltungsrathes auf Anlage 'eines 
Doppelgleises zwischen Königszelt und Altwasser und auf Umbau der 
Bahnhöfe zu Breslau und Freiburg genehmigt. Gleichzeitig wurde auch der 
Verwaltungsrath ermächtigt, die Liegnitzer Bahnlinie bis Rothenburg 
oder bis zu einem sonst festzustellenden Stationspunkt der neu concessionirten 
Märkisch-Posener Eisenbahn über Neusalz und Grüneberg weiter 
zu führen (ca. 17 Meilen) und eine secundäre ca. 1,8 o Meilen lange Eisen- 
bahn von Mettkau (einem Stationspunkt der Breslau -Freiburger Linie) bis 
Zobten, event. bis an die Breslau-Frankensteiner Chaussee zu 
erbauen. Endlich wurde derselbe noch autorisirt, bei der königlichen Staats- 
regierung die Vermehrung des Anlagekapitals um 7 Millionen Thaler und 
zwar mit 3,400,000 Thaler in Stammaktien und mit 3,600,000 Thaler in 
4Va 7o Obligationen Lit. G. zu beantragen. 

Nach Eingang der staatiichen Ooncession vrird das Anlag okapital 
der Gesellschaft die Höhe von 17,500,000 Thalem erreichen, yon welcher 
Summe 8,500,000 Thaler auf das Aktienkapital und 9,000,000 auf die 
Anleihen entfallen. 
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7. Die Rheinisclie Bahn. 

(Conoessionirt am 21. August 1837. ~ Gesellschaftssitz: Goln.) 



i^m Schlüsse des Jahres 1866 hatte die Bheinische Eisenbahn- 
gesell Schaft 66,35 Min. auf folgenden verschiedenen Linien in Betrieb: 

1) Cöln-Düren-Aachen-Herbesthal (Stammbahn, am 15. Oktober 
1843 eröffnet) nebst der kleinen Zweigbahn Herbesthal -Eupen; 

2) Verbindungsbahn in nnd durch Cöln, 1860 vollendet; 

3) Coln-Bonn-Bolandseck (bis 1. Januar 1^67 selbständiges Unter- 
nehmen) ; 

4) Rolandseck-Coblenz-Bingen zum Anschluss an die Hessische 
Ludwigsbahn, Ende December 1859 von Cöln bis Bingen eröffnet; 

5) Cöln-Crefeld, seit 1. Juli 1860 in den Besitz, der Gesellschaft über- 
gegangen ; 

6) Ooblenz -Ehrenbreitenstein- Oberlahnstein (incl. der festen 
Rheinbrücke bei Ooblenz) zum Anschluss an die nassauischen Staäts- 
bahnen, am 3. Juni 1864 eröffnet; 

7) Crefeld-CIeve nebst einer Zweigbahn von Cleve über Griet- 
hausen, mit einer Trajektanstalt über den Bhein bei Spinckerfahre 
zum Anschluss an die niederländische Eheineisenbahn unweit Zidvenaar/ 
am 19. April 1865 eröffnet; 

8) Cleve-Nym wegen, seit 9. August 1665 dem Betriebe übergeben; 

9) Venlo-Kampen. Zweigbahn von der Linie Cöln-Crefeld-Cleve an 
die preussisch-niederländische Grenze, *) noch im Bau begriffen ; 

10) Osterath-Essen. Diese Linie, am 1. September 1866 eröffnet, 
überschreitet mittelst einer Trajektanstalt den Rhein bei Rhein hau- 
sen (woselbst die Gesellschaft behufs des Transportes der Ruhrkohlen 
nach Holland Hafenanstalten etablirt hat) und mittelst einer festen 
Ueberbrückung unterhalb Mühlheim die Ruhr; 

11) die Fortsetzung der Osterath-Essener Zweigbahn von der 
Essener Ohaussee ab bei den Zechen Königin Elisabeth und Bonifacius 
vorbei bis zur Karolinenglücker Bahn, unweit der Zeche Holland bei 
Bochum und an diese sich anschliessend, sowie die Anlage der zur 
Erreichung des Zweckes dieser Zweigbahn erforderlichen Anschluss- 
bahnen zu den Zechen und gewerblichen Etablissements, am 28. Mai 
1866 concessionirt; 

12) Hochfeld (Station der Osterath-Essener Linie) nach Duieiburg, am 
12. November 1866 concessionirt; 

13) Düren -Euskirchen-Mechernich-Call-Schleiden-Soetenich. 
Am 6* Oktober 1864 resp. 1. Juli 1865 war die Strecke bis Mechernich 
vollendet, wogegen die Strecke Mechernich bis Soetenich ' erst 
mit Ende des Jahres 1867 dem Betrieb übergeben werden dürfte; 

14) Soetenioh-Trier (Eifelbahn) , am 26. Mai 1866 concessionirt. Zu 
dieser Bahn sind erst die Vorarbeiten vollendet; ^ 



*) Die Zweigbahn Venlo-Kampen war ursprünglich der Preussisch- Niederländi- 
schen Yerbindangs - Eisenbahngeselischaft concessionirt worden. Laut Vertrag vom 
16. März 1865 ist das Eigentham genannter Gesellschaft an die Bergisch-Märkische 
und Rheinische EisenbahngeselUchaft übergegangen. Der Kaufpreis, incl. des abge- 
tretenen Oonoessionsrechfees für die' Strecke Venlo-Kampen, betrag für die Rheinische 
Bahn 126,000 Thaler. 
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15) Euskirchen-Sechtem oder' Brühl zum Anschlues an die Strecke 

Cöln-Bonn, am 12. November 1866 genehmigt; 
.16) Ehrenbreitenstein- Siegburg, ausgehend yon der Coblenzer 
Eisenbahnbrücke, resp. yon der Bahn nach Oberlahnstein, zum Anschluss 
an die Cöln-Giesener Bahn mit einer Abzweigung nach Bonn mittelst 
Trajekts zum Anschluss an die linksrheinische Bahn ; 

17) Neuss-Düren zum Anschluss an die Bahn von Coln nach Düren, 
und endlich 

18) eine Zweigbahn yon Stolberg (Station zwischen Aachen und Düren) 
nach den industriellen Etablissements im Stoiberger Thale. 

Projectirt ist: 

a) die Eisenbahnverbindung yon Beuel aus (Station der künftigen rechts- 
rheinischen oder Ehrenbreitenstein- Siegburger Bahn) mit der Bergisch- 
Märkischen Bahn in der Gegend von Opladen; 

b) die Weiterführung der Essen-Osterather Bahn nach Osna- 
brück;*) 

c) der Bau der Emscher Thalbahn yon Duisburg-Ruhrort nach 
Dortmund, und 

d) die Herstellung einiger Zweigbahnen im Kohlenrevier der Ruhr, 
die Verbindung der Haltestelle Linn mit Crefeld und der Ankauf 
der Zechenbahn der Gewerkschaft Oentrum. 

Doppelgleisig ist nur die Strecke Coblenz-Herbesthal, 23 Meilen. Mit 
Ausnahme^ der Strecke Osterath - Essen sind bis jetzt auf die Bahnmeile 
720,407 Thaler Herstellungskosten verwendet worden. In nächster Zeit wer- 
den in Summa ca. 73 Meilen dem Betriebe übergeben sein. 

Am I.Juli 1867 betrug das concessionirte Anlagekapital der Rheini- 
schen Eisenbahngesellsch^t 74,550,000 Thaler und bestand 

1) aus dem Stammaktienkapital Lit. A. nebst den Stammprioritätsaktien 
mit 30,000,000 Thaler, 

2) den Anleihen mit 25,450,000 Thaler, 

3) dem Stammaktienkapital Lit. B. (fiir den Ausbau der Eifelbahn be- 
stimmt) mit 11,000,000 Thaler und 

4) dem Betrage von 8,100,000 Thaler, der für Fertigstellung der conces- 
sionirten Strecken und für Erweiterungsbauten bestimmt ist und entweder 
durch Ausgabe weiterer Stammaktien Lit. A. oder durch Begebung 
von Obligationen seiner Zeit beschafft werden soll. 

Das Aktiven kapital besteht aus folgenden einzelnen Emissionen; 

a) 19,029 Stück k 250 Thlr. Serie I. = 4,757,250 Thlr. ^ 

b) 4,000 „ „ „ „ „IL =1,000,000 „ für die Stammbahn. 

c) 3,971 „ „ „ „ Prior..Akt.= 992,750 „ ' 

d) 10,500 „ „ 1 00 „ Cöln-Bonn.-Akt. = 1,050,000 Thaler für Cöln-Bonn.**) 

e) 28,000 „ „ 250 „ Serie IIL == 7,000,000 Thaler für Coblenz-Bingen. 

f) 20,000 „ „ „ „ „ IV. = 5,000,000 „ am 26.Sept. 1859 conc. 

g) 12,000 „ „ „ „ „ V. = 3,000,000 „ am 14. Aug. 1865 conc. 
h) 12,000 „ „ „ „ „ VL = 3,000,000 „ am 28. Mai 1866 conc, 
i) 11,600 „ „ „ „ „ Vn. =2,900,000 „ am 18. März 186 T conc. 
k) 5,200 „ „ „ „ „ = 1,300,000 „ gegen Cöln - Crefelder 

Aktien umgetauscht. 



*) Dies Pr(^ekt wird schwerlich zur Aasfähmng gelangen, da die CSln-Mindener 
Gesellschaft die Linie Yenlo* Osnabrück- Bremen baut. 

**) Dieselben wurden 1857 in 5Vs Vo verzinsliche Prioritfttsstammaktien umge- 
wandelt. 
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Die Stammaktien Lit. A. haben Dividendenscheine, welche gewöhn- 
lich am 1. Juli zur Einlösung gelangen. Die Stammprioritätsaktien, 
beziehen aus dem Beinertrage jährlich prioritätisch 4 7« Zinsen und haben 
deshalb Zinscoupons pr. 31. Dezember und Superdividenden- 
s che ine. Die an Stelle der eingezogenen Stammaktien der früheren Bonn« 
Cölner Eisenbahngesellschaft ausgereichten Ö'/^ 7^ Stammaktien haben nur 
Dividendenscheine, auf welche, ausser dem festgarantirten Ertrag von 
ö'/» 7^? Doch der etwa entfallende Mehrertrag des Unternehmens gleichzeitig 
mit ausgezahlt wird. Zahlstellen für fällige Dividendenscheine sind (ausser 
bei der Hauptkasse der Gesellschaft in Co In) bei folgenden Bankfirmen: 
dem Schaaffhausen'schen Bank-Vereine, bei Sal. Oppenheim 
jun. und Comp., J. H. Stein, J. D. Herstatt und A. und L. Camphausen, 
sämmtlich in Cöln, von der Heydt, Kersten und Söhne in Elberfeld, 
Jonas Cahn in Bonn, Theodor Zurhelle und Comp, in Aachen und 
S. Bleichröder in Berlin. Vier Wochen nach dem Fälligkeitstermine 
erfolgt die Einlösung der Dividendenscheine nur noch bei der Hauptkasse 
in Cöln. Für die Betriebsjahre 1862 bis incl. 1866 sind auf die Stammaktien 
folgende Dividenden gezahlt worden: 6, 6, 67*, 7 und 67« 7o. Börsen- 
orte sind: Berlin und Hamburg, auch Cöln. Am Schlüsse der eben- 
genannten fünf Jahre war der Kursstand dieser Aktien folgender: 1007*} 
97V«, 110, 1307* und 1167* 7o. 

Die noch nicht emittirten Stammaktien Lit. B. im Betrage von 11 Mill. 
Thalern, denen auf Grund des Gesetzes vom 7. Juli 1866 Seitens des Staates 
ein jährlicher Reinertrag von 4 7o garantirt wird , sind mit Dividendenscheinen 
versehen, welche das Garantie-Kontrolezeichen des Staates tragen und halb- 
jährlich am 1. April und 1. Oktober an den obengenannten Zahlstellen 
der Rheinischen Eisenbahngesellschaft zahlbar gestellt sind; ausser- 
dem tragen sie am 1. Juli zahlbare Superdividendenscheine. Die Aktien 
Lit B. sind als Anlagekapital der Zweigbahn von Trier durch die Eifel 
über Soetenich nach Call (s. oben ad 14 und 15) bestimmt und werden bei 
Feststellung desselben, ohne Berücksichtigung des etwa bei der Begebung ent- 
standenen Kursverlastes, zum vollen Nennwerth berechnet. Die Emission der- 
selben wird nach dem Ermessen der Direktion successive oder auf einmal be- 
wirkt und darf unter pari nicht ohne Genehmigung der Regierung erfolgen, 
welche aber auch dieselbe zu einer Begebung unter dem eben angegebenen 
Kurse nicht anhalten darf. Ist die Begebung nicht al pari zu bewirken, so 
ist die Gesellschaft nicht verbunden, die Zweigbahn mittelst anderweitiger 
Mittel in Angriff zu nehmen resp. fortzusetzen. Der Bau wird begonnen, so- 
bald für 4 Millionen Thaler Aktien veräussert sind. Die Staatsregierung hat 
das Recht, den desfallsigen mit der Rheinischen Eisenbahngesellschaft abge- 
schlossenen Vertrag zu kündigen, wenn diese, im Hinblick auf die Unmöglich- 
keit, die Baumittel zu den bedungenen Kursen zu beschaffen, den Bau nicht 
ein Jahr nach geschehener Aufforderung angefangen hat, resp. fortsetzen wird. 
Macht der Staat hievon Gebrauch, so geht die Eifelbahn auf denselben mit 
sämmtlichen Aktiven und Passiven über, die ausgegebenen Aktien 
Lit. B. werden dann durch Abstempelung in 470 Staatsschuld- 
papiere umgewandelt. Die Garantiepfiicht des Staates tritt nur dann 
ein, wenn das Anlagekapital durch den Reinertrag nicht mit 47® verzinst wird; 
sie erlischt, wenn die Eifelbahn 10 Jahre hintereinander ein Reinerträgniss 
von 470 ergeben hat. Die Gesellschaft muss dem Staate einen gewährten 
Zinsenzuschuss bis auf die Höhe von einem Viertelprocent des Anlagekapitals 
erstatten. Von demjenigen Theil des Reinertrages, der die 4 7» ^^r- 
zinsung des Aktienkapitals übersteigt, werden die von der Gesellschaft zu den 
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BetriebskoBten, oder yon dem Staate der Gesellschaft zur Yerzinsung des An- 
lagekapitals geleisteten Zuschüsse zunächst zurückerstattet, dann wird den 
Aktien Li t. B. das fünfte Procent gewährt und endlich der weitere etwaige 
Ueberschuss zwischen dem Staate, den Aktien A. und B. zu je einem Drittel 
getheilt *) 

Die Anleihen sind folgende: 

1) Thaler 2,500,000 in 4^0 Obligationen laut Priv. vom 12. Okt. 1840 
k 250 Thaler. Tilgung mit ^ji^jo vom Jahre 1846 an. Verzinsung am 
1. Januar und 1. Juli. 

2) Thaleir 1,250,000 in bV» 7» Obligationen laut Priv. vom 8. Septbr. 1843 
k 200 Thaler mit V» ^/o Tilgung von 1844 ab. Da die Verzinsung dieser 
Anleihe unbedingt vom Staate garantirt ist, so haben diese 
Obligationen die Eigenschaft der pupillarischen und deposital-* 
massigen Sicherheit. Die Zinscoupons lauten auf den 1. Januar 
und 1. Juli. 

Diese beiden Anleihen haften auf der Linie Oöln-Herbesthal. 

3) Thaler 750,000. Anleihe der ehemaligen Bonn-0 öl n er Eisenjbahngesell- 
Schaft, am 4. August 1854 zum Bau der Strecke Bonn-Rolandseck ge- 
nehmigt) in 4V> 7» Obligationen ä 100 Thaler mit jährlich 7> 7« Amor- 
tisation. Die Zinsen sind am 1. April und 1. Oktober föllig. 

4) Thaler 700,000. Anleihe der aufgelösten Cöln-Crefelder Eisenbahn- 
gesellschaft, am 30. Mai 1855 privilegirt, in Obligationen k 400 Thlr., 
die mit 47» 7^ am 1. Januar und 1. JuU verzinst und vom Jahre 1858 
ab mit V« V^ amortisirt werden. 

5) Thaler 5,000,000. Die Obligationen dieser behufs Herstellung der 
Strecke Rolandseck-Bingen unter dem 2. August 1858 bewilligten An- 
leihe führen, gleich den Obligationen der nachstehend unter 6, 8 — 11) an- 
geführten Anleihen, die Bezeichnung ,,4 Vs pro Cent ige Prioritäts-Ob- 
ligation III. Emission der Rheinischen Eisenbahngesell- 
schaft. ^ Die Obligatioiion sind am 1. Januar und 1. Juli mit 47« Vo 
verzinslich und in Appoints von 200 Thalern (20,000 Stück Nr. 1—20,000) 
und von 100 Thalern (10,000 Stück Nr. 20,001 -— 30,000) ausgefertigte 
Tilgung mit 7s7o von 1864 an. 

6) Thaler 3,000,000 für die Strecke Coblenz-Bingen , so wie für die Ver- 
binduogsbahn um und durch Cöln, am 26. November 1860 genehmigt. 
Die mit 47» ^h am 1. Januar und 1. Juli verzinslichen Obligationen 
sind in Appoints k ^^00 Thaler unter den fortlaufenden Nummern 
30,001—45,000 ausgegeben worden. Die Amortisation mit 7> ^h jähr- 
lich begann von 1864 ab. 

7) Thaler 3,500,000. Laut Gesetz vom 2. Juni 1860 garantirt der Staat mit 
47« 7o <^i® Zinsen dieser für die Herstellung der festen Rheinbrücke bei 
Coblenz, wie für die Coblenzer Stadtbahn gemachten Anleihe. Die Obli- 
gationen sind in Abschnitten von 200 Thalem emittirt und mit Zins- 
coupoDS pr. I.April und I.Oktober versehen, auch gemessen siepupilla- 
rische und depositalmässige Sicherheit Tilgung mit 7>7<^* 

8) Thaler 3,000,000, privilegirt am 80. Dezember 1861 zum Bau der 
Strecken Crefeld - Cleve und Düren -Call. Die am 1. April und 1. Oktober 



*) Die Inangriffnahme der Eifelbahn ist übrigens aneser der Flüssigmachung der 
Fonds noch, durch die unentgeldliche Enterbung des Grundeigenthums vertrags- 
mässig bedingt, und in dieser Beziehung scheinen einzelne der betreffenden Gemein- 
den und Korporationen nicht geringe Schwierigkeiten zu machen. 
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verzinslichen 4*1^ 7« Obligationen k 200 Tbaler fülu*en die fortlaufenden 
JNfmnmern 48,001 — 60,000 und werden mit V» ^h amortisirt. 
9) Thaler 750,000, behufs Herstellung der Eisenbahnstrecke bis zur Landes- 
grenze bei Horchheim am 16. September 1863 genehmigt (s. oben ad 7) 
und auf Grund des Gesetzes vom 2. Juni 1860 mit 4> vom Staat 
garantirt. Unter dem Titel „privilegirte Prioritätsobligationen 
der BheinischenEisenbahngesellschaft'^ sind 3750 Obligationen 
k 200 Thaler in fortlaufender Nummer von 1 bis 3750 ausgefertigt 
worden, denen Zinscpupons pro 1. April und 1. Oktober beigegeben 
sind. Dieselben sind ebenfalls pupillarisch sicher und deposital- 
fähig. Die Gesellschaft ist befugt, die Obligationen nach einer wenig- 
stens 6 Monate vorher zu erlassenden öffentlichen Kündigung so für 
fällig zu erklären und einzulösen, dass die Rückzahlung am 1. April 
oder 1. 'Oktober stattfindet. 

10) Thaler 2,000,000 in 47» > Obligationen k 200 Thaler unter Nr. 60,001 
bis 70,000 ausgegeben. Laut Privilegiums vom 29. Februar 1861 bildet 
diese Anleihe die zweite Serie der unter dem 30. Dezember 1861 ge- 
nehmigten Anleihe (s. oben ad 8). Tilgung mit Vs^o vom Jahre 1866 ab. 

11) Thaler 3,000,000. Diese am 3. Oktober 1865 genehmigte 47« 7o Anleihe ist 
zum Ausbau der Strecke Cleve-Zevenaar und Osterath-Essen genehmigt 
worden. Diese Strecken haften principaliter den Obligationsbesitzem 
mit der Einschränkung, dass einer abermalig zu concessionirenden An- 
leihe bis zur Höhe von 3 Millionen Thalern, welche zur Fertigstellung 
jener und der Strecke Kämpen- Yenlo etwa von der Gesellschaft später 
aufgenommen werden möchte, jenes Vorzugsrecht ebenfalls einzuräumen 

> ist Es sind 15,000 Stück Obligationen k 200 Thaler unter den fort- 
laufenden Kummern 70,001 bis 85,000 ausgegeben, welche zum Zwecke 
der Yerloosung und einer besseren Kontrole der Amortisation in 150 Serien 
ä 100 Stück eingetheilt sind. Tilgung vom Jahre 1869 ab mit 7«^ Ver- 
zinsung am 1. April und 1. Oktober. 
Die ausgeloosten Obligationen werden an folgenden Terminen eingelöst: 
axQ 1. Januar die 47>procentigen mit Januar- und Julicoupons und die der 
ehemaligen Oöln-Crefelder Gesellschaft (Verloosungstermine im Mai und Juli)» 
Am 1. April die 47« procentigen mit April- und Oktobercoupons (Verloosungs- 
termin: Ende Dezember). Am 1. Juli die 37» wnd 4 ^/ogen (Verloosungs- 
termin: Ende Dezember) und am 1. Oktober die der friiheren Bonn-Cölner 
Gesellschaft (VerlooBungstermin : Ende April oder Anfang Mai). Zahlstellen 
für Kapital und Zinsen sind die bereits oben angeführten Kassen und 
Firmen. Börsenorte für die Obligationen der Bheinischen Eisenbahnge- 
sellschaft sind Berlin und Cöln. 

Verwaltungsorgane sind: der Administrationsrath aus 24 Mit- 
gliedern, die Direktion aus 6 Mitgliedern bestehend. An der Spitze der 
ausfahrenden Verwaltung steht ein Specialdirektor, der erster Beamter der 
Oesellschaft ist. Die Generalversammlung findet gewöhnlich im Mai in 
Cöln oder in Aachen statt. Stimmrecht: von 4—40 Aktien kommt auf je 4>, 
«von mehr als 40 Aktien auf je 8 eine Stimme. 

Das Betriebsjahr 1866 hat folgende Resultate ergeben:*) 
Einnahme: Thlr. 4,547,559. 27. 4 und zwar 

aus dem Personenverkehr: 1,962,139. 26. 11. 
aus dem Güterverkehr: 2,422,254. 12. — 



*) Die Zweigbahnen Goblenz-Oberlahnstein und Cle?e-Zeyenaar sind separat ver- 
rechnet worden. 
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Ausgabe: Thlr. 1,971,319. 23. 6, d. h. nur Betriebsausgaben ein- 
schliesslich der Rücklagen in den Erneuerungs- und Reservefonds. 

Es betrug daher der Bruttoübers chuss: 2,576,210 Thlr. 3. 10. Hie- 
Yon waren zu kurzem 622,711 Thlr. 23. 2 für diyerse Posten, darunter für 
Verzinsung und Amortisation der circulirenden Prioritätsobligationen nebst 
4 ^/o Verzinsung der Stamm-Prioritätsaktien 604,310 Thlr. 20. 9. Es verblieb 
somit ein Reinertrag von Thlr. 1,913,528. 10. 8. Hieven wurden auf die 
am 31. Dezember 1866 im Umlauf befindlichen 23,407,250 Thlr. Stammaktien, 
auf 1,050,000 Thaler Bonn-Cölner Aktien 67» 7o, auf die 969,250 Thlr. Stamm- 
prioritätsaktien 2V«V<> Dividende oder zusammen Thlr. 1,613,952. 15 vertheilt, 
120,122 Thlr. dem Emeuerungsfonds und 8828 Thlr. extraordinär dem Re- 
servefonds überwiesen ; der verbleibende Rest aber, nach Abzug der vertraga- 
und statutenmässigen Tantieme, zu milden Zwecken verwendet. 

Am Schlüsse des Vorjahrs hatte der Reservefonds Thlr 132,275, der 
Erneuerungs fonds über 1,752,048 Thaler betragen. 

Die Rheinische Bahn ist gegenwärtig ein festgeordnetes Ganzes. Möge 
sie es vermeiden, durch neue grossere Erweiterungsbauten ihre zur Zeit so 
günstige Lage zu verscherzen; Einbussen am Ertrage dürften unvermeidlich 
sein. Wie das Unternehmen jetzt liegt, so kommt demselben dessen centrale 
Lage sehr zu statten, da ihm diese einen grossen Theil des internationalen 
Verkehrs, der durch Tarifermässigungen mit Sicherheit noch erweitert werden 
dürfte, zuführt. Nicht minder lässt auch der innere Bahn verkehr und der Ver- 
kehr mit den Nachbarbahnen eine solche Vermehrung hoffen, namentlich stellt 
der Ruhrkohlentransport eine grosse Verkehrszunahme in Aussicht, so dass 
man wohl annehmen kann, sie werde eine der frequentesten und bestsituirten 
Bahnen Deutschlands werden. 



8. TilsiMnsterbnrger Bahn. 

(Goncessionirt am 22. Dezember 1862. — OesellflohaftsBitK: Tilsit) 



Diese 7,io Meilen lange eingleisige Bahn verbindet die Städte Tilsit 
und Insterburg. Bis jetzt sind pro Meile 406,901 Thaler zur Herstellung 
verwendet worden. 

Das Anlagekapital beträgt 3,089,000 Thaler.*) Dasselbe ist aufge- 
bracht 

1) durch 15,334 Stammaktien k 100 Thaler oder 15 Pfd. Sterling = 
1,533,400 Thaler, und . , 

2) 7,778 Stammprioritätsaktien zu 200 Thaler « 1,555,600 Thaler. 
Die Prioritätsstammaktien, welche während der Bauzeit mit fünf vom 

Hundert verzinst wurden, empfangen aus dem Reinertrage vorzugsweise 5 7o- 
Haben sie diese, die Stammaktien aber 6*/« 7» erhalten, so wird der Ueber- 
schuss auf alle Aktien pro rata vertheilt. Die Bahn ist seit 16. Juni 1865 
eröffnet, daher erst für das Jahr 1866 eine Dividendenzahlung mit 1V< V^* 
stattgefunden hat, und zwar nur auf die Stammprioritätsaktien. Die Aus- 
zahlung der Dividende erfolgt Ende Mai bei der Hauptkasse in Tilsit 



*) Hiezu kommen noch 140,000 Thaler als Sabvention der Regierung. 
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und bei den Bankfinnen Jos. Tacques und S. Abel jun. in Berlin und 
J. Simon Wwe. und Sohne in Königsberg. Die Stamm- und Prioritäts- 
aktiep sind meistens in festen Händen und konunen daher wenig im Handel 
vor; sie werden nur in Berlin und Königsberg ü,n den dortigen Börsen 
zeitweise notirt. 

Das Betriebsjahr 1866 hat eine Gesammteinnahme von 86,621 Thlr. 
und eine Gesammtaus gäbe von 68,286 Thlr. ergeben. Der Personenver- • 
kehr hatte 41,834 Thlr., der Güterverkehr dagegen nur 22,585 Thlr. ertragen. 
Unter den Ausgaben figuriren 2,000 Thaler für den Reservefonds, der 
auf 50,000 Thlr. anwachsen soll, und 13,500 Thaler für den Erneuerungs- 
fonds. Für beide Fonds sind bereits '15,500 Thaler zurückgelegt. 

Die Bahn kann erst prosperiren, wenn sie bis an die Landesgrenze ver- 
längert und ihr Anschluss an die in Russland projektirte Bahn von Tauroggen 
nach Schaulen, eine Station der Kowno-Mitauer Bahn, gesichert, auch die 
längst projektirte Fortsetzung der Bahn bis Memel ausgeführt ist. ^ 

Eine im Laufe des Jahres 1867 einzuberufende Generalversammlung wird 
über die Erweiterung des Unternehmens entscheiden.*) Die Betriebseröffhung 
eines Gleises vom Tilsiter Bahnhof zum Memelstrom ist im Frühjahr 1867 erfolgt. 

Verfassung: ein Verwaltungsrath von 11 Mitgliedern! General- 
versammlung im Mai. Je 10 Stammaktien und je 5 Prioritätsaktien geben 
eine Stimme. Niemand kann mehr als 20 Stimmen führen. 



9. Ostpreussische^ Südbalm. 

<ConcesBionirt am 2. Kovember 1863. — ;. Gesellsch'aftssitz : Königsberg.) 



Die Ostpreussische Südbahngesellschaft ist cöncessionirt zum 
Bau einer 30,^8 Meilen langen Eisenbahn von Pillau nach Königsberg und 
von da über Bartenstein, Bastenburg, Lötzen nach Lyck. Gleich- 
zeitig hat sie die Verpflichtung übernommen, ihr Unternehmen von Lyck 
bis zur Landesgrenze zum Anschluss an eine auf russischem Gebiete herzu- 
stellende Bahn von der Grenze nach Grodno oder Bialystock auszudehnen. 

Am 11. September 1865 wurde die 6,07 Meilen lange Strecke Königsberg- 
Pillau eröffnet und am 24. September 1866 -von der Hauptbahn die 7,6o Meilen 
lange Strecke Königsberg-Bartenstein dem Betriebe übergeben. Die 
YoUendnng der ganzen Bahn steht vor Ende des Jahi:es 1869 nicht zu erwarten. 

Das ccncessionirte Anlagekapital besteht aus 17^000,000. Thalem und 
2war aus 

Thaler 6,500,000 in Stammaktien, 

„ 6,500,000 in Stammprioritätsaktien und 
I, 4,000,000 in Obligationen. 

*) Diese Oeneralversammlung hat am 27. Juli 1867 stattgefunden. In derselben 
wurde beschlossen, den Verwaltungsrath zum Fortbau der Bahn in nordöstlicher 
Bichtang nach Bussland und zur Aufnahme einer Prioritätsanleihe von 800,000 Th^. 
unter der Bedingung zu ermächtigen , dass der Staat die feste Brücke über die Memel 
baue, der Fortbau in Russland gesichert sei und der Kreis Tilsit sich zur unentgeld- 
iichen Hergabe des Terrains verpflichte. Erst nach ErfOllung dieser Bedingungen 
«oll die Emission dieser Anleihe vor sich gehen, 

Zeittohrift ffir Kapitel and Bente. lY. 3 
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Die Stammaktien, 32,500 Stück k 200 Thaler oder k 30 Pf. Sterling^ 
«ind von den Adjacenten der Öahn und englischen Kapitalisten übernommen 
iiforden und werden "wahrend der Bauzeit nicht verzinst. Die Stammpriori- 
tätsaktien, 32,500 Stück k 200 Thaler oder k 30 Pf. Sterling, werden wäii- 
rend der Bauzeit aus dem Baufonds mit 5 Procent verzinst; vom 1. Januar 
an aber, resp. 1. Juli des auf die Betriebseröifnung folgenden Semesters, tritt 
an die Stelle der Verzinsung die Zahlung einer 57ogen Dividende, welche aus 
dem Keinertrage des vorhergehenden oder der fblgenden Jahre vorneweg zu 
nehmen ist. ' So lange eine etwa erforderliche Nachzahlung für die Prioritäts- 
aktien nicht geleistet ist, erhalten die Besitzer der Stammaktien keine Divi- 
dende, Können künftig mehr als 6V3 7'* Dividende auf den Nominalbetrag der 
Stammaktien vertheilt werden, so haben die Inhaber der Stammprioritätsaktien 
an dem üeberschuss, der sich über 67» 7^ etwa herausstellen sollte, zur Hälfte 
Antheil, die andere Hälfte würde zur Dividende der Stammaktien geschlagen. 
Am 1. Januar 1867 waren^im Portefeuille der Gesellschaft noch vorhanden 
3,389,000 Thlr. Stamm- und 3,420,000 Prioritätsaktien. Die Einlösung, der 
den Stammprioritätsaktien beigegebenen Zinscoupons pro 1. Januar und 
1. Juli, sowie der künftig fällig werdenden Dividendenscheine der Stamm-- 
und Stammprioritätsaktien (vier Wochen nach Publikation der Bilanz zahlbar)^ 
erfolgt in Königsberg bei der JGFesellschaftskasse und bei J. Simon 
Wwe. und Söhne, in Berlin bei S. Abel jun. und bei Jos. Jacques und 
in London bei der Union Bank of London. Die Stammprioritäts- 
aktien werden an der Berliner Börse gehandelt. 

Die laut Privilegiums vom 24. April 1867 genehmigten Obligationen, 
sind zur Beschaffung der Mittel für die Fortführung der Bahn von ßasten- 
burg bis Lyck bestimmt. Das noch nicht begebene Aktienkapital (s. oben), 
soll für den Weiterbau nach Grodno oder Bialystock reservirt bleiben. Sie 
fuhren die Bezeichnung ^Prioritätsobligationen der Ostpreussischen 
Süd bahn gesell Schaft* und werden 

2,500,000 Thaler in Appoints k 500 Tialer unter Nr. 1 bis 5,000 

1,500,000 „ „ „ ä 100 ;, \ V 5001 „ 20,000 

ausgefertigt werden. Die Verzinsung mit 5 7* jährlich erfolgt in zwei 
Baten am 2. Januar und l.'Juli. Durch die vorgenannten Zahlstellen der 
Gesellschaft werden auch die fälligen Coupons eingelöst. Die Amorti- 
sation der Obligationen beginnt mit dem Ablauf des ersten Betriebsjahres 
für die gesammte Bahnstrecke bis Lyck. Es werden dann jährlich 20,000 Thln 
Obligationen (unter Zuschlag der durch die bereits eingelösten Stücke ersparten 
Zinsen) im Monat April ausgeloost und am 1. Juli zum Nennwerthe zurück- 
gezahlt werden. Die vorgeschriebene Verzinsung und Tilgung der Obligationen 
geht der Zahlung von Zinsen upd Dividenden an die Stammprioritäts- und 
Stammaktionäre der Gesellschaft voran. 

Nach Ablauf des ersten, der Vollendung der Bahn bis Lyck folgenden 
Betriebsjahrs müssen aus den Erträgen jährlich gewisse Procente zur Bildung 
eines Erneuerungs- und Keservefonds abgesetzt werden. Letzterer ist. 
auf den Betrag von 200,000 Thaler zu bringen und auf dieser Höhe zu erhalten^ 
Die Literessen der Gesellschaft werden wahrgenommen durch die jährlich 
im zweiten Kalenderquartale in Königsberg abzuhaltende Generalversamm- 
lung der Aktionäre, durch den Verwaltungsrath, bestehend aus 17 Mit- 
gliedern, und durch drei Eevisoren. Stimmrecht: je 5 Aktien bei 1 bis^ 
50 Aktien 1 Stimme, über 50 Aktien je 10 Aktien 1 Stimme, so jedoch, dass 
auch der grÖsste Aktienbesitz zu nicht mehr als 55 Stimmen berechtigt.. 
Das Stimmrecht der Stammaktionäre und der Stammprioritätsaktionäre in deB 
<3^eneralve^sammlungen ist gleich. 
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Die Yerkehrsaussichten für die ostpreussische Südbahn sind günstig. Sie 
erschliesst das Handelsgebiet Königsbergs mit seinem selbst in den härtesten 
Wintern eisfreien Hafen Pillau seiner ganzen Länge nach, während die Ost- 
bahn dasselbe nur durchkreuzt. Die Fortsetzung der Bahn bis über die 
Landesgrenze hinaus zum Anschlüsse an die Warschau - Petersburger Bahn 
wird ihr einen grossen Güterverkehr in polnischen Landesprodukten zuführen« 



10. Berlin-Öörlitzer Bahn. 

(Concessionirt am 18. Ifai 1864» — Gesellschaftssitz: Görlitz.) 



Diese 26,7 Meilen lange Bahn yerbindet Berlin mit Görlitz und ist die 
Strecke Berlin-Eottbus bereits seit dem Spätsommer 1866 provisorisch dem 
Verkehr übergeben. Die Fertigstellung und BetriebseröfEhung der ganzen Linie 
steht im Laufe des Sommers 1867 zu erwarten. *) 

Das concessionirte Anlagelagekapital beträgt 11^000,000 Thaler = 
1,650,000 Pfd. Sterl. und besteht 1) aus dem Grundkapital von 10 MilL 
Thalern und 2) aus dem Beservekapital von 1 Mill. Thalem. 

Das Grundkapital wurde aufgebracht 

a) durch 50,000 Stück Stammaktren zu je 100 Thaler oderlöPfd^ 
SterUng = 5,000,000 Thaler = 750,000 Pfd. Sterl. und 

b) durch 25,000 Stück Sfammprioritätsaktien äu je 200 Thaler 
' oder 30 Pfd. Sterl. = 5,000,000 Thaler = 750,000 Pfd. Sterl.; 

das Beservekapital 

a) durch 5,000 Stück Stammaktien = 500,000 Thaler und 

b) durch 2,500 Stück Stammprioritätsaktien = 500,000 Thaler. 
Die Stammaktien werden während der Bauzeit mit 4Vo verzinst; 

20,000 Stück wurden von den Bahnadjacenten al pari übernommen, 30,000 
Stück wurden im Februar 1865 2;um Kurs von 95 gleich voll eingezahlt be- 
geben. 

Die unkündbaren Stammprioritätsaktien werden während der Bau- 
zeit mit 5 7o verzinst und erhalten späterhin so lange vorweg 5 % des Bein- 
ertrags, bis die Stammaktien üb,er 6V3 7o aufbringen,/ worauf sie dann mit 
denselben zu gleichen Theilen an der Dividende participiren werden. Sie kamen 
mit 98 auf den Markt. 

Die Zahlung der Dividende erfolgt jährlich vier Wochen nach Auf- 
stellung der Bilanz (dieselbe ist innerhalb der drei ersten Monate des Kalen- 
derjahres zu publiciren) bei der Gesellschaf tskasse in Görlitz und bei 
den Bankhäusern F. M. Magnus und Jos. Jacques in Berlin. 

Börsen ort für die Stamm- und Stammprioritätsaktien ist Berlin. Am 
-31. December 1866 war der Kursstand der Stammaktien 687* bez., der 
Prioritätsaktien 100 bez. • 

!^ach Ablauf des ersten Betriebsjahres wird einr ReserTO- und ein Er- 
neuerungsfonds gebildet. Ersterer wird auf die Summe von 200,000 Thlr* 
gebracht und auf dieser Höhe erhalten. 



*) Die EröfiTnung hat sich durch unvermuthete .Hindernisse verzögert und ist 
auf den 15. Okt. 1867 angesagt. 
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Verwaltungsorgane: die Generalversammlung der Aktionäre^ 
i^elche alljährlich im zweiten Ealenderquartale in Görlitz stattfindet, der 
Yerw^altungsrath, aus 15 Mitgliedern bestehend, welcher von der General- 
versammlung auf 4 Jahre erwählt wird, und drei Revisoren, welche von 
ebenderselben, jedoch nur für das laufende Betriebsjahr, ernannt werden. 

In einer am 22. Mai 1867 abgehaltenen ausserordentlichen Generalver- 
sammlung der Aktionäre wurde die Erbauung von 3 Zweigbahnen: Cottbus- 
Vetschau-Dresden, Weiswasser - Muskau -Hann^dorf und Görlitz-Zittau in Vor- 
schlag gebracht und von diesen dreien der Bau der zuerst genannten zwei 
Linien unbedingt, der Bau der Linie Görlitz-Zittau aber nur eventuell genehmigt. 
Die für die Neubauten nöthigen Geldmittel sollen durch Emission vonStamm- 
iind Prioritätsaktien zu gleichen Theilen aufgebracht werden, ohne dass dadurch 
^as Grundkapital um mehr als '/a des gegenwärtigen Betrags erhöht werden darf. 

Die Bahn, welche die Roüte Berlin -Wien wesentlich abkürzt, wird 
sich eines lebhaften Durchgangsverkehres und — wie alle Bahnen, die in 
Berlin einmünden — auch eines ansehnlichen Lokalverkehrs zu erfreuen haben. 
Die projektirten Erweiterungen werden die Bahn nicht belästigen, sondern sie 
nur noch verkehrsreicher machen. 



11. Märkisch-Posener Bahn. 

(Goncessionirt am 25. März 1867. — Gesellschaftssitz: Gaben.) 



- Die Märkisch -Poseher Eisenbahngesellschaft beabsichtigt die Anlage 
«iner Eisenbahn, welche, in Posen sich an die Anlage der Stargard-Posen- 
Breslauer Eisenbahngesellschaft anschliessend, von dort über Bück nach 
Bentschen fuhren wird. In Bentschen, woselbst ein Bahnhof . ersten , 
Jßanges errichtet wird, theilt sich dann die Bahn in zwei Linien. Die nörd- 
, liehe Linie geht ii\\er Schwiebus, Sternberg, Reppen nach Frank- 
furt a. O. zum Anschluss an die Kiederschlesisch- Märkische Bahn, südlich 
Ton der Stadt die Oder passirend. Die südliche Linie, über Züllichau mit 
^em Oderübergang bei Pommerzig nach Guben führend, nimmt bei Ro- 
thenburg oder irgend einemPunkte zwischen Erossen und Rothenburg 
die baldigst in Angriff zu nehmende 17 J^eilen lange Ergänzung der Breslau- 
Freiburg - Frankenstein - Llegnitzer Bahn auf und schliesst sich in Guben 
^Station der iN'iederschlesisch-Märkischen Bahn) an die daselbst einmündende 
Halle-Gubener Bahn an. Das ganze Unternehmen hat eine Ausdehnung von 
«a. 36 Meilen. 

Das concessionirte Grundkapital von 14,000,000 Thalem oder 
2,175,500 Pfd. Sterl. ist aufgebracht worden 

1) durch 72,500 Stück Stammaktien zu je 100 Thaler oder 15 Pfd. 
Sterl. = 7,250,006 Thaler oder 1,087,500 Pfd. Sterl. 

2) durch 36,250 Stück Stammprioritätsaktien zu je 200 Thaler oder 
30 Pfd. ^terl. = 7,250,000 Thaler oder 1,087,500 Pfd. Sterl. 

Die Stammaktien werden während der Bauzeit mit 4Vo verzinst und 
sind daher die volleingezahlten Stücke ausser mit Dividendenscheinen 
noch mit Zinscoupons pro 2. Januar und 1. Juli versehen. 

Die Stammprioritätsaktien werden bis zum Ablauf der Bauzeit mit 
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5 «/o verzinst und haben Zinsconpons pro 2. Januar und 1. Juli nebst Dividen- 
denscheinen. Sie unterliegen der Amortisation. Behufs demselben wird 
nach dem Ablaufe des ersten Betriebsjahres ein besonderer Amortisationsfonds 
(s. unten) gebildet. Die Einlösung der Stammprioritätsaktien wird entweder 
durch den Ankauf an der Börse bis zum Nominalwerthe, oder in Folge der 
Kündigung durch Zahlung des Nominalwerthes, je nach den Mitteln des Amor- 
tisationsfonds, bewirkt. Die Nummern der zu kündigenden Prioritäten werden 
alljährlich im Monat April durch das Loos bestiinmt. Die Auszahlung der 
aüsgeloosten Stücke erfolgt am 1. Juli daröuf zum vollen Nennwerthe. 

Nachdem von dem Ertrag eines Betriebsjahres zunächst sämmtliche Verwal- 
tnngs-, IJnterhaltungs-, Betriebs- und sonstige Ausgaben, sowie alle auf dem Un- 
ternehmen haftenden Lasten bestritten und sodann die Beiträge zum Reserve- 
fonds (welcher auf die Höhe von 250,000 Thalern gebracht und erhalten werden 
muss) und zum Erneuerungsfonds Vorweg genommen sind, wird der ver- 
bleibende Beinertrag aUjährlich in folgender Weise unter die Aktionäre vertheilt: 

a) vorerst erhalten die Inhaber der Stammprioritäteaktien Ö^o <ies Nomi- 
nalbetrags ihrer Aktien; 

b) was nach Deckung dieser 5 7o Doch übrig bleibt, wird bis zur Höhe 
von 67« V^ unter die Inhaber der Stammaktieh nach Verhältniss de» 
Nominalbetrags ihrer Aktien vertheilt. Von dem Ueberschuss über 
diese 673*^/0 wird, bis zur erfolgten Tilgung der Stammprioritätsaktien, ^ 
V3 zum Amortisationsfonds genommen (dem nach Vervollständigung des 
Reserve- und Erneuetungsfonds einige bis dahin von diesen Fonds be- 
zogene Einkünfte wie z.B. verfallene Zinsen, Erlös aus verkauftem Ma-' 
terial u. s. w. zufliessen werden) , wogegen die übrigen zwei Drittel auf 
die Stamm- und Stammprioritätsaktien pro rata vertheilt werden; , 

c) sollte in einem oder dem anderen Jahre der Beinertrag nicht aus- 
reichen, um den Inhabern der Stammprioritätsaktien die unter a) ge- 
dachte Dividende von 5 7o zu gewähren, so wird das Fehlende aus dem 
Beinertrage des oder der folgenden Jahre nachgezahlt und die Inhaber 
der Stammaktien erhalten nicht eher eine Dividende, als bis diese 
Nachzahlung vollständig geleistet ist. 

Die Einlösung der fälligen Zinscoupons und Dividendenscheine erfolgt, 
ausser bei der Gesellschaftskasse in Guben, bei F. W. Krause und 
Comp, in Berlin, bei der sächsischen Bank zu Dresden, der allge- 
meinen deutschen Kreditanstalt in Leipzig, L. A. Hahn in Frank- 
furt a. M., L. Mende in Frankfurt a. 0., S.A. Hahlo in Kassel und 
Eeinhold Steckner in Halle a. S. Die Dividende ist vier Wochennach 
geschehener Feststellung der Bilanz des betreffenden Bötriebsjahres zahlbar, 
also, da die Bilanz innerhalb der ersten 3 Monate des Jahres aufgestellt sein 
mufis, spätestens am 1. Mai. 

Da von dem auf 1478 Mill. Thaler festgestellten Baukapitale 11*/» Mill. 
Thaler Stamm- und Stammprioritätsaktien von den Adjacenten der Bahn und 
von den Unternehmern fest übernommen worden waren, so gelangten nur 
1,000,000 Thaler Stammaktien k 80 Vo und 
1,700,000 „ Stammprioritätsaktien ä;95Vo 
zur öffentlichen Zeichnung. 

Sowohl die Stammaktien als auch die Prioritätsaktien werden an der Ber- 
liner Börse gehandelt. 

Verfassung. Die Generalversammlung, je im zweiten Kalender- * 
quartale, wählt aus der Zahl der Aktionäre den aus 15 Mitgliedern be- 
stehenden Verwaltungsrath auf 4 Jahre und drei Revisoren für jedes 
Betriebsjahr. Das Stimmrecht der Stammaktionäre und der Stammprioritäts- 
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aktionäre in den Generalyersammlungen ist gleich. Auf je fünf Stamm- 
p];ioritätsaktien und zehn Stammaktien 1 Stimme. Ifiemand kann mehr als 
55 Stimmen för seine eigene Person fuhren. 

Die Märkisch - Posener Bahn -wird durch ihre Strecke Guben -Posen ein 
Olied der grossen Weltbahn, die (öoweit sie noch nicht vollendet ist) schon 
zu Anfang der 70er Jahre das westliche Europa mit dem östlichen auf dem 
kürzesten "Wege verbinden wird. Da nun auch die Strecke Posen - Frankfurt 
eine Verkürzung für die Verbindung Polens und Russlands mit Berlin und 
Hamburg herbeifuhrt, so wird es beiden Strecken voraussichtlich an Frequens 
nicht fehlen, und es ist daher eine günstige Rentabilität des aufzuwendenden 
Kapitals zu erwarten. 

Muthmasslich wird die ganze Märkisch-Posener Eisenbahn im Jahre 1871 
vollendet sein und mit Jahresschluss in ihrer ganzen Ausdehnung dem Betriebe 
tibergeben werden können. 



12. Oppeln-Tarnowitzer Balin. — Rechte-Oderafer-BaliE: 

(Coocessionirt am 1, Dezember 1856, resp. 13. November 1865. — • GeBollschaftg- 

sitz: Breslau.) 



Die am 24. Januar 1858 eröffnete Eisenbahn von Oppeln (Stationspunkt 
der Oberschlesischen Bahn) nach Tarnowitz ist 10, so Meilen lang, ein- 
gleisig, und sind pr. Meile 247,035 Thaler Herstellungskosten erforderlich 
gewesen. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 2,500,000 Thaler in 12,500 
Stammaktien k 200 Thaler. 

Ausserdem erhielt die Oppeln-Tarnowitzer Eisenbahngesellschaft am 18.- 
Kovember 1865 die Concession zu nachstehenden Erweiterungen ihres Unter- 
nehmens, welche grösstentheils bereits in Angriff genommen sind und conces- 
sionsmässig binnen 4 Jahren, vom 1. Januar 1866 ab, vollendet sein müssen: 

1) die sogenannte Thal bahn von Kolonowska (einem zwischen den. 
Stationen El. S tanisch und Zawadski gelegenen Anhaltepunkt der 0.,T. Bahn) 
über Greutzburg, Namslau, Oels nach Breslau (soll im Frühjahr 1868 
fertig sein); 

2) die Bergwerksbahn von Tarnowitz über Beuthen, Laurahütte 
nach Emanuelsegen zum Anschluss an die dortige Kohlengrube, mit einer 
Zweigbahn nach der Eattowitz-Hohenlohehütter Eisenbahn, sowie^ 
mit einer Zweigbahn zum Anschlüsse an die War seh au- Wien er Eisenbahn 
bei Sosnawice*) und endlich mit einer Zweigbahn nach Paulshütte zum 
Anschlüsse an die Bahn nach Louisenglücksgrube; 

3) die Plessische Bahn von Emanuelsegen über Paprotzen und 
Pless zum Anschluss an die Kaiser-Ferdinandsnordbahn nach Dzied- 
zitz""*) mit einer Zweigbahn von Paprotzen nach Mittel>^Lazisk und 



* *) Neuerdings wird noch ein günstiger Anschlass der Bechten-Oderafer-Bahu 
mit der Warschau- Wiener Eisenbahn über Herbe oder Greutzburg nach Czenstoohowa in 
Aussicht genommen. « 

**) Die GoncessionsertheiLung Seitens der österreichischen Begiemng erfolgte am. 
25. März 1867. 
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Trautscboldsegengrube zum Anschluss an diese Grube und an die 
Weselbabn (Cosel-Oderberg). Auf östreichiscbes Gebiet entfallt von der 
Plessischen Bahn nur die Strecke von V« Meile. 

Mit diesen Erweiterungen würde das ganze Uptemehmen eine Ausdehnung 
Ton circa 40 Meilen erreichen. 

Das bisherige Unternehmen wird mit den Erweiterungen ein Ganzes bil- 
den. Bobald die oben unter 1) genannte Thalbahn dem Yerkehr übergeben sein 
wird, tritt die formelle Vereinigung ein und nimmt sodann die Oppeln- 
Tarnowitzer Eisenbahngesellschaft die Firma „Bechte-Oderufer- 
Eisenbahngesellschaft" an. 

Das Anlagekapital ist durch eine weitere Emission von 25,000 Stamm- 
aktien k 200 Thaler und durch Emission von 37,000 Stück Stammprio- 
ritätsaktien k 200 Thaler bis auf 15,000,000 Thaler erhöht worden. Aus 
dem Stammaktienkapital wird ein Reserve -, Bau- und Betriebsfonds von 
^00,000 Thalem gebildet, über welchen die Gesellschaft nur mit Genehmigung 
des Handelsministers disponiren darf. 

Die alten Stammaktien, welche seit 1862 bis incl. 1865 27s, 2Vs) 
3^1* und 37« ^h Dividenden ertragen haben, werden seit dem 1. Januar 1866 
über die Bauzeit der neuen Strecken aus dem Baufonds der Bechten- 
Oderufer-Bahn mit 5% fest verzinst. Seit dieser Zeit werden die 
Aktien an der Berliner und Breslauer Börse mit dem usancemässigen 
Zins von 5 ^/o vom 1. Januar ab berechnet. Die Auszahlung der Zinsen 
{Dividei^densch'eine) erfolgt bei Mendelssohn und Cie. in Berlin, in 
Breslau bei Buffer und Cie. und an der Gesellschaftskasse. Mit Ein- 
tritt der Vereinigung werden die alten Stammaktien mit den nun angefertig- 
ten der Bechten-Oderufer-Bahn identisch und können* nach Wahl des Verwal- 
tungsraths entweder unter denselben Kununern gegen auf den Namen der 
Bechten-Oderufer-Bahn lautende neue Stammaktien umgetauscht oder auch 
blös zur Verifikation durch einen entsprechenden Vemierk abgestempelt, werden. 

Die neuen Stammaktien werden, unter fortlaufenden Nummern mit 
Nr. 12,501 anfangend ausgefertigt und vom Tage der ersten Einzahlung ab 
mit 5 ^/o verzinst. Die erste Einzahlung mit 5 70 erfolgte am 1. Juli. 1865. 
Voll ein Zahlungen sind gestattet. 

Die Stammprioritätsaktien sind von der preussischen Seehandlung 
übemomifien worden, welche sie nach und nach auf den Markt bringen wird. 
Im Frühjahr 1867 wurden 5000 Stück zum Preise von 937« begeben. Sie 
sind, mit Nr. 1 anfangend, fortlaufend nummerirt und werden während der 
Bauzeit gleichfalls mit 5 7o jährlich verzinst. Nach Vollendung der Bahn 
werden sie aus dem Beinertrage vorweg 5^0 erhalten. Wenn auch die Stamm- 
aktien 5 7o erhalten haben und noch ein Ueberschuss disponibel ist, wird 
derselbe zwischen den Stamm- und Stammpriöritätsaktien gleichmässig ver- 
theilt werden. Dieselben tragen gleich den Stammaktien Dividenden- 
Bcheine. Der Auszahlungstermin wird jährlich bekannt- gemacht. 

Ausser dem oben erwähnten, aus dem Stammaktienkapitale zu entneh- 
menden Beserve-, Bau- und Betriebsfonds wird nach Ablauf des ersten Be- 
triebsjahres aus dem Ertrage des Unternehmens ein Beserve fonds gebildet, 
welcher auf die Höhe von 125,000 Thaler zu bringen resp. zu erhalten ist. 
Desgleichen wird aus den Betriebseinnahmen nach den bei allen preussischen 
Bahnen üblichen Gnmdsätzen ein Erneuerungs fonds angesammelt. Der 
bisherige Beserve- und Erneuerungsfonds (Ende 1866 betrug derselbe 16,469 
Thlr. resp. 113,789 Thlr.) wird nach erfolgter Vereinigung dem neu zu bil- 
denden Beserve- und Erneuerungsfonds zugewiesen. 

Verfassung. Ein aus 2 Sektionen bestehender Verwaltungsratk 
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und zwar: die Direktion mit 8 Mitgliedern und der Aufsichtsrath mit 
13 Mitgliedern. Generalversammlung im zweiten Ealenderquartale* Die- 
Besitzer von Stamm- und Stammpripritatsaktien haben dasselbe Stimmrecht^ 
Ton 10 bis 100 Aktien auf je 10 Aktien 1 Stimme, yon 100 bis 1000 Aktien 
auf je 20 Aktien 1 Stimme. - Maximum 155 Stimmen bei einem Besitz yon 
1000 und mehr Aktien. 

Betriebsresul täte im Jahre 1866: Betri^ebseinnahme 213,334 Thlr.^ 
Betriebsausgabe: 91,246 Thaler. üeberschuss: 122,088 Thaler. Von 
diesen erhielt der Reservefonds 2,500 Thaler, der Erneuerungsfonds 31,000 
Thaler, 81,243 Thaler vnirden dem Baufonds der Rechten-Oder-Üfer-Bahn 
überwiesen, 3,488 Thaler betrugen die Steuern und 3,855 Thaler wurden auf 
das nächste Jahr übertragen. 

Die Bechte-Oder-Ufer-Bahn wird der Ot)erschlesischen Bahn Eonkurrens 
bereiten, und da sie später, sobald die Zweigbahn nach Czenstochowa vollecdei 
ist, auch die Verbindung zwischen Breslau und Warschau um 17 Meilen abkürzt, 
80 ist zu vermuthen, dass ihre Rentabilität den Hoffnungen der Gründer ent- 
sprechen wird. 



13. 'Nordliauseii-ErfTirter Bahn. 

(ConcesBionitt am 24^ April 1867. — GeseUschaftssitz : Nordhausen.) 



Diese fast 10 Meilen lange, vorläufig eingleisig herzustellende Eisen» 
bahnlinie verbindet die Halle-Kasseler Bahn mit der Thüringer Bahn. Sie 
beginnt in Kordhausen (Station der Halle-Easseler Bahn), berührt die Städte 
Sondershausen und G r e' u s s e n im nordlichen Thüringen und erreicht die 
Thüringer Bahn ii) Erfurt. In der am 22. Juni 1867 abgehaltenen ersten 
Generalversammlung der • Nordhausen-Erfurter Bis enbahnges ell- 
schaft vnirde der Verwaltungsrath ermächtigt, schon jetzt während der Bau- 
zeit die Vorarbeiten zu folgenden Erweiterungsbauten vorzunehmen: 

1) zu einer Linie, die von Erfurt ausgehend, durch das gesammte süd- 
liche Thüringen führend, die Anschlüsse nach Süddeutschland gewinnen soll. 
Dieselbe würde sich in Ilmenau nach Rudolstadt, resp. Saalfeld ztmi Anschlus» 
an die projectirte Saal bahn in südöstlicher Richtung auszweigen, in der 
Hauptrichtung aber über Suhl den Anschluss an die baierische Staatsbahn 
zwischen Würzburg und Aschaffenburg ohngefähr bei Gemünden erreichen; 

2) zu einer Zweigbahn von Erfurt nach Sömmerda; 

3) zu einer Verbindungsbahn mit der Gotha-GÖttinger Bahn. 

Das Anlagekapital ist auf 2,750,000 Thaler festgesetzt und wurde auf- 
gebracht : 

, 1) durch 12,500 Stück Stanunaktien zu je lOQ Thaler = 1,250,000 Thaler 
und 
2) durch 15,000 Stück Stammprioritätsaktien zu je 100 Thaler = 1,500,000 

Thaler. 
Die Stammaktien werden während der Bauzeit mit 4 7o verzinst. Sie 
sind ohne Eursverlust begeben worden und ist denselben von der fürstlich 
schwarzburgischen Regierung und den interessirten Städten und Kreisen für 
die Dauer der ersten zehn Jahre nach der Betriebseröffnung ein Zinsertrag 
Ton 47o garantirt worden. Sind vrirklich dergleichen Leistungen erfolgt, so werden 
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sie pro rata zurückgezahlt, sobald das GesammtuDtemehmeB mehr als ö^o ab- 
wirft. Die bewilligte Zinsgarantie fällt aber auch dann schon früher weg^ 
wenn die Bahn drei Jahre hintereinander mehr als ö^o Zinsen tragt. 

Die Stammprioritätsaktien werden während der Bauzeit mit 5 V« ver- 
zinst und steht ilmen nach Beendigung derselben eine prioritätische Diyidende 
von 57o zu» 

An den 7 aus dem Beinertrage über b^/o auf das gesammte Grundkapital 
zu yertheilenden Dividenden nehmen die Stammprioritäts- und Stammaktien 
pro rata Theil. Dieselben tragen Zinscoupons (für die Bauzeit) undDiyi- 
dendenScheine. > Die Zahlung der Zinsen erfolgt am 1. Januar und 
1. Juli* die Einlösung der eiligen D i vi d endenscheine aber am 1. Mai^ 
sobald die Bahn eröfEhet sein wird. Zahlstellen sind: die Gesellschafts- 
kasse in Nordhausen; H. 0. PJaut in Leipzig und in Berlin^ 
S. Bleichröder und die Diskontogesellschaft ebendaselbst, die Thü- 
ringische Bank in Soi^dershausen ü. s. w. 

Die Stammaktien befinden sich zur Zeit noch in den Händen der Garanten 
und der Unternehmer. Yon den Stammprioritätsaktien kan^n 1,250 Stück 
zu 95 auf den Markt (Berlin und Leipzig). 

Die erste Bildung des nach Eröf&iung des Bahnbetriebes zu gründenden 
Beseryefonds geschieht aus dem Grundkapitale. Durch jährliche Beiträge 
Ton 3,000 Thaler ist er auf die statutenmässige Höhe von 20,000 Thaler zu 
bringen. Femer wird nach Ablauf des ersten Betriebsjahres ein Erneuerungs- 
fonds gegründet* 

Verfassung: die Generalversammlung der Aktionäre findet jähr- 
lich im April abwechselnd in Erfurt, Sondershausen und Nordhausen statt. 
Diese wählt auf die Dauer yon 4 Jahren den aus 12 Mitgliedern bestehenden 
Verwaltungsrath und für jedes Betriebsjahr drei Reyisoren* Der Ver- 
waltungsrath ernennt auf 6 Jahre die aus 2 besoldeten (Betriebsdirigent und 
Syndicus) und 3 unbesoldeten Mitgliedern bestehende Direktion. Das Stimm- 
recht der Stamm- und der Stamm -Prioritätsaktionäre ist yöllig gleich; 
5—50 Aktien geben 1 Stimme, bei mehr als 50 Aktien kommt auf je 10 Aktien 
1 Stimme, Maximum 50 Stimmen. 

Die wesentlichste Bedeutung für die Rentabilität der Bahn wird der 
Lokalyerkehr haben, da die Gegend, welche sie durchschneidet, stark bevölkert 
und theilweise auch sehr fruchtbar ist ; aber auch der durchgehende Verkehr 
wird ein einträglicher werden , da die Nordhausen-Erfurter Bahn zwei 
Schienenstrassen yon internationaler Bedeutung , die in derselben Richtung 
nicht weit von einander laufen, die Thüringische und Halle-Kasseler, fast in 
der Mitte ihrer Länge yerbindet. In beiden Beziehungen wird sich die ßent» 
noch steigern, wenn die obengenannten projektirten Erweiterungsbauten^ resp. 
die Gotha-Leinefelder und Nordhausen-Nordheimer Bahnlinie, letztere zum An- 
schluss an den Norden, hergestellt sein werden. Die Herstellungskosten des 
noch im Laufe des Jahres 1867 in Angriff zu nehmenden Bahnbaues sind 
Äuf 300,000 Thal er per Meile veranschlagt worden. 



14. Göln^Mlndener Bahn. 

(Coneessionirt am 18. Dezember 1843. — GesellBchaftssitz : C51n.) 



Das Unternehmen de^ Cöln-Mindener Eisenbahngesellschaft; erstreckte sieb 
am 1. Januar 1867 auf eine Bahnlänge von 72,624 Meilen; 70,2i7 Meilen 
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befanden sich im eigenen Betriebe, 2,io7 Meilen aber waren an die benach- 
Ibarten Bahnverwaltungen verpacl^tet; doppelgleisig ca. 40 Meilen» 
Folgende Linien worden befahren: 

1) Hauptbahnen: Oöln-Minden und Cöln-Giessen; 

2) Zweigbahnen: Oberhausen bis zur holländischen Grenze; 
Oberhausen-Buhrort; Duisburg zum Buhrkanal; Betzdorf- 
Siegen; von der Zeche Pluto zur Zeche Königsgrube und von 
Gelsenkirchen zu den Zechen Carolinenglück und Hannover; 

3) Verbindungsbahnen: Verbindungsbahn bei Düsseldorf; Ober- 
hausen-Arn heimer Verbindungsbahn; Oberhausen-Ruhrorter 
Umgangsbahn ; Bahn nach dem Stadtbahnhof Essen; Mindener' Hafen- « 
bahn; Rheinbrücken-Bahn nebst Rampe. 

Die Hauptbahnen wurden am 15. Oktober 1847, resp. am 12. Januar 
1862 vollendet. Die feste Rheinbrücke bei Cöln ist am 3. Oktober 1859 ein- 
'^eweiht worden. Die Strecke Oöln-Minden nebst den in dieselbe einmünden- 
den Zweigbahnen hat pr. Meile 737,680 Thaler, dagegen die Strecke Oöln- 
Oiessen incl. dfr Rheinbrücke 1,086,333 Thaler an Herstellungskosten erfor- 
derlich gemacht. 

Gemäss der ursprünglichen Goncessionsurkunde vom 18. December 1843 
t)estand das Grundkapital aus 13,000,000 Thalern, zerlegt in 65,000 Stück 
Aktien k 200 Thaler, wovon der Staat 9,300 Aktien übernommen hatte. ' Für 
die übrigen Aktien hatte er einen jährlichen Zinsgenuss von 37» Vo garantirt, 
dagegen sich in der erwähnten Urkunde die Amortisation derselben im 
Wege der allmäligen Einlösung nach dem Kennwerthe vorbehalten. Durch 
«inen am 13. September 1865 landesherrlich bestätigten Vertrag wurde die ^ 
Amortisation seitens des Staates, welche vom Jahre 1855 ab bereits auf 14 Jahre 
fiistirt gewesen war, für immer abgeschafft. Für den Wegfall der Amortisa-. 
tion erhielt der Staat eine Entschädigung von 13 Millionen Thaler. Zum 
Zwecke der Bereitstellung dieser Entschädigung wurde der Gesellschaft gleich- 
zeitig die Genehmigung ertheilt, ihr Stammaktienkapital voji 13 auf 26 Mill. 
'Thaler zu erhöben. Der Staat als Inhaber des siebenten Theiles des ursprüng- 
lichen Aktienkapitals und als Besitzer der bis Ende 1854 von ihm amortisir- 
i;en 3345 Stück Aktien übernahm davon 2,529,000 Thaler in 12,645 Aktien 
:zum Nominalwerthe, und wurde die Einzahlung auf diese Aktien durch Ab- 
rechnung auf die obige Entschädigung geleistet. Die übrigen 52,355 Aktien 
«ind den Inhabern der älteren Aktien und zwar^ je Eine auf eine alte zum 
Nominalwerth laut Direktionserlass vom 25. September 1865 unter der Be- 
dingung angeboten worden, dieselben bis zum 31. December 1865 voll ein- 
zuzahlen. Vom Jahre 1866 ab nehmen dieselben in gleicher Weise, Wie die 
alten Aktien, an der Dividende Theil. Die bisherigen Aktiendokumente nebst 
den zugehörigen, vom 2. Januar 1866 ab laufenden Zinscoupons und Dividen- 
denscheinen, wurden im Jahre 1866 gegen neu angefertigte Aktien (s. unten) 
ausgetauscht und unter Aufsicht eines königlichen Kommissärs vernichtet. 

Am I.Januar 1867 betrug das concessionirte Anlagekapital derCöln- 
Mindeoer Eisenbahngesellschaft 75,274,500 Thaler, wovon 

26,000,000 Thaler auf das Stammaktienkapital und 
49,234,500 Thaler auf die Anleihen 
«entfielen. 

1) Pas Stammaktienkapita) ist in 130,000 Aktien h 200 Thaler 

' zerlegt Dieselben sind unter fortlaufender iNummer ausgefertigt und haben 

Abschlagsdividenden- und Dividendenscheine nebst Talons. Am 2. Januar 

eines jeden Jahres wird auf die Dividende des Vorjahrs eine Abschlagszahlung 

jton 27« 7o oder 5 Thaler pr. Aktie gewährt, am 1. Juli der verbleibend© 
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Best der Diyidende ausgezahlt. Da die Gesellschaft . in dem Vertrage yom 
13. September 1865 den Staat von der obenerwähnten Zinsgarantie von 
B^/i ^/o für die Stammaktien mit Wegfall der Amortisatioa entbundeji hat, so 
ist jede der neuangefertigten Stammaktien mit nachstehendem Vermerk yer- 
flehen worden: „Die früher auf Höhe, yon 3 Vs Procent gewahrte Zinsgarantie 
des Staates findet nicht weiter statt. ^ Die Dividende pro 1866 hat 9Vij ^q 
betragen. Diese Dividende entspricht einer von lö^u 7^? welche auf das 
ursprüngliche Aktienkapital pro 1866 hätt« gezahlt werden können. Von 1862 
i)is 1865 sitid auf 13 Mill. Aktienkapital folgende Dividenden gewährt woiS 
den: 12%, 12"/i«, löVe und 17% Procent. Börsenorte für die Cöln- 
Mindener Stammaktien sind: Berlin, Hamburg und Leipzig. Börsen- 
zins fuss: 4 Procent vom 1. Januar ab. Kursstand an der Berliner Börse ^ 
am Schluss der Jahre 1862 — 1866: 19372, 178, 205, 249V2 und 148'/». 
' 2)AnAnleihen sind privilegirt: 

a) 3,674,500 Thaler I. Emission, d. d. .8. Oktober 1847. Die 47« Vo 9bH- 
gationen haben Zinscöupons pr. Januar und Juli und sind in Abschnitten 
von 500, 200 und 100 Thalem ausgefertigt. Tilgungsfonds 20,586 Thlr^ 
jährlich von 1850 an bis 1899. 
h) 3,500,000 Thaler H. Emissipn, d. d. 30. März 1849. Die 5 o/o Obli- 
gationen, in Beträgen jron 500, 200 und 100 Thalern emittirt, sind am 
1. Januar und 1. Juli verzinslich. Tilgung jährlich von 1854 ab 
bis 1904 mit 16,720 Thalern. Mit dieser zweiten Emission wurde eine 
zweite Serie ad c) vorbehalten und geniessen beide Serien gleiche 
Priorität. Diese zweite Serie gelangte auf Grund des Privilegiums 
vom 14. Februar 1853 zur Emission., 
«) 2,000,000 Thaler in 4 7o Obligationen. ^Die Amortisation begann 1858 
mit jährlich 13,105 Thalern und ist 1908 vollendet. 

d) 2,000,000 Thaler III. Emission Lit. -A. in 4 7« Obligationen k 500, 
200 und 100 Thaler, behufs Erbauung der Strecke Oberhausen bis zur 
holländischen Grenze am 1. September 1853 genehmigt. Verzinsung 
am 1. Oktober und 1. Aprü. Tilgung V* "A jährlich von 1855 -ab mit 
Zinszuwachs. ' 

e) 20,000,000 Thaler IV. Emission Li t. A. wurde für die Cöln-Giessener 
Bahn und Rheinbrücke in 4 7« Obligationen zu 1000, 500, 100 Thalem 
am 26. Juli 1855 privilegirt. Verzinsung am 1. April und 1. Oktober. 
Tilgung V« 7o jährlich von 1856 ab mit Zinsenzuwachs. 

f) 3,500,000 Thaler. III. Emission. Lit. B. ebenfalls für die Ober- 
hausen-Emmericher Bahn am 12. April 1858 bewilligt. Die mit 4V« 7o 
am 1. April und 1. Oktober jährlich zu verzinsenden Obligationen sind 
in Appoints von 500, 200 und 100 Thalern ausgestellt. Tilgung mit 
V2 7o jährlich nebst Zinsenzuwachs von 1863 ab. 

g) 2,600,000 Thaler IH. Emission Lit. C. Für Erweiterungsbauten 
und Vermehrung der Betriebsmittel am 12. April 1858 genehmigt. Die 
am I.April und I.Oktober jährlich zu 47« 7« verzinslichen Obligationen 
lauten auf 100, 200 und 500 Thaler. Zu der mit 1863 beginnenden 
Tilgung sind jährlich 14,566 Thaler nebst den ersparten Zmsen 
bestimmt. 

Die Prioritätsanleihen d) f) und g) haben gleiche Priorität. 

h) 6,500,000 Thaler. IV. Emission Lit B. ebenfalls und unter densel- 
ben Bedingungen wie IV. Emission Lit. A. für die Cöln-Giessener Bahn 
am 28. Oktober 1861 privilegirt. 

i) 4,500,000 Thaler, V. Emission in Obligationen k 1000, 500 und lOa 
Thaler, am 17. September 1865 behufs Erweiterungsbauten privilegirt* 
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ZinBtermiiie : 2. Januar und 1. Juli! Amortieiation von 1867 ab mit 
29,480 Thalern jährlich nebst Zinsenzu wachs. 

Eine 47« 7o Anleihe im Betrage von 15,000,000 Thalern behufs Her- 
tstellung der Linie Venlo-Osnabrück ist .noch nicht priyilegirt; desgleichen ist 
für eine yon der Generalversammlung der Aktionäre im Jahre 1866 bewilligte- 
Ajoleihe von 5,000,000 Thaler für Zwecke der Hauptbahn die Genehmigung^ 
noch nicht beantragt worden. 

Die Bückzahlung der ausgeloosten Obligationen erfolgt je nacb 
den verschiedenen Zinsterminen der einzelnen Obligationen am 1. Januar oder 
1. April. Verloosungstermine: Ende Juli und Ende Oktober. 

Gehandelt werden die Obligationen in Berlin, Cöln und in Hamburg; an 
letzterem Ort nur die Obligationen I. Emission. 

Zahlstellen der Oöln-Mindener Eisenbahngesellschaft sind: 
eigene Gasse in Cöln, S. Bleichroeder in Berlin und das Bureau 
der Bahnhofinspektion in Düsseldorf. 

,In dem oben erwähnten Vertrage vom 13. September 1865 ist ih Bezie* 
hung auf die Verbindlichkeit,, welche der Staat hinsichtlich der Zins- 
garantie inHohe von 37« 7oj beziehungsweise Amortisation des Anlage- 
kapitals für die Oberhaus- Arnheimer Bahn und Cöln-Giessener Bahn nebst 
Bheinbrücke nach früheren Verträgen übernommen hatte, folgendes bestimmt 
worden: Für den. Fall, dass die Reinerträge jener Bohnen nebst Brücke nicht 
hinreichen sollten, um dem Anlagekapitale, bestehend 

aus den Obligationen III. Emission Lit. A. und B. und 
aus den Obigationen IV. Emission Lit. A. und B. 
, eine SV« % Verzinsung zu sichern, so wird vom Staate für Verzinsung der 
8ub 1) genannten Obligationen der nöthige ZuBchuss geleistet, und zwar aus 
dem ihm zufallenden 3. Theil des Reinertrages über 5 % des auf 26 Mill. Thaler 
erhöhten Aktienkapitals und aus der über 3V2 > aufkommenden X)ividende 
der von ihm übernommenen neuausgefertigten 12,645 Aktien (s. oben). Aus 
denselben Beträgen, in so weit sie nicht schon als Garantie für die Obligationen 
Lit. A. und B. III. Emission in Anspruch geglommen sind, und ausserdem 
aus einer Summe von 60,000 Thalern aus den dem Staate jährlich zufliessen- 
den Dividenden bis zur Höhe von 3Vä V^ a«s seinem eberierwahnten eigenen 
Aktienbesitz wird ein etwa erforderlicher Beitrag zur Verzinsung der sub 2) 
genannten Obligationen gedeckt; das erste ausfallende halbe Procent 
vertritt' die Gesellschaft aber aus eigenen Mitteln'.*) Zur bessern Gewähr hat 
der Staat einen für die Obligationen III. und IV. Emission gemeinschaftlichen 
Garantie fonds von 2 Mill. Thaler auf so^ lange zu asserviren, bis 5 hinter- 
einajiderfolgende Jahre zur Verzinsung derselben kein Zuschuss erforderlich 
gewesen ist. Ist dieser Fall eingetreten, so kann der Staat den angesammel- 
ten Garantiefonds auf einen eisernen Bestand von blos 300,000 Thalern vermin- 
dern. Die Verpflichtung des Staates zur Reservirung dieses Fonds, sovne 
überhaupt jede Garantieverpflichtung desselben erlischt, sobald für die betref-, 
fenden Obligationen während zehn untereinander folgender Jahre kein Zinsen- 
zuschuss seitens des Staates erforderlich gewesen ist. Zur Amortisation des- 
jenigen Theiles der Obligationen IV. Emission, welcher zum Baukapital der 
Rheinbrücke verwendet worden ist, und den zu tilgen der Staat übernommen 
hat, muss dieser die Dividenden bis zur Höhe von 3Vs 7^ aus seinem eigenen 
Aktienbesitze und die Zinsen der mit diesen Beträgen, event. mit aus dem 
Oöln-Mindener Eisenbahnnnternehmen (nach Aufhören der Garantiepflichtigkeit) 
herrührenden Einnahmen, resp. durch anderweitige Zuschüsse von beliebiger 

*) Im Jahre 1865 war bereits die Summe von 470,500 Thalern amortisirt. 
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Höhe amortisirten Obligationen verwenden. Uebrigens kann der Staat gegen 
Tilgung des noch nicht amortisirten*) Anlagekapitals im ursprünglichen Be- 
trage Yon 3,927,434 Thaler die Brücke jederzeit erwerben. Demselben steht 
«s auch frei, seinen Aktienbesitz ganz oder theilweise zu yeräussern, sobald 
er die Verpflichtung übernimmt, der Cöln-Mindener Eisenbahngesellschaft zur 
Deckung etwaiger Zinsausfälle und zur Amortisation des Anlagekapitals der 
Bheinbrücke die gleichen Beträge, welche er im Falle der Fortdauer des' 
Besitzes jener Aktien herzugeben hätte, vorkommenden Falles aus sonstigen 
Fonds zu gewähren. 

Verfassung: die im 2. Ealenderquartale jährlich in Cöln abzuhaltende 
Oeneralversammlung erwählt den aus 8 Mitgliedern bestehenden Ad minist ra- 
tionsrath und die Direktion mit 7 Mitgliedern. Der Staat ist bei den 
Oeneralversammlungen durch einen Eompiissarius vertreten. Durch diesen 
kann er sein Stimmrecht in dem Falle ausüben , dass er sich vorher bei der 
Direktion über den Besitz von wenigstens dem siebenten Theil des Aktien- 
kapitals ausweist, und fuhrt dann ein Siebentel aller Stimmen. Stimmrecht 
der Aktionäre: 5 Aktien geben 1 Stimme, von 51—500 Aktien kommt auf 
je 10 Aktien 1 Stimme. 

Das Geschäftsjahr 1866 hat folgende Besultate ergeben: 

\ Gesammteinnahme: . Thaler 9,884,255. 28. 7 

Gesammtsausgabe (incL der Zinsen und Amor- 
tisation der Obligationen, Beiträge zu den 
' Eeserve^ und Erneuerungsfonds, Ti^iti^men „ 6,568,011. 6. 8 

Von dem Reste im Betrag von ... . Thaler 3,316,244. 21. 11 
berechnet sich dasPräcipuum des Staates auf: „ 672,081. 17. 4 

von dem verbleibenden Betrage von . . . ^ 2,644,163. 4. 7 
wird die Eisenbahnsteuer abgezogen mit: . . „ 281,832. 18. 11 

von der dann verbleibenden Summe von . . ^ 2,362,330. 15. 8 
wurden als Dividende an die Aktionäre vertheilt „ 2,361,666. 20. — 

der endliche Rest aber der Beamtenunter- 
stützungskasse mit „ 663. 25. 8 

überwiesen. 

Der Reservefonds muss auf die "Höhe von 3 Froc. des Anlagekapitals 
gebracht werden. Am 1. Januar 1866 betrug er 100,000 Thaler; der Er- 
neuerungsfonds am gleichen Tage 1,774,616 Thaler. 

Der geringere Verkehr im Jahre 1866, nicht minder aber auch die im 
Laufe des Jahres eröffneten Eonkurrenzlinien haben die Einnahmen verringert ; 
durch Tarifermässigungen wird man jedoch die durch die Eonkurrenzlinie 
geschmälerten Einnahmen auf das möglichst kleine Mass herabzudrücken suchen. 

In der am 28. Juni 1867 abgehaltenen Generalversammlung wurde die 
Direktion ermächtigt, für den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Osna- 
brück bis Bremen und einer Eisenbahn von Bremen bis Hamburg 
nebst einer festen Elbüberbrückung bei Hamburg ^die staatliche Concession 
-einzuholen. 



*) Zur Verzinsung der Obligationen Lit. A. und B. IV. EmiBsion hat der 
Staat pro 1866 225,606 Thlr. 22 Sgr., die Gesellschaft 130,572 Thlr. 24 Sgr. 10 Fl 
2asGhie0sen müssen. 



46 PreussiBche Privatbahnen 

* 

15. Taunns-Balm. 

(CoBcessionirt am 13. Juni 1888. — Gesellschaft ssitz: Frankfurt a. M.) 



Die Taunus-Bahn führt von Frankfurt a. M* nach Castel (Mainz: 
gegenüber), von dort über Mosbach (von wo eine ganz kurze Zweigbahn 
nach Bieberich abgeht) nach Wiesbaden. Diese doppelgleisige Haupt- 
bahn ist 5,81 Meilen lang. Die Verbindung zwischen Castel und Mainz wird 
durch eine im Besitz der Gesellschaft befindliche Dampf fähre hergestellt. 

Ausserdem umfasst dfis Gesellschaftsunternehmen den Betrieb der 0,» 
Meilen langen eingleisigen Zweigbahn Höchst-Soden, welche sie, nachdeni» 
der Betrieb wegen zu geringer Einträglichkeit se\t 1860 eingestellt worden 
war, für 100,000 fl. von der Hochst-Sodener Eisenbahnaktiengesellschaft in» 
Jahre 1863 eigenthümlich erworben hat. Die vormals nassauische Regierung- 
hat für den Fall, dass der nur für die Sommermonate stattfindende Bahn- 
betrieb nicht eine 47» Vo Verzinsung des von der Taunusgesellschaft darauf 
verwendeten Kapitals abwirft, einen Zuschuss von fl. 1,700 als Maximun^ 
garantirt. *) ^ 

. Da& Anlagekapital der Gesellschaft besteht aus 
3,000,000 Gulden in Stammaktien und 
1,700,000 „ „ Anleihen. 

1) Das Sfammaktienkapital. Die 12,000 Stück Stammaktien k, 
250 Gulden führen die Bezeichnung Lit. A. B. und C, haben aber unter 
sieh vollstä;idig gleiche Rechte. Sie sind mit Dividendenscheinen ver- 
sehen, welche gewöhnlich im Mal zahlbar sind. Einlösungsstelle ist die 
Gesellschaftskasse zu Frankfurt a. M. Seit 1862 haben die jährlichen 
Dividenden auf die Aktien betragen 1862: Q'/s, 1863: 6V5, 1864: 770^ 
1865: 8 und 1866: 375^0. Börsenort: Frankfurt a. M. Kursstand Ende 
1865: 365 Br. Ende 1866: 338 Br. Die Taunusaktien werden franco Zinsen 
gehandelt nnd per Stück notirt. 
2) Die Anleihen. 

a) 500,000 Gulden in 37« 7o Obligationen ä 1000, 500 und 250 Gulden 
d. d. 25. März 1844. Tilgung mit 1 7o vom Jahre 1845 ab. 

b) 1,200,000 Gulden in 4 7» Obligationen zu denselben Appoints d. d» 
2. Aprü 1862. (Die Anleihe von 200,200 Gulden in 47« 7o Obligatio- 
nen d. d. 27. März 1856 wurde für den 15. Oktober 1862 gekündigt^ 
resp. die Obligationen in solche der neuen Anleihe convertirt.) Til- 
gung mit 1 7o jährlich. Der Betrag von 598,000 Gulden dieser An- 
leihe war am Schlüsse des Jahres noch nicht emittirt. 

Die Obligationen beider Anleihen haben Zinscoupons pr. 30. Juni und 
31. Dezember. Die Zins- und Kapitalrückzahlung erfolgt ebenfalls nur bei 
der Gesellschaftskasse in Frankfurt. Die Verloosung der am 31. Dezember 
zur Heimzahlung gelangenden Obligationen geschieht alljährlich im September 
oder Oktober. 

Mit Ende des Jahres 1866 ist das Hauptbahnbau- Konto, welches 
für die Hauptbahn fl. 4,674,088, für die Zweigbahn fl. 142,705, in Summa 
fl. 4,816,793 betrug, geschlossen worden. Diesem gegenüber stand. ausser 
den Aktien und Anleihen (am 31. Dezbr. 1866 im Gesammtbetrage von 
fl. 4,514,500) noch der Reservefonds mit fl. 201,491. 61. und der Amor» 
tisationsfonds mit fl. 65,473. 23.;. in Summa fl. 4,781,465. 23. Das sich 



*) Dieser Fall ist im Jahr 1866 eingetreten. 
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lierausstellende Deficit von fl. 35,327. 37. wird durch den jährlichen Beittag- 
des Amortisationsfonds *) in 5 Terminen der Art ausgeglichen werden , dasB 
dafür keine anderen Kapitalien verwendet oder aufgenommen werden. Von 
jetzt ab werden alle Kosten für Neubauten und Material Vermehrung, gleich 
wie es bisher mit den Kosten für Erneuerung "der Bahn gehalten wurde, den 
Betriebseinnahmen entnommen. 

Die Kriegsereignisse des Jahres 1866 haben die* Taunusbahn sehr empfind- 
lich berührt; seit ihrer am 3. August 1840 erfolgten Eröffnung ist die Divi- 
dende das erste Mal unter 4 Vo herabgesunken. Die Betriebsresultate de» 
Jahres 1866 sind so wenig normal gewesen, dass wir uns einer speciellen 
Angabe enthalten, weil sie weder für die Vergangenheit noch hoffentlich für 
die Zukunft einen Anhalt geben, namentlich was die Ausgaben betrifft. Der 
Reinertrag belief sich auf nur fl. 185,207. 8., wovon 96,000 fl. auf die Di- 
vidende (8 fl. auf jede Aktie) entfielen. Dem Erneuerungsfonds, der am» 
31.Dezbr. 1865 die Höhe von 198,473 fl. erreicht hatte, wurden fl. 83,707. 8. 
überwiesen, der Best aber zu mildthätigen Zwecken verwendet. 

Verfassung: Generalversammlung im März oder April, abwech- 
selnd in Wiesbaden und Mainz. Dieselbe wählt den aus 6. Mitgliedern 
bestehenden Verwaltungsrath; dieser ernennt den Direktor. Stimm- 
recht: je 10 Aktien geben 1 Stimme, 10 Stimmen bilden das Maximum. 

Die veränderten politischen Verhältnisse werden nicht ohne Einfluss auf 
das künftige G-eschick der Taunusbahn sein. Ueberhaupt leidet sie schon 
seit Jahren durch die Konkurrenz mit der hessischen Ludwigsbahn, die von 
Frankfurt direkt nach Mainz führt; man spricht daher von einer Fusion mit 
der Ludwigsbahn (? ). Andererseits ist auch von Erweiterungsprojekten der 
Taunusbahn die Rede, namentlich von dem Baue einer neuen Bahn via 
Offenbach nach Hanau und von da auf dem linken Mainufer zum Anschluss- 
an das badisch-baieri^che Eisenbahnnetz (Werthheim). 



16. Frankfort-Hananer Bahn. 

(ConcesBionirt am 28. Jali 1844. — Gesellschaftssitz: Frankfurt a. M.) 



Die Frankfurt-Hanauer Eisenbahngesellschaft hat laut Vertrag 
vom 27. December 1862 die am 10. Sept. resp. am 22. Juni 1848 eröffnete 
eingleisige, 3,t9 Meilen lange Linie Frankfurt-Hanau bis zur baierischen 
Grenze bei Eahl für 2,658,500 Gulden an die hfessische Ludwigsbahn ab- 
getreten. Da aber die Genehmigung dieses Vertrages Seitens der betheiligten 
Begierungen bis jetzt noch nicht eingegangen ist, so wird seit dem I.Januar 
1863 genannte Linie für Bechnung der hessischen Ludwigsbahn von den Or- 
ganen der Gesellschaft verwaltet. 

In gleicher, Weise wird die von der Frankfurt-Hanauer Gesellschaft von der 
baierischen Regierung für jährlich 32,195 V> fl. gepachtete, 2,i7 Meilen lange Strecke 
£ahl-Aschaffen bürg für Rechnung der Ludwigsbahn-Gesellschaft verwaltet. 



, *) Der Amortisationsfonds, dem seit 1852 jährlich fl. 3000 zugeflossen sind, dient 
znr Sicherheit des Aktienkapitols, da die Balm im Jahre 1942 gegen Erlegung ded 
Taxwerthes dem Staate zufällt. 
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Das concessionirie Anlagekapital betragt 4,500,000 Golden and 
besteht 

aus dem Aktienkapital von 3,000,000 Golden ond 
aus Anleihen im Betrag Ton 1,500,000 Golden. 

1) Das Aktienkapital ist eingetheilt in 12,000 Stück Stammaktien 
k 250 Gulden. Dieselben werden jährlieh mit 3Vt Vo fest verzinst (aml.Joli) 
und tragen daher Zinscoupons und halbjährliche Diyidendenscheine (am I.April 
und I.Oktober zahlbar). Letztere werden gegenwärtig nor einmal im zweiten 
Ealenderquartal honorirt. Seit 1862 bis incl. 1866 haben die Aktien folgende 
Dividenden ertragen: 3*/», 5V«, 57«, 5Vio ond 5*/* Vo (ausser der 3V« 7^ Ver- 
zinsung). Die Frankfart-Hanauer Stammaktien werden in Frankfurt an der 
dortigen Börse gehandelt, und beträgt der Börsenzinsfuss 37« 7o. Ihr E u r s- 
fltand Ende 1866 war 1087» Br. Sobald die Bahn definitiv in den Besitz 
der Ludwigsbahn übergangen sein wird, werden die Frankfart-Hanauer Aktien 
awB dem Verkehre verschwinden. 

2) Die Anleihen sind folgende: 

a) 600,000 Gulden in 47« Vo Obligationen laut Beschluss der Generalver- 
sammlung vom 28. December 1853. Die Titel lauten auf 1000, 500 
und 200 Gulden und führen die Bezeichnung Lit. A. B. ond C. Die 
Amortifiration dieser Anleihe mit l^o nebst Zinsenzuwachs hat im Jahre 
1857 begotmen. Die Einlösung der je Ende September verloosten Stücke 
erfolgt am nächsten 1. P^anuar. 

b) 900,000 Gulden in 47« 7« Obligationen laut Beschluss vom 17. Mai 
1850; dieselben sind nicht vollstöndig begeben worden. Die Appoints 
lauten über 1000 (Lit. D.), 500 (Lit. E.), 200 (Lit. F.) ond 100 Gulden 
(Lit. G.). Die Rückzahlung der Ende December ausgeloosten Stücke 
erfolgt am darauffolgenden 1. Juli. 

Sämmtliche Schuldtitei beider Anleihen sind auf den 1. Jan. und 1. JoU 
verzinslich. 

Zahlstellen der Frankfurt -Hanauer Eisenbahngesellschaft für fallige 
Zinscoupons und Dividendenscheine, desgleichen für ausgelooste Obligationen 
sind die Hauptkasse in Frankfurt a. M. und M. A. von Rothschild 
und Söhne ebendaselbst Die Stationskasse zu Hanau löst auf vorher- 
gegangene Anmeldung auch die fälligen Coopons und Dividendenscheine der 
Stammaktien ein. 

In Bezug auf die weiteren Verhältnisse der Bahn verweisen wir auf den 
Artikel über die Hessische Ludwigsbahn und bemerken nur noch in Bezug 
auf die Verfassung der Gesellschaft Folgendes: die Generalversamm- 
lung findet alljährlich im Frühjahr in Wilhelmsbad statt Dieselbe erwählt 
den aus 5 Mitgliedern bestehenden Verwaltungsrath. Stimmrecht: je 10 
Aktien 1 Stimme. ' 10 Stimmen bilden das Maximum. 



17. Frankfurt-Homburger Bahn. 

'(Ooncessionirt am 10. Mai 1859. — Gesellschaftssiiz : Homburg.) 



Diese 2,4i Meilen lange Bahn verbindet Frankfurt a. M. mit Homburg 
und wurde am 10. September 1860 eröffnet. Die Herstellungskosten pr. Meile 
haben fl. 1,147,302 betragen. Die Bahn ist eingleisig. 
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Das Stammaktienkapital belänft sich auf 1,600,000 Oulden und ist 
-eingetheilt in 4,000 Stück Lit. A. k 200 fl. und in 4000 Stück Lit B. h 200 fl. 
Die Aktien Lit. B* hat die vormals hessen ^ homburgische Regierung über- 
nommen. Dieselben treten erst mit dem 1. April 1896 in den Dividendenge- 
nuss. Die Aktien Lit.A. tragen DiYidendenscheine, welche jährlich am I.April 
bei der Hauptkasse in Homburg, bei der dortigen Landesbank, 
bei y. Erlanger und Söhne und R. Langenberger in Frankfurt a. M. 
eingelost werden. Die Dividenden haben betragen 1862: 6, 1863: 6V«, 
1864: 7, 1865: 9 und 1866: ö^AVo. Die Aktien befinden sich meistentheils 
in Händen von englischen Kapitalisten, werden an keiner deutschen Börse 
oioturt und weder auf einem ofiBziellen noch Priyatkurszettel aufgeführt. 

An Anleihen sind emittirt: 

1) 4VsVo Prioritätsanleihe vom K Juli 1Ö60 im !Nominalbetrage von 
1,050,000 Gulden; 

2) 4Va7o Frioritätsanleihe 2. Emission im Betrage von nominell fl. 130,000/ 
wovon am Schluss des Jahres 1866 fl. 116,000 in Umlauf gesetzt waren, 
am 1. Januar 1861 kreirt; 

3) 5Vo Prioritätsanleihe 3. Emission von fl. 20,000 d. d. 1. Januar 1862. 
Sämmtliche Anleihen werden bis zum Jahre 1893 amortisirt sein. Die 

'Schuldtitel sind im Januar und Juli verzinslich. Die Rückzahlung der 
ausgeloosten Obligationen erfolgt am 1. Januar durch die homburgische Lan- 
desbank und durch v. Erlanger. Yerloosungstermin gewöhnlich^ im 
Juni. Die Obligationen werden an der Frankfurter Börse gehandelt. 

Die Verhältnisse dieser kleinen Bahn sind günstig; nur die abnormen 
Yorgänge des Jahres 1866 haben es mit sich gebracht,^ dass die erzielten 
Bruttoeinnahmen (fl. 217,533) um fl. 45,496 niedriger ausgefallen sind, als 1865. 
Nach Abzug der Betriebsausgaben (fl. 100,638), Verzinsung der Obli- 
gationen u. s. w. verblieb ein wirklicher Beinertrag von fl. 51,895, dem 
ausserdem noch ein Vortrag von 1865 mit fl. 7,124 zuwuchs, so dagfs fl. 59,019 
zur statutenmässigcn Verwendung disponibel waren. — Der Reservefonds,, 
incl. der Dotation pr. 1866 (fl. 6,500), ist auf fl. 31,204 ' angewachsen^ 
Ausserdem wurden aus dem Reinertrage noch' besonders fl. 4,000 zur Anschaf-^ 
fang von Waggons verwendet. 



18. Neisse-Brieger Bahn. 

(Ooncessionirt am 13. März 1846. — Gesellschafibssitz: Breslau.) 



Die die Städte Neisse und Brieg (zum Anschluss an die Oberschle- 
«ische Bahn) rerbindende Eisenbahn ist 6,i8 Meilen lang und eingleisig. 
Herstellungskosten pro Meile 205,761 Thlr. Bahneröfi&mng Ende des Jahres 
1848. 

Das Anlagekapital beträgt l,20a,000 Thlr. und zwar 
1,100,000 Thaler in Stammaktien, 11,000 Stück k 100 Thlr. Die- 
selben sind mit Dividenden seh einen versehen, deren Betrag ge- 
wohnlich im zweiten Ealenderquartale bestimmt wird. Für die Betriebs- 

Zeitschrift fOr Kapital and Rente. IV. ^ 
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jahte 1862 bis incl. 1865 sind an Dii^denden ausgezahlt wordene 
4>, 4V3, 4V», 5Vi2 Vo. 

Bis jßtzt ist nur eine Anleihe im Betrage Ton 100,000 Thalem 
am 27^ December 1858 concessionirt worden. Die Obligationen k 100 Thlr^ 
werden in zwei Raten, I.Januar und 1* Juli, mit vier und ein halb 
Yom Hundert yerzinst und vom Jahre 1860 ab mit ^I^V^ nebst Zinsenzu* 
wachs amortisirt. Rückzahlung am 1. Juli. 

Eine zweite, behiüfs einer Ergänzung der Betriebsmittel gemachte ' 
4V» 7o Anleihe von 250,000 Thbr., wovon vorläufig nur 150,000 Thlr. 
in Obligationen emittirt werden sollen, hat die am 24. Juni 1867 ab- 
gehaltene Generalversammlung der Aktionäre genehmigt und ist der- 
selben auch von der Staatsregierung die Ooncession vorläufig ertheilt 
worden. • 

Die fälligen Dividendenscheine der Stammaktien und die falligen Zins- 
coupons, sowie die ausgeloosten Obligationen werden in, Breslau im Ge-^ 
Schäftslokal der <jl^esellschaft und vom Schlesischen Bankverein 
daselbst, in Berlin bei G. Müller und Comp, eingelöst. 

Im Jahre 1866 haben die Gesammteinnahmen 185,265 Thlr., dia 
Gesammtbetriebsausgaben 74,745 Thlr., der Ueberschuss 110,620 Thlr. 
betragen. Die eigenthümlichen Verhältnisse dieses Betriebsjahres haben der 
Bahn einen sehr starken Personenverkehr zugeführt, so dass hiedurch die 
Verluste aus einem geringeren Güterverkehr, als in den Vorjahren, reichlich 
ausgeglichen worden sind. Der Reservefonds, welcher Ende 1865 sich auf 
Thlr. 3,659 belief, erhielt einen extraordinären Zuschuss von 18,000 Thalem 
neben den statutenmässigen jährlichen 2 Procenten vom Anlagekapitale. 

Verfassung: ein Direktorium von 6, nebst einem Ausschuss voa 
5 Mitgliedern. Generalversammlung im Frühjahr in Breslau oder 
Neisse. Stimmrecht: je 10 Aktien 1 Stimme, 10 Stimmen Maximum. 

Die Lage der Bahn ist recht zufriedenstellend, doch wird über kurz oder- 
lang ein Aufgehen in die Oberschlesische Bahn nicht zu vermeiden sein. 



19*. Niedersclüesisclie Zweigbahn. 

(Concessionirt am 8. November 1844. — Gesellschaftssitz: G log au.) 



Die Kiederschlesische Zweigbahn ist 9,5 Meilen lang, mit Ausnahme der 
Bahnhöfe eingleisig, verbindet G log au mit Hansdorf (Stationspunkt der 
Niederschlesisch-Märlnschen Staatseisenbahn) und wurde am 1. Oktober 1846 
dem Betriebe übergeben. Herstellungskosten pr. Meile 262,856 Thlr. 

Das concessionirte Anlagekapital beläuft sich auf 2,500,000 Thaler 
und besteht 

1) aus 1,500,000 Thaler Stammaktien und 

2) aus 1,000,000 ,, Anleihen. 

Das Stammaktienkapital zerfällt wiederum 

a) in 1,412,200. Thaler Stammaktien; 14,122 Stück k 100 Thaler, und ' 

b) in 87,800 Thaler Stammpriorität^aktien; 878 Stück k 100 Thaler. 
Die Stamipaktien tragen Dividendenscheine, welche gewöhnlich Ende 

Mai zur Auszahlung gelangen. Seit 1862 ist an Dividende gezahlt worden im 
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Jahr 1862: 2?Vi8, 1863: 2V8, 1864: 4Vi2, 1865: S'/s imd 1866 5 V«. Bör- 
senort für die Stammaktien ist Berlin. Börsenzinsfuss 4 Vo yom I.Jan, 
ab. Kursstand am 31. December 1866 83V* bez. 

Die Stamm Prioritätsaktien werden mit 5 %, jährlich iest verzinst, 
und haben Zinsc^npons für den 1. Januar und 1. Juli; sie kommen fast 
gar nicht im Verkehr vor und werden daher nur höchst . selten notirt. 

An Anleihen sind privilegirt: 

a) 252,000 Thaler in 47« 7^ Obligationen Lit.A. k 200 Thaler, privilegirt 
am 12. Juni 1846. 

b) 248,000 Thaler in 5Vo Obligationen Lit. B. k 100 Thaler, privilegirt 
am 12. November 1847. 

Die Tilgung der Obligationen Lit. A. und B. erfolgt je am 1. Juli mit 
1 7o nebst Zinsenzuwach^ von 1851 ab. Verloosungstermin im 
Januar. 

c) 500,000 Thaler in 5% Obligationen Lit. C. k 100 Thaler, privilegirt am 
81. Januar 1857. Die Amortisation mit V» V^ nebst Zinsenzuwachs vom 
Jahre 1860 ab findet ebenfalls jährlich am 1. Juli statt. Die Obliga- 
tionen Lit. C. werden an der Berliner Börse gehandelt. 

. Sämmtli che Obligationen sind mit Zinscoupons pr. 1. Januar 
und 1. Juli versehen. 

Die Einlösung der fälligen Dividendenscheine und Zinscoupons, sowie 
der ausgeloosten Obligationen erfolgt bei der Gesellschaftskasse in Glo- 
gau, ausserdem noch, aber nur in den ersten 14 Tagen nach den Fälligkeits- 
terminen, bei Gebrüder Veit und Comp, in Berlin und beim Schi e- 
sischen Bankverein in Breslau. 

Das Betriebsjahr 1866 war für die niederschlesische Zweigbahn seit ihrer. 
Betriebseröffhung das günstigste, wozu die starken Militärtransporte während 
. des Krieges und verminderte Ausgaben beiget|ragen haben. Die Gesammt- 
einnahmen beliefen sich auf 804,790 Thlr., die Betriebsausgaben auf 
•116,388 Thlr.; es verblieb demnach ein Reinertrag von 188,402 Thlr. Aus 
diesem wurde der Reserve fonds, der mit seinem Bestände von c. 38,000 Thlr* 
zum Umbau der Boberbrücke im Jahre 1866 verwendet worden war, mit 
12,500 Thlr. Rücklage wieder neu dotirt. Aus gleichem Grunde, wie auch 
wegen des Bahnhofnmbaues in Glogau, waren die verschiedenen Erneue- 
neuerüngsfonds — am 1. Jan. 1866 im Gesammtbetrage von 99,084 Thlr. 
— vorschussweise neben ihren eigentlichen Zwecken sehr in Anspruch ge- 
nommen worden; es wurden daher denselben aus dem Reinertrage 37,300 Thsder 
extra überwiesen. 

Die Gesellschaft wird von 3 Direktoren und einem aus 9 Mitgliedern 
bestehenden Ausschuss repräsentirt. Die ordentliche Generalversamm- 
lung der Aktionäre, die wenigstens 10 Aktien besitzen oder repräsentiren, 
findet in der Regel im 2. oder Anfang des 3. Ealenderquartals in Glogau 
statt. Stimmenmaximum: 10 auf 500 Aktien. 

Eine Ausdehnung des Unternehmens zum Anschlüsse an die Sächsisch- 
Schlesische Eisenbahn bei der Station Bautzen, und eine Zweigbahn von Sagan 
nach Sorau ist projektirt, die Ausführung aber wohl noc}i sehr zweifelhaft. 
Eine grössere Frequenz wird bei der Niederschlesischen Zweigbahn nachYoU- 
endung der Linien Halle-Guben-Soräu und Weisswasser-Muskau-Hansdorf un- 
zweifelhaft eintreten. 
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20. Altona-Kieler Bahn. 

(ConcoBsionirt am 11. Hftrz 1844. — GeflellschaftsaitE: AltoDa.) 






Die Altona-Kieler Eisenbahngesellschaft besass am 1. Jannar 1867 fol- 
gende Strecken des Schleswig-Holsteinschen Eisenbahnnetzes eigenthfimlich : 

1) die Hauptbahn Altena -Neumünster-Eiel (König-Christian YIII.- 
Ostbahn) 14,os Meilen. 

2) die Zweigbahn Keumünster-Rendsburg (wurde 185$ 
käuflich erworben) 4,ftt , 

3) die Ostholsteinischen Bahnen und zwar 

a) die Linie Neumünster-Plon-Neustadt, . . 8,t , 

b) „ „ Kiel-Ascheberg, am 31. Mai 1866 

eröffnet 3,6 , 

4) die noch im Bau begriffene Zweigbahn Altona-Blanke- 

nese l,s ^ 

und ausserdem noch 
h) die Harn bürg- AI tona er Verbindungsbahn,''') am 18. Juli 

1866 eröfl&iet ♦ . . ♦ . 0,9 „ 

zusammen d2,ro Meilen. 

Oemäss eines am 281 März 1866 Seitens des preussischen Gouvernements 
genehmigten Vertrags hat die Gesellschaft das 30,6o Meilen lange Netz der 
Schleswigschen Bahn, wovon am 1. Jan. 1867 c. 27 Meilen vollendet waren, 
von der Schleswigschen Eisenbahngesellschaft gepachtet. 

Yen den unter 1 bis 5 genannten Linien ist nur die circa 14 Meilen lange 
Strecke Altena -Neumünster -Rendsburg doppelgleisig. Die Hanptba^ 
wurde am 18. September 1844 eröffnet. Auf die bezeichneten Bahnsb'ecken 
ist bis Juni 1867 ein Anlagekapital von 287,777 Thaler per Meilen verwendet* 
worden. 

Das concessionirte Anlagekapital, aus 6,150,000 Thlr. in Aktien und 
3,000,000 Thlr. in Anleihen bestehend, beträgt zusammen 9,150,000 Thbr. 

1) Das Aktienkapital zerfällt 

a) in 20,500 Aktien ä 150 Species » 150 Thlr. Yereinsmünze 1. Emission 
(alte Aktien) und ^ 

b) in 20,500 Aktien k 150 Species = 150 Thlr. Yereinsmünze 2. Emission. 
Letztere, die Jungen'^ genannt, sind erst mit dem Jahre 1867 in den 
Dividendengenuss eingetreten. 

Die Aktien haben Dividendenscheine. Die Dividende ist an den 
GesellsQhaftskassen in Altena und Kiel, in Berlin bei S. Bleichroder, 
in Leipzig bei der Deutschen Allgemeinen Kreditanstalt gewohn- 
lich ai^ den 1. Mai zahlbar gestellt Sie hat seit dem Jahre 1862 bis 
ind. 1866 betragen: J9Vs, 10, 11V'>9 ^0 und 9 Procent. Die Aktien werden 
an der Hamburger, Leipziger, neuerdings auch wieder an der Berliner Börse 
gehandelt. Börsenzins 4 7« vom I.Januar ab. An der Berliner Börse war 
Ende des Jahres 1866 der Kursstand der ,alten^ Aktien 140 B., die 
j^neuen^ standen 132. 

2) An Anleihen sind emittirt: 

a) 3,000,000 Thaler in 4 Vo Obligationen zum Bau der Ostholsteinischen 
Bahnen, am 19. August 1858 genehmigt und n^ch Bedarf begeben ; 

■ • 

*) Ein Theil dieser Bahn ist Eigenthnm der freien Stadt Hamburg. 
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« 

b) 2,500,000 Thaler in 5 % Obligationen. Diese Anleihe, laut Beschlus? 
der Generalyersammlung vom 27. September 1866 zum Ankauf von 
Aktien der Schleswigschien Eisenbahnaktiengesellschaft im Januar 1867 
emittirt, folgt hinsichtlich ihrer Priorität unmittelbar nach der 4 7» 
Anleihe ; 

c) 1,000,000 Thaler in 5 7o Obligationen. Diese 3. Emission, welche in 
gleichem Range mit der 2. Emission steht, dient zujr Vermehrung der 
Betriebsmittel und wird erst später, wenn die Genehmigung der Aktionäre 
eingeholt sein wird, emittirt werden.*) Die 2. und 3. Emission wird 
in 49 Jahren vom Jahre 1872 an, jie am 2. Januar, al pari zur Heini- 
zahlung gelangen. Yerloosungstermin im Juli. 

Die Schuldtitel lauten auf 500 und 100 Thaler und sind mit Zinscoupons 
pr. 2. Januar und 1. Juli versehen. Die Zinszahlung findet in Altena an 
der Oesellschaftskasse, und in Hamburg durch die Norddeutsche 
und Vereinsbank statt. Sowohl die 4 Voge, wie die 5 V^ge Anleihe wird an der 
Hamburger Börse gehandelt, letztere auch an der Leipziger Börse. 

Verfassung: eine Direktion mit 5, ein Ausschuss von 25 Mitgliedern. 
Generalversammlung gewöhnlich im Juni. Stimmrecht: 1 — 9 Aktien 
1 Stimme, 10—24 Aktien: 2, 25—49 Aktien: 3, 50—99 Aktien 4 u. s. w. 

1866 betrug die Gesammtein nähme 1,082,445 Thlr., die Ausgaben 
an Betriebskosten u. s. w. 537,729 Thlr. ; erzielter Ueberschuss 490,706 Thlr. 
Von diesen wurden nur 57,169 Thaler dem Eeservefonds überwiesen, der 
somit am Jahresschluss einen Bestand von, 494,2 17 Thlr. erreichte, gegen 
485,616 Thlr. Ende 1865. Einen Erneuerungsfonds besitzt die Gesell- 
schaft nicht; dagegen ist der Ausschuss befugt, erforderlichen Falles V> des 
Ueberschusses , statt wie gewöhnlich nur V» desselben, dem Reserve- 
fonds zu überweisen. 

Die Gesellschaft hat eine Zinsgarantie auf die Stammaktien derSchles- 
wigschen Bahnen (s. den nachfolgenden Artikel) mit 5, auf die Prioritäten 
mit 4V« 7o übernommen. Die Verpflichtung für Verzinsung auf eigene Gefahr 
beginnt erst nach vollständiger Fertigstellung des Schleswigschen Eisenbahn- 
netzes. Bis dahin haben (lie Gründer einen etwaigen Zinsenzuschuss zurück 
zu erstatten. Die an sich schon günstige Lage der Gesellschaft wird sich, da 
sie nun nicht mehr wie früher auf blossen Lokalverkehr angewiesen bleibt^ 
noch vortheilhafter gestalten , wenn Schleswig-Holstein in den Zollverein aufge- 
nommen und zwischen Harburg und Hamburg oder Altena eine feste Brücke 
über die Elbe hergestellt sein wird. 



21. Schleswig'sche Bahnen. 

(Concessionirt am 20. März 1865. — Gesellschaftssitz: Flensburg.) 



Die Schleswig^sche Eisenbahnaktiengesellschaft, durch die Firma v. Erlan- 
ger und Söhne in Frankfurt a. M. begründet, hat am 4. September 1865 



*) In der am 27. Jani 1867 abgehaltenen Generalyersammlung konnte der be- 
zügliche Antrag nicht gestellt werden, weil nicht drei Viertel sämmtlicher Aktien in 
derselben vertreten waren. — Dagegen wurde in einer späteren , am 8. August 1867 
abgehaltenen Generalversammlung fragliche Anleihe einstimmig genehmigt. 



5i Preussisohe Priyatbfthnen 

die südschleswigschen Bahifen (FleDsburg-Hasum-Tösningen-Rendsbarg) 
und die damals noch im Bau begriffene nordschleswigsche Bahn (von Flens- 
-burg bis zur jütischen Grenze) für 10 Mill. Thaler kauflich übernommen^ 
indem sie die Aktien und Obligationen jener Gesellschaft zum Yollen Kominal- 
werthe einlöste. 

Die Schleswigsche Bahn ist eingleisig und wird nach ihrer Vollendung 
eine Länge yon ca. 33 Meilen haben. Am 1. Januar 1867 waren folgende 
Strecken im Betriebe: Rendsburg- Ohrstedt-Flensburg 10,6o Meilen, 
Nordschleswigsche Weiche bei Flensburg bis Woyens 7,76 Meilen, 
W oy e ns-D an i s ohe Grenze (bei W an d rup) 2,i6 Meilen, Zweigbahn W o y e n s- 
Hader sieben 1,56 Meilen, Ohrstedt-Tönning4,4o Meilen, zusammen 26,87 
Meilen. Neuerdings ist ausserdem zum Bau einer Abkürzungslinie zwischen 
Flensburg und Schleswig Genehmigung ertheilt worden, nach deren Fer- 
tigstellung der Theil der alten Bahnlinie, welcher über die Stationen Kloster- 
krug, Holm und ^ollerup führt, abgebrochen werden wird. Gemäss eines 
mit der dänischen Eisenbahngesellschaft abgeschlossenen Vertrages übernimmt 
die Schleswigsche Gesellschaft den Betrieb bis, Wandrup. Die Zweigbahn 
Bothenkrug-Tondern ist bald vollendet. 

Das Anlagekapital beträgt 10,000,000 Thaler, und besteht 

1) aus 5,000,000 Thaler in Stammaktien und 

2) aus 5,000,000 Thaler in Prioritäten. 

Die Stammaktien, 25,000 Stück k 200 Thaler, gemessen yom 1. Juli 
1871 ab eine feste Rente von 5 % durch<die Altona-Kieler Eisenbahngesell- 
schaft. Bis dahin haben sich die Gesellschaftsgründer für Gewährung einer 
4ya 7o Rente an die Aktieninhaber verbürgt. Die Stammaktien werden unter 
der Hand nach Und nach von der Altona-Kieler Gesellschaft angekauft. 
Börsenort: Hamburg. 

Die Obligationen der Prioritätsanleihe lauten auf 1000, 500 und 
200 Thaler und sind mit einem Zinsgarantievermerk der Altona- 
Kieler Eisenbahngesellschaft im Betrage von 4V» % jährlich ver- 
sehen. Yom Jahre 1871 ab werden dieselben in 50 Jahren amortisirt 
werden. Börsen ort: Hamburg, Leipzig und Berlin. Die Zahlung der je 
am 2. Januar und 1. Juli fälligen Zinscoupons der Stammaktien und Obli- 
gationen der Schleswigschen Eisenbahnaktiengesellschaft erfolgt* in Flens- 
burg (Cömptoir des Generalbevollmächtigten), in Hamburg (Norddeutsche 
Bank), in Altona (Hauptkasse der Altona-Kieler Eisenbahngesellschaft), in 
Berlin (Berliner Handelsgesellschaft) und in Frankfurt (v. Erlanger und 
Söhne). An denselben Stellen werden auch die ausgeloosten Obligationen 
spesenfrei eingelöst. 

Der Staat hat sich in der Concessionsurkunde das Recht vorbehalten, vom 
Jahre 1918 ab gegen Zahlung des 25fachen Betrages der Nettoeinnahme 
aus den letzten 5 Jahren die gesammten schleswigschen Bahnen übernehmen 
zu können. 

Verfassung. Die Interessen der Gesellschaft werden durch die Gene- 
ralversammlung der Aktionäile, durch einen Generalbevollmäch- 
tigten und durch die Direktion wahrgenommen. Stimmrecht: je 5 Aktien 
1 Stimme. 
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22. Glückstadt-Elmsliorii-Itzelioer Bahn. 

(Concessionirt am 26. Jall 1844. — Gesellschaftssitz : Glück Stadt.) 



Diese Bahn hatte bis vor Jahresfrist in Verwaltung der Altona-Kieler Eisen- 
l)ahn gestanden: seitdem hat die Gesellschaft die Verwaltung selbst übernom- 
men. Die Bahn ist eingleisig und 4^,5 o Meilen lang. 

Das Anlagekapital der Glückstadt-Elmshomer Bahn betrug ursprünglich 
nur 240,000 Thaler preuss. in Aktien zu 100 Species, ist aber wegen des 
Baues der Strecke Glückstadt-Itzehoe vermehrt worden und beträgt gegen- 
wärtig 658,000 Thaler, 

Die Verhältnisse der. Bahn sind ungünstig, seit langen Jahren haben die 
^,560 Stammaktien ä 150 Thaler keine Dividende erhalten. Die Aktien kom- 
men im Handel sehr selten vor. BÖrsenort: Hamburg. 

Pro 1866 betrugen die Einnahmen 74,719 Thlr. 287« Sgr., die Aus- 
gaben, soweit dieselben von der Altona-Kieler Eisenbahngesellschaft unter 
Betheiligung an den Kosten der Züge u. s. w. bestritten worden sind, 
7,102 Thlr. 22V2 Sgr., so dass ein üeberschuss von 61,617 Thlr. 6 Sgr. verblieb. 



23. Aachen-Mastrlcliter Bahn. 

'(Ooncessioniri am 30. Januar 1846. — Gesellschaftssitz: Aachen (Mastricht.) 



Diese Bahn ist 8,6 o Meilen lang und bis auf 0,4b Meilen eingleisig. 
Sie besteht 

1) aus der Hauptbahn Aachen (Tempierbend) -Mastricht, 

2) ,, „ Zweigbahn Mastricht-Hasselt, 

3) „ „ „ Richterich-Kohlscheidt< bis Grube Kämp- 

chen im Wurmreviere und 

4) „ „ „ Kir ehr ath-Simpelveld, welche erst erbaut wird.*) 
Die Strecke Aachen-Richterich hat die Aachen -Mastrichter Eisenbahn- 
gesellschaft in gemeinschaftlichem Besitz mit der Bergisch-Märkischen (früher 
Aachen-Düsseldorfer) Gesellschaft* Die Hauptbahn wurde am 20. Oktober 
1853 eroffiiet. 

Ausserdem hat die Gesellschaft die am 1. Oktober 1856 eröffnete, 28 
Kilom. lange eingleisige Bahn von Hasselt nach Landen gegen die 
Hälfte der Bruttoeinnahme von der belgischen Gesellschaft Mackenzie und 
Oomp. gepachtet. Es beträgt somit die Betriebslänge l2,4o Meilen. Die 
Herstellungskosten der Bahn haben 639,475 Thaler pr. Meile betragen. 

Das concessionirte Anlagekapital beläuft sich auf 5,550,000 
Thaler und besteht 

1) aus 2,750,000 Thaler in Aktien und 

2) aus 2,800,000 Thaler in Anleihen/ 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 13,750 Stück Aktien 
ü 200 Thaler *= 2,750,000 Thaler. ' Die Aktien sind mit Dividendenscheinen 

*) Die Aachen-Mastrichter Gesellschaft hat die der holländischen Regierung ge- 
li5renden Steinkohlengruben im Revier von Kirchrath auf 99 Jahre gegen eine Yer- 

fütung des jährlichen Reinertrages über 60,000 fl. bis zam Belaufe von 5000 fl. und 
er Hälfte des Reinertrages über 65,000 fl. in Pacht genommen. 
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TerseheD, welche wie die Zinscoupons der Prioritäten erst in 5 Jahren ver- 
jähren. Seit 1857 ist keine Dividende gewährt worden. Börsenott: Berlin, 
Börsenzins: 4 7« vom 1. Januar ab. Kursstand Ende 1866: 30V* Br« 

Die Anleihen sind folgende: 
' a) 1,800,000 Thaler laut Privilegium vom 28. December , 1853 in 4V2 7o 

. Prioritätsaktien k 500, 200 und 100 Thaler. Tilgung von 1858 ab 

mit 7^ 7o nebst Zinsenzuwachs. Zinstermin: Januar und Juli, 
b) 1,000,000 Thaler laut Privilegium vom 18. August 1856 in 5 7o Pri- 
oritätsaktien k 500, 200 und 100 Thaler. Beginn der Amortisation im 
Jahre 1860 mit Vs 7o und Zinsenzuwachs. Zins termin: Januar und JulL 

Beit Jahren hat die Verwaltung die Verzinsung der Anleihen wegen Man- 
gels an Fonds sistirt. Desgleichen ist auch noch keine Amortisation der 
Prioritätsaktien erfolgt. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: Eigene Easse in Aachen,. 
G. Tielens ain6 et fils in Mastricht, Diskontogesellschaft in 
Berlin und Gebrüder Veit und Comp, ebendaselbst. 

Die Bahn liegt auf preussischem und holländischem Gebiete. Die hol- 
ländische Strecke kann vom Staate nach 99 Jahren gegen Erstattung der An- 
lagekosten erworben werden, die preussische Strecke unterliegt der heimi- 
schen Eisenbahngesetzgebung. 

Verfassung. Es bestehen 2 Aachen-Mastrichter Eisenbahn- 
gesellschaften (in Aachen imd in Mastricht); sie haben aber Direktion 
und sonstige Verwaltung gemeinschaftlich. Die Direktion zählt 5 präussische 
und 5 holländische Mitglieder. Ausserdem besteht eine gemeinschaftliche 
Controlecommisslon aus 10 Mitgliedern. Die Generalversammlun- 
gen finden abwechselnd in Aachen imd Maslaricht statt. Stimmberech- 
tigt sind nur die Aktionäre, die sich im Besitz von mehr als 5 Aktien befin- 
den. Maximum 6 Stimmen , bei 50 und mehr Aktien. 

Betriebsergebniss des Jahres 1866: die Gesammteinnahme incl. de» 
Beinertrages der Grube Eirchrath mit 21,600 Thaler bezifferte sich auf 
335,703 Thaler, die Gesammt aus gäbe aber (incl. des an die Gesellschaft 
Mackenzie zu zahlenden Pachtes von 50 Proc. der Bruttoeinnahme für die 
Strecke Hasselt-Landen mit 34,758 Thaler) auf 297,645 Thaler. Es verblieb 
somit ein üeberschuss von 38,058 Thaler, gegen 54,365 Thlr. im Vor- 
jahre. Der Ausfall rührt hauptsächlich daher, dass wegen der Viehseuche 
die sonst einträglichen Viehtransporte sistirt werden mussten. 

Der bekannten traurigen Lage der Gesellschaft musste durchaus abgehol- 
fen werden, wenn nicht eine Liquidation eintreten sollte. Die Direktion hat 
daher mit der Eisenbahn Grand-Oentral-Belge, bestehend aus der Ant- 
werpen-Eotterdamer Gesellschaft;, demEst-Belge und der Gesellschaft Entr e- 
Sembre et Meuse, einen bis zum 22. Oktober 1943 gültigen Vertrag ii^ 
Betreff der Betriebsübernahme abgeschlossen. Bereits am 17. Juni hat 
derselbe die Genehmigung der Generalversaiiimlung der Aachen -Mastrichter 
Gesellschaft erhalten und es steht die Concession der preussischen, holländischeir 
und belgischen Regierung und somit dessen faktisches Inslebentreten noch im 
Laufe des Jahres 1867 zu erwarten. *) Durch diesen Vertrag wird der Aachen- 
Mastrichter Bahn von der Central Beige, die die Strecke Hasselt-Landen eben-' 
falls pachtweise übernimmt, unter allen Umständen ein Minimum von jährlich: 
Er. 650,000 garantirt, = 45 7o der als Minimaleinnahme angenommenen 

'*) PreuBsischerseits ist die königliche Öenehmigang „die Benützung und den Be- 
irieb der Aachen-Mästrichter Bahnen Anderen zu überlassen^, der Gesellschaft unier 
dem 81. August 1867 ertheüi worden. 
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Fr. 1,462,000. Von einem etwa zu erzielenden Mehrbetrage erhält die Ge- 
sellschaft ebenfalls 45 7o« Die Verzinsung der beiden Anleihen erfordert jährlich 
131,000 Thaler; es reicht daher das 'garantirte Minimalertragniss auch zur 
Auszahlung der seit 1861 rückständigen Frioritätszinsen hin. Da aber die 
Direktion die Abstossuug der rückständigen Verzinsung und Amortisation 
auf (Binmal bewirken will, so hat die Central Beige in die Vorwegnahme einer 
jährlichen Rente von 158,750 Frcs. eingewilligt, welche in Obligationen kon- 
yertirt werden , deren Form, Kapital und Bedingungen die Aachen-Mastrichter 
Gesellschaft zu bestinmien hat. *) Da sich nun die Gesellschaft die Benutzung 
der Steinkohlengruben zu Eirchrath, wie die der Zweigbahn ins Wurmreyier, 
welche an eine andere Gesellschaft verpachtet werden soll, im Vertrage aus- 
drücklich yorbehalten hat, so steht zu hoffen, dass auch für die Aktienbesitzer 
künftig eine Dividende erzielt wird. 



24. Magdebnrg-Halberstädter Balin. 

(Concessionirt am 14. Januar 1842. ~ Gesellschaftssitz: Magdeburg.) 



Das Unternehmen der Magdeburg-Halberstädter Eisenbahnge- 
sellschaft umfass te ursprünglich nur 

1) die Hauptbahn Magdeburg-Oschersleben zum Anschluss an die 
Braunschweigische Staatsbahn und 

2) die Zweigbahn Oschersl eben-Halb erstadt. Beide Bahnen sind 
seit 15. Juli 1843 eröffnet. 

Seitdem ist hinzugetreten: 

3) die Zweigbahn Halberstadt- Wegeleben-Quedlinburg-Thale 
(die sogenannte Harzbahn), am 2. JuH 1862 in Betrieb gesetzt, 

4) die am 12. Mai 1863 angekaufteMagdeburg-Wittenberger Eisenbahn, 

5) die am 9. Januar 1864 käuflich erworbene Co then -Bernburger Bahn, 

6) die im September 1865 eröf&iete Bahn Bernburg-Güsten-Aschers- 
leben-Wegeleben nebst Zweigbahn Güsten-Siassfurt. 

Am 1. Januar 1867 waren daher bereits 37,i8 Meilen in Betrieb, davon 
9,s Meilen doppelgleisig. 

Femer sind bereits im Bau begriffen: ^ 

die Zweigbahn Fröhse-Ballenstädt und 
die Strecke Halberstadt-Vienenburg. 
Endlich sind die Vorarbeiten zur Linie Aschersleben-Halle a. S. vollendet» 
In der am 18. März 1867 abgehaltenen ausserordentlicken Generalver- 
sammlung der Gesellschaft genehmigten die Aktionäre 

1) den Bau einer doppelgleisigen Eisenbahn von Berlin über Rathenow 
und Gardelegen nac£ Lehrte; 

2) den Bau einer Zweigeisenbahn aus der Berlin-Lehrter Bahn in der 
Altmark über Salzwedel nach Uelzen, beide im Anschluss an die 
Magdeburg-Wittenberger Bahn; 

8) den Bau einer Bahn von Magdeburg nach Erfurt unter Benutzung 
bereits gebauter oder sonst zu bauender Strecken; 



*) Die Aachen-Mastrichter Gesellschaft beabsichtigt bei der königlichen Staats- 
regiemng die Ooncession zu einer 5 Vo Anleihe von 900,000 Thaler zu beantragen ; 
^ese Snmme "würde vollständig hinreiohen, alle ihre Verpflichtungen zu decken. 



58 Preussisobe Privatbahnen 

4) die Fortsetzung der Halle-Halberstadi-Yienenburger Bahn in der 
Richtung nach Hildesheim oder Seesen an der Wolfenbüttel-Holz- 
mindener' Bahn. 
Der Bau der unter 1) und 2) genannten Linien (ca. 31 resp. 14 Meilen 
lang) ist unter dem 12. Juni 1867 definitiv concessionirt worden. 
An Anlagekapital ist concpssionirt 
I. für die Magdeburg-Halherstädter Bahn und deren neue 
Unternehmungen: 
1) das Stammaktienkapital im Betrage Ton 24,800,000 Thaler. 
Dasselbe ist eingetheilt 

a) in 102,000 Stück mit Diyidendenscheinen und Talons versehene Stamm- 
aktien Lit. A. k 100 Thaler; hieyon sind 34,000 Stück emittirt. Die 
übrigen 68,000 Stück werden erst dann begeben, wenn die Prioritäts- 
Stammaktien (s. diese) realisirt sein werden. Jeder Besitzer einer alten 
Stammaktie hat das Recht, zwei neue Aktien zum Parikurse zu erwer- 
ben. Die Einzahlungen auf dieselben haben binnen Jahresfrist nach 
erfolgter Aufforderung zu geschehen. Die von den alten Aktionären nicht 
gezeichneten neuen Aktien werden für Rechnung der Gesellschaft best- 
möglich verwerthet. Bis zum Schlüsse des Jahres 1870 werden die 
neuen Stammaktien aus dem Baufonds der Berlin-Lehrter Eisenbahn 
mit 5 Vo pro anno verzinst. Vom 1. Januar 1871 ab nehmen sie, gleich 
den alten Stammaktien, an der Jaliresdividende Antheil und haben von 
da ab mit diesen gleiche Rechte. 

Die Dividende der alten Stammaktien hat in den Jahren 1862 bis 
incl. 1866 betragen: 25V2, 22%, 25, 15 und 14 7«. Börsenort: Berlin. 
Börsenzins: 4 7^ von I.Jan* ab. Kursstand: Ende 1865 und 1866: 
224 G. und 195V« G.; 

b) in 146,000 Stück mit Zinscoupons, Dividendenscheinen und Talons ver- 
sehene Stammprioritäts^aktien Lit. B. k 100 Thaler. Die 
Zinscoupons, je am 2. Januar zahlbar, berechtigen während der 
Bauzeit der Berlin-Lehrter Eisenbahn (bis Ende 1870) zum Empfang 
von 3Vs 7o Zinsen. Vom I.Januar 1871 ab aber berechtigen die Divi- 
dendenscheine zur Erhebung einer prioritätischen Rente, mit der 
den Aktien Lit. B. zustehenden Superdividende. Von diesen Prioritäts- 
aktien Lit. B. wurde vorläufig der Betrag von 4 Mill. Thaler zum 
Preise von 74, unter Vergütung der laufenden Zinsen Tom 1. Jan. 1867 
bis zur Abnahme der Stücke, am 26. Juni 1867 zur öffentlichen Zeich- 
nung in Berlin u. s. w. aufgelegt. Börsenort: Berlin. Börsenzins: 
3V'8 7o vom 1. Januar ab. 

Vom 1. Januar 1871 ab wird der aus dem Gesammtunternehmen der 
Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn-Gesellschaft statatenmässig zur Dividenden- ' 
verth^eilung kommende Reinertrag, wie folgt, vertheilt: 

zunächst 511,000 Thaler oder 37^70 an die Inhaber der Stammpriori- 
tätsaktien Lit. B., dann 
867,000 Thaler oder 8V» 7« an die Inhaber der Stammaktien Lit: A. 
V und endlich * 

der verbleibende Betrag zur einen Hälfte an die Inhaber der Aktien 
Lit. A. und zur andern Hälfte an die Inhaber der Aktien Lit. B. 
Im Uebrigen steht der Besitz vpn 3 Aktien Lit. B. dem Besitz von 
2 Aktien Lit. A. gleich. 

o\ y^i^ leihen* 
a) 700,000 Thaier in 4 Vo Obligationen i 100 Thaler d. d. 10. März 
1851. Tilgung seit 1854 mit ^I^V^ nebst Zinsen. Verloosung im 
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Juli zur Rückzahlung auf den 1 Januar. Zins t er min: 1.. Januar 
und 1. Juli. 

b) 2,500,000 Thaler in 4V>7o Obligationen 1. Emission k JOO Thlr. 
d.d. 15. April 1861. Tilgung seit 1867 mit V« 7» nebst Zinszuwachs. 
Ve rl^oosung im Oktober, Rückzahlungam I.Januar. Zinstermin: 
1. April und 1. Oktober. 

c) 6,000,000 Thaler in 472^0 Obligationen 2. Emission in 1000 Appoints 
h 100 Thaler (Nr.l— 1000), in 2000 Appoints k 500 Thb. (Nr. 1001—3000) 
und in 40,000 Appoints ä lOO Thaler (Nr. 3001—43,000) d. d. 12. April 1865. 
Die Tilgung beginnt mit 1. Januar 1872, wozu alljährlich 30,000 Thalei? 
und die Zinsen der bereits ausgeloosten Stücke verwendet werden müssen. 
Z inst er min: 1. Januar und 1. Juli. 

II. Für die Cöthen-Bernburger Eisenbahn ist concessionirt : 

da^ Stammaktienkapital dieser Bahn mit 500,000 Thaler, einge- 
iheilt in 5000 Stück k 100 Thaler. Bei Uebernahine der Bahn Seitens der 
Magdeburg-Halberstädter Eisenbahngesellschaft waren nur noch 4,350 Aktien 
Torhanden, die übrigen waren bereits amortisirt. Diese 4,350 Stück werden 
mit 27^ Thaler per Stück verzinst und jedes Jahr mit mindestens 5,000 Thaler 
im Juli ausgeloost, zur Rückzahlung pr. 1. Januar.*) Sodann ist 

in. für die Magdebur.g-Wittenberger Eisenbahn concessionirt: 

das Stammkapital der am 31. Januar 1847 bestätigten Aktiengesell- 
schaft, bestehend aus 4,500,000 Thaler in 42,500 Aktien k 200 Thaler, Dieselben 
sind, insoweit sich die Inhaber (4150 Aktien waren Eigenthum der Gesellschaft) 
nicht mit einer haaren Zahlung von 90 Thalem abfinden Hessen, bei der Üeber- 
nahme der Bahn in ein 3procentiges Rentenpapier der Magdeburg-Halberstädter 
Eisenbahngesellschaft abgestempelt worden. Diese abgestempelten Aktien 
erhalten, wenn die jetzigen Dividendenscheine , auf welche je am 2. Januar 
6 Thaler gezahlt werden, aufgebraucht sind (was den 2. Januar 1868 der Fall sein 
wird), Zinscoupons und Talons. Durch alljährliche Ausloosungen im Januar mit 
V>7o des Kapitalbetrages werden sie nach und nach und zwar je am 1. Juli 
getilgt. Börsen ort: Berlin. Börsenzins: S^/o vdm 1. Januar ab. 

Die laut Privilegium vom 4. März 1850 genehmigte 57o, dann 47« Vo Prior i- 
tätsanleihe im Betrage von 2,000,000 Thalem wurde bis zum I.April 1864 
in Obligationen der Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn konvertirt, resp. 
am 1. Juli 1864 zur Rückzahlung gekündigt. Diese Obligationen werden 
in Berlin gehandelt. Tilgung mit ^/^^/o nebst Zinszuwachs. Verloosung 
im Mäxz, Rückzahlung am 1. Juli. 

Verfassung. Die G-esellschaft hat seit 1. Januar 1867 den bis dahin 
in den Händen der Berlin-Potsdamer Gesellschaft befindlichen Bahnbetrieb 
selbst übernommen. Die Generalversammlung tagt in Oschersleben. Sie 
wählt den Ausschuss von 15 Mitgliedern. Die eigentliche Verwaltung liegt 
gegenwärtig in der Hand von 5 mit Pensionsansprüchen angestellten Direk- 
toren. Stimmrecht: 5 — 9 Aktien 1 Stimme u. s.w., Maximum: 20 Stimmen 
bei 500 Aktien. 

Die Gesammteinnahmen — mit Ausnahme der Skeoke Cöthen-Bemburg-Hal- 
berstadt, deren Betriebsüberschüsse dem Baufonds überwiesen sind, wogegen 
dieser mit 472 % des Aktienkapitals von 1,700,000 Thlr. zu Gunsten des 



*) Ausserdem hatte die Gesellschafi; noch die Verzinsung folgender Kapitalien 
übernonmien: 150,000 Thlr. ForderaDg der Anhaltischen Staatsregienmg an die 05- 
then-Bemburger EBG., 68,000 Thh. Anlagekosten der Eohlenzweigbahn Biendorf- 
Gerlebock nnd 82,000 Thaler als Werth des Betriebsmaterials. 
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Hauptunternehmens belastet worden ist, — betragen pro 1866 incl. eines Bein- 
ertrages der Magdeburg. Wittenberger Bahn von 1,108 Thlr., 775,000 Thlr., 
wovon ausser der statutenmässigen Verwendung für Dividende, Steuer, Ver- 
zinsung, Amortisation der Obligationen und Aktien u. s. w. noch 20,869 Thlr. 
dem Reservefonds extra überwiesen worden sind. Der separat gehaltene Beserve- 
und ErneueruDgsfonds der Magdeburg-Wittenberger Bahn erhielt eine Bücklage 
von 75,000 Thlr. 

Unmassgeblich wird die Bahn nach Vollendung der projektirten "Neu- 
bauten immer noch eine der rentabelsten Unternehmungen bleiben, da alsdann 
auch die fast gar nicht rentirende Magdeburg- Wittenberger Eisenbahn ergiebig 
werden wird. 



25. Thüringische Bahn. 

(ConceBsionirt am 20. August 1844. — Gesellschaftssitz: Erfurt.) 



Die Thüringische Eisenbahn ist 38,? o Meilen lang, wovon 22,i3 Meilen 
doppelgleisig, und besteht 

1) aus der Hauptbahn Halle- Gers.tungen (24. Juni 1847 eröffnet), 

2) aus der Zweigbahn Corbetha -Leipzig, nebst einer dem Staate ge- 
hörigen, noch im Bau begriffenen Industriebahn von Dürrenberg nach 
der dortigen Saline, 

3) aus der Verbindungsbahn in Leipzig, 

4) aus der Zweigbahn Weissen fels-Gera, 

5) aus der Zweigbahn ErfuTt-Ilversgehofen (Eigenthum des Fiskus) 
und 

6) aus der Zweigbahn Dietendorf- Arnstadt (16. Mai 1867 eröffnet).*) 
Die Herstellungskosten der unter 1 bis 5 genannten Strecken haben pro 
Meile 560,968 Thlr. betragen. 

Das concessionirte Anlagekapital für die bisherigen Unterneh- 
mungen der Thüringischen Eisenbahngesellschaft beträgt 23,450,000 
Thaler, wovon 

1) auf das Aktienkapital 11,250,000 Thlr. und 

2) auf die Prioritätsanleihe 12,200,000 Thb. 
faUen. 

Das Stammaktienkapital besteht 

a) aus 90,000 Stück alten Stammaktien k 100 Thlr. = 9,000,000 Thlr., 
wovon sich der 4. Theil im Besitz der Regierungen von Preussen, Sachsen, 
Weimar und Gotha befindet, und 

b) aas 22,500 Stück neuen Stammaktien ä'lOO Thlr. = 2,250,000 TUr, 
Die alten Stammaktien haben Dividendenscheine, welche je am 

1. Mai eingelöst -werden. Seit 1862 bis incl. 1866 sind an Dividenden ge- 
zahlt worden 7 Vs, 7 */») 8, 8 V« und 7V« 7o. B ö r s e n o r t e : Berlin und Leipzig. 
Börsenzins 4 Vo vom 1. Januar ab. Kursstand Ende 1865 und 1866: 
142 bz. u. G. und 135 B. 



nommen 



*)^Die Thüringische Gesellschaft hat den Betrieb der Werra-Bahn über- 

men nnd sich an diesem Unternehmen mit 1 Mill. Thaler Aktien betheiligt. — 

Die von der Station Fröttstedt (zwischen Gotha und Eisenach) nach Walters* 
hausen abzweigende Pferdebahn ist Eigenthum der Gothaischen Regierung. 
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Die neuen Stammaktien, deren Emission behufs Erweiterung der Bahnan- 
lagen, Herstellung von Doppelgleisen u. s. w. auf Grund königlicher Ermäch- 
tigung unter dem 8. Mai 1867 erfolgt ist, treten spätestens mit dem I.Januar 
1871 in die Rechte der alten Aktien ein. Sie erhalten Diyidendenscheine und 
Talons gleich der alteren Emission,, welche erst bei der nächsten Ausgabe 
einer neuen Serie von Dividendenscheinen die ihr bis jetzt fehlenden Talons 
erhält. Den Inhabern der älteren Aktien stand das Recht zu. auf je 4 Aktien 
die Lieferung einer neuen zum Parikurse zu yerlangen, desgleichen konnten 
die drei an dem alten Aktienbesitz betheiligten Staatsregierungen 5,625 Aktien 
ebenfalls ^um Parikurse beanspruchen. Die nicht abgenommenen neuen Aktien 
werden zum Besten der Gesellschaft verwerthet. Die Theileinzahlungen auf 
die neuen Aktien mit 4 7o begannen am 1. August 1867, und werden die 
letzten bis spätestens im Laufe des Jahres 1870 eingefordert werden. Die 
Theilzahlungen werden yom Tag der Einzahlung^ ab mit 5 7^ verzinst, und 
sind die Abnehmer nach erfolgter Einzahlung der ersten ,40 7o von der ferneren 
Haftung für ,die Einzahlung des vollen Nominalbetrags freigelassen worden. 
Ueber die Einzahlung werden Interimsscheine (Quittungsbogen) ausgestellt, 
welche an den oben genannten Börsenorten unter dem Namen „junge Thürin- 
^ ger^ bereits Eingang gefunden haben. 
An Anleihen sind privilegirt: 

a) am 23. Juli 1847: 4,000,000 Thaler zu 4 7« bis z. J. 1904 rückzahlbar, 
I. Emission. 

b) am 1. März 1852: 1,000,000 Thaler zu 5 7« (auf 4V« 7o c.) bis z. J. 
1901 rückzahlbar, II. EmisFion. 

c) am 19. Februar 1855: 3,000,000 Thaler zu 4Va7o bis z. J. 1912 rück- 
zahlbar, in. Emission. 

d) am 17. November 1856: 3,900,000 ^fhaler zu 47« bis z. J. 1913 rück- 
zahlbar, lY. Emission. 

Die Obligationen sämmtlicher 4 Emissionen sind in Appoints von 
1000,*) 500, 200 i(nd 100 Thaler eingetheilt und haben Zinscoupons pro 
1. Januar und I.Juli nebst Talons. Die Rückzahlung der alljährlich im 
April ausgeloosten Obligationen findet am 1. Juli statt, "i^) Borsenorte: Berlin 
und Leipzig. * 

Ausserdem hat die Gesellschaft das Anlagekapital der Zweigbahn von 
Dietendorf nach Arnstadt von 338,000 Thalem durch Verausgabung von 
Auf den Namen lautenden, mit 4Vs 7<> jährlich zu verzinsenden Schuld- 
scheinen in Abschmtten von 1000, 500 und 100 Thaler vorläufig im Ge- 
isammtbetrage Von 300,000 Thalem beschafft. Die Emission erfolgte durch 
die deutsche allgemeine Kreditanstalt in Leipzig, und ist den Scheinen eine 
Serie Zinscoupons vom 1. Januar 1866 im beigegeben. Ist der Reinertrag 
dieser Zweigbahn nicht ausreichend, das Anlagekapital mit 4Vs7o zu ver- 
zinsen, so hat die Schwarzburg - Sondershausische Regierung den Fehlbetrag 
jährlich zu ersetzen, resp. an die Hauptkasse der Thüringischen Eisenbahn- 
gesellschaft einzuzahlen. 

Ferner hatte die Gesellschaft von der Weimarischen und Gothaischen 
Staatsregierung im Jahre 1852 ein mit 37« 7^ zu. verzinsendes Pariehen im 
ursprünglichen Betrage von 1 Mill. Thaler erhalten, wofür sie gegenwärtig 
Thhr. 1,000,000 Werrabahnaktien verpfändet hat. Eine schwebende Schuld 
von 50,300 Thalem wird bis 1. Januar 1868 zurückgezahlt werden. 



*) Kur die 1. Emission Yon 1847 hat Appoints Ton 1000 Thalem. 
**) Den Inhabern der Obligationen l. bis lY. Emission ist die Zweigbahn Dieten- 
dorf-Arnstadt nicht haftbar. 
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Zahlstellen der Oesellschaft für fällige Dividendenscheine und Zins- 
coupons , resp. Einlösung. ausgelooster Obligationen sind : die Hauptkasse 
in Erfurt (nach vorangegangener Anmeldung auch die Billet - Expeditionen 
an den Stationen der Bahn) undA. Stürke daselbst, Breest und Gelpke 
in Berlin, M. A. von Rothschild und Söhne in Frankfurt a. M., 
die Leipziger Bank in Leipzig und deren Filiale in Dresden (M. Schie> 
und J. H^ Cohn in Dessau. 

Verfassung. Die gewöhnliche Generalversammlung der Aktionäre, 
wird in der Regel im Juli oder August abwechselnd in den an der Hauptbahn 
gelegenen Städten abgehalten. Stimmrecht: 5 bis 10 Aktien 1 Stimme,^ 
weitere je 10 Aktien 1 Stimme melir bis zum Maximum von 10 Stimmen. 
Die 3 betheiligten Staatsregierungen haben in jeder Generalversammlung ein 
Viertel der gesammten Stimmen. Der Verwaltungsrath besteht . aus 12* 
Mitgliedern, 9 werden von der Generalversammlung, die 3 übrigen von den 
Regierungen ernannt. Diese letzteren gehören gleichzeitig der aus 7 Mit- 
gliedern bestehenden Direktion an. Der Verwaltungsrath ernennt die übrigen 
4 Mitglieder. 

In Berücksichtigung der Ereignisse des Jahres 1866, welche die Bahn theil- 
weise direkt berührt hatten, sind die erzielten Resultate im genannten Ge- 
schäftsjahr nicht als ungünstig zu bezeichnen; denn die ersten 5 Monate 
brachten gegenüber vom Jahr 1865 eine Mehreinnahme, und vom September 
ab wurde der Verkehr wieder so lebhaft, dass die grossen Ausfölle während 
der Eriegsperiode einigermassen wieder gedeckt wurden. Die Gesammt- 
einn ahmen beliefen sich auf 2,968,709 Thlr., die gesammten Betriebs- 
ausgaben auf 1,401,495 Thlr., so dass 1,567,214 Thlr. als Bruttoüberschus» 
verblieben. Der Erneuerungsfonds schloss mit 379,993 Thlr. ab, der 
Reservefonds, welchem so lange, bis er wieder die bereits gehabte Höhe 
von 100,000 Thalem erreicht hat, jährlich 9000 Thlr. zufliessen sollen, mit 
14,201 Thalem. Die Verzinsung und Amortisation erforderte 546,304 Thaler. 
An die Aktienbesitzer wurden an Dividende 770,625 Thlr. vertheilt, der Rest 
des Ueberschusses aber ist durch die Staatssteuem und sonstige Ausgaben, 
incl. Uebertrag auf neue Rechnung, absorbirt worden. 

Die betheiligt^n 3 Regierungen sind neuerdings darin übereingekommen^ 
den bisher aus der Eisenbahnabgabe der Gesellschaft gebildeten Amortisations- 
fonds aufzulösen und pro rata unter sich zu vertheilen. Derselbe, bis zum 
1. Januar 1860 angesammelt, hatte den Zweck, Aktien zum Tageskurse an- 
zukaufen und somit nach und nach das beim Unternehmen betheüigte Privat- 
aktienkapital zu amortisiren. Gleichzeitig sind die hohen Kontrahenten überein- 
gekommen, dem Unternehmen ausser der bereits bestehenden Eisenbahnabgabe, 
deren Feststellung die preussische Regietung allein übernimmt und Seitens 
der Direktion pro rata vertheilen lässt, keine neuen Steuern aufzulegen. Die 
Entrichtung von Grundsteuern und anderer dinglichen Lasten, soweit sie nach 
den- bestehenden Landesgesetzen von der Gesellschaft zu tragen sind, wird 
nicht aufgehoben. 

Durch königliche Ermächtigung vom 25. Juli 1866 erhielt die Thüringische 
Eisenbahngesellschaft die Befngniss, ihr Unternehmen auf den Bau und Betrieb 
einer Eisenbahn von Leinefelde (zum Anschluss an die Halle - Kasseler 
Eisenbahn) über Mühlhausen und Langensalza bis an die Preussische 
Landesgrenze und von da nach Gotha auszudehnen. Das zur Ausfüh- 
rung dieser Linie erforderliche Anlagekapital ist auf 5,161,000 Thlr. vorläufig 
angenommen, wovon 3,161,980 Thlr. auf die Preussische, 1,499,020 Thlr. auf 
die Gothaische Strecke entfallen. Die Beschaffiing der 5,161,000 Thlr. erfolgt 
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durch Ausgabe neuer Stammaktien Lit. B. der/Chüi^ingischen Eisen- 
hahngeseilschaft und, zwar , v 

1) 46,610 Stück in Appoints ä 100 Thlr., welche gemäss eines zwischen 
Preussen und Gotha einerseits und der Thüringischen Eisenbahnge» 
Seilschaft andererseits abgeschlossenen Vertrages vom 12. Januar 1866 
eine 4^/o Zinsgarantie der beiden Staatsregierungen yon Preussen 
und Sachsen-Eoburg geniessen, und 

2) 2,500 Stück ungarantirter Aktien in Appoints ä 200 Thlr. , von wel- 
chen die Stadt Mühlhausen 1,750, die Stadt Langensalza 750 Stück 
al pari übernehmen wird. 

Sollte die Gothaische Strecke nicht mit dem oben angegebenen Anlage-, 
kapital fertig hergestellt werden können, so wird der Mehrbedarf durch Aus- 
gabe von weiteren, mit 4 7^ zu verzinsenden, von der Gothaischen Staats-^ 
regierung garantirten Stammaktien Lit. B. gedeckt; ein Mehrbedarf aber auf 
PrQussischer Strecke wird durch Emission von ungarantirten Aktien Lit. B. 
beschafft. 

Die Besitzer der alten Stammaktien Lit* A. haben das Recht, die neuen 
Stammaktien Lit. B. al pari zu erwerben. Die Emission der Aktien Lit^ B. 
kann ohne Genehmigung der Regierung nicht unter pari erfolgen und darf 
auch dann ein höherer i^ursverlust als 6 Vo des garantirten Aktienkapi- 
tals nicht genehmigt werden. Die neuen Stammaktien Lit. B. s werden mit 
Dividendenscheinen, an der Hanptkasse der Thüringischen Eisenbahngesellschäft 
resp. deren Zahlstellen zahlbar und mit Talons versehen, und zwar werden 
die garantirten auf weissem, die ungarantirten auf rothem Papier 
unter fortlaufenden Seriennummem ausgefertigt. Die Besitzer der Stammaktien 
Lit. B. nehmen an dem Reinertrage des Stammuntemehmens und dessen 
etwaigen künftigen Erweiterungen keinen Antheil, wie andererseits die Zweig" 
bahn Gotha-Leinefelde den Inhabern der Frioritatsobligationen der Thüringi- 
schen Eiseilbahngesellschaft nicht verhaftet ist. An dem Reinertrage der 
neuen Bahn nehmen die Städte Mühlhansen und Langensalza nur nach Yer- 
hältniss des aufzubringenden Kapitals von 500,000 Thalem zu dem gesammten 
Anlagekapital Antheil. Für den Fall, dass die Staatsregierungen zur^ Verzin- 
sung des Aktienkapitals mit 4 > einen Beitrag zu leisten haben, schiesst die 
Thüringische Gesellschaft den achten 'Theil zu. Ein Ueberschuss von über 
5 V^ fliesst zu je einem Drittel den Regierungen , den alten Aktien und den 
Aktien Lit. B. zu, wogegen das fünfte Procent, falls nicht etwa die Rückerstattung 
gemachter Zuschüsse zu den Zinsen oder zu den Betriebskosten an die Regie- 
rungen, resp. die Gesellschaft vorangehen muss, den Aktienbesitzern Lit. B. 
vornweg zu Gute kommt. Die Staatsgarantie erlischt, nachdem die Zweig- 
bahn Gotha-Leinefelde 10 Jahre hinter einander einen 4 oder mehr procenti- 
gen Zinsertrag ergeben haben wird. Jedem Besitzer von 10 Aktien Lit B. 
steht es frei, an den Generalversammlungen der thüringischen Eisenbahnge- 
sellschäft Antheil zu nehmen; stimmberechtigt ist er jedoch nur^ wenn es- 
sich in diesen Versammlungen um Angelegenheiten der Zweigbabn handelt. 

Wann die Gotha-Leinefelder Zweigbahn in Angriff genommen wird, er» 
scheint noch ungewiss; ebenso der Zeitpunkt für die Fortsetzung der Weissen- 
fels-Geraer Zweigbahn nach Saalfeld. 

(Fortsetzung und Schluss 8. Heft 2. S. 65.) 



Das Münzwesen in den neuerworbenen preussischen Landestheilen. 

Kr. 85 der „Gesetzsammlung für die konigl. preussischen Staaten^ enthält 
«ine Verordnung d. d. 24. August 1867 über das Münzwesen in den neu- 
erworbenen Landestheilen, der wir Nachstehendes entnehmen: 

Ausschliesslich des Gebietes der Yormaligen freien Stadt Frankfurt wird 
in den mit der preussischen Monarchie neuerdings yereinigten Landestheilen 
das in dem älteren Staatsgebiete geltend^ Münzgesetz vom 4. Mai 1857 
(dasselbe betrifft die durch die Wiener Münzconyention vom 24. Januar 
1857 bedingte Einfuhrung des 30 Thalerfusses, d. i. 30 Thaler aus 
1 Pfund feinem Silber) eingeführt. Die bis jetzt in Hannover und Kurhessen 
circulirenden, nach der Thalerwahrung ausgeprägten Courant- und Silber- 
scheidemünzen, so wie die Eupferscheidemünzen Hessens werden den preussi- 
schen Landesmünzen gleichgestellt. 'Dem Handelsstande in Altena und Um- 
hegend bleibt die Rechnung in Mark Banco gestattet. 

In den neuen Gebietstheilen soll bei Zahlungs Verbindlichkeiten, welche 
auf die den preussischen Landesmünzen nicht gleichgestellten seitherigen 
Münzen lauten, die Umrechnung nach folgender Werthbestimmung stattfinden: 

1) zehn hannoversche Pfennige = zwölf preussische Pfennige; 

2) sieben Gulden südd. Währ. = vier Thaler preuss.; 

3) fünf Mark Courant = zwei Thaler preuss. und 

4) vi&r Thaler dänischer Reichsmünze = drei Thaler preuss. 
Die Münzen schleswig-holsteinischen, nassauischen und hessen-hom- 

burg'schen Gepräges, mit Ausschluss der Vereinsthaler, so wie die hannover- 
schen Kupfermünzen, werden nach den oben angegebenen Werthsverhältnissen 
^egen preussische Landesmünzen bis zu einer bestimmten Frist eingelöst und 
mit Ablauf derselben gänzlich ausser Kurs gesetzt. 

Im Gebiete der vormaligen freien Stadt Frankfurt ist Jedermann gehalten, 
bei Zahlungen der Staatskassen die preussischen Landesmünzen und die ihnen 
gleichgestellten Münzen nach dem bereits erwähnten Werthsverhältniss an- 
zunehmen. 

Die für das bisherige preussische Staatsgebiet wegen der preussischen 
Kassenanweisungen ergangenen Vorschriften finden fortan auch in den er- 
worbenen Landestheilen Geltung. — Die kurhessischen Kassenanweisungen 
werden den preussischen Kassenanweisungen gleichgestellt. Die !N'oten der 
nassauischen Landesbank werden von den Staatskassen in dem Gebiete des 
vormaligen Herzogthums Nassau in Zahlung angenommen. 



Die Eisenbahnpapiere an den deutschen Effektenbörsen. 

Vom Heransgeber. 
(SchluBs.) 

Erste Gruppe. 
Privatbahnen des norddeutschen Bundes. 

A. Preussische Privatbahnen. 

II. Bahnen unter Staatsverwaltung. 



L OberscUesisclie Bahn. 

(Conoessioniri am 2. August 1841« — Gesellschaftssiiz: Breslau.) 



Das Unternehmen der Oberschlesischen Eisenbahnaktienges eil- 
te haft umfasst, ausser einem Bergwerks-Eigentham (Steinkohlenbergwerk im 
Zabrzer Stadtwalde), den Betrieb folgender Eisenbahnlinien, die eine Gesammt- 
lange von 97,i9 Meilen haben, und wovon 26,so Meilen doppelgleisig sind: 

1) die Oberschlesische Bahn (Breslau-Brieg-Kosel-Myslowitz 
Neu-Berun-Oswiecim) nebst Zweigbahnen Kattowitz-Sosno witze- 
Morgenroth-Tarnowitz u. s. w. bis Myslowitz am 5. Oktober 1845 
fertig gestellt, schliesst sich an die Eaiser-Ferdinandsnördbahn (Oswie- 
eim) und an die Warschau- Wiener Bahn (Sosnowice) an und ist 35,3» 
Meilen lang; die Hauptbahn ist in der oben angegebenen Länge dop- 
pelgleisig; 

2) die Breslau-Posen-Glogauer Bahn. Dieselbe hat eine Länge von 
27,84 Meilen und wurde die Hauptbahn am 29« Oktober 1856 , die 
Zweigbahn LissarGlogau am 30. December 1857 eröffnet; 

8) die Stargard -Posen er Eisenbahn. Diese 22,63 Meilen lange Bahn 
(s. Seite 68) hat die Oberschlesische Eisenbahngesellschaft laut Vertrag 
vom 23. März 1866 von der Stargard-Posener Eisenbahngesellschaft 
dauernd in Verwaltung und Betrieb genommen ; 

4) die 12,oa Meilen lange schmalspurige Obersohlesische Zweigbahn 
(Pferdebahn). 

X«ilsolurifft für Kapital und Beate. XV. 5 
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Auf die unter 1, 2 und 4 genannten Linien ist bis 1. Januar 1867 ein 
Anlagekapital Ton 84,256,521 Thalem, auf aufgegebene und neue Un- 
ternehmungen, einschliesslich des Steinkohlenbergwerkes, aber ein Kapital Ton 
698,304 Thalem verwendet worden. 

Das concessionirte Anlagekapital der GFesellschaft beträgt 
40,003,100 Thaler. Es besteht 

1) das Stammkapital aus 12,606,200 Thalern, 

2) die Anleihen aus , 27,396,900 Thalern. 
Das Stammaktienkapital zerfallt wiederum 

a) in 39,031 Stück Aktien Lit. A. k 100 Thaler = 3,903,100 Thaler^ 

b) „ 24,000 , , , B. ä , =. 2,400,000 „ 

c) „ 63,331 ,» . n 71 ^' ^ '»x ^ 6,333,100 Thaler. 
Die Stammaktien Lit. B. gehören zum siebenten Theil dem Staate, wel- 
cher den Inhabern einen unbedingten Zinsgenuss von 37« 7« garantirt hat* 
Sie haben daher pupillar- und depositalmässige Sicherheit Die 
nicht im Besitz des Staates befindlichen Aktien werden von demselben all- 
mälig je am I.Januar zum Nennwerthe eingelöst. Als Tilgungsquote wer- 
den jährlich 12,000 Thaler und die Zinsen der bereits früher ausgeloosten 
Aktien verwendet. Ausloosungstermin am 1. Juli.*) — Sämmtliche 
Aktien haben sonst gleiche Rechte. Sie erhalten jährlich 37« Vo festen 
Zins und participiren gleichmässig an dem Reinertrage des gesammten Aktien- 
kapitales. Sie sind deshalb mit Zins- und Dividendenscheinen versehen. 
Erstere sind am 2. Januar und 1. Juli, letztere in der Regel Mitte April 
zahlbar. 7^ '^on dem Mehrbetrag über 5 % erhält der Staat, welcher dafür 
Aktien nach dem Tageskurs ankauft oder ihn sonst als AusgleichuDg für 
etwaige Zinszuschüsse verwendet. Ende des Jahres 1866 waren 1552 Stück 
Stammaktien Lit. C. noch unbegeben. An Dividende incl. Zins ist seit 
1862 bis incl. 1866 auf die Stammaktien lO^Vis, 107», 10, 11 Va und 12 7(> 
gezahlt worden. Börsen orte: Berlin, Breslau und Leipzig. Börsenzins: 
372 Vo '^on Halbjahr zu Halbjahr. Kursstand am Ende der Jahre 1865 
und 1866: 131 uild 116%. 

An Anleihen sind privilegirt: 
a)am 7. März 1843: 370,300 Thlr. in 47o Pi;ioritätsaktien Lit. A. 
Zinstermine: Januar und Juli. Tilgung vom Jahre 1845 ab mit 
jährlich 1,800 Thaler nebst Zinsenzuwachs. Ausloosungstermin: Ende 
April. Rückzahlungstermin 1. Juli (gleich den Priorilätsaktien Lit. B. 
und C. und den Obligationen Lit. D., welche auch sämmtlich im Januar 
und Juli verzinslich sind); 

b) am 3. Februar 1846: 1,276,000 Thaler in 37^ Vo Prioritätsaktien 
Lit. B., deren Amortisation mit 6300 Thalern jährlich nebst Zinsen- 
zuwachs im Jahre 1853 begonnen hat; 

c) am 24. März 1851 (für die Pferdebahn): 1,000,000 Thaler in 4 Vo 
Prioritätsaktien Lit. 0. Amortisation vom Jahre 1853 ab 
mit 72 % nebst Zinsenzuwachs. 

Sämmtliche Prioritätsaktien sind in Appoints von Einhundert 
Thalern ausgefertigt. 

d) am 24. März 1853 (für Legung der Doppelgeleise u. s. w.): 6,500,000 



*) Inhaber von Aktien Lit. B. finden bei mehreren Bankhänsern Gelegenheit, 
sich gegen die Nachtheile einer Ausloosung durch Versicherung zu schützen, z. B. 
bei Gebrüder Guttentag in Berlin. 
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Thaler in 27,000 4 Vo Obligationen Lit. D, k 1000, 500 und 100 
Thaler, mit jährlicher Amortisation von V2 °/o seit 1856; 

e) am 20. August 1853 (für die Breslau -Posener Bahn): 8,000,000 Thlr. 
in 29,000 Stück 3V2 Voger Obligationen Lit. E. k 1000, 500 und 
1 00 Thaler. Zur Amortisation wird bis zur Höhe eines halbenProcents 
der über 3^» 7^ des Anlagekapitals betragende Reinertrag dieser Linie 
alljährlich verwendet. Zinstermine: April und Oktober; 

f) am 26. Juni 1857 (ebenfalls für die Breslau-Posener Bahn): 4,044,900 
Thaler in 47« 7o Obligationen Lit. F. L Emission; 

g) am 22. Oktober 1861 (zu gleichem Zwecke): 205,100 Thaler in 47« 7o 
Obligationen Lit. F. II. Emission. 

Beide Emissionen sind in Appoints k 1000, 500 und 100 Thaler ein- 
getheilt und am 1. April und 1. Oktober verzinslich. Zur Am'or- 
tisation der Obligationen Lit. F. ,1. und IL dient alljährlich bis zur 
Höhe von 20,224 V2 Thaler derjenige Betrag, um welchen der Reinertrag 
dieser Bahn den Zinsen- und Amortisationsbedarf für die Obligationen 
Lit. E. und die Zinsen für die Obligationen Lit. F. I. und IL übersteigt. 
Für das Anlagekapital der Breslau-Posen-Glogauer Eisenbahn im Oe- 
sammtbetrage von 12,250,000 Thalern garantirt der Staat 37^ V» 
Zinsen, den Mehrbetrag von 1 Procent schiesst bei den Obligationen 
Lit. F. I.^ und IL die Gesellschaft zu. Für etwaige ^insenausfälle hat 
der Staat' vom Jahre 1853 ab einen Garantiefonds aus den ihm 
aus dem Unternehmen der Oberschlesischen Eisenbahn zustehenden 
Einkünften in Höhe von 1,800,000 Thaler angesammelt, 
h) am 28; Mai 1866 (für die neue Eisenbahnstrecke von Karf nach 
Gleiwitz und Erweiterungsbauten): 6,000,000 Thaler in 47^70 Obli- 
gationen Lit. G. k 1000, 500 und 100 Thaler. Zinstermine: 
1. Januar und 1. Juli. Die Tilgung beginnt mit dem 1. Januar 1870. 
Ausloosungstermin alljährlich im Monat Juli, erstmals im Jahre 1870. 
Zahlstellen der Gesellschaft sind: die Hauptkasse in Breslau,, die 
Diskontogesellschaft in Berlin, Hirzel und Comp, und Frege und 
Comp, in Leipzig, Moritz und Hartwig Mamroth in Posen und 
S. Abel jun. in Stettin. 

Verfassung. Laut Vertrags vom 17. September 1856 ist die Ver- 
waltung der Oberschlesischen Bahn in die Hände der Regierung gelegt wor- 
den und diese ernennt seitdem das Direktorium. Seitens der Gesellschaft 
wird ein aus 15 Mitgliedern bestehender Verwaltungsrath gewählt, der 
dem Direktorium zur Seite steht. Die gewöhnliche Jahresversammlung 
der Aktionäre wird in der Regel im Monat August zu Breslau abgehalten. 
Stimmrecht: 10 bis 24 Aktien 1 Stimme. Stimmenmaximum bei 325 und 
mehr Aktien 10 Stimmen. 

' Im Jahre 1866 war der Güterverkehr in Folge der Kriegsereignisse zwar 
schwächer als im Vorjahre, dagegen überstieg der Personenverkehr wegen 
der zahlreichen Militärtransporte den des Jahres 1865 sehr bedeutend. Der 
Betrieb der Strecke Myslowitz-Oswiecim musste wegen Sprengung der Weich- 
selbrücke zwischen Neu-Berun und Oswiecim auf längere Zeit eingestellt wer- 
den; sonst hat die Bahn durch den Krieg nicht gelitten. Im Gegentheil ge- 
währte im Jahre 1866 der Betrieb der Breslau-Glogau-Posener Eisenbahn zum 
ersten Male einen zur Dividenden - Zahlung an die Aktionäre der Ober- 
schlesischen Bahn mitverwendbaren Üeberschuss. 

Aus dem Geschäftsbericht pro 1866 entnehmen wir nachstehende Zusammen- 
stellung des Gesammt-Ergebnisses der Unternehmungen der Oberschlesischen 
Eisenbahngesellschaft. 



gg Prenssiflche PriTatbahnen 
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Öie Breslau-Glogau-Posener Eisenbahn hat, abzüglich der Ver- 
zinsung und Amortisation der Obligationen Lit. G. und F. (530,052 Thaler) 
und der Abläge zum Erneuerungsfonds (262,600 Thaler), einen Nettoüberschuss 
von 151,057 Thalern abgeworfen. 

Die Stargard-Posener Eisenbahn erzielte einen Betriebsüberschuss 
von 564,228 Thalern. Hievon kam in Abzug 1) die Verzinsung und Tilgung 
der Anleihen mit 81,387 Thalern, 2) die Dotirung des Erneuerungsfonds mit 
241,000 Thalern, 3) die Eisenbahnabgabe mit 7,094 Thalern und 4) die feste 
Rente an die Aktionäre mit 225,000 Thalem, Es verbheb somit ein Netto- 
fiberschuss von 9,796 Thalern. 

Rechnet man zu dem Nettoüberschuss dieser beiden Nebenbahnen, mit 
zusammen 160,853 Thalem, noch den Betriebsüberschuss der Oberschlesi- 
scheri nebst Pferdebahn mit 3,264,414 Thalern, so ergiebt sich ein Ge- 
ßämmtüberschuss von 3,425,267 Thalern. Derselbe fand seine Verwen- 
dung wie folgt: Dotirung des Reserve- und Erneuerungsfonds mit 24,356 resp. 
700,000* Thalem, desgl. des Specialreservefonds der Pferdebahn mit 33,248 
Thalern, Zinsen und Amortisation der Obligationen Lit. A. bis D» 405,093 
Thaler, guperdividende des Staates 543,278 Thaler, Eisenbahnabgabe 223,537 
Thaler, Dividende und Zins (12 7o) an die Aktionäre 1,494,120 Thaler und 
Ueberirag auf neue Rechnung 1,636 Thaler. 

Am 1. Januar 1866 bestand der Reservefonds der Oberschlesischen 
Bahn aus 58,383, der Erneuerungsfonds aber aus 1,651,543 Thaler. Der 
Erneuerungsfonds der Breslau-Glogau-Posener Eisenbahn belief sich auf 
213,282 Thaler. 

Die nächste Erweiterung des Unternehmens ist der Bau und Betrieb der 
'Eisenbahnstrecke Karf-Gleiwitz über Jabrze und der Umbau der schmal- 
spurigen Zweigbahn Spoppinitz-Laurahütte-Beuthen in eiue Locomo- 
tivbahn, wozu ein Theil der Anleihe vom 28. Mai 1866 bestimmt ist. Die 
Rechte-Oderufer-Bahn wird nach ihrer Fertigstellung der Oberschlesischen 
Bahn allerdings einige Konkurrenz bereiten, doch wohl nicht in dem Grade, 
wie man bei Gelegenheit der Concessionsertheilung dieser Bahn fürchtete. 
Deshalb hat wohl auch der Verwaltungsrath der am 24. Februar 1866 ab- 
gehaltenen Generalversammlung empfohlen, auf die früher beabsichtigte Protest- 
erhebung gegen Genehmigung dieser Bahn, die wohl thatsächHch aijch nichts 
gefruchtet hätte, zu verzichten. Noch hat das Unternehmen der Oberschle- 
sischen Eisenbahn seinen Abschluss nicht gefunden; derselbe wird erst dann 
eintreten, wenn die dem Vernehmen nach projektirte Erwerbung der "Wil- 
helms- und Neisse-Brieger Bahn und der Bau einiger Zweigbahoen erfolgt 
sein wird. In dem grossen Steinkohlenreichthum Oberschlesiens wird das 
Bahnuntemehmen immer eine einträgliche Quelle des Verkehrs finden. 



2. Stargard-Posener Bahn. 

(Concessionirt am 10* August 1846, — Gesellschaftssiiz: Stettin.) 



Diese am 10. August 1848 erö£Ehete eingleisige 22,6s Meilen lange Bahn 
befand sich seit I.Juli 1852 in Staatsverwaltung. Diese sollte so lange danemi 
bis in 3 aufeinander folgenden Betriebsjahren mehr als 3Vs 7o Dividende per 
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Aktie erzielt sein "würde* Dieser Zeitpunkt war in den Jahren I86I — 1863 
eingetreten« Die Gesellschaft machte daher von ihrem Kechte, die Selbstver- 
waltung wieder zu übernehmen, Gebrauch und übertrug diese, laut eines am 
28. Mai 1866 landesherrlich bestätigten Vertrages, der Oberschlesischen 
Eisenbahn ge Seilschaft. Die königliche Direktion dieser Bahn hatte 
übrigens die Stargard-Posener Bahn schon seit dem 1. September 1857 kom- 
missarisch veipwaltet. 

Der wesentliche Inhalt dieses Vertrages ist folgender: vom 1. Januar 
1866 ab übernimmt die Oberschlesische Eisenbahngesellschaft den Betrieb 
der Stargard-Posener Eisenbahn für eigene Kechnung und es gehen dem- 
gemäss von diesem Tage ab die gesammten Lasten und Nutzungen des 
Vermögens der Stargard-Posener Eisenbahngesellschaft ohne alle Ausnahme 
auf die Oberschlesische Eisenbahngesellschaft über. Als Entgelt ver- 
pflichtet sich die letztere, den Aktionären der Stargard-Posener Eisenbahn- 
gesellschaft auf eine jede Aktie von einhundert Thalern, einschliesslich der 
vom Staate laut Nachtrag des Statuts vom 8. März 1847 in Höhe von 
37« 7o garantirten Zinsen, eine feste Eente von 472 % jährlich zu ge- 
währen. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 7,300,000 Thaler und 
besteht : 

1) aus 5,000,000 Thalern in Stammaktien und 

2) aus 2,300,000 f^ in Anleihen. 

Von den 50,000 Stück Stammaktien a 100 Thaler besitzt der Staat 
den siebenten Theii und erwirbt die im Privatbesitz befindlichen Aktien im 
Wege des Ankaufs (resp. der Verloosung, wenn dieselben den Paristand über- 
schreiten) mittelst eines Amortisationsfonds von 7^ 7° *). Auf diese Weise 
sind schon 7170 Stück amortisirt. Die Zahlung der stipulirten 4 7^ % Eente 
erfolgt am 2. Januar und 1. Juli. Nach Aufbraubh der Dividendenscheine 
werden Zinsscheine und Talons ausgegeben. Börsenort: Berlin. 
Börsenzins: 47^% von Halbjahr zu Halbjahr. Kursstand Ende 1866: 
9472 G. 

Die Prioritätsanleihen sind: 

a)4Vo Obligationen k lOO und 50 Thaler d. d. 27. Dezember 1852, 
im Betrage von 500,000 Thalern. Tilgung von 1854 ab mit 72 7o nebst 
Zinsenzuwachs; 

b) 6000 Stück 472 7o Obligationen = 600,000 Thaler d. d. 12. März 1858. 
Tilgung seit 1856 mit 7* 7o jährlich nebst Zins en Zuwachs ; 

c) 47« 7o Obligationen a 100 Thaler 12,000 Stück = 1,200,000 Thaler, 
d. d. 5. Juli 1858. Tilgung mit 72% nebst Zinsenzuwachs von 1859 an. 

Die Obligationen sämmtlicher 3 Emissionen sind auf den 1. April und 
1. Oktober verzinslich und werden zur Rückzahlung per 1. Oktober 
im Juni ausgelopst. ^ 

Die Generalversammlungen werden auch fernerhin in Stettin, aber 
nur alle 5 Jahre, abgehalten, ebendaselbst behält der Verwaltungsrath, 
aus 5 Mitgliedern seit 1. Juli 1862 neu gebildet, seinen Sitz. Stimmrecht: 
5 Aktien 1 Stimme u. s, w. 



*) Der' Staat verwendet zur Einlösung nunmehr auch die 4V2 7» Zinsen, welche 
auf das ihm gehörende Siebentel seiner Aktien faUen, nebst den Zinsen der antor- 
tisirten Aktien. 
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3. Wilhelms-Balui. (Cosel-Oderberg.) 

(ConceBsionirt am 10. Mai 1844. — Qesellschaftssitz : Ratibor.) 



Die Wilhelms-Bahn* ist 24,7 1 Meilen lang und eingleisig. Sie besteht 

1) aus der Hauptbahn Kandrzin (Co8el)-Oderberg, welche die Ober- 
schlesiache Bahn mit der Kaiser-Ferdinandsnordbahn verbindet, und 

2) aus den Zweigbahnen Nendza-Rybnick-Xicolai-Idahütte, zum 
Anschluss an die Zweigbahn Kattowitz- Nicolai der OberschlesiscHen 
Bahn, und Ratibor-Leobschütz (Sackbahn). 

Hiezu kommen noch die in Pacht genommenen Strecken: 
Nicolai (Idahütte)-Kattowitz und 

die Strecke von der Preussischen Grenze bis Oderberg. 
Herstellungskosten: 384,856 Thaler pr. Meile. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 7,500,000 Thlr. , wovon 

1) auf das Aktienkapital 2,400,000 Thaler und 

2) auf die Prioritätsani eihen 5,100,000 „ 
entfallen. 

Das Stammaktienkapital ist in 24,000 Stück Stammaktien ä 100 
Thaler eingetheilt. Dieselben haben Dividendenscheine, deren Einlösung 
in der Regel Ende April erfolgt. In den Jahren 18ö2 bis incl. 1866 hat die 
Dividende Va, IV2, '/*, 2'/* und 2V3 7o betragen. Börsenorte: Berlin 
und Breslau. Börsenzins: 4 7o vom 1. Januar ab. Kursstand Ende 
1865 und 1866: 60»/* und 50 Vs. 

Prioritätsanleihen sind genehmigt: 

a) am 19. April 1847: 250,000 Thaler in 4% Obligationen !• Emission; 

b) aml7. Novbr. 1852: 250,000 „ „ „ n v n 

c) am 9. August 1853: 2,100,000 „ ^ „ « 2. „ 

Die Obligationen dieser 3 ersten Emissionen lauten auf 100 Thaler*) 
und tragen Zinsscheine pr. 1. Januar und 1. Juli. Auf die Amor- 
tisation derselben, die 1850 resp. 1854 und 1857 begann, wird 
V« 7o des Kapitalbetrages nebst den ersparten Zinsen verwendet; 

d) am 9. Juli 1856: 2,000,000 Thaler in 47« Vo Obligationen 3, Emission, 
in Stücken zu 500, 200 und 100 Thaler, am 1. Januar und 1. Juli 
verzinslich. Amortisation mit V^ % nebst Zinsenzuwachs von 
1858 an; 

e) am 4. Mai 1857: 1,500,000 Thlr. in 5% Stammprioritätsaktien. Für 
diese Aktien hatte die Oberschlesische Steinkohlen -Bergbau -Hilfskasse 
die Zinsen auf 10 Jahre (1858—1867) garantirt, jedoch müssen die 
gemachten Vorschüsse wieder ersetzt werden. 

Laut eines am 19. September 1857 bestätigten Beschlusses der Ge- 
neralversammlung können die Prioritätsobligationen der ersten 4 Emis- 
sionen in 4 und 4V2 % Stammprioritätsaktien convertirt wer- 
den, wodurch die Besitzer das Stimm- und Wahlrecht der Stamm- 
aktionäre erhalten. Yon dieser Befugniss ist vielfach Gebrauch gemacht 
worden, so dass gegenwärtig für 

44,550 Thaler 4 7o Stammprioritätsaktien und für 
1,255,700 , 4V«> 



*) Von den beiden ersten Emissionen ezistirt auch eine Serie zu 50 Thaler per 
Stück. 
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existiren, die noch vor den 5 7o Stammprioritätsaktien Anspruch an 
Zuweisung der Dividende resp. einer etwaigen Superdividende haben. 
Uebrigens behalten alle, nicht in Stammprioritätsaktien umgewandelten 
Obligationen ihre Prioritätsrechte, allen Aktien gegenüber» 

Die Stammprioritätsaktien erhalten ihre feste Dividende^ am 
2. Januar iind werden im Börsenverkehr (Berlin, Breslau) mit dem be- 
treffenden Zinsfuss vom 1* Januar ab berechnet; 
f) am 23. Juni 1866 (zu Abtragung von Verbindlichkeiten und Yergrös- 
serung des Betriebsmaterials): 1,000,000 Thaler in 4V« % Obligationen 
4. Emission. Dieselben haben Zinscoupons pr. 2. Januar und I.Juli, 
und sind in Appoints von 500, 200 und 100 Thalem ausgefertigt. Die 
Tilgung beginnt im Jahre 1868 mit V« Vo uebst Zinsenzuwachs. 
Die zur Tilgung bestimmten Obligationen sämmtlicher vier Emissionen 
werden je im Monat April zur Eück Zahlung pr. 1. Juli ausgeloost. 

Die Zahlstellen der Gesellschaft sind: eigene Kasse in Ratibor, 
die Diskontogesellschaft in Berlin, Ruffer und Cie. in Breslau. 

Verfassung: die Bahnverwaltung hat der Staat seit 23. April 1857 
übernommen. Der königlichen Direktion steht Seitens der Gesellschaft ein 
Verwaltungsrat h von 6 Mitgliedern zur Seite. Generalversammlung 
im Juli oder August zu Ratibor. Stimmrecht: 10 Aktien 1 Stimme, 100 
Aktien und mehr 10 Stinunen. 

Die Rentabilität dieser Bahn war einst glänzend, pro 1856 z.B. 16 V^ Divi- 
dende. Nach diesem Jahr al;>er trat ein trauriger Wendepunkt ein: für die 
Jahre 1858 bis 1861 konnte gar keine Dividende bewilligt werden. Die 
Ursache des Verfalles war theils die schlechte "Wirthschaft der damaligen 
selbständigen Verwaltung, theils die Ablenkung des Verkehres aus Oesterreich, 
Russland und Polen durch die Eröffnung der Strecken Oderberg-Oswiecim 
und Oswiecim - Trzebinia (Kaiser -Ferdinands -Nordbahn) 'auf die Oberschle- 
sische Bahn. Neuerdings haben sich und ganz besonders im Jahre 1867, die 
Verkehrsverhältnisse der "Wilh'elmsbahn günstiger gestaltet. Durch Realisi- 
Tung des Eisenbahnbauprojektes Oderberg-Kaschau würde die Verkehrs- 
steigerung eine sehr ansehnliche werden, da in diesem Falle Breslau mittelst 
der "Wilhelmsbahn in direkten Verkehr mit Ungarn treten würde. Dieser 
günstige Umstand würde auch seiner Zeit die Fusion mit der Oberschlesischen 
Bahn erleichtern.*) 

Die Gesammteinnahmen des Jahres 1866 beliefen sich auf 714,415 Thlr. 
und die Ausgaben auf 271,945 Thlr., so dass ein Ueberschuss von 
442,469 Thlr. resultirte; abzüglich der Verzinsung, Amortisation der Obliga- 
tionen, Verzinsung der Stammprioritätsaktien und einer schwebenden Schuld 
und der Dividendenzahlung an die Stammaktien verblieb ein Restbestand 
von 76,854 Thlr., welcher dem Reservefonds als Rücklage pro 1866 
überwiesen wurde. Der Reserve- und Erneuerungsfonds schloss mit einem 
Effektenbestande von 178,531 Thlr. und einem haaren Vorschuss von 25,838 
Thlr. ab. 



*) Neuerdings sind von Aktionären beider Gesellschaften, natürlich aus ganz 
verschiedenen Gründen, Bedenken gegen eine Yerscbmelzung beider Unternehmen 
in der Tagespresse geltend gemacht worden« 
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4. Rhein-Nalie-Baliii. (Bingen-Creuznacli-Neiiiikirclieii.) . 

(Gonoessionirt am 4. September 1856* — Oesellschaftssitz: Creuznaoh.) 



Diese 16,i7 Meilen lange eingleisige Bahn wurde am 26^ Mai 1861 
eröffiiet. Bei Bingen (Bingerbrück) steht sie mit den dort mündenden Bahnen 
und ausserdem mittelst einer am 9. Novbr. 1861 eröf&ieten Trajektanstalfc 
über den Bhein mit der Nassauischen Staatsbahn in Verbindung und mündet 
bei Neunkirchen in die Saarbrücker Staatseisenbahn« 3Die königliche 
Direktion dieser Bahn hat seit dem 1. August 1859 die Bahn unter ihre Ver- 
waltung genommen. 

Die Herstellungskosten dieser Bahn haben circa 1. Mill. Thaler pr* 
Meile betragen, ein Umstand, der die Rentabilität der Rhein-Nahe-Bahn- 
aktien trotz der günstigen Lage' der Bahn für immer bezweifeln lasst. Sie 
haben den ursprünglichen Anschlag um mehr als 100 7o überschritten. Der 
Bau war auch , da die Aktionäre den Muth vollständig verloren hatten , be- 
reits sistirt, und es hätte das Unternehmen total Fiasco gemacht, wenn nicht 
der Staat helfend eingeschritten wäre. 

Das concessionirte Anlagekapital besteht aus 18,000,000 Thalem, 
wovon die Summe von 9,000,000 Thalern auf die Aktien und derselbe Betrag 
auf die Anleihen entfällt. 

Von den 45,000 Stück Stammaktien k 200 Thaler sind 1585 Stück 
caducirt. Die Aktien haben bis jetzt nicht einmal den noch rückständigen 
Theil der 4 7« Bauzinsen, geschweige eine Dividende erhalten. Für den 
Fall, dass das Unternehmen nach Deckung der Zinsen für die Anleihen 
in Höhe von 87* Mill. Thlr., sowie der Amortisationsquoten und der 
vom Staate geleiisteten Zuschüsse noch einen Reinertrag abwerfen sollte, se 
erhalten (Be Inhaber so lange 2^0 ihrer Einlagen als Dividende, bis die 
Obligationen 2. Emission mit 27* Mill. Thaler vollständig getilgt sind. Der 
Zeitpunkt, wann die bedauernswerthen Aktionäre eine genügende Verzinsung 
ihres Kapitals empfangen werden, ist gar nicht abzusehen. Trotzdem sind 
die „Rhein-Nahe-Aktien" ein recht beliebtes Objekt der Börsenspekulation. 
Börsenorte: Frankfurt, Berlin. Börsenzins: 4 Vo vom 1. Jan. ab. Kurs- 
stand am 2. Januar 1867: 327« ö^. 
An Anleihen sind privilegirt: 

a) am 18. Juli 1859: 6,000,000 Thaler in 47» 7» Obligationen I.Emission, 

b) am 28. Juli 1861 : 3,000,000 ^ „ „ v 2. „ 

Die Obligationen beider Emissionen lauten auf 1000, 500 und 100 Thaler *) 
nnd haben Zinscoupons pr. 1. Januar und 1. Juli. Die Zinsen in Höhe 
von 47« Vo hat der Staat garantirt, bei der 2. Emission jedoch nur bis 
zum Kapitalbetrage vom 27* Mill. Thlr. (Der vom Staate nicht garantirte 
Theil der 2. Emission mit 7510,000 Thaler ist noch im Baufonds vorhanden, 
ebenso ein Rest der garantirten 2. Emission mit 170,128 Thaler.) Die Til- 
gungsquote beträgt 7« 7o mit Zinszuwachs, die Amortisation der 1. Emis- 
sion hat bereits am 23. Juli 1866, zur Rückzahlung auf den 2. Januar 
1867, begonnen. Die garantirten Obligationen gemessen pupillar- und 
depo sitalmäss ige Sicherheit. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: die Diskontogesellschaft in 



♦) Dieselben lauten auch auf 1750, 875 und 175 fl. rheinischer Währung. 
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Berlin, derSchaafhansen'sche Bankyerein in Göln und die Agentur 
der Darmstädter Bank für Handel und Industrie in Frank- 
furt a. M« 

Verfassung. Der königlichen Direktion steht ein Ausschuss von 
7 Mitgliedern zur Seite. Generalversammlung im zweiten Kalender- 
quartale in Creuznach. Stimmrecht: bei 5 — 50 Aktien je 5 Aktien 1 Stimme^ 
bei 51-~500 Aktien je 10 Aktien 1 Stimme. 

Die Lage des Ehein-Nahe-Bahn-Unternehmens ist noch heutigen Tages 
eine sehr üble, obgleich der Verkehr im Sommer 1867 ein sehr lebhafter 
war. Es wird daher den Aktionären wohl nichts übrig bleiben, als das 
Unternehmen an den Staat abzugeben, sobald die Verhältnisse der Bahn 
einigermassen günstiger geworden sind. Im Jahre 1866 musste die Regierung 
zur Verzinsung der Prioritätsanleihe noch 108,468 Thaler zuschlössen; 
bis ultimo 1866 hat dieselbe überhaupt die Sunune von 665,098 Thalern für 
Zins-Zuschüsse aufbringen müssen. 

Das Betriebsjahr 1866 war in Folge des stockenden Güterverkehre» 
während der Kriegsperiode und der sistirten Viehtransporte während der Dauer 
des von Frankreich angeordneten Importverbotes für Vieh noch ungünstiger, 
als die Vorjahre. Die Betriebseinnahme betrug 825,924 Thaler, die Be- 
triebsausgabe 541,804 Thlr., sodass nur ein üeberschuss von 284,120 Thlr, 
(80,030 Thlr. weniger als 1865) verblieb. Dieser deckte, nach Abzug der 
erforderlichen Amortisationsquote für die Anleihe 1. Emission mit V« V^ des 
Kapitalbetrages, nicht einmal die Verzinsung der 1. Emission vollständig. 



5. Bergisch-Märkische Bahn. 

(Concessioiiirt am 12. Jnli 1844. — Qesellschaftssitz : Elberfeld.) 



Das Bergisch-Märkische Eisenbahnuntemehmen hat seit seiner Gründung 
eine enorme Ausdehnung erfahren. Ursprünglich auf die alte am 9. März 1849 
eröffnete Hauptbahn Elberfeld-Dortmund beschränkt, setzte die Gesell- 
schaft am 9. Juli 1858 die Zweigbahn Dortmund-Soest in Betrieb, nach- 
dem sie bereits zu der Buhr-Siegbahn (Hagen-Siegen) und zu einer 
Bahn von Dortmund und Witten nach Duisburg am 13. Oktober 1856, 
resp. 21. Juni 1858 die Concession erhalten hatte. Am Ende des Jahres 1865 
hatte die Gesellschaft, nachdem sie am 29. September 1856 die Düsseldorf- 
Elberfelder Bahn, am 1. Januar 1863 die Prinz-Wilhelmsbahn (Steele- 
Vohwinkel) erworben hatte, bereits 48,i5 Meilen im Betriebe. Im Jahre 1866 
hatte sich aber die Betriebslänge durch Erwerbung der Aachen-Düssel- 
dorfer, Ruhrort-Crefeld- Gladbacher und der Viersen-Venloer 
Bahn, sowie durch Eröffnung der Unna-Hammer Zweigbahn bis auf 
70,63 Meilen ausgedehnt. 

Im Bau begriffen sind die Linien Rittershausen-Lennep-Bemscheid- 
Haan-Köln-Styrum-Ruhrort nebst Zweigbahnen. Am 1. Oktober 1866 
erhielt die Gesellschaft noch die Concession zum Bau und Betrieb einer Eisen- 
bahn von Düsseldorf über Kettwig, Werden, Arnsberg, Meschede 
bis Westwich, sowie von Kettwig nach Mühlheim an der Ruhr nebst 
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den erforderlichen Zweig- und Anschlussbahnen, event. zur Fortführung dieser 
Bahn — - die „Ruhrthalbahn* genannt — bis Kassel oder wenigstens in 
der Richtung nach Kassel. Projektirt ist der Bau einer festen Rhein- 
brücke bei Düsseldorf,*) ferner die Linie Eckelenz- Jülich-Düren, die 
Verbindungsbahn Dahlhausen-Laer. Endlich wird das Unternehmen noch 
eine weitere Ausdehnung durch die mit dem 1. Januar 1868 erfolgende 
käufliche Uebernahme der Hessischen Nordbahn erfahren. Der projektirte 
Ankauf der Westphälischen Staatsbahn scheiterte, da die Landesyertre- 
tung den Kaufvertrag, welchen die Gesellschaft mit der Staatsregierung hier- 
über abschloss, nicht genehmigte. 

Auf die bereits im Betrieb befindlichen Strecken der Bergisch-Märkischen 
(incl. Ruhr-Siegbahn) und auf die käuflich yon anderen Gesellschaften erwor- 
benen Bahnen ist zusammen ein Anlagekapital von 40,008,047 Thalern, oder 
717,633 Thlr, pr. Meile, verwendet worden. 

Das Alllagekapital der Ruhr-Siegbähn ist auf 18,000,000 Thlr. be- 
stimmt, wovon am Schlüsse des Jahres 1866 12,639,814 Thlr., oder 878,375 Thlr. 
pr. Meile verausgabt waren. 

Mit Einschluss der Ruhr-Siegbahn und der käuflich erworbenen Bahnen 
besteht gegenwärtig das concessionifte Anlagekapital der Bergisch-Märkischen 
Eisenbahngesellschaft aus 84,100,000 Thalern, worunter 25,000,000 Thlr. in 
Stammaktien. *♦) 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 250,000 Stück Stamm- 
aktien a 100 Thaler; dieselben tragen Dividendenscheine, welche in der Regel 
im April eingelöst werden. Die Dividende hat in den Jahren 1862 bis 
1866 67», 67«, 1% 9 und 87» betragen. (Im Jahre 1866 nahmen nur 18 Mill. Thlr. 
Aktien 'an der Dividende Antheil.) Börsen orte: Berlin, Köln. Börsenzins: 
4 7o vom 1. Januar ab. Kursstand: Ende December der Jahre 1862 bis 
1866: 109, 107* 138%, 155 V* und 154. 

An Anleihen sind genehmigt: 

1) Für die Bergisch-Märkische Bahn. 

a) 1. Priv. V. 28. Juli 1849: 1,000,000 Thlr. in 5Vo, jetzt auf 4Vs7o conv. 
Prioritätsaktien k 100 Thlr. I. Ser. Tügung mit 11,000 Thalern 
jährlich seit d. 2. Januar 1855; 

b) LPriv. V. 11. März 1850: 1,300,000 Thb. in 5 >, jetzt auf 47« 7^ conv. 
Prioritätsaktien k 100 Thh*. II. Ser. 1. Emiss. Amortisation 1 7« 
von 1855 ab; 

. c) 1. Priv. V. 5. September 1855: 1,000,000 Thlr. in 5 Vo, jetzt auf 47« 7« 
conv. Prioritätsaktien k 100 Thlr. IL Ser. 2. Emiss. Tilgung 
seit 1860 mit 17o; 

d) 1. Priv. V. 30. Januar 1860: 1,000,000 Thlr. in 5 7o, jetzt auf 4> 7o 
conv. Prioritätsobligationen k 100 Thlr. IV. Ser. 1. Emiss.; 

e) 1. Priv. V. 28. Mai 1862: 1,000,000 Thlr. in 47« 7« Obligationen 
ä 100 Thlr. IV. Ser. 2. Emiss. Die Tilgung der IV. Serie, von der 
die 2. Emiss. für die Iserlohner Zweigbahn bestimmt war, hat mit V* °/® 
1866 begonnen ; 

"^j Laut Urkande Tom 22. Septbr. 1867 erhielt die Oesellschaft die definitive 
Ooncession zum Bau und Betrieb einer Zweigeisen bah u Ton Mühlheim a. B. nach 
Bergisoh-Gladbach und Bensberg sowie zur Herstellung einer Verbindungsbahn von 
Düsseldorf nach Neuss nebst fester Rheinbrücke bei Hamm oberhalb Düsseldorf. 

**) Das Sfammaktienkapit;il von bisher 20 MilL Thulern ist gemäss des am 
22. Septbr. 1867 genehmigton Statuten-Nachtrags um weitere 5 Mill. Thaler durch 
Ausgabe von 50,000 Stück Bergisch-Märkischer Stammaktien k 100 Thaler vermehrt 
worden. 
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f) 1. Priv. V. 24. März 1863: 9,100,000 Thlr. in 47« Vo Obligationen 
^500, 200 und 100 Thlr., V. Ser. in 3 Emissionen, darunter 
1,100,000 Thlr. zum Umtausch der Prioritätsobligationen der am 16. Febr. 
18t)3 erworbenen Prinz- Wilhelms-Eisenbahn (Steele-Vohwinkel). Tilgung 
mit VaVo vom Jahr 1869 ab; 

g) 1. Priv. V. 8. December 1866: 16,618,000 Thlr. in 47» 7o Obligatio- 
nen ll 500, 200 und 100 Thlr. V. Ser. Die Tilgung dieser zum 
Bau der Ruhrthalbabn bestimmten Anleihe beginnt am 1. Januar 1873 
und wird bewerkstelligt 1) durch den Ueberschuss des Ertrages aus 
den älteren und neueren Linien der Gesellschaft nach Deckung der 
Verzinsung und Amortisation sammtlicher Anleihen bis zur Summe von 
83,000 Thlr. jährlich, und 2) durch die ersparten Zinsen der amortisirten 
Obligationen. Für die Jahre , wo kein Ueberschuss erzielt werden 
konnte, wird zur Tilgung nur die so eben genannte Zinsenersparniss 
verwendet. 

2) Für die Ruhr-Siegbahn: 

a) lt. Priv. V. ?0. Oktober 1856: 12,250,000 Thlr. in 37» 7o Prioritäts- 
obligationen III. Ser. 1. Emiss. Lit. A. 

b) 1. Priv. V. 25. Augast 1862: 5,750,000 Thlr. in 37*70 Prioritätsobli- 
gationen UI. Serie 2. Emiss. Lit. B. 

Der Staat hat die Zinsgarantie für beide Emissionen bis zur Höhe 
von 37* 7® übernommen, die Gesellschaft schiesst 7* 7o zu. Von dem Rein- 
ertrage dieser Bahn über 3 7« 7« i de^ sich nach Abzug des 7* 7® Amortisa- 
tionsbetrages ergeben sollte, erhält zuerst • die Gesellschaft die etwa geleisteten 
Zinsüberschüsse erstattet , von dem noch verbleibenden Ueberschuss erhält der 
Staat 7') ^^^ Gesellschaft 73. Die Obligationen, in Appoints von 100 Thlr. 
Lit. A. und von 1000, 500, 200 und 100 Thlr. emittirt,. gemessen b.e- 
schränkte pupillarische und depositalmässige Sicherheit. Eine Tilgung findet 
nur in denjenigeu Betriebsjahren statt, in welchen der entsprechende Reiner- 
trag erzielt wird. 

3) Für die Düsseldorf-Elberfelder Bahn: 

a) 1. Priv. V. 9. April 1842: 1,000,000 Thlr. in 4 ^o Obligationen 
k 100 Thlr. 1. Emiss. Tilgung seit 1852 mit Vh. 

b) LPriv.v. U. September 1850: 400,000 Thlr. in 47t 7« Obligationen 
k 100 Thlr. 2. Emiss. Amortisation seit 1855 mit 7« V^- 

4) Für die Dortmund-Soester Zweigbahn: 

a) 1. Priv. V. 6. Juli 1853: 1,350,000 Thlr. in 4 7o Obligationen 
k 100 Thlr. L Ser. Tilgung 7» Vo von 1860 an. 

b) 1. Priv. V. 23. März 1857: 1,270,000 Thlr. in 47» 7o Obligationen 
ä 100 Thlr. IL Ser. Yom Jahre 1861 ab Tilgung mit 7a7o. 

5) Für die Aachen-Düsseldorfer Bahn: 

a) 1. Priv. V. 8. November 1852: 1,600,000 Thlr. in 47o Obligationen 
a 200 Thlr. Tilgung mit 7a7o seit 1854. 

b) LPriv.v. 9. Jan. 1854: 1,500,000 Thlr. in 4 7« Obligationen ä 200 Thb. 
Tilgung mit 7* Vo seit 1856. IL Emiss. 

c) 1. Priv. V. 7. April 1 856 : 850,000 Thlr. in 472 7o b li ga t i o n en ä 200 Thlr. 
Tilgung mit 7*70 von 185H ab. III. Emiss. 

6) Für die Ruhrort-Crefeld-Gladbacher Bahn: 

a) 1. Priv. V. 16. November 1850 in 47« 7o Obligationen a 200 Thlr. 
612,000 Thlr. 

b) l.Priv. V. 29. August 1853 in 47o Obligationen k 200 Thlr. 11. Ser. 
550,000 TWr. 
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c) L Priv. V. 7. April 1856 in 4V«7o Obligationen ä lOOThlr. IH. Ser. 

850,000 Thlr. 
Die Tilgung sämmtlicher 3 Serien bat in den Jahren 1853,, 1856, 1858 
mit V^^/o des Kapitalbetrages nebst Zinsenzuwachs begonnen. 

Die Zinstermine sämmtlicher von der Bergisch-Märkiscaen 
Eisenbahngesellschaft zu verzinsenden Obligationen fallen uf 
den 2. Januar und 1. Juli; desgleichen ist der Rückzahlungstermin 
für sämmtliche je im Monat Juli auszuloosende Obligationen auf den 
nächsten 2. Januar festgesetzt. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: 
in Berlin bei der Diskontogesellschaft und H. F. Fetschow und Sohn, 
„Köln bei dem A. Schaafhausen'schen Bankverein, 
„ Düsseldorf bei Baum, Böddinghaus und Comp., 
„ Aachen bei Theodor zur Helle und Comp., 
„ Crefeld bei v. Beckerath-Heilmann , 
„ Frankfurt a. M. bei M. A. v. Rothschild und Söhne, 
„ Leipzig bei H. C. Plaut und 

„ Elberfeld bei der Hauptkassse und bei v. d. Heydt, Kersten und Söhne* 
Verfassung. Der Staat hat die Verwaltung des Unternehmens für immer 
übernommen. Der königl. Direktion steht eine Deputation der Gesell- 
schaft zur Seite. Generalversammlung im Juli zu Elberfeld. Stimmrecht: 
je 3 Aktien 1 Stimme. Stimm-Maximum: 30 Stimmen. Das Staatsstimmrecht 
erstreckt sich auf ^/s aller in der Generalversammlung vertretenen Stimmen. 

Die Gesammteinnahme aller Bahnen betrug pro 1866: 6,762,736 Thlr. 
Nach Abzug der Betriebsausgaben verblieb für die Bergisch-Märkische Bahn 
ein Bruttoüberschuss von 3,272,651 Thlr., für die Ruhr-Siegbahn 623,011 Thlr., 
während bei der Zweigbahn Viersen - Venlo ein Minus von 6,307 Thlr. sich 
herausstellte. Der Reservefonds der Bergisch-Märkischen Bahn schlossmit 
257,246 Thlr. ab, während der Erneuerungsfonds; dieser Bahn den Be- 
stand von 353,503 Thlr. erreichte. Der Reserve- und Erneuerungsfonds 
der Ruhrbahn betrug am Jahresschluss 187,783 Thlr. Von dem Mehrertrage 
über 67» Vo erhielt der Staat V'4 d. h. 90,080 Thaler zum Zwecke der Er- 
stattung der früher für die Aachen-Düsseldorf-Ruhrort- Crefeld- Gladbacher 
Eisenbahn geleisteten Zinszuschüsse. 

Dem Unternehmen der Bergisch - Märkischen Eisenbahngesellschaft steht 
noch eine grossartige Entwicklung bevor. Von Aachen bis Kassel resp. Bebra 
wird sich künftig der Rayon der Bahn erstrecken. Die Frage, ob durch die 
neuen projektirten Engagements das Unternehmen nicht allzu sehr belastet 
werden würde, lässt sich jetzt noch nicht entscheiden. Gesetzt, es würde 
dadurch einige Jahre lang der Reinertrag des Unternehmens auch wirklich 
geschmälert, so würde der Ausfall immer nur ein vorübergehender sein; denn 
der Kern des Unternehmens bleibt immer ein sehr guter, und dann bedarf es 
eben auch nur der Zeit, um auch die neuen Anlagen rentabel zu machen. 
Von den drei grossen Eisenbahngesellschaften, die in den alten westlichen 
Provinzen Preussens ihren Sitz haben, der Rheinischen, Köln-Mindener und 
Bergisch-Märkischen, scheint die letztere die grösste Zukunft zu haben. 
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6. Hessische Nordbahn, früher Knrfürst-Priedricli-Willielms-Nordbaliii. 

(Concess\onirt am 2. Oktober 1844. — Qesellschaftssitz: Kassel.) 



Die Hessische Nordbahn ist 1 9,8 1 Meilen lang, wovon 1, es Meilen doppel- 
gleisig. Sie wurde am 25. September 1848 erö£Pnet und besteht: 

1) aus der Hauptbahn Gerstungen-Guntershausen-Kassel-*) 
Hofgeismar bis zur Preussischen Grenze bei Haueda zum A^nschluss 
an die "Westphälische Staatsbahn (die Strecke Haueda-Warburg 
ist von der Nordbahn pachtweise übernommen); 

2) aus der Zweigbahn Karlshafen an der Weser zum Anschluss an 
die Hauptbahn bei Hümme. 

Die Herstellungskosten haben pr. Meile, incL des auf gemeinschaftliche Kosten 
mit der Westphälischen Staatsbahn erbauten Viadukts über das Diemelthal bei 
Warburg, 593,394 Thlr. betragen. 

Das concessionirte An lagekapital beläuft sich auf 11,600,000 Thlr., 
wovon 

1) auf das Aktienkapital 8,000,000 Thb. und 

2) auf die Prioritätsschuld 3,600,600 Thlr. entfallen. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 80,000 Stück Aktien 
ä 100 Thlr. Die auf dieselben seit 1862 bis incl. 1866 gezahlte Dividende 
betrug^: 3V2, 3Vi2 , 3"/i5 , 4 und 478 Vo. Börsen orte: Berlin, Frankfurt, 
Hamburg, Leipzig. Börsenzins: 4 7o vom 1. Januar ab. 

Die Anleihen sind: 

a) erste Prioritätsanleihe, kontrahirt 1849 im Betrage von 2,000,000 
Thalem. Die Obligationen sind in 2 Serien, in Serie A. (k 500 Thlr. 
das Stück) und in Serie B. (k 100 Thlr. das Stück) eingetheilt und 
mit 4 7o auf den 1. April und I.Oktober verzinslich. Die Tilgung, 
mit V« % jährlich, erfolgt bis zum Jahre 1951. Im April werden die 
am 1. Oktober zur Rückzahlung bestimmten Stücke ausge« 
loost; 

b) zweite Prioritätsanleihe von 1,600,000 Thalem, contrahirt 1853, 
in 372 V^gön Obligationen emittirt. Diese Anleihe war^ für den 
Antheil der Gesellschaft an den Baukosten der Cassel-Guntershäuser 
Strecke mit 1,000,000 Thlr. und mit 600,000 Thlr. als Unterpfand 
für ein Staats darlehen vo];i 500,000 Thlr. bestimmt, und es befanden 
sich die Obligationen im Besitz der vormaligen, kurhessischen Begie- 
rung. Durch Vertrag vom 18. Febr. 1867 wird diese Anleihe, in- 
soweit sie noch nicht getilgt ist, in eine mit S^/^^/o zu verzinsende 
und mit V^ 7» zu amortisirende Buch schuld der Gesellschaft (s. u.) 
umgewandelt und die Obligationen kassirt. 

Verfassung. Auf Grund eines von der Kurfiirst -Friedrich - Wilhelms- 
Nordbahngesellschafi; in der ausserordentlichen Generalversammlung vom 
27. December 1866 beschlossenen Statutennachtrages, der am 18. Februar 
1867 die königliche Bestätigung erhalten hat, führt dieselbe fortan die Be- 
nennung „Hessische Nordbahn.** Gleichzeitig ist mit dem 1.' April 1867 
die Geschäftsleitung in die Hände einer königlichen Verwaltungsbehörde unter 
der Firma „Königliche Eisenbahndirektion zu Kassel^ übergegangen. 
Derselben steht eine von der Generalversammlung der Aktionäre erwählte 



*) Die Strecke Gontershaosen-Kassel ist mit der Main-Weserbahn gemeinschaftlich. 
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Deputation von 5 Mitgliedern zur Seite. Generalversammlung der 
Aktionäre findet im 2. Quartale zu Kassel statt. Stimmrecht: 10 Aktien 1 
Stimme, 30 Stimmen bilden das Maximum. 

Das Unternehmen der Gesellschaft wird auf den Betrieb und Bau einer 
Eisenbahn von Karlshafen zum Anschluss an die Osnabrück -Bremer 
Bahn nebst Zweigbahnen ausgedehnt werden. Die Mittel zu diesem Baue 
und zur Gründung eines neu zu bildenden Reserve- und Erneuerung»- 
fonds im Betrage von 500,000 Thlr. sollen durch Ausgabe von neuen Stamm* 
aktien resp. Obligationen beschafft "Verden. Aus dem dann zu bildeoden Bau- 
fonds sollen auch die Restbeträge der Schuld an den Staat in Höhe von 
125,000 Thlr. in jährlichen Raten von 25,000 Thlr. getilgt werden. 

Neuerdings sind die Verhältnisse der Hessischen Nordbahngesöllschaft 
durch einen mit der Bergisch-Märkischen Gesellschaft abgeschlossenen Vertrag 
sehr wesentlich verändert worden. Zum besseren Verständniss lassen wir hier 
denselben in seinem Wortlaut folgen : 

„Art. I. Die Hessische Nordbahn wird mit dem Bergisch - Märkischen 
Unternehmen in der Art verschmolzen , dass die Aktionäre der ersteren mit 
dem im Ganzen acht Millionen Thaler betragenden Stammkapital aus dem Nettoer- 
trage des Bergisch - Märkischen Unternehmens eine feste Rente von 5 7o vor 
der Dividende der Bergisch-Märkischen Aktien erhalten, und dass das gesäminte 
Vermögen der Nordbahn-Gesellschaft mit den darauf haftenden Rechten und 
Verpflichtungen an die Bergisch-Märkische Gesellschaft übergeht. Die Letztere 
tritt in die durch den Statutnachtrag über die Betriebsüberlassung an die 
Königliche Staatsregierung, genehmigt durch den Allerhöchsten Erlass vom 
18. Februar 1867, für die Nordbahn erworbenen Rechte, beziehungsweise in 
deren Verpflichtungen gegen den Staat ein. — Artikel IL Die schwebende 
Schuld der Nordbahn-Gesellschaft, bestehend in der Summe von 37,500 Thlrn., 
welche der Reservefonds, gegen Ueberweisung von 50,000 Thalern in ^^li^jo 
Prioritätsobligationen IL Serie, dem Betriebsfonds verschuldet, ferner in 
125,000 Thlrn. , ^welche die Gesellschaft dem Staate in fünfjährigen Raten zu 
erstatten verpflichtet ist, endlich in 138,300 Thlrn. Bauschuld, wird von der 
Bergisch - Märkischen Gesellschaft als persönilche Schuld übernommen. — 
Artikel III. Die Bergisch-Märkische Gesellschaft verpflichtet sich, die Strecke 
von Kassel bis Bebra auf Verlangen der Königl. Staatsregierung an diese 
wieder abzutreten gegen Uebernahme desjenigen Theils der dem Aktienkapi- 
tal zu gewährenden Rente, welcher dem Anlagekapital dieser Strecke ent- 
spricht. Auch ist die Bergisch-Märkische Gesellschaft damit einverstanden, 
dass die thatsächliche Uebernahme der Nord bahn durch die mit der Verwal- 
tung der Bergisch-Märkischen Bahn betraute Eisenbahn-Direktion erst mit i 
dem Zeitpunkt erfolge, in welchem die Verbindung mit der Nordbahn fertig i 
gestellt sein wird, und dass der Staat bis dahin die Nordbahn für Rechnung 
der Bergisch-Märkischen Eisenbahn-Gesellschaft verwalte — vorbehaltlich der 
den Bergisch-Märkischen Gesellschafts-Vorständen zustehenden Mitwirkung bei 
wichtigen Fragen der Verwaltung. — Artikel IV. Die Verwaltung der Nord- 
bahn erfolgt für Rechnung der Bergisch-Märkischen Gesellschaft votn 1. Jan. 
1867 an dergestalt, dass die Nordbahn- Aktionäre von diesem Jahre ab die im 
Art. I. erwähüte Rente von 5 °/o erhalten und der Betriebsüberschuss der 
Nordbahn an die Bergisch-Märkische Gesellschaft abgeliefert wird. — Art. V.. | 
Nach dem dieser Verhandlung (siehe unten) beigefügten Status über die finan- 
ziellen Verhältnisse der Nordbahn, dessen Prüfung und definitive Feststellung 
durch die Königliche Eisenbahn-Direktion in Kassel vorbehalten bleibt, ergiebt 
sich mit Rücksicht anf die bereits erfolgte Amortisation eines Theils der 
Nordbahn-Obligationen ein Activrest von 382,900 Thalem. Beide Gesellschaf- 
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ten sind darin einverstanden, dass ein dieser Summe entsprechendes Kapital 
oder — nach Wahl der Bergisch-Märkischen Gesellschaft — dessen mit 47« 7o 
zu berechnenden Zinsen der National-Invaliden-Stiftung überwiesen werden. 
— Artikel VL Die Aktionäre ^der Nordbahn erhalten statt ihrer Aktien- 
Dokamente neue Bergisch-Märkische Dokumente in der Form von Prioritäts- 
aktien in Appoints von 100, 200 und 500 Thalem, welche mit halbjährigen 
Rentencoupons und Anweisung zur Empfangnahme neuer Serien von Coupons 
versehen werden. Zur Einlösung der Renten und Zinscoupons werden in 
Kassel und Berlin Zahlstellen eingerichtet. — Artikel VII. Den bei d«r 
Nordbahn beschäftigten Beamten werden die durch ihre Anstellung oder durch 
ihren Dienstvertrag begründeten Rechte, insbesondere auch ihre Ansprüche 
gegen die bei dieser Bahn bestehenden und an die Bergisch-Märkische Gesell- 
schaft, beziehungsweise an den Staat übergehenden Pen sion s- Witt wen -Unter- 
stüzungsfonds gewährleistet." — Die in obigem Artikel V. etwahnte Ueber- 
sicht der finanziellen Verhältnisse der Hessischen Nordbahn-Gesellschaft pr. 
31. Dezember 1866 ist folgende: 

I. Passiva. 

1) Stammaktien Thaler 8^000,000. 

2) Prioritäten : 

1. Serie 4 0/^ „ 1,784,800. 

IL „ 37270 „ 937,500. 

n. „ im Reservefonds „ 50,000. 

Sa. Thaler 10,772,300. " 

3) Revervefondsschuld Thaler 37,501). 

4) Staatsschuld „ 125,OUO. 

5) Baufondsschuld „ 138,300. 

Thaler 300,800. 

n. Aktiva. 

1) Reservefonds-Prioritäten Thaler 37,500 

2) Amortis., I. Serie „ 215,200. 

3) dto. II. „ . . . „ 56,000. 

4) dto. durch an den Staat zurückgezahlte . . „ 375,000. 

Aktiva Thaler 683,700. 
P assiva „ 300,800. 

ideeller A ktivrest „ 382,900". 

Auf jeden Fall wird verstehender Vertrag noch im Laufe des Jahres 1867 
perfekt werden.*) Für die Aktionäre der Nordbahn Gesellschaft dürfte derselbe 
nur sehr günstig sein^ da auf einen höheren Ertrag bei der der Konkurrenz sehr 
ausgesetzten Lage der Bahn, die ausserdem jeder nachhaltigen Reserve ent- 
behrt, doch nicht zu rechnen ist. 

*) In der am 12. Oktbr. 1867 abgehaltenen ausserordentlichen Generalversamm- 
lung der Aktionäre der Bergisch-Märkischen Eisenbahnaktiengesellschaft ist die lieber- 
nähme der hessischen Nordbahn vom 1. Januar 1868 ab gegen Gewährung einer 5 7^ 
Rente, beziehungsweise Zahlung einer ' entsprechenden Baarabfindung (70 Thlr. resp. 
100 Thlr. per Aktie) an die Stammaktionäre der hessischen Nordbahn endgiltig be- 
schlossen worden. 



A I 



80 Prenssische PriyatbalLnen anter StaatsTerwaltnng. 



Nachtrag. 



Auf den Berliner Kurszetteln finden wir unter den Rubriken Eisenbalin- 
Stamm-Aktien, Eisenbahn-Prioritats-Aktien und -Obligationen noch die Aktien 
und Obligationen der von der P/eussischen Staatsregierung übernommenen 
Niederschlesisch - Märkisclien und Münster-Hammer Eisenbahn 
aufgeführt. Diese bilden eine besondere Abtheilung der Preussischen Staats- 
schuld (Eisenbahnschuld), welche gleich den andern Staatsanleihen in den 
Ressort der königlichen Hauptverwaltung der Staatsschulden gehört. 

Das ursprüngliche Anlagekapital der Nie der seh lesisch-Märkisch an 
Eisenbahn besteht: 

1) aus Thlr. 10,000,000 in Stammaktien , welche seit 1. Januar 1852 mit 
4 ^/o fest verzinst werden , in Stücken von 100 Thalern ; 

2) aus Thlr. 4,175,000 in 4 7o Prioritätsaktien 1. und 2. Serie ä 100 
und 627« Thaler; 

3) aus Thb. 3,500,000 in 4% Prioritätsobligationen 1. und 2. Serie 
ä 100 und 50 Thaler; 

' 4) aus Thlr. 2,300,000 in 4 7« Prioritätsobligationen 3. Serie ä 100 Thlr.; 
5) „ „ 1,000,000 „ „ „ „4. Serie k 100 Thlr. 

.Mit Ausnahme dor Obligationen Serie 3, welche erst später getilgt werden, 
wird das ganze Anlagekapital mit einem Tilgungsfonds von ^/aVo nebst 
Zinsenersparniss getilgt. V e rl o o s u n gs t e r m i n für die Prioritätsaktien findet 
im April, die Rückzahlung am 1. Juli statt. Die Stammaktien und die 
Obligationen 1. und 2. Serie werden dagegen am 1. Juli zur Rückzahlung 
per 2. Januar ausgeloost. Zinstermine: 1. Januar und 1. Juli. 

Das ursprüngliche Stammaktienkapital der Münster-Hammer Eisen- 
bahn belief sich auf 1,300,000 Thb. in Aktien k 100 Thlr. Diese werden 
mit 4 7o verzinst und alljährlich mit V2 7° des Kapitalbetrages nebst Zinsenzuwachs 
im Juli, zur Rückzahlung per I. Januar, ausgeloost.' Die Bahn ist seit 
1. Januar 1855 Staatseigenthum. Ausserdem war eine Prioritätsschuld von 
200,000 Thlr. in 4Va % Obligationen vorhanden, die seit 1854 mit V* Vo 
amortisirt werden. Verloosungstermin im Januar, zur Rückzahlung pr. 
1, Juli. Zinstermine: Januar und Juli. 

Die sämmtlichen hier genannten Stammaktien und Obligationen der Eisen- 
bahnschuld gemessen das Vorrecht der pupillar- und depositalmässigen Sicherheit 
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B. Sonstige norddeutsche Privatbahnen. 



1. Mecklenbnrgisclie Bahn. 

(Concessionirt am 10. März 1846. — Gesellschaftssitz : Schwerin.) 



Die Mecklenburgische Eisenbahngesellschaft ist aus 8 ein- 
zelnen Gesellschaften gebildet worden, deren Yereinigung am 24. Febr. 1846 
stattfand. Ihr Unternehmen erstreckt sich 

1) auf die Hauptbahn Hagenow (Station der Berlin-Hambuiger Bahn) 
- Schw e rin -Kl ei nen-Bützow -Rostock und 

2) auf die Zweigbahnen Eleinen-Wismar und Bützow-Güstrow. 
Die ganze, 19,2? Meilen lange eingleisige Bahn war am 13. Mai 1850 
Tollendet. Die Herstellungskosten haben 326,829 Thaler pr. Meile betragen. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 6,298,000 Thlr,, wovon 

1) auf das Aktienkapital 4,350,000 Thaler und 

2) auf die Anleihen 1,948,000 Thaler entfallen. 

Das Aktienkapital besteht aus 21,759 Stück Stammaktien ä 200 Thlr. 
= 4,350,000 Thaler. Dieselben haben Dlvidei^denscheine, deren Ein- 
lösung in der Regel je am 1. April erfolgt. An Dividende ist seit 1862 
•bis incl. 1866 273, 2V«, 3V2, 3 und 3 7o gewährt worden. Börsenorte: Berlin 
und Hamburg. Börsenzins: 4 7» ^om 1. Januar ab. Kursstand Ende 
1866: 7674 bez. 

Die Anleihen sind folgende: 
a)' 1,600,000 Thaler zu 47» 7o (jetzt 4 7o) in Prioritätsobligationen Lit. A. 
(900,000 Thaler) und Lit. B. (700,000 Thaler). Tilgung vom Jahre 1851 
an mit 7^ V» nebst Zinsenzuwachs. Ausloosungim Juli. Rückzahlung 
im Januar. Die Obligationen beider Serien sind in Stücke von 1000, 
500 und 100 Thalem eingetheilt und haben Zinscoupons pr. Januar 
und Juli. Die Grossherzoglich Mecklenburgische Begierang hat unbe- 
dingte Gewährschaft für Kapital und Zinsen übernommen, 
b) 348,000 Thaler in 4 7o Schuldverschreibungen k .80 Thaler. Dieselben 
wurden für rückständige Aktienzinsen der Jahre 1848 — 49 an die 
Aktienbesitzer ausgegeben. Ihre Tilgung mit 1 ^/o alljährlich hat im 
Jahre 1858 begonnen; sie findet jedoch nur dann statt, wenn die Divi- 
dende der Stammaktien mehr als 2 7o, betragen hat. Ausloosung 
imMärz, Rückzahlung am I.Juli SietragenjährlicheZinscoupons 
pr. 1. Juli. 
Zahlstellen für fällige Dividendenscheine und drgl.: eigene Kasse 
in Schwerin, Jakob Saling in Berlin und Verwaltungsbureau 
der Hamburg-Bergedorfer Eisenbahngesellschaft in Hamburg. 
Der Staat ist berechtigt, die Bahn nach Ablauf des 30. Betriebsjahres 
zn erwerben. Als Entschädigung an die Aktionäre hat er den 25fachen Be- 
trag des Durchschnittsertrages der letzten 5 Jahre zu gewähren. 

Verfassung: Generalversammlung im Mai zu Schwerin. Stimm- 
recht: je 10 Aktien 1 Stimme; 10 Stimmen als" Maximum. Ein Ausschuss 
von 16 Mitgliedern und eine Direktion. 

Zeitaolurift Ar Kapital nnd Btnte. IV. 6 
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Die Lage der Bahn ist in so ferne gegen früher günstiger geworden, als 
durch die in Güstrow mündende Friedrich -Franz -Bahn (Güstrow-Stras- 
burg) eine direkte Verbindung der Mecklenburgischen Bahn mit der Berlin- 
Stettiner Bahn hergestellt ist, ihre frühere Isolirtheit also aufgehört hat; doch 
leidet sie immer noch an Yerkehrslosigkeit durch das Zollsystem ihres Hei- 
mathlandes. Gegen das Vorjahr waren auch bei dieser Bahn, wie fast überall, 
die Be trieb sergebni SS e des Jahres 1866 ungünstiger ausgefallen. Die 
Gesammt- Einnahme betrug 567,017 Thlr*, die Betriebs- Ausgabe 
263,165 Thaler. Von dem verbleibenden Ueberschuss erhielten die Aktionäre 
130,500 Thaler, 4,222 Thaler wurden auf neue Bechnung übergetragen, der 
Rest aber zurDotirung desBeservefonds (72,000 Thlr.), zur Verzinsung und 
Amortisation der Anleihe u. s. w. verwendet. Der Reservefonds soll 10 7o 
des Aktienkapitals betragen. Ein Ergänzungs- und Erneuerungsfonds 
existirt ebenfalls; dessen Bestand war am 1. Januar 1866 175,772 Thaler. 



2. Liibeck-Eleineii Bahn. 

(Goncessionirtam 28. Jannar 1866. — Gesellschaftssitz : Lübeck.) 



Diese ca. 7 Meilen lange, noch im Bau begriffene Bahn verbindet 
Lübecl^ mit Kleinen (Station der Mecklenburgischen Bahn), und wird auf 
diese Weise Lübeck mit allen Stationen derMecklenburgischenBahnenresp.mit 
Pommern auf dem kürzesten Wege verbinden. Den Bahnbetrieb wird gegen 
Ersatz der Selbstkosten die Lübeck-Büchener Eisenbahngesellschaft überneh- 
men;, dieselbe Gesellschaft hat sich auch verbindlich gemacht, der Lübeck- 
Kleiner Gesellschaft für den von der Lübeck-Kleiner Bahn auf die Buchener 
Bahn übergehenden Verkehr einen Antheil bis ^um Maximal -Belauf von 
30,000 Thalem jährlich zuzusichern. 

Das concessionirte Aktienkapital zerfällt 

1) m 18,500 Stammaktien k 100 Thaler und 

2) in 9,250 Prioritätsaktien ä 200 Thaler. 
Es beträgt somit 3,700,000 Thaler. 

Das Aktienkapital ist grösstentheils von einem englischen Hause (Barned 
Brothers in Liverpool) gezeichnet worden, welches aber die für den 11. März 
1867 angesetzte 2. Einzahlungsfrist versäumt hat und daher seiner An- 
sprüche auf die 1. Einzahlung resp. Kaution für verlustig erklärt worden 
ist. Dieser Umstand hat auch die einstweilige Sistirung des Baues 
zur Folge gehabt. 

Die Einzahlungen auf die Stamm- und Prioritätsaktien werden während 
der Bauzeit mit 4Va Vo verzinst; den Prioritätsaktieninhabern ist ein 47» ^h 
Dividendengenuss garantirt. 

Zahlstelle: das Bureau der Gesellschaft in Lübeck. 

Gesellschaftsorgane: die Generalversammlung der Aktionäre und 
eine von dieser erwählte Direktion von 8 Mitgliedern. 

In Bezug auf dieses Unternehmen haben die 3 Regierungen, deren Gebiet 
die Bahn berühren wird, die Mecklenburg-Schwerinsche, Mecklenburg-Strelitzer 
und die Lübecker, am 24. Oktober 1864 einen Staats vertrag geschlossen, in 
welchem sich die Kontrahenten das Recht vorbehalten, gemeinsam oder nach 
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Torausgegangener Yerständigung mit den beiden anderen, oder mit jeder ein- 
zelnen, die Bahn nach Ablauf yon 30 Jahren, yom Tage der Betriebseröffhung 
an gerechnet, gegen Zahlung des 2öfachen Reinertrages der letzten 5 Jahre 
und Uebemahme der vorhandenen Schulden eigenthümlich erwerben zu können. 
Das Unternehmen ist yon jeder Gewerbe- oder Einkommenssteuer befreit. 
Nach Ablauf des 3. Betriebsjahres jedoch tritt eine nach Höhe der Divi- 
dende sich richtende Eisenbahnabgabe ein. Der Ertrag derselben soll zur 
successiven Tilgung des Aktienkapitals verwendet werden. 



3. LiibeckrBJiclien-HaBibiirger Bahn. 

(GoncesBionirt am 2. Mär? 1850. — Gesellschafissitz: Lübeck.) 



Diese eingleisige Bahn zerfallt: 

1) in äie Linie Lübeck-Büchen, am 15. Oktober 1851 eröfi&iet, und 

2) in die Linie Lübeck-Hamburg, am 1. August 1865 vollendet. 

Die Gesammtlänge beträgt 14,6o Meilen.^ Die Herstellungskosten 
werden mit 421,781 Thaler pr. Meile angegeben. 

Das concessionirte Anlagekapital beziffert sich auf 6,858,000 Thlr., 
nämlich 

1) Thaler 6,158,000 in Aktien und 

2) „ 700,^000 in Anleihen. 

Das Aktienkapital vertheilt sich wiederum in 2 Emissionen und zwar 

a) in die alten, für die Strecke Lübeck-Büchen ausgegebenen Stamm- 
aktien, 12,790 Stück k 200 Thaler und 

b) in die neuen, für die Lübeck-Hamburger Bahn ausgegebenen Aktien^ 
18,000 Stück k 200 Thaler, 

und besteht demnach aus 30,790 Stück Stammaktien k 200 Thaler. Seit 
dem 1. Oktober 1865 sind die neuen Aktien in den Dividendengenuss ein- 
getreten. Die Aktien haben Dividendenscheine, deren Einlösung jährlich 
in der Begel im April erfolgt. An Dividende ist seit 1862 bis incl. 1866 
gezahlt worden: SV«, '37«, '47«, 37» tmcl 27« Vo» ^[^ Aktien werden nur in 
Lübeck gehandelt. 

Am 12. November 1866 wurde eine Anleihe von 700,000 Thalem con- 
cessionirt. Dieselbe ist 5 7oig und in 7000 Lihaberobligationen k 100 Thaler 
eingetheilt, welche mit Zinscoupons (pr. 2. Januar und 1. JuH) und mit Talons 
versehen sind und für Zins und Kapital das Yorzugsrecht vor den Stamm- 
aktien gemessen. Die Amortisation beginnt 1870, wozu jährlich 3500 
Thaler und die ersparten Zinsen zu verwenden sind. Bei Mortification der 
Obligationen und der Zinscoupons sind die einschlagenden Bestimmungen des 
Gesetzes vom 29. Mai 1850 der freien Stadt Lübeck, betr. die Mortifikation 
der Inhaber- und Namensscheine der Lübeck'schen Staatsschuldscheine, mass- 
gebend« — Die norddeutsche Bank in Hamburg hatte die Emission dieser 
Anleihe zum Preise von 99 übernommen. 

Zahlstellen sind: die Gesellschaftskasse in Lübeck, die nord- 
deutsche Bank (diese nur für die Obligationenzinscoupons) , J. Plaut in 
Hamburg und Lorenzen in Oldesloe. 
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( 

Verfassung: Q-eneralversammlung der Aktionäre findet in der 
Hegel im 1. Jahressemester zu Lübeck statt. Dieselbe ernennt den aus 15 
Mitgliedern bestehenden Ausschuss und dieser wählt die Direktion. 
Stimmrecht: 1 — 5 Aktien 1 Stimme u. s. w. 

Die Strecke Lübeck -Buchen (Station der Berlin-Hamburger Bahn) ist 
durch die Eröffnung der direkten Lübeck-Hamburger Linie ziemlich brach 
gelegt worden und hat 1866 kaum die Betriebskosten ertragen. Eine grosse 
Besserung ist nicht wohl zu erwarten, da der Güterverkehr aus Lübeck auf 
dieser Eoute, nach Abzug des dieser Linie nun entzogenen Lübeck-Hamburger 
Gütertransportes, nie sehr lebhaft war. Die Ergebnisse des Betriebes im 
Jahre 1866 waren auf beiden Bahnen zusammengenommen folgende: an Ein- 
nahmen 497,976 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf., an Ausgaben 319,258 Thlr. 7 Sgr. 
6 Pf.; es verblieb somit ein Ueberschuss von nur 178,718 Thlr. 15 Sgr. 
Davon erhielt der Reservefonds den statutenmässigen Zuschuss von V^ des 
Reinertrages; er schloss mit einem Bestände von 131,448 Thalern ab. 

Erst mit Eröffnung der Lübeck- Kl ein er Eisenbahn stehen für die 
Lübeck-Büchen-Hamburger Eisenbahngesellschaft günstigere Betriebsresultate 
in Aussicht, bis zu welcher Zeit ihr wenigstens für die grössere Linie Lübeck- 
Hamburg der direkte Verkehr der Provinzen Pommern, Preussen u. s. w. mit 
Hamburg zufliessen wird. " 



4. Hamburg-Bergedorfer Bahn. 

(Concessionirt am 1. Juni 1840. — Gesellschaftssitz: Hamburg.) 



Die Hamburg-Bergedorfer Bahn bildet die Fortsetzug der Berlin -Ham- 
burger Eisenbahn auf hamburgischem Gebiete. Sie ist doppelgleisig und 
2,06 Meilen lang. Den Bahnbetrieb unter den oben S. 16 angegebenen Be- 
dingungen hat die Berlin - Hamburger Eisenbahngesellschaft seit dem 1. Dec. 
1846 übernommen. 

Die Herstellungskosten dieser Bahn sind sehr namhaft gewesen, 
denn mit Einschluss der Bahnhöfe hat die Meile fast 1,200,000 Thlr.. gekostet. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 4,543,500 Mark Banco 
und besteht: 

1) aus dem Aktienkapitale mit 3,096,000 M. B., eingetheilt in 10,320 
Stammaktien k 300 M. B. und 

2) aus einer Prioritätsanleihe von 1,447,500 M. B. 

Die Stammaktien werden jährlich mit 4% fest verzinst tmd erhalten 
ausserdem eine Dividende. Zinsen und etwaige Dividende werden zusammen 
je am 1. Mai ausgezahlt.. Der Staat hat die Hälfte sämmtlicher Aktien im 
Besitz. Die Privataktien werden successive amortisirt. Als Tilgungs- 
quote dient 1) V» % des ganzen Aktienkapitals^ nachdem die Stammaktien 
aus dem jährlichen Reinertrage vornweg 4 7o empfangen haben , und 2) die 
jährliche Dividende, welche auf die Staatsaktien über 4'7o entfällt. Erreichen 
beide Amortisationsquotßn noch nicht den jährlichen Betrag von 50,000 M. B., 
80 muss der Staat den Tilgungsfonds bis zur angegebenen Hohe aus ander- 
weitigen Mitteln verstärken. Die Ausloosung erfolgt Mitte März, die Rück- 
zahlung am 1. Mai zum festen Kurs von 120 7o« Börsen ort: Hamburg. 



wr 



Sonstige norddeutsclie Privatbahnen. 85 

Kursstand Ende 1866 — . Börsenzins: 47o vom 1. Januar ab. Die Ob- 
ligationen der Anleihe, eingetheilt in Serie I ä 2000 5* Serie II k 1000, 
Serie HI ä 500 und Serie IV k 100 M. B. haben Zinscoupons pr. 1. März 
und 1. September, der TDgungsfonds beträgt V» 7^ jährlich mit Zinsenzuwachs, 
Yerloosungstermin Ende Juni, Auszahlungstermin am 1. Sept. 

Zahlungsstelle: Gesellschaftskasse zu Hamburg. 

Die Bahn geht vollständig in den Besitz des Staates über, sobald sämmt- 
liche Friyataktien amortisirt sein werden. Verfassung: ein Ausschuss 
von 20, eine Direktion von 5 Mitgliedern. Generalversammlung der 
Aktionäre im Mai. Kein Aktionär darf mehr als 5 Stimmen abgeben. 

Die Pachtquote der Berlin-Hamburger Eisenbahngesellschaft betrug pro 
1866 354,387 M. B.; die übrigen Einnahmen (ohne den Saldo aus 1865 
mit 295,087 M. B.) 4,996 M. B. Die Ausgaben für Einlösung und Liquidation 
betrugen 377,160 M. B. Auf Saldo für 1867 wurden 118,740 M. B. abge- 
setzt und 150,874 M. B. an die Aktionäre als Dividende vertheilt. Dieselbe 
betrug incl. 4 "/o Zinsen 8*/6 '^lo gegen d^jz^lo im Vorjahre. 



5. Werra-Balm. 

(Concesaionirt am 20/21. Dezember 185^. — Gesellsehaftssitz : Meiningen.) 



Die Thüringische Eisenbahngesellschait hatte den Bau, und nach der am 
24. Januar 1849 erfolgten Eröffnung " auch den Bahnbetrieb vorläufig bis 
1869 übernommen. Der Betrieb erstreckt sich auf 22,64 Meilen. Hievon 
entfallen 

1) auf die Hauptbahn Eisenach-Koburg 17,25o Meilen, 

2) „ „ Zweigbahn Koburg-Sonneberg 2,64 Meilen und 

3) „ „ Pachtstrecke Koburg-Lichtenfels 2,75o Meilen. 

Die Bahn ist eingleisig, und es kostet die Meile Bahnlänge mit Ausschluss 
der Strecke Eoburg-Lichtenfels, welche auf Kosten der Baierischen Staatskasse 
gebaut worden ist, 421,984 Thh-. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt in Thalerwährung ausge- 
drückt 11,250,000 Thlr., wovon auf das Aktienkapital 8 Mill., auf die Anleihe 
3V* Mül. Thlr. entfallen. 

Von dem auf 8 Mill. Thaler bestimmten Stammaktienkapital sind in 
Wirklichkeit nur 5,006,900 Thaler realisirt worden. Von den 50,069 Stück 
Aktien ä 100 Thaler haben die Eegierun gen Sachsen-Weimar, Meiningen und 
Koburg je 500O, die Thüringische Eisenbahngesellschaft aber 10,000 Stück 
übernommen, so dass nur, 25,069 Stück sich in Privathänden befinden. Die 
genannten Regierungen haben auf 10 Jahre eine 4 7o Verzinsung des Aktien- 
kapitals gegen spätere Wiedererstattung der Zuschüsse garantirt. Die Ge- 
sellschaft hat, so weit nöthig, diese Zinsengarantie den Inhabern der Priori- 
tätsobligationen abgetreten. Auf die Privataktien ist seit 1862 bis incl, 1865 
2 Vi, 27io, 2*Ao lind 2^/s •/<> an Dividende gewährt worden. Dieselbe wird 
auf Grund der den Aktien beigelegten Dividendenscheine am 1. JuU jährlich 
ausgezahlt. Börsenort: Leipzig und Berlin. Die Werrabahnaktien werden 
ohne Zinsvergütung gehandelt, kommen aber im Börsenverkehr sehr selten vor. 
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Die Anleihe ist mit 5 '/o Am 1. Januar und 1. Juli Terzin9lich und 
wird vom Jahre 1868 ab jährlich mit V> 7<> ^^s Eapitalbetrages nebst Zinsen- 
zuwachs getilgt werden. Sie wurde auf Grund des Generalversammlungs- 
beschlusses vom 23. März 1857 emittirt und in Beträgen Ton 500 Thalem 
(Lit. A. 2,500 Stück) , 200 (Lit. B. 5000 Stück) und 100 (Lit. C. 1000 Stuck) 
ausgefertigt. Börsenort: Leipzig. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: die Hauptkasse der Thüringer 
Eisenbahngesellschaft in Erfurt, auch die Billetexpeditionen der Weira- 
bahn und der Thüringer Bahn in Gotha und Weimar nach vorhergegangener 
Anmeldung, A. Siebert in Frankfurt a. M. , Becker und Comp, in 
Leipzig und G. Müller und Comp, in Berlin. 

Nach Zurückerstattung des Baukapitals, welches sie während 40 Jahren 
mit 4 '^/o verzinst und durch Zahlung einer jährlichen Annuität tilgt , geht 
die ganze, der baierischen Regierung gehörende Strecke Eoburg-Lichten- 
fels in eigenthümlichen Besitz der WerrabahngeseUschaft über. 

Nach Ablauf von 30 Jahren können die betheiligten sächsischen Regie- 
rungen die Bahn gegen volle Entschädigung erwerben. Auf die Dauer von 
25 Jahren ist die Gesellschaft von jeder Staatssteuer befreit. 

Verfassung. Die Generalversammlung findet gewohnlich im Juni, 
abwechselnd in Eisenach, Meiningen, Hildburghausen und Eoburg statt. Stimm- 
recht: 5 bis 10 Aktien 1 Stimme. Stimmenmaximum: 10 Stimmen. Die 
Aktionäre und die Regierungen participiren an der Bestellung des aus 12 Mit- 
gliedern bestehenden Yerwaltungsrathes dergestalt, dass V^ derselben Staats- 
kommissäre sind. 

Die Lage der Bahn ist keine günstige; sie ist theuer gebaut und un- 
zweckmässig angelegt, entbehrt auch eines ergiebigen Lokalverkehrs« Dazu 
steht in Aussicht, dass neue Eonkurrenzbahnen ihren Verkehr noch mehr 
schmälern werden. Für die Aktionäre der Werrabahn ist daher zu furchten, 
dass sie, wenn namentlich die Zinsgarantie der Regierungen aufgehört haben 
wird, manches Jahr gar keine oder nur eine sehr geringe Dividende em^angen 
werden. Im Anfang des Jahres 1866 hatte sich der Verkehr ungewöhnlich 
belebt; als aber die Kriegsmonate kamen, mnsste der Bahnbetrieb längere 
Zeit sistirt werden. Ohne Zurechnung der Strecke Koburg - Lichtenfels be- 
trugen die Einnahmen 997,720 fl.*), die Ausgaben 683,704 fl., der 
Reinertrag 314,016 fl. Der Zuschuss der Regierungen, die 560,000 fl. 
garantirt haben, betrug 245,984 fl. Die Gesammteinnahme belief sich daher 
auf 560,000 fl., wovon 47,731 fl. als Verlust für die Strecke Koburg-Lichten- 
fels, 284,375 fl. aber als Verzinsung der Anleihe in Abzug zu bringen waren. 
Es konnte daher auf die Aktien eine Dividende von nur 2*/* "/o bewilligt 
werden. 

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die Bahn über kurz oder lang das 
Schicksal aller nicht besonders gut situirten Bahnen theilen, .d. h. in den 
Besitz einer grösseren Gesellschaft (hier der Thüringer Eisenbahngesellschaft) 
übergehen wird. 



*) Die "Werrabahnverwaltung fahrt ihre Bechnangen nach Gulden, weü sie in 
Meiningen, wo der rhein. Guldenfdsa eingeführt ist, ihren Sitz hat. 
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6. Leipzig-Dresdner Babn. 

\ 

(Concessionirt am 6. Mai 1835. — GeseUschaftssitz : Leipzig.) 



Die „Leipzig-Dresdner-Eisenbahn-Kompagnie'^ hatte am I.Januar 
1867 19,08 Meilen im Betriebe, nämlich: 

1) die Hauptbahn Leipzig-Riesa-Röderau (Grossenhain *)-Dres- 
den. Sie ist doppelgleisig und ohne die an die Magdeburg-Leipziger 
Eisenbahngesellschaft verpachtete Strecke Leipzig bis zur preussischen 
Grenze bei Skeuditz (1 V2 Meilen) 15,33 Meilen lang und wurde am 8. April 
1839 eröffnet; 

2) die Zweigbahn Coswig-Meissen, Dieselbe ist 2,5o Meilen lang und 
seit dem ^9. November 1860 vollendet; 

3) die am 14. Mai 1860 eröffnete Strecke der Nebenbahn Borsdorf-Meissen, . 
Borsdorf-Grimma, 2,5o Meilen lang. 

Die Nebenbahn Borsdorf-Meissen wurde am 16. Mai 1866 conces- 
sionirt. Sie gabelt sich in Borsdorf, einem zwischen Würzen und Leipzig 
gelegenen Anhaltepunkt, von der Hauptbahn ab und führt über die Städte 
Grimma, Leisnig, Döbeln, Rosswein, Nossen nach Meissen, wo sie 
mittelst einer festen Brücke die Elbe überschreitet und indieCoswig-Meissner 
Zweigbahn einmündet. Diese 12,7o Meilen lange Bahn iguss spätestens 1869 
vollendet sein. **) 

Die Herstellungskosten der Haupt- und Zweigbahn betragen pro 
Meile 560,984 Thlr. Das Baukapital der Nebenbahn ist auf 8V2 Mill. Thlr. 
veranschlagt. 

Das concessionirte Anlagekapital besteht aus 17,500,000 Thlr. Hie- 
ven entfallen 

1) auf das Aktienkapital 7,500,000 Thlr. und 

2) auf die Anleihen (inch der Papiergeldschuld — 500,000 Thlr.ä 1 Thlr.) 
10,000,000 Thlr. 

Das Aktienkapital besteht 

a) aus 50,000 Stammaktien k 100 Thaler (Nr. 1 — 50,000) erster Emis- 
sion und 

b) aus 25,000 Stammaktien ä 100 Thlr. (Nr. 50,001 bis 75,000) zweiter Emis- 
sion;- in Summa aus 75,000 Stück ä 100 Thlr., welche das theilweise 
Baukapital der Nebenbahn bilden. 

Die Aktien zweiter Emission wurden den Aktionären, insoweit sie sich 
an der Emission derselben betheiligen wollten, bis zum 30. April 1866 zum 
Nominalwerthe offerirt und zwar so, dass auf je 2 alte Aktien eine neue kam. 
Die bis dahin nicht abgenommenen Aktien wurden zum Yortheil der Gesell- 
schaft begeben. Mit erreichter YoUeinzahlung treten die Aktien zweiter Emission 
vollständig in die Rechte der alten Stammaktien ein und werden bis dahin 
mit 5 7o verzinst. Die Zinsen werden durch Abzüge an den während der 
Bauzeit der Borsdorf - Meissener Bahn zu leistenden Einzahlungen gewährt. 



*) Die V'Meilän lange Strecke PriBtewitz-Grossenhain ist Eigenthum einer 
besondem Gesellschaft, die am 10. Oktober 1862 concessionirt worden ist. Ihr 
Aktienkapital, eingetheilt in Aktien k 100 und 50 Thaler, beträgt 90,000 Thaler. 

**) Seit 28. Oktober 1867 wird die Bahn von Borsdorf bis Leisnig (5,6o Meilen) 
befahren. 
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Diese werden durch Aushändigung von Interimsscheinen bescheinigt, welche 
nach Schluss der Einzahlungen gegen die neuen Stammaktien dusgetauscht 
werden. — Sämmtliche Stammaktien werden mit 4 7o verzinst und sind mit 
Zinscoupons pr. 1. April und h Oktober nebst am 1. April falligen Dividen- 
denscheinen versehen, Börsenort: Leipzig. Börsenzins: 4 7o» Auf dem 
Leipziger Kurszettel werden die älteren Aktien mit Lit. A., die Interims- 
scheine mit Lit. B. bezeichnet. An Dividende incl. 4^0 Zins ist auf die 
Aktien seit 1862 bis incl. 1866 gewährt worden: 18, 20, 20, 23 und 20 >. 
Am 31. December 1866 betrug der Kursstand der Aktien Lit. A. 250 B., der 
Aktien Lit. B. 195 G. 

An Anleihen sind bewilligt , 

a) am 1. December 1839 resp. 1. Juni 1841: 1,500,000 Thaler in SV« > Par- 
tialobligationen ä 100 und 50 Thlr. Die Zinscoupons sind auf den 1. Juni 
und 1. December fällig. Die Tilgung dieser Anleihe wird seit 1840 
resp. 1842 binnen 83 Jahren dergestalt bewirkt, dass dazu ein Amor- 
tisationsfonds von Va Vo nebst den ersparten Zinsen in der Art ver- 
wendet wird, dass jede ausgelooste Obligation (Ausloosungstermin 
1. Juli) bei der am 1. December stattfindenden Rückzahlung eine 
von Beginn der Amortisation ab mit jedem Jahre um l7o steigende 
Prämie erhält; 

b) am 1. Dec. 1854: 1,500,000 Thlr. in 47o Schuldscheinen k 100 Thb. 
Zins-, Ausloosungs- und Eückzahlungstermin derselbe, wie 
bei den Anleihen von 1839 und 1841. Tilgungsfonds: 2 •/<> nebst 
den ersparten Zinsen vom Jahre 1854 ab ; 

c) am 1. December 1860: 500,000 Thlr. in 4 7o Obligationen k 100 Thb. 
Zinstermin am 1. Juni und 1. December. Tilgung mit jährlich 
2 7o nebst den ersparten Zinsen vopa Jahre 1870 ab; sie wird am 
1. December 1897 beendigt sein; 

d) am 16. Januar 1866: 6,000,000 Thlr., eingetheilt in 600 Serien, Nr. 1 
bis 600, zu je 50 Schuldscheinen k 100 Thlr. Lit. A. Die 47o Obli- 
gationen haben Zinscoupons pr. 2. Jan. und 1. JulL Die Tilgung 
dieser, theilweise das Bai^apital für die Borsdorf-Meissner Bahn bilden- 
den Anleihe beginnt am 1. Januar 1878 dergestalt, dass alljährlich 1 ®/o 
des Anleihebetrages nebst den ersparten Zinsen zurückgezahlt w^d. 
Diese Anleihe wird allmählig emittirt. ^ 

Die Einlösung der falligen Dividendenscheine und Zinscoupons erfolgt 
bei der Hauptkasse der Compagnie in Leipzig und bei G. Mensel in 
Dresden. 

Gemäss der Concession vom 16. Januar 1866 ist der Compagnie das 
Yerbindungsrecht gegen alle Eisenbahnuntemehmungen, welche eine direkte 
Verbindung zwischen Leipzig und Dresden auf der alten (Riesa-) oder neuen Route 
(Döbeln) , resp. der Stationspunkte der alten und neuen Linie bezwecken, 
verliehen worden. Der Staat hat sich aber gleichzeitig das Recht vorbehalten, 
nach Ablauf von ,30 Jahren, von der Betriebseröffiiung auf der ganzen Strecke 
ab gerechnet, und gegen einjährige Kündigung das Unternehmen der Com- 
pagnie käuflich an sich bringen zu können. Der diesfallsige Eau^reis ist der 
zwanzigfache Betrag der für die der Kündigung vorangegangenen 10 Jahre 
vertheOten Zinsen und Dividenden, soweit diese aus den wirklichen Reiner- 
trägnissen des Betriebes gewährt worden sind, sowie der Betrag der bis zur 
üebergabe an den Staat von der Compagnie aus den Erträgnissen des Unter- 
nehmens getilgten Anleihe. Der bis zum Tage der Üebergabe angesammelte 
Reservefonds verbleibt der Compagnie eigenthümlich. 

Verfassung: Generalversammlung Ende März jährlich in Leipzig. 
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Stimmrecht: jede Aktie l Stimme, 5 Aktien 2, 6 — 10 Aktien 3 u. s. w. Auf 
151 und melir Aktien 10 Stimmen. Ein AusschuBS von 30 Mitgliedern, 20 
von der Generalyersammlung, 10 yom AusschusB selbst gewählt» Der Aus- 
Bchuss erwählt das aus 5 Mitgliedern bestehende Direktorium. 

Das Jahr 1866 ist durch die Seitens des sächsischen Militärkommandos 
erfolgte theilweise Zerstörung der Eibbrücke bei Eiesa noch verlustbringender 
gewesen, als bei andern Gesellschaften. Die Einnahmen incl. der Magde- 
burger Strecke . haben 2,213,418 Thh-., die Ausgaben 1,018,651 Thlr. be- 
tragen. Der üeberschuss beläuft sicl^ daher auf 1,194,767 Thlr. Nach Abzug 
der Zinsen , Amortisation , Postentschädigungen an den Staat u. s. w. ver- 
blieben 819,767 Thlr. zur Disposition der Generalversammlung. Diese über- 
wies den nach Abzug der Dividende, Tantiemen u. s. w. resultirenden Rest 
von 1 2,7 1 7 Thlrn. dem Gebäudekonto. Der Reserve fonds hatte bereits im 
Jahre 1856 seine statutenmässige Höhe von 500,000 Thlrn. erreicht gehabt. 

Die Erbauung der Nebenbahn Börsdorf-Meissen war für 6de Com- 
pagnie eine eiserne Kothwendigkeit, wollte sie nicht durch die dann nicht zu 
umgehende Konkurrenz einer neuen Gesellschaft empfindlich leiden. Auch 
die neue Linie wird, da sie durch reiche, bevölkerte Landstriche führt, 
zweifellos sehr rentabel werden, wenn ihr auch der Transitverkehr fehlen 
wird. Das alte Unternehmen wird unter allen Umständen eines der beät ren- 
tirenden Deutschlands bleiben. 



7. Älbertsbabn. (Dresden-Tharandt.) 

(Concessionirt am 26. Januar 1854. — Gesellschaftssitz : Dresden.) 



Die „Albertsbahn* besteht aus der von Dresden über Potschappel 
nach Tharandt zum Anschluss an die Freiberg- Chemnitzer Staatsbahn 
fahrenden Vjt Meilen langen, am 28. Juni 1855 erö&eten Hauptbahn und 
aus einer Reihe von Zweigbahnen nach den Eohlenschachten und industriellen 
fitablissements des Plauen'schen Grundes. Die Gesammtlänge der eingleisigen 
Bahn beträgt 5,ii Meilen. Die Herstellungskasten belaufen sich auf 
Thh. 486,522 pr. Meüe. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 2,500,000 Thb*., wovon 
900,000 Thhr. auf das Aktienkapital entfallen. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 9000 Stück Aktien k 100 
Thaler, denen für jedes Jahr 2 Dividendenscheine, fälhg am 30. Juni und 
31. December, beigelegt sind. Gegenwärtig werden jedoch die beiden Divi- 
dendenscheine erst am 1. Juli des nächsten Jahres zusammen eingelöst. An 
Dividende ist seit 1862 bis incl. 1866 gezahlt worden 2, 27*, 4, 67« und 7 >. 
Börsen orte: Leipzig und Dresden. Kursstand Ende 1866: 99 Br. Börsen- 
zins fuss 47o- Derselbe wird neuerdings in Leipzig nicht mehr vom Beginne 
des laufenden Halbjahres , sondern vom 1. Januar ab berechnet. 

Die concessionirten Anleihen der Gesellschaft sind folgende: 
a) 800,000 Thlr. in 5, jetzt 472 7o Prioritätsaktien Lit. A.i 100 Thb. Zins- 
termine: 2. Januar und 1. Juli. Diese am 2. Jan. 1856 emittirte 
Anleihe wird vom Jahre 1861 an jährlich mit 1 '/<> des Eapitalbetrages 
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nebst Zinsenzuwachs getilgt. Aus loosungsterm in im Januar» Rück- 
zahlung am 1. Juli; 

b) 300,000 Thaler in 5, jetzt 4Vj "/o Prioritätsaktien Lit. B. k 100 Thlr., 
am 1. Juli 1856 genehmigt. Die Tilgung begann 1866. Im Uebrigen 
mit der Anleihe Lit. A. identisch, nur stehen die Prioritätsaktien Lit.B. 
in der Priorität nach; 

c) 300,000 Thlr. in 5, jetzt dVa Vo Prioritätsobligationen Lit. C, am 1. April 
1857 concessionirt ; 

d) 200,000 Thlr. in 47« 7o Obligationen Lit. D. vom Jahre 1861. — Die 
Obligationen Lit. 0. undD. haben Zinscoupons pr. I.April und 1. Okt. 
Tilgung mit 1 7o liebst Zinsenzuwachs. Yerloosungstermin: Januar, 
am 1 . Oktober darauf Rückzahlung. Die Amortisation beginnt 1867 
resp. 1869. 

Zahlstellen: eigene Kasse in Dresden und bei Albert Euntze 
und der Filiale der Weimarischen Bank ebendaselbst, in Leipzig 
bei Becker und Comp, und der allgemeinen deutschen Kredit- 
anstalt. 

Verfassung. Generalversammlung im 2. Kalenderquartale. Stimm- 
recht: 1 Aktie 1 Stimme, 2 — 5 Aktien 2, 2-^10 Aktien 3 Stimmen u«s. w. 
Stimmenmaximum: 10 Stimmen bei 50 und mehr Aktien. Ein Direktorium ^ 
aus 3 Mitgliedern, und ein Ausschuss aus 12 Mitgliedern bestehend. 

Di^e Lage der Bahn hat sich seit den letzten Jahren wesentlich gebessert, 
wozu der bewirkte Anschluss an die seit 2 Jahren eröffnete Strecke der Frei- 
berg-Chemnitzer Bahn — Tharandt-Freiberg — das Seinige beigetragen hat. 
Der Ertrag des Betriebsjahres 1866 wäre noch günstiger ausgefallen, wenn 
nicht der Bahnbetrieb wegen der kriegerischen Ereignisse namhafte Unter- 
brechungen hätte erleiden müssen. Die Gesammteinnahme betrug 
277,083 Thaler, die Betriebsausgabe, incl. Yerzinsung der Schuld, 
194,054 Thaler. Von dem incl. eines üeberixages aus dem Vorjahre zu ver- 
wendenden Ueberschuss von 79,125 Thlr. wurden 4500 Thlr. dem Reserve- 
fonds überwiesen, der somit auf 9000 Thlr. angewachsen ist. 

Nach Vollendung der Freiberg-Chemnitzer Staatsbahn, die voraussichtlich 
erst im Jahre 1869 erfolgen wird, ist der Erwerb der Albertsbahn durch den 
Staat sehr wahrscheinlich. Der Staat wird um so mehr von dem ihm nach 
den Concessionsbedingungen zustehenden Rechte, nach vorgängiger einjähriger 
Kündigung die Bahn an sich nehmen zu können, Gebrauch machen, als die 
Albertsbahn die zwischen den in Dresden mündenden Staatsbahnen und der 
Freiberg - Chemnitzer Staatsbahn künftig herzustellende Verbündung trennen 
würde. Die Regierung hätte in diesem Falle den 25fachen Betrag der letzten 
5jährigen Durchschnitts -Dividende unter Hinzuschlag eines halben Procentes 
für jedes an der 20jährigen Betriebsbenutzung der Bahn fehlende Jahr als 
Kaufpreis zu erlegen. 



8. Glienmitz-Wiirscliiiitzer Bahn. 

(Goncessionirt am 2. Dezember 1865. — GeseUschaftssitz: Chemnitz.) 



Diese 1,6* Meilen lange Bahn verbindet die Kohlenwerke zu "Würsch- 
nitz mit der Chemnitz-Zwlckauer Staatseisenbahn. Einige kleine 
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Zweigbahnen fuhren nach den im Rayon der Hauptbahn liegenden Stein- 
kohlengruben. Die königl. sächsische westliche Btaatsbahn hat die Bahn 
gegen ein nach Waarenladungssätzen berechnetes Pachtgeld in Betrieb ge- 
nommen. 

Das Aktienkapital besteht aus 4000 Aktien ä 100 Thlr. = 400,000 Thlr. 
Die Aktien sind mit Dividendenscheinen versehen, die je auf den 31, Mai 
und 30. November zahlbar gestellt sind. Seit 1862 bis incL 1866 ist an 
Jahresdividende gewährt worden: 87«, 10, OVa, llund87o. Börsenort: 
Leipzig. Kursstand Ende 1866 — . Zahlstelle: Hauptkasse in Chem- 
nitz und Becker und Comp, in Leipzig. 

Ausserdem hat die Gesellschaft eine am 15. Mai 1861 genehmigte An- 
leihe von 150,000 Thalem aufgenommen. Die emittirten Obligationen ä 100 
Thaler tragen Zinscoupons pr. 30. Juni und 31. December. Börsenort: 
Leipzig. 

Verfassung. Generalversammlung im März. 1 Aktie 1 Stimme. 
2—5 Aktien 2 Stimmen u. s. f. Mehr als 250 Aktien 10 Stimmen. Ein 
Ausschuss von 12, und ein Direktorium von 3 Mitgliedern. 

In Folge der Verkehrsstockungen auf den westlichen Staatsbahnen war 
im Jahre 1866 auch auf der Chemnitz-Würschnitzer Bahn der Betrieb mehr- 
fach gestört, so dass ein Ausfall an der Einnahme unausbleiblich war. Die 
Betriebseinnahme belief sich auf 40,888 Thlr. , der Beingewinn auf 
36,499 Thh«. 



9. Gössnitz-Geraer Bahn. 

(Concessionirt am 11. Kovember 1862. — Gesellschaftssitz : Bonnebarg.) 



Diese 4,6o Meilen lange eingleisige Bahn führt von G[össnitz (Station 
der sächsischen Staatsbahn Leipzig-Hof) über Schmölln, Bonneburg 
nach Gera zum Anschluss an die Thüringer Eisenbahn. Die sächsische 
Staatsbahn hat den Betrieb übernommen. Eröffiiung am 28. December 1865. 

Das Aktienkapital besteht aus 22,000 Stück Aktien k 100 Thlr. = 
2,200,000 Thlr., wovon 11,500 Stück zur öjßfentlichen Subscription aufgelegt, 
der Rest aber von der Altenburgischen Regierung und den Städten Ronneburg 
und Schmölln fest übernommen wurde. Die Aktien sind mit am 1. Juli zahl- 
baren Dividendenscheinen versehen. Börsenort: Leipzig (auf dem Kurszettel 
werden die Aktien jedoch nicht notirt). Zahlstellen: Hauptkasse in 
Ronneburg und Karl Sieber daselbst, in Leipzig die Leipziger 
Bank, in Gera die Geraer Bank, in Altenburg beiLingke und Comp., 
in Schmölln bei Karl Elemming; nach dem 31. August können die fälligen 
Dividendenscheine nur noch an erstgenannter Stelle zur Einlösung präsentirt 
werden. 

Die erste Betriebsrechnung — 10. März bis 31. December 1866 — ergiebt 
eine Einnahme von 105,886 Thlr., eine Ausgabe von 64,446 Thk., mithin 
einen Ueberschuss von 41,440 Thlr.; die Dividende auf genannte Zeit 
betrug 370. 

Die Altenburgische Regierung verzichtet auf den Dividendenantheil ihrer 
eigenen Aktien so lange, bis das ganze Aktienkapital nicht wenigstens 4 7» 
abwirft; dieser Verzicht hört aber auf, wenn das ganze Aktienkapital 10 
Jahre lang zu 47s 7^ rentirthat. Hat jedoch der Ertrag «5 Jahre hintereinander 
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5 oder mehr Procente abgeworfen, so hat die Regierang das Recht, die Er- 
stattung der 4 7» Zinsen auf ihre Aktienantheile zu verlangen, und es müssen 
dann */3 des Ueberschusses über 5 ^Jo hiezu verwendet werden. Die Regie- 
rung hat das Rückkaufsrecht der Bahn vom Jahre 1897 ab; der diesfallsige 
Kaud^reis ist der mit 25 kapitalisirte Durschschnittsertrag der letzten Jahre» 

Verfassung: ein .Ausschuss von 12 Mitgliedern, ein Direktorium 
von 3 Mitgliedern, wovon die Altenburgische Regierung 3 resp. 1 Mitglied 
ernennt; Generalversammlung im 2. Ealenderquartale. Stimmrecht: 
wie gewöhnlich. ' 

Die in Gera künftig ausmündende S aal fei der Bahn (Rudolstadt-Saalfeld- 
Kronach) wird für die Gera-Gossnitzer Bahn sehr vortheilhaft sein. Uebri- 
gens lässt sich nach einem Betriebsjahr noch nichts Bestimmtes über die 
Rentabilität der Bahn angeben; doch steht zu hoffen, da sie einen reichen 
fruchtbaren Landstrich durchzieht, dass dieselbe den Erwartungen der Aktionäre 
wohl entsprechen wird. 



10. Greiz-Brnimer Bahn. 

(Concessionirt im Jahre 1864. — Gesellschaftssitz: Greiz.) 



Gemäss der Concessionsbedingungen hat die unter der Firma: „Greiz- 
Brunner Eisenbahn-Gesellschaft^ gebildete Aktiengesellschaft den 
Anschluss von Greiz an die sächsische westliche Staatsbalin von Brunn 
nach Neumarkt verlegen müssen. Die am 23. Oktober 1865 eröfiEhete l,io 
Meilen lange Bahn ist eingleisig. Die Baurechnung war am I.April 1867 
noch nicht abgeschlossen. Den Betrieb hat die königl. sächsische Staats- 
bahndirektion übernommen. 

Das concessionirte Aktienkapital, eingetheilt in 3800 Stück Stammaktien 
k 100 Thaler, beträgt 380,000 Thaler. Die Reussische Regierang hat 1000 
Aktien übernommen und verzichtet innerhalb der ersten 15 Betriebsjahre in- 
sofern auf Zinsen , als den übrigen Aktien eine Dividende von 4 ®/o gesichert 
werden muss. Die Aktien haben Dividendenscheine, welche im 2. Ea- 
lenderquartale von der Hauptkasse in Greiz und der Firma Benndorf, 
sowie von der Filiale der Weim arischen Bank in Leipzig eingelöst werden. 

Verfassung: ein Direktorium von 3, einGesellschaftsausschuss 
von 6 Mitgliedern. Generalversammlung im April in Greiz. 

In der am lO. April 1867 abgehaltenen Generalversammlung wurde ein 
Anlehen von 36,000 Thalern bewilh'gt, da theils Mehrleistungen erforderlich 
waren, theils das Aktienkapital nicht vollständig eingezahlt worden war.*) — 
Die erste Betriebsrechnung auf die Zeit vom 23. Oktober 1865 bis Ende 1866 
weist eine Gesammteinnahme von 24,909 Thalern, eine Gesammtaus- 
gabe von 19,506 Thalem nach. Von dem Ueberschuss mit 5,403 Thlr. wur- 
den 4,616 Thlr. dem Erneuerungsfonds überwiesen, der Nettoüberschuss 
von 86 Thlr. auf die Rechnung pro 1867 übertragen. -^ Wegen des Kriegs 
musste der Bahnbetrieb 1 7* Monate sistirt werden. Eine Dividende konnte nicht 
vertheilt werden. 



*) Die Gesellschaft hat dies Anlehen in mit 5Vs 7^ zu verzinsenden . Handdar- 
lehen gegen halbjährliche Kündigung negociirt. 
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11. Löbau-Zittauer Balm. 

(Concessionirt am 25. Juni 1845. — GesellschaftsBitz: Zittau.) 



Dieselbe zweigt sich in Lob au von der sächsisch-schlesischen Staatsbahn 
ab und mündet in Zittau in die mit ihr ein Ganzes bildende und unter der- 
selben Direktion und Verwaltung (Staatsbahn-Direktion zu Dresden) stehende 
Zittau-Reichenberger Bahn. Sie ist 4,5i Meilen lang, eingleisig und 
wurde am 10. Juni 1848 eröffnet. Herstellungskosten 616,759 Thaler 
pr. Meile. 

Das concessionirte Anlagekapital besteht aus 2,500,000 Tbalern 
und zerfallt 

1) in 20,000 Stück Stammaktien Lit. A. h 100 Thaler, und 

2) in 25,000 Stück Prioritätsaktien Lit B. k 25 Thaler. 

Die Staatsregierung hat von beiden Emissionen je den vierten Theil über- 
nommen. Die Aktien A. und B, sind mit auf den 1. Januar und 1. Juli fal- 
ligen Dividendenschemen versehen. Die Dividende hat seit 1862 bis incl. 
1865 auf die Aktien Lit. A. V^? 0, V^j 0, auf die Lit. B. aber jedesmal 4 7» 
ertragen. Für 1866 konnte nicht einmal auf die Prioritätsaktien eine 
Dividende bewilligt werden. Börsenorte: Berlin und Leipzig. Kurs- 
stand Ende 1866: 3272 etwa bez. und Qr (Lit. A.). Zahlstellen: eigene 
Kasse in Zittau, H. C. Plaut in Berlin, Michael Kaskef in Dresden 
und Vetter und Comp, in Leipzig. 

Verfassung: s. nächste Seite. 

Da in Folge des preussisch-österreichischen Krieges die Bahn ganz be- 
sonders an Verkehrsstockungen gelitten hat (der regelmässige Betrieb war 
fast 3 Monate lang sistirt), so wurde nur ein üeberschuss von 78 Thalem 
— sage 78 Thaler — erzielt. Die Einnahme betrug nämlich 155,705 Thlr., 
die Ausgabe 155,627 Thlr. Unter den Ausgaben befinden sich Thlr. 8140 an 
Zinsen für Thlr. 23,000- und Thlr. 128,000, auch Thlr. 75,000, welche die 
Bahn der landständischen Bank zu Bautzen und dem sächsischen Finanzfiscus 
schuldet. Für die Tbh-, 75,000 sind 3000 Stück Aktien Lit. B. als Pfand 
deponirt worden. 



12. Zittau-Reiclieiiberger Babn. 

(Concessionirt am 19. September 1857. — Gesellschaftssitz: Zittau.) 



Die Zittau-Reichenberger Bahn ist 3,53 Meilen lang und eingleisig. 
Sie schli^sst sich in Zittau an die Löbau-Zittauer und in Reichenberg an 
die süd-norddeutsche Verbindungsbahn Reichenberg-Pardubitz an. Mit 
Ausnahme von > */* Meilen (von Zittau bis zur Grenze bei G-rottau) bewegt sich 
die Bahn auf Österreichischem Gebiete; sie wurde am 1. Dezember 1859 
eröffiaet. Herstellungskosten pr. Meile 1,020,946 Thaler. 

Das Stammaktienkapital besteht gegenwärtig aus 2 Serien Aktien 
im Gesammtbetrage von 3,750,000 Thalem und zwar 

a) aus Serie L 25,000 Stück k 100 Thaler = 2,500,000 Thaler und 

b) „ „ n. 25,000 „ ä 50 , = 1,250,000 Thaler. 

Mit Ausnahme von 941 Aktien sind die übrigen 49,059 Stück in den Händen 
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des Staates. Die Aktien sind mit Dividendenscheinen pr. 1. Juli ver- 
sehen. Eine 4 ®/o Dividende ist denselben auf die Dauer von 40 Jahren, vom 
Tage der BetriebseröfiEhung an gerechnet, garantirt. Zahlstelle: eigene 
Kasse in Zittau. 

Am Schluss des Jahres 1866 hatte sich ein Deficit von 16,113 Thalern 
ergeben, da die Einnahmen dieses Jahres 104,507 Thaler, die Ausgaben da- 
gegen 120^620 Thaler betragen hatten, ohne die 4 7o Verzinsung der im 
Umlauf befindlichen Aktien. 

Gemeinsame Verfassung beider Gesellschaften (d. h. der Löbau- 
Zittauer und der Zittau-Beichenberger Bahn): Generalversammlung im Juni, 
wo die Staatsregierung V^ ^^^ Stimmen führt. Stimmrecht: 1 — 5 Aktien 
1 Stimme, 51 Aktien und mehr 10 Stimmen. Jede Gesellschaft wählt einen 
Ausschuss von 6 Mitgliedern, jeder Ausschuss wählt 3 Mitglieder. Beide 
Ausschüsse ernennen in Gemeinschaft mit der Regierung die aus 3 Mitgliedern 
bestehende gemeinsame Direktion. 

Der Staat ist befugt, die Löbau-Zittauer Bahn nach 25 Betriebsjahren an sich 
zu bringen. Hat die Durchschnittsdividende der letzten 10 Jahre 4 7o oder 
weniger betragen, so werden die Aktien mit 4 "/o verzinst, für einen etwaigen 
Mehrbetrag werden die Aktien besonders entschädigt. Die Zittau-Beichenber- 
gerBahn Wlt dagegen dem Staate nach Ablauf der auf 50 Jahre festgesetzten 
Concessionszeit unentgeldlich zu, wogegen die Aktien, die sich in Privathän- 
den befinden, aus dem Beinertrag über 4 7o bis zu 7' amörtisirt werden. 
Auf jeden Fall werden beide Bahnen üb^ kurz oder lang auf dem Wege der 
freien Vereinigung von der Begierung erworben werden. — Für die letzt- 
genannte Bahn haben die österreichische und sächsische Begierung auf 40 
Jahre 4 7» Zinsen garantirt. 

Die jetzige traurige Lage beider Jahnen wird sich voraussichtlich binnen 
weniger Jahre bessern ^ wenn die Zittau-Grossschonauer Staatsbahn den An- 
schluss an die böhmische Nordbahn erreicht haben wird. Auch eine Verbin- 
dung mit der Berlin-Görlitzer Bahn wird projektirt. 



i 



Zweite Gruppe. 
Privatbahnen der süddeutschen Staaten. 

A. Baierische Privatbahnen. 



1. Baierische Ostbahngesellscliaft 

(Conceseionirt am 12. April 1856 auf 90 Jahre. *) — GeBellschaftssitz : München. 



Das Unternehmen der kön. privilegirten Aktiengesellschaft der 
baierischen Ostbahnen besteht aus folgenden Linien: 

1) München-Geiselhöring; 

2) G eis elhö ring -Pas sau zum Anschluss an die Kaiserin - Elisabeth- 
Bahn, nebst Zweigbahn von Platting nach Deggendorf; 

3) Geiselhöring-Regensburg-Schwandorf (Gabelpunkt); 

4) Schwandorf-Nürnberg; 

5) Schwandorf-Fürth zum Anschluss an die böhmische Westbahn; 

6) Schwandorf- Weiden (Ereuzungspunkt); 

7) Weiden-Bayreuth zum Anschluss an die Linie Neuenmarkt-Bayreuth 
der baierischen Staatsbahn und 



*) Die konigl. Verordnung yom 20. Juni 1855, den Bau Yon Eisenhahnen durch 
Private u. s. w. betreffend, lautet im §. 7 in- Bezug auf Concessionsdauer und 
Uebergang der Privatbahnen an den Staat wie folgt: ,,Die Bewilligung zum Bau 
und Betrieb einer zur öffentlichen Benützung bestimmten Eisenbahn wird nur auf 
eine bestimmte Zeit nnd zwar höchstens auf 99 Jahre ertheilt. — Der Termin be- 
giniit mit dem Tage, an welchem die Bahn ganz oder zum Theile der Benützung 
des Publikums überlassen wird. — Nach Ablauf der in der Concessionsurkunde 
festgesetzten Zeit geht das Eigenthum der Eisenbahnen sammt ihren Zubefaörden 
ohne Entgelt und unmittelbar an den Staat über. Den Unternehmern verbleiben 
jedoch das Mobiliarvermögen, so wie die zum Bahnbetrieb erforderlichen Inventar- 
Stücke, namentlich Lokomotiven, Transportwägen u. s. w., wofür der Staat, wenn er 
solche ablösen will, eine besondere, nöÜilgenfalls schiedsrichterlich festzusetzende Ver- 
gütung zu leisten hat*' — (Eine Ablösung der Bahn und ihrer Zubehörungen gegen 
Vergütung von Seite des königl. Staats- Aerars kann auch vor Erlöschen der Con- 
cessionszeit stattfinden, entweder nach freier Uebereinkunft oder nacb Bestimmungen, 
die bei der Goncessionsertheilung hierüber getroffen sind.) 
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8) Weiden-Waldsassen-Eger zum Anschluss an die in Eger künftig 

mündenden, bereits concessionirten Bahnen, an die P r a g-R a k o n i t z-E g e r 

Eisenbahn und die Franz-Joseph- Eisenbahn (Wien-Budweis- 

Pilsen-Eger), sowie ,an die Strecke Reichenbach-Eger der sächsischen 

Staatsbahn. 

Die ganze Bahn ist seit dem 15. Oktober 1865 vollständig in Betrieb 

gesetzt worden, nachdem bereits am 3. November 1858 von der erstgenannten 

Linie München-Geiselhöring die Strecke München-Landshut eröffnet worden 

war. Es sind 81,6 Meilen in Betrieb. Die Gesammtlänge des Ostbahnnetzes 

beträgt 165,1« geometrische Stunden. Der Bauaufwand für das ganze Netz 

beträgt fl. 55,287,056. 3878 kr. oder per Stunde fl. 334,870. Die Bahn ist 

eingleisig*) bis auf 1,2 Meile. Verpachtet ist: l,i Meile. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 60,000,000 Gulden. 
Dasselbe besteht aus 300,000 AWen k 200 fl., wovon am Schlüsse des 
Rechnungsjahres 1865/66 **) 277,144 Aktien mit 100 > = fl. 55,428,000, 
22,856 Aktien aber nicht vollständig eingezahlt waren (zwischen 40 bis 85 ^jo). 
Die unvollständigen Aktieneinzahlungen bezifferten sich auf fl. 1,838,830; das 
wirklich eingezahlte Aktienkapital belief sich daher auf fl. 58,161,120. Den 
Aktien ist bis zum Jahre 1898 ein jährlicher Zinsertrag von 472 "A garan- 
tirt. Sie haben halbjährige Zinscoupons pr. 1. Januar und 1. Juli und 
Dividenden'scheine, gewöhnlich im Frühjahr zahlbar. Die Einlösung 
der fälligen Zins- und Dividendencoupons findet bei der Geseljschafts- 
kasse in München, bei dem Bankhaus S. v. Hirsch ebendaselbst, bei 
der königlichen Bank in Nürnberg und ihren Filialen und bei 
J. J. Öbermayer in Augsburg ohne Abzug statt. Zum Tageskurse auf 
Frankfurt a. M. werden sie bei v. Rothschild in Frankfurt, Paris und 
London, bei S. Bleichroder in Berlin, Becker und Fuld in Amster- 
dam und S. Lambert in Brüssel eingelost. Die Di^vidende. hat exci. 
der 47« Vo Verzinsung in den Jahren 1862 bis 1866 ertragen: 7«? V»» V«? ^V* 
und 172 Procent. Börsenorte sind: Frankfurt, Augsburg, Antwerpen und 
Amsterdam. Börsenzins in Frankfurt 47« "A ^^^ Halbjahr zu Halbjahr. 
Kursstand Ende 1865 und 1866: 1167« ™d 117. 

Der Staat hat sich das Recht vorbehalten, nach Ablauf der Concessions- 
dauer die Aktien entweder nach dem Frankfurter Durchschnittskurs der 
letzten 10 Jahre einzulösen oder das gesammte concessionirte Bau- und Ein- 
richtungskapital sanunt dem Reinertrage des Ablösungsjahres als Minimal- 
preis zu bezahlen. "Wenn die Rente der Bahnen über 47» 7^ steigt, so ist 
die Hälfte des Mehrertrags zur Erstattung der vom Staate geleisteten Vor- 
schüsse und deren Verzinsung (mit 27« 7°) ^is zu ihrer vollständigen Tilgung 
zu verwenden. Der Staat participirt an der, 5 Procent übersteigenden 
Bahnrente unter der Voraussetzung, dass er keinen Ersatz für Leistungen 
zu empfangen hat, 



\ 



*) Die Bahn ist fär zwei Geleise eingerichtet. Das zweite Geleise braucht aber 
erst hergesteUt zu werden, wenn die betreffende Strecke einen Bruttoertrag von 
fl. 60,000 per Stunde abwirft. 

**) Das Rechnungsjahr der baierischen Ostbahn-Aktiengesellschaft beginnt mit 
dem 1. Oktober und endet mit dem 30. September. In der am 2. Aprü 1867 zu 
München abgehaltenen ausserordentlichen Generalversammlung der Aktionäre ist be- 
schlossen worden, fortan das Bilanzjahr mit dem Kalenderjahre zusammenfallen zu 
lassen. 
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mit V» Procent, wenn die Bente 5*/* — 6*/* V^i 

» /' w - « w » "^ — ö Voj 

mit der Hälfte des Mehrbetrags von 6 Procent, wenn die Bente 8 und mehr 
Frocent beträgt. 

Verfassung. Der Yerwaltungsrath besteht aus 18 Mitgliedern, wovon 
die Begierung 6 bestellt, die Gesellschait die übrigen Mitglieder ernennt 
Die Direktion wird vom Yerwaltungsrath eingesetzt. Die Generalversamm- 
lung der Aktionäre findet auf Einladung des Yerwaltungsrathes statt. Stimm- 
recht: 5 — 10 Aktien geben 1 Stimme, bei 11 — 100 Aktien geben je 10 Aktien 
1 Stimme, 125 Aktien 11 Stimmen, 150 AUien 12 Stimmen. Stinunenmaximum: 
30 Stimmen. 

Die Herstellungskosten der Bahn werden nach definitiver Feststellung der 
Baurechnung, ind. namhafter Beträge für Ergänzungsbauten und Neubeschaf- 
fungen, voraussichtlich im Betrage von 3 Mül. Gulden unter dem conces- 
sionirten und eingezahlten Anlagekapital verbleiben, ein Besultat, dessen sich 
wenige andere Gesellschaften zu rühmen haben. 

Bisher haben sich die Betriebsergebnisse günstig gestaltet und ist den 
baierischen Ostbahnen eine Zukunft nicht abzusprechen. Auch das Be- 
triebsjahr 1865/1866 hat ungeachtet der kriegerischen Ereignisse, die eine 
Betriebsstörung auf einzelnen Strecken herbeifahrten, ein ganz zuMeden- 
fitellendes Besultat ergeben. Es betrugen nämlich: 

die Einnahmen ........ fl. 6,990,825. 47»/* kr. 

die Ausgaben . . ^ 5,893,422. 42 V^ „ 

und verblieb somit ein üe^berschuss von fl. 1,097,403. ö*/« kr. 

Unter den Ausgaben figunren die reinen Betriebsausgaben mit fl. 2,716,765. 
177« ^M fi- 2,626,657 beanspruchte die 47) V^^^ Yerzinsung des gesammten 
eingezahlten Aktienkapitales; fl. 500,000 wurden alsZuschuss zum Beserve- 
fonds abgeführt, der somit eine Hohe von fl. 1,064,168 im Nominalwerthe 
erreichte; endlich wurden fl. 50,000 dem Pensionsfonds der Angestellten über- 
wiesen. 

Der Beservefohds ist in guten Werthpapieren (darunter allein 2382 Stück 
Ostbahnaktien) angelegt, deren Zins, resp. Dividendenerträgnisse, statuten- 
mässig der Betriebsrente zufliessen. ^ 

Yon dem Ueberschuss wurde, unter Zugrundelegung des bis jetzt aufge- 
wendeten und verwertheten Baukapitals von fl. 55,287;056. 387» kr., statuten- 
mässig 7^ Procent mit fl. 110,574 an die Staatskasse abgeführt; der Best 
aber mit fl. 888,147. 579 ^- wurde, unter Hinzufügung des Dividendenkonto- 
bestandes aus dem Yoijahre im Betrage von fl. 21,465. 43 kr., also mit 
fl. 909,612. 487s kr. dergestalt vertheilt, dass fl. 900,000 als Dividende ver- 
wendet, fl. 9,612. 4879 kr. aber dem Dividendenkonto fiLr das laufende Jahr 
überwiesen wurden. 



2. Die Pfälziscben Bahnen. 

Unter dem Eollektivnamen ^Pfälzische Bahnen*^ werden nachstehende, 
unter einheitlicher Yerwaltung mit getrenntem Bechnungswesen stehende 
Aktiengesellschaften verstanden: 

Zeitachrift für E«pital nnd B«Bto. IV. 7 
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a. die Ludwigsbahn, 

b. die Maximiliansbahn, 

c. die Neustadt-Dürkheimer Bahn und 

d. die Pfälzisehen Nordbahnen. 

Geschäfts führendes Organ ist der Verwaltungsrath und die Direk- 
tion der Ludwigsbahn. Die Gesammtlänge sämmtlicher zur Zeit im Betrieb 
stehenden Pfälzischen Linien beträgt 33,9o Meilen. 



a. Pfälzische Ludwigsbahn (Lndwigshafen-Bexbach)* 

(Conoessioiiirt am 19. April 1838 anf 99 Jahre.*) — Gesellschaftssitz: Lndwigs- 

hafen.) 



Die Bahn hatte am 1. April 1867 23,9o Meilen im Betrieb und bestand 
aus folgenden einzelnen Linien: 

1) aus der Hauptbahn Ludwig shafen-Bexbach zum Anschluss an 
die königl. preuss. Saarbrücker Staatsbahn; 

2) aus der Zweigbahn Ludwigshafen- Worms zum Anschluss an die 
hessische Ludwigsbahn; 

3) aus der Zweigbahn Schifferstädt-Speyer-Germersheim; 

4) „ „ ^ Homburg-Zweibrücken; 

5) ^ „ ^ Schwarzenacker -St. Ingbert, wovon erst seit 
dem 26. Nov. 1865 die 1, so Meilen lange Strecke Schwarzenacker-Hassel 
eröffnet ist (die ganze Strecke, mit Einschluss der Zweigbahn nach dem 
Eisenwerke der Gebrüder Krämer und der Aerarial-Kohlengrube, ist im 
Frühjahr 1867 eröffnet worden. Die Gesammtlänge dieser Zweigbahn 
beträgt 2,5 Meilen); und 

6) aus der Zweigbahn zur festen Rheinbrücke zwischen Ludwigs- 
hafen und Mannheim (diese Brücke wird erst im Lauf des Sommers 
vollständig dem Verkehr übergeben).**) 

Diese seit 1863 bestehende Trajektanstalt ist seit dem 25. Febr. 1867 
eingezogen. 
Das concessionirte Anlagekapital beläuft sich auf fl. 19,979,000, 
wovon 

1) auf das Stammaktienkapital fl. 11,659,000 und 

2) auf die Anleihen . . . „ 8,320,000 kommen. 

Das Stammaktienkapital ist zerlegt in 23,318 Stück Aktien ä £1. 500 
«= fl. 11,659,000. Die Aktien führen Zinscoup onsbogen, denen zugleich 
die Dividendenscheine beigedruckt sind, und Talons. Der Staat hat 
unter dem 25. August 1843 eine 4 7o Zinsgarantie für das Stamm- 
aktienkapital bis zum 25. August 1899 bewilligt, sich aber das Recht 
ausbedungen, nach Ablauf dieser Gewährschaftszeit das Eigenthum der Bahn 
saromt Zubehör durch Vergütung des Anlagekapitals erwerben zu können. 



*) Auch die anderen pfalzischen Bahngesellschaften sind auf 99 Jahre concessio- 
iiirt; wir werden daher bei diesen die Dauer der Goncession nicht angeben. 
♦*) Sie wurde am 10. August 1867 eröffnet. 
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Die Anszahlung der Zinsen erfolgt je am 1. Januar und 1. Juli, die der 
Diyidende gewöhnlich im ApriL Ausser den 4 7» Zinsen haben die Aktien 
in den Jahren 1862 bis 1866 folgende Dividenden ertragen: 5, 5, 575, 6 
und 6 '/a Procent. *) Börsenorte sind: Frankfurt a. M., Berlin und Augsburg. 
Der 4^0 betragende Börsenzins fuss wird yon Halbjahr zu Halbj^ be- 
rechnet. Kursstand in Berlin ult. 1865 und 1866: 1557« bez. und 15279 
Br. Zahlstellen s. Seite 102. . 

Das Prioritätskapital zerfällt in Vn Emissionen: 
I. Emission yon fl. 2,000,000, priv. am 29. Nov. 1848, Tilgung mit 7i 7o 

nebst Zinsenzuwachs von 1850 ab; 
n. Emission von fl. 500,000, priv. am 26. April 1852, Tilgung mit 7» 7o 

nebst Zinsenzuwachs von 1854 ab; 
m. Emission von fl. 700,000, priv. am 30. April 1856, Tilgung mit 7> 7o 
nebst Zinsenzuwachs von 1859 ab; 
(diese mit 5 7o verzinslichen Anleihen wurden auf den 1. Dezember 1862 
gekündigt, resp. mit 1 Procent Prämie auf 4 7o herabgesetzt) 
rV. Emission von fl. 800,000, priv. am 10. Novbr. 1857, zu 47a 7o verz., 

Tilgung mit 7* 7o von 1864 ab; 
V. Emission von fl. 900,000, priv. am 15. Januar 1861, zu 4 Vo verz., 
Tilgung in 50 Jahren; 
VI. Emission von fl. 3,420,000, **) priv. am 4. Dezember 1862, zu 4 7o verz., 

Tilgung mit 7* V® n^bst Zinsenzuwachs von 1869 ab; 
vn. Emission von fl. 700,000, priv. am 23. Dezember 1864. 

Die Obligationen sämmtlicher sieben Emissionen sind in Appoints von 
fl. 1000, 500 und 100 eingetheilt und auf den 1. April und 1. Oktober ver- 
zinslich. Die alljährlich am 1. Oktober zur Heimzahlung kommenden 
Obligationen gelangen drei Monate vorher, gewöhnlich schon Ende Juni, zur 
Ausloosung. Die Anleihen gemessen die Zinsgarantie des Staates. 
Börsenort ist Frankfurt a. M. Zahlstellen s. S. 102. 

Die pfälzische Ludwigsbahn, deren Bilanzjahr früher vom 1. Oktober 
bis 30. September incl. lief, hat die Einführung des Kalenderjahres für das 
gesammte Bechnungswesen der pfälzischen Bahnen beschlossen und daher 
bestimmt, dass die Rechnungsperiode 1865/66 für alle Bahnen bis zum 
31. Dezember 1866 auszudehnen sei. In Folge dessen umfasst auch der die 
Gesohäftsergebnisse sämmtlicher pfälzischen Bahnen zusammenstellende jüngste 
Generalbericht die Zeitperiode von 15 Monaten. Aus diesem Grunde 
bietet derselbe zu Yergleichungen für die Zukunft keinen Anhalt und wir 
verzichten daher auch darauf, aus demselben hier Data anzuführen. 

Nur über die Keservemittel bemerken wir, dass dieselben zur Zeit 
für die Ludwigsbahn allein bestehen und zwar: 

1) der Reservefonds für eventuelle Zuschüsse des Staates mit 
fl. 923,714. 26 kr. 

2) der Erneuerungsfonds des Betriebes,. dessen Aktivstand pro 1867 
fl. 33,434. 17 kr. betrug. Gemäss Generalversammlungsbeschlusses 
vom 23. Dezember 1864 und Ministerialrescripts vom 22. Februar 1865 
hat dieser Fonds noch bis incl. 1867 die Zuweisung des fünften Pro- 
centes ad fl. 116,590 per Jahr anzusprechen. Er erreichte daher. 



*) Die zuletzt angeführte Dividende umfasst das Erträgniss von 15 Monaten, vom 
1. Oktober 1865 bis 31. Dezember 1866. 

♦*) Von der VI. Emission sind iVa Mill. fl. für die Eisenbahnbrücke zwischen 
Mannheim und Ludwigshafen verwendet worden, welche die Gesellschaft auf gemein- 
schaftliche Kosten mit Baden' erbaut hat. 



■> j j j 
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nachdem ihm laat Beschluss der Generalversammlang vom 12. April 
1867 auch der Einnahmerest des letzten Betriebsjahres mit fl. 1,552. 
42 kr. zugewiesen worden war, einen Bestand von fl. 151,576. 59 kr. 
Yerfassung: s. Seite 102. 



b» Pfälzische Maximiliansbahn (Neustadt-Weissenbnrg). 

(GoncesBionirt am 3. November 1852. — GesellBohaftssitz: Ludwigshafen.) 



Die Länge der eingleisigen pfalzischen Maxhahn beträgt 8,so Meilen. 
Sie besteht: 

1) aus der Hauptbahn Neustadt-Weissenburg und 

2) aus der Zweigbahn Winden-Maximiliansau. 

Während die Hauptbahn eine Verbindung der pfälzischen Ludwigsbahn 
(Neustadt) mit der französischen Ostbahn (Zweigbahn Yendenheim-Weissen- 
burg) bei Weiss enburg herstellt, bezweckt die Zweigbahn eine möglichst 
abgekürzte Yereinigung mit dem badischen Staatseisenbahnnetz. Eine Eisen- 
bahnschiflsbrücke yermittelt den Uebergang über den Rhein bei Maximiliansau. 

Das Aktienkapital besteht: 

1) aas 8800 Stück Stammaktien L Emission ä'500fl. = 4,400,000 fl. 

2) ^ 3000 „ „ n. „ „ „ „ = 1,500,000 „ und 

3) , 1200 , „ HL . . . . = 600,000 „ 
in Summa aus 13,000 Stück Stammaktien ä 500 fl. = 6,500,000 fl., 

denen eine 4Vs ^/o Zinsgarantie des Staates zugesichert ist. 

Die Ereirung der HI. Emission ist erst in der am 13. April 1867 abgehaltenen 
Geineralversammlung, behufs Herstellung des zweiten Geleises wenigstens auf 
der Strecke Neustadt-Winden, beschlossen worden. Die Aktien haben 
jährlich 47^ ^h tragende Zinscoupons pr. 1. Januar und I.Juli, und Diyi- 
d endenscheine, die neuerdings im April eingelöst werden, nebst Talons. Di- 
vidende ist seit der am 26. Novbr. 1855 erfolgten Eröffnung der Haupt- 
bahn erst einmal (für 1865/66) und zwar auf jede Aktie der Betrag von 8 fl. 
gezahlt worden. Börsenorte: Frankfurt und Augsburg. Börsenzinsfuss 
47« Vo Yon Halbjahr zu Halbjahr. Kursstand Ende 1866: 1067s B. 

Zur Erstattung der vom Staate in Folge der übemomsnenen Zinsgarantie 
eventuell zu leistenden Zuschüsse (die eine Reihe von Jahren hindurch auch 
wirklich zu leisten waren) ist bei einem mehr als 47s Procent betragenden 
Beinertrage 1 */o zurückzulegen, so dass erst bei einem Ertrage Ton 579 */o 
eine Dividende gewährt werden kann. Es steht nach dem jüngsten G^ 
Schäftsbericht zu hoffen, dass die an den Staat zurückzuzahlenden Zins- 
<]^uoten in einigen Jahren getilgt sein werden, und dass ausserdem die Ak- 
tionäre fernerhin Dividenden erhalten könnefn. 
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c. Nenstadt-Dürkheimer Bahn. 

(Concessioniri am 28. Angost 1862. — Gesellschaftssiiz: Lndwigshafen.) 



Diese 2,i Meilen lange eingleisige Bahn wurde am 6. Mai 1865 dem 
Betriebe übergeben. Bie schliesst sich in Neustadt an der Haardt an die 
pfälzische Ludwigsbahn an und yerhindei die wegen ihres Weinbaues be- 
rühmten Orte Deidesheim, Forst, Wachenheim, Dürkheim. 

Das Anlagekapital beträgt 1,450,000 fl. und ist eingetheilt in 2000 
Aktien ä 500 fi. Dieselben haben Zinscoupons pr. 1. Januar und 1. Juli, 
Diyidendenscheine und Talons. Bis jetzt sind nicht einmal 4^0 Zinsen 
erzielt worden, daher der Staat auf Grund der übernommenen 4^0 Zins- 
garantie pro 1865/66 noch einen Zinsenzuschuss von 55,276 fl. 33 kr. zu 
leisten hatte. Börsenort: Frankfurt a. M. Börsenzins 4 7^ ^on Halb- 
jahr zu Halbjahr. Kursstand Ende 1866: 88% G, Emissionspreis: 97. 

Eine Fortsetzung der Bahn Ton Dürkheim nach Monsheim (Stations- 
punkt der Zweigbahn der hessischen Ludwigsbahn Alzey-Worms) ist pro- 
jektirt und steht damit eine Erweiterung des Aktienkapitals in Aussicht. Die 
Ausfülirung dieses Planes würde dem holländisch-schweizerischen Transitver- 
kehr einen neuen kürzeren Weg eröfiEhen und die Neustadt-Dürkheimer Bahn 
rentabel machen. 

Als Entgelt für die vom Staate auf 25 Jahre gewährte Zinsgarantie fällt 
ihm die Bahn nach 99 Jahren ohne Weiteres zu. Zur Erstattung der vom 
Staate zu leistenden Zinszusehüsse ist bei einem Beinertrag von mehr als 
4 */o das fünfte Procent zurückzulegen und dann erst ein eventueller Mehr- 
ertrag als Dividende zur Vertheilung zu bringen. 

Verfassung und Zahlstellen s. auf nächster Seite. 



d. Pfälzische Nordbahnen. 

(Concessionirt am 10. Januar 1866. — GeseUschaftssitz: Ludwigshafen.) 



Das Unternehmen der ,,Aktiengesellschaft der pfälzischen Nord- 
bahnen^ erstreckt sich vorerst nur auf den Bau eines circa 4 Meilen langen 
Schienenweges von Landstuhl (Station der pfalzischen Ludwigsbahn) nach 
Kusel, dessen Yerlängerung bis Trier wohl nicht ausbleiben wird. 

Später wird die Gesellschaft noch folgende Bahnlinien in Angriff nehmen: 

1) die Alsenzbahn, von Hoch Speyer (einem Anhaltepunkt der pfäl- 
zischen Ludwigsbahn) ausgehend und bei Münster am Stein in die 
Bhein-Nahebahn mündend; 

2) die Donnersberger Bahn von Kaiserslautern (Station der pfal- 
zischen Ludwigsba£n) nach Alzey (vergl. hessische Ludwigsbahn) nebst 

, einer Zweigbahn (Zellerthalbahn) durch das Zellerthal nach 
Monsheim zum Ajischluss an die Zweigbahn der hessischen Ludwigs- 
bahn Worms-Monsheim. 
Das Aktienkapital, dem auf 25 Betriebsjahre eine 4^0 Rente Seitens 
des Staates garantirt ist, beträgt 1,740,000 fl., eingetheilt in 3480 Aktien 
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h fl. 500. Die Aktien wurden zum Preise von 93 emittirt. Sie sind mit 
Zinsc-oupons pr. Jan. und Juli, Dividendenscheinen und Talons ver- 
sehen. Borsenort: Frankfurt a. M. 

Wann die Strecke Landstuhl-Eusel eröffnet wird, ist noch unbestimmt. 



Verfassung der pfälzischen Bahnein. Wie bereits bemerkt, sind 
sänuntliche pfälzische Bahnen unter einer Direktion und unter einem 
Yerwaltungsrath vereinigt, gewählt von den verschiedenen Gesellschaften 
und der Regierung. Generalversammlung (im April) wird für jede Ge- 
sellschaft besonders (aber an einem Tage) in Ludwigshafen abgehalten. 
Stimmrecht: 1 — 5 Aktien 1 Stimme, 6 — 10 2, 11—20 3 Stimmen u. s. w; 
Stimmenmaximum: 20 Stimmen. 

Zahlstellen der pfalzischen Bahnen sind: die Direktorialkasse in 
Lüdwigshafen, M. A. v.Rothschild und Söhne und Ph. Nie. Schmidt 
(letzterer nur fBr die Ludwigsbahn) in Frankfurt a. M., S. Bleichröder 
in Berlin, W. H. Ladenburg und Söhne in Mannheim. Nur für die 
Ludwigsbahn sind bei Robert v. Frölich und Cie. in München, ferner 
bei Chr. v. Frölich und Söhne in Augsburg und bei L. Dacqu6 in Neu- 
stadt a. H. Zahlstellen errichtet. 

Die von den Zweiggesellschaften der pfälzischen Ludwigsbahn erbauten 
Linien befinden sich noch in der Periode der Entwickelung ; die Ludwigs- 
bahn selbst aber wird durch den nun vollendeten Rheinbrückenbaü immer 
noch mehr prosperiren, da sie nun den längst entbehrten Anschluss an das 
rechtsrheinische Eisenbahnnetz erreicht hat. 

Zur Erbauung eines Schienenstranges von Winden nach Bergzabern 
(17* Meile) ist eine besondere Aktiengesellschaft in der Bildung begriffen, 
deren Verhältnisse dieselben sein werden, wie die der übrigen unter Leitung 
der Ludwigsbahn stehenden Gesellschaften. Baukostenanschlag fl. 450,000. 



3. Nürnberg-Fürther oder Lndwigsbalm. 

(Neuconcessionirt am 1. Oktober 1862. — Geselldchaftssitz: Nürnberg.) 



Die Eröffnung der zweigleisigen 0,s Meilen langen Bahn fand am 
7.December 1835 statt. Als Entgelt dafür, dass die Nümberg-Fürther Aktien- 
Gesellschaft das seit dem 19. Febr. 1834 üir auf 30 Jahre ausschliesslich zu- 
stehende Privilegium der Yerkehrsvermittelung zwischen Nürnberg und Fürth 
freiwillig am 4t, Juni 1862 aufgegeben hat, steht ihr die freie Benützung der 
Staatsbetriebsgebäude im Fürther Bahnhof, der Nürnberg- Würzburger Bahn 
und, gegen eine Entschädigung^ auch die Benützung der in demselben auf 
Staatskosten hergestellten Sc^enenstränge u. s. w. zu. Auf der Strecke 
Muggendorf-Fürth hat, soviel uns bekannt, die bairische Staatsbahnver- 
waltung den Betrieb übernommen. 

Das Aktienkapital besteht aus 1770 Stück Aktien k 100 fl. Die 
Aktien gemessen einen am 1. Juli zahlbaren jährlichen festen Zins von 6 ®/o 
und eine je Ende Januar fallige Dividende (pro 1866: 12 7o). Zahlstelle: 
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J. G. Knopf in !N'ürnberg. BÖrsenort: Nürnberg. Die Aktien befinden 
sich meist in festen Händen. 

Yerfassung: Generalversammlung Ende Januar. Stimmrecht: 
5 — 9 Aktien 1 Stimme, 100 und mehr Aktien 6 Stimmen. Ein Direk- 
torium von 7 und ein Ausschuss von ebenfalls 7 Mitgliedern sind die 
Vertreter der Gesellschaft;. 



Ausser den hier besprochenen von Aktiengesellschaften erbauten Eisen- 
bahnen existiren im Königreich Baiern noch einige Privatbahnen, die von 
städtischen Gemeinden und einzelnen Privaten auf eigene Kosten hergestellt, 
aber von der königlich bairischen Staatseisenbahnverwaltung gegen Erlegung 
einer jährlichen Geldquote in Pacht genommen worden sind. Dieser jährliche 
Pachtschilling wird zur Verzinsung und Amortisation des von den Bahneigen- 
thümern aufgenommenen Anlagekapitals verwendet. Sobald .die Tilgung der 
einzelnen Anleihen bewirkt ist, geht das Eigenthum der betreffenden Bahn in 
die Hände des Staates über. 

Die hauptsächlichsten dieser Bahnen sind: 

1) die Illerbahn (Ulm-Kempten), Eigenthum der Stadt Memmingen, ca. 
8 Meilen lang, 1863 vollendet. Das Anlagekapital besteht aus 3;50O,0OO fi. 
und wird dasselbe in einem Zeitraum von 53 Jahren amortisirt; 

2) die Zweigbahn Bayreuth-Heumarkt. Diese Bahn ist im Besitz der 
Stadt Bayreuth und wurde im Jahre 1853 eröffnet. Behufs Deckung 
der 1,100,000 fl. betragenden Baukosten hat die Stadt eine Anleihe 
aufgenommen, welche durch jährliche Ausloosungen (im Monat Dezem- 
ber) binnen 50 Jahren getilgt wird; 

3) die Kohlenbahn Hochstadt-Kronach-Gundelsdorf (Stockheim). 
Dieselbe wurde von der Stadt Krön ach erbaut, welche deswegen eine 
Anleihe von ca. 1*/« Mill. Gulden aui^enommen hat, deren Obligationen 
je im April allmälig zur Heimzahlung gelangen; 

4) die Zweigbahn Ansbach-Gunzenhausen. Die Anlagekosten dieser 
der Stadt Ansbach gehörenden Bahn (ca. 4 Meilen lang) wurde durch 
Aufiiahme eines Lotterieanlehens im Betrage von 1,750,000 fl. in Loo- 
sen ä 7 fl. gedeckt (vergl. Bd. I. Seite 242). Im Jahre 1858 wurde 
die Bahn dem Betrieb übergeben; das Anlehen wird mittelst jährlicher 
Serienziehungen (15. Mai und 15. November) innerhalb 50 Jahren 
getilgt sein. Die Prämienziehungen finden am 15. Juni und 15. De- 
zember statt. Die Auszahlung der Gewinne erfolgt durch die Stadt- 
kasse zu Ansbach. Börsenort für diese Loose ist Frankfurt a. M. 

Die Obligationen dieser vorgenannten städtischen Eisenbahnanlehen (auch 
der hier nicht speziell angeführten)*) werden zuweilen an der Augsburger 
Börse notirt. Ausserhalb Baiems dürften dieselben wenig bekannt und ver- 
breitet sein. 



*) Diese sind: Pasing-Starnberg, Starnberg-Penzberg-Peissenberg, 
Holzkirchen-Miessbach und Hof-Eger. 



104 Privatbalmeii der sfiddeutscheii Staaten. 



B. Hessische Privatbahn* 



Hessisclie Lndwigsbahn. (Haiiiz-LndwigslLafen.) 

(ConceBsionirt am 25. März 1846 aaf 99 Jahre. — GesellBchaftsBitz: Mains.) 



Die ^Hessische Ludwigs-EiBenbahngesellschaft'' hat folgende Linien erbaut 
und im Betriebe: 

1) die alte Hauptbahn Mainz-Worms, am 15. Noyember 1853 eroffiiet 
(die Strecke von der bairischen Gh-enze bis Worms hat die pfälzische 
Ludwigsbahn im Betriebe); 

2) Mainz-Darmstadt-Aschaffenburg, seit dem 27. Dezember 1858 
erofi&iet ; 

3) Mainz -Bin gen, den 17. November 1859 eroffiiet; 

4) Feste Ehein brücke bei Mainz, am 20. Dezember 1862 eingeweiht; 

5) Linksmainische Bahn Ton Mainz nach Frankfurt, am 3. Januar 

1863 in Betrieb gestellt und 
6) die Worms-Aizeyer Bahn; diese wird seit dem 18. April 1867 for 

Bechnung des Bauxonds betrieben. 
Gesammtlänge sammtlicher 6 Strecken 29,o7 Meilen, wovon 0,44 MeOen 
der Gesellschaft nich^ eigenthümlich gehören. Doppelgleisig sind nur 
ca. 6 Meilen. Hers^eÜQngskosten der unter 1 bis 5 genannten Linien 
ca. fl. 971,170 pr. Jtfeile. 

Ausserdem hat die Ludwigsbahn die Frankfiirt-Hanauer Bahn nebst der 
Bairischen Staatsbahnstrecke Eahl-Aschaffenburg für ihre Rechnung, aber 
unter Yerwaltung der Gesellschaftsorgane der Frankfurt-Hanauer Eisenbahn- 
Gesellschaft (vrgl. S. 47) so lange im Betriebe, bis gemäss des am 27. De- 
zember 1862 abgeschlossenen Kaufvertrages die genannte Bahn definitiv in 
den Besitz der Ludwigsbahn übergegangen sein wird. 

Der Bahnbetrieb umfasst daher mit Einschluss der Frankfurt-Hanau- 
Aschaffenburger Strecke beinahe 35 Meilen. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 29,500,000 fl. 
Bievon entfallen auf die Stammaktien fl. 17,500,000 und 

„ , Anleihen „ 12,000,000. 
DasStammaktienkapital vonfl.l4,000,000ist imJahre 1866 um fl. 3,500,000 
erhöht worden, wovon fl. 1,200,000 ausschliesslich zum Erwerb der Frankfurt- 
Hanauer Bahn bestimmt und erst theilweise begeben sind. Die übrigen fl. 2,300,000 
sind sSmmtlich emittirt und voll eingezahlt worden, und haben die Aktionäre 
davon fl. 750,000 zum Kurs von 110 7o erhalten. Die neuen Aktien hatten 
an der Dividende pro 1866 noch keinen Antheil. Es zerfällt mithin zur Zeit 
das Aktienkapital in 70,000 Stück Stammaktien (ä fl. 250), welche mit 
Dividendenscheinen versehen oind. Die Dividende ist mit 2 7o je an^ 
1. Oktober zahlbar, der Bestbetrag wird im Frühjahr darauf nachgezahlt. 
Seit 1862 bis incl. 1866 ist an Dividende in Summa gezahlt worden: 77«) 7, 
77») 8 und 77« 7o* Börsenorte: Berlin, Leipzig, Frankfurt. Börsenzins- 
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fuBs 4Vo Ton Halbjahr zu Halbjahr. Kursstand Ende 1865 und 1866: 
141 und 131. 

An Anleihen sind emittirt: 

a) 4,000,000 fl. in 472 Obligationen I. Emission ä fl. 175 und S50, 
am 16. Oktober 1855 beschlossen. Tilgung mit V» Vo bis 1912. Bör- 
senort: Frankfurt, 

b) 3,000,000 fl. in 47* Obligationen II. Emission ä fl. 100 und 500, be- 
willigt am 5. Januar 1860. Von dieser Anleihe wurden je 1,200,000 fl. 
zum Austausch der 1852 kreirten 4800 Stück Staatsaktien Lit. A. gegen 
472 7* Obligationen und als Kaufpreis der Bhein-Alzeybahn verwendet. 
Tilgung wie bei der I. Emission. 

Die Verzinsung der Obligationen beider Emissionen erfolgt je auf den 
I.Jan, und 1. Juli. Die Bückzahlung der im Januar ausgeloosten 
Obligationen 1. Emission erfolgt am 1. März,, die der 2. Emission am 
1. Juli. Verloosung im März. Börsenort: Frankfurt a. M. 

c) 5,000,000 fl. in 4 7o Obligationen III. Emission in 2 Serien. Die Obli- 
gationen der 1. Serie tragen die Jahreszahl 1863, die der 2. Serie die 
Jahreszahl 1865; beide Serien haben aber gleiche Priorität. Diese im 
J. 1863 genehmigte Anleihe wird im Jahre 1929 getilgt sein, mit jährlich 
7s Voiiß^s* Zinsenzuwachs. Verloosungstermin im Mai, Rückzah- 
lungstermin 1. Juli. Die in Beträgen von fl. 350 ausgefertigten 
Obligationen sind auf den 1. Mai und 1. November jährlich ver- 
zinslich. Börsenort: Frankfurt a. M. und Leipzig. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: eigene Hauptkasse in Mainz; 
Anhalt und Wagner und S. Bleichröder und Comp, in Berlin; 
Pflaum und Comp, in Stuttgart; Meyer und Comp, in Leipzig; Koster, 
vom Bath und Comp, in Mannheim; Bank für Handel und Industrie 
in Darmstadt pnd deren Filiale in Frankfurt a. M., endlich A. Schaaf- 
hausen'sch er Bankverein und Sal. Oppenheim jun. und Comp, in Köln. 

Verfassung: Generalversammlung im April. Stimmrecht: 8 Aktien 
1 Stimme. Stimmenmaximum: 10 Stimmen. Die Versammlung wählt den, 
aus 7 Mitgliedern bestehenden Verwaltungsrath, dieser ernennt die 
Direktion (1 Direktor)*); ausserdem wird von der Generalversammlung der 
Bevisionsausschuss ernannt. Im Jahr^ 1865 ist das Gesellschaftsstatut, 
um dasselbe mit den Bestimmungen des deutschen allgemeinen Handelsgesetz- 
buchs in Einklang zu bringen, neu redigirt worden. 

Die kriegerischen Ereignisse am Mainstrom im Sommer 1866 haben sehr 
störend auf den Betrieb der Ludwigsbahn gewirkt; daher war ein namhafter 
Einnahmeausfall unvermeidlich. Letzterer wurde nur durch die starke Mehr- 
einnahme vor dem Kriege einigermassen kompensirt. 

Die Gesammteinnahmen betrugen (excl. der Hanauer Bahn) fl. 2,919,696 
527* kr., die Betriebsausgaben incl. der Verzinsung, Amortisation und 
der 270 Abschlagsdividende fl. 1,896,166. 5 kr., mithin üeberschuss 
fl. 1,023,530. 477* kr.; hievon wurden fl. 166,500 dem Emeuerungsfonds zuge- 
theilt, welcher somit die Höde von fl. 604,806. 30 kr. erreichte. 

Die Frankfurt-Hanauer Eisenbahn erzielte eine Boheinnahme von fl. 565,514. 
Nach Abzug der Betriebsausgaben, der Verzinsung und Amortisation der 
Prioritäten, der 372 7» Aktienzinsen und des Bahnpachtes für die bairische 
Sirecke verblieb ein verfügbarer Ueberscbuss von fl. 93,253. 25 kr. 



*) Die Stelle des Hanptdirektors, seit einem Jahr erledigt, soll Versuchs weise 
einstweilen nicht wieder besetzt werden. 
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Will die HeBsisclie Ludwigsbahn sich auf derjenigen Höhe erhalten, die 
Bie seit einer Beihe von Jahren in ihrem Verkehrsgebiete einnimmt, so muss 
sie ihr Netz mehrseitig ausdehnen, um drohenden Konkurrenzen die Spitze 
bieten zu können. Die intelligente Verwaltung der Bahn hat denn auch, 
wie aus ihrem jüngsten Geschäftsbericht hervorgeht, grossartige Erweite- 
rungspläne in Aussicht genommen, deren Bealisirung das Unternehmen von 
SiVa Meilen auf circa 60 Meilen ausdehnen würde. 

Die wesentlichsten dieser Erweiterungsprojekte sind, 

1) von Bingen nach Alzey'zum Anschluss an die pfalzischen Bahnen, 

2) von Bodenheim (Mainz) nach Alzey und 

3) von Monsheim in doppelter Richtung zum Anschluss an die pfäl- 
zischen Bahnen 

Bahnlinien herzustellen und zu betreiben, unter Verzichtleistung auf die früher 
vom Staate hiefür in Anspruch genommene Zinsgarantie; femer 

4) die Erbauung der Odenwaldbahn, von Michelstadt-Erbach im Oden- 
wald zum Anschluss an die Main-Rhein- oder Main-Neckarbahn; 

5) die Erbauung einer Zweigbahn von Heppenheim (Station der Main- 
Neckarbahn) nach dem Rheinufer vis ä vis von Worms; * 

6) die Herstellung eines Schienenweges zwischen Hanau und Offenbach 
zum Anschluss an die Frankfurt-Offenbacher Bahn; 

7) der Erwerb der Main-Neckar und Prankfurt-Offenbacher Bahn 
(Staatsbahnen), wogegen die Frankfurt-Hanauer Bahn (sobald 
diese Bahn definitiv in den Besitz der Ludwigsbahn übergegangen ist) der 
preussischen Staatsregierung auf .dem Wege des Tausches gegen ihre 
Antheile an den ebengenannten beiden Staatsbahnen zu überlassen sein 
würde. *) 

Die Durchführung dieser Pläne (wozu wohl eigentlich auch die Erwer- 
bung der Taunusbahn gehörte) würde die hessische Ludwigsbahn zu einer 
Unternehmung ersten Ranges gestalten und ihr im grössten Theile des süd- 
westlichen Deutschlands das Monopol der alleinigen Verkehrsvermittelung 
dieser Art sichern. Freilich Opfer wird efi der Ludwigsbahn kosten, das 
Unternehmen auf diese Art zu consolidiren , wenn sie auch nur vorüber- 
gehend sind; man schlägt den erforderlichen Geldbedarf zu den Neubauten, 
incl. der Ankaufssumme für die bezeichneten Bahnen, auf circa 25 Millionen 
Gulden an.**) 



*) Die prenssische Staatsregiernng hat allerdings als Besitzerin der Bebra-Fulda- 
Hanauer Bahn' ein Interesse daran, die die direkte Fortsetzung jener Bahn nach 
Frankfurt bildende Frankfurt-Hanauer Bahn in ihren Besitz zu bekommen. 

**) Durch den Beschluss der Darmstädter Kammer, die Anträge auf Ausbau des 
hessischen Bahnnetzes durch die Ludwigsbahn abzulehnen, werden obige Erweite- 
rungspläne nur in kleinerem Masstabe realisirt werden. 



Dritte Gruppe. 
Privatbahnen des österreichischen Kaiserstaates. *) 



1. Anssig-Teplitzer Bahn. 

(Concessionirt am 2. August 18Ö6» — Gesellschaftssitz. Teplitz.) 



Das Unternehmen der bis zum 2. August 1936 concessionirten ^Aussig- 
Teplitzer Eisenbahn- und Bergbaugesellschaft^ erstreckt sich auf 
folgende Bahnlinien: 

1) auf die eingleisige Hauptbahn Aussig- Teplitz nebst mehreren 
kleinen Industriebahnen, ohne letztere 3 Meilen lang; und 

2) auf die am 10. Mai 1863 concessionirte Fortsetzungsbahn bis Eom- 
motau mit event, Verlängerung in der Richtung nach Eger oder 
Prag oder Annaberg (Sachsen), von der die kleine, Vji Meilen lange 
Strecke Aussig-D ux bereits am 15. Juli 1867 eröfiPnet worden ist. ' 

Die Herstellungskosten der am 30. Mai 1858 dem Verkehr übergebenen 
Hauptbahn .haben pr. Meile 1,130,038 fl. betragen. 

Das concessionirte Anlagekapital beziffert sich auf 3,825,000 fl. 
ö. W. incl. der Silberprioritätsanleihen. 

Das «Stammaktienkapital besteht 

a) aus 10,000 Aktien 1. Emission k 200 fl. C. M. oder 210 fl. ö. W. und 

b) ans 2,500 »2. ^ yi n n » •» yi n ji n 

letztere für die Strecke Teplitz-Dux. 
Die Aktien tragen Dividenden seh eine pr. 1. Juli und werden mit 
5 •/<> fest verzinst. DieSuperdividende wird gleichzeitig mit der Dividende 



*) Der Mehrzahl der hier besprochenen österr. Eisenbahngesellschaften ist das 
Recht des Agiozuschlages ?erliehen, d. h. die Tarife in Silber oder mit einem 
entsprechenden Aufgeld festzusetzen. Die Gesellschaften sind hiedurch wenigstens 
einigermassen vor den Nachtheilen der entwertheten Valuta geschützt. — Sämmt- 
liche Bahnen fallen nach Ablauf ihres melstentheils auf 90 Jahre lautenden Privile- 
giums dem Staate ohne Entgelt zu, mit Ausschluss des Betriebsinventariums . — Wer 
über Berechnung der österr. Eisenbahnpapiere im Börsenverkehr ganz specielle Auf- 
klfimng wünscht, den verweisen wir auf den in Band 1. Seite 188 — 238 enthaltenen 
sehr belehrenden Aufsatz „die Berechnung der österreichischen Effekten 
beim Ein- und Verkauf und bei ihrer EinlSsung^^ 
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am 1. Juli ausgezahlt. An Zins sammt Dividende ist seit 1862 — 1866 ge- 
währt worden 6, 7 V« j 8 '/i 0| 8 7» o •/<> . Auf jeden Genussschein (s, Einleitung) 
wird am 1. Juli nur die etwaige Superdividende (keine Zinsen) auf Grund 
der beigegebenen Coupons gezahlt. Die Aktien 2. Emission nehmen erst 
Tom Jahre 1868 ab an der Jahresdividende Antheil und wurden bis dahin 
mit 5 ®/o verzinst. Am 1. Juli gelangen die alljährlich im Juni auf dem 
Wege der Yerloosung zur Tilgung bestimmten Aktien zur Bückzahlung. 
Börsenorte: Wien und Leipzig. In Wien werden die Aktien per Stück 
k 200 fl. C. M. notirt und findet im Börsenverkehr keine Zinsvergütung statt. 
In Leipzig werden die Aktien a 200 fl. ö. W. statt C. M. notirt (fl. l^O = 
100 Thk.). Kursstand in Wien am 2. Jan. 1867: 250. 

Die 5 ®/o Anleihen betragen 1,200,000 fl. in Silber und zerfallen in die 
Emission vom Jahre 1861 (5000 Stück k 150 fl. oder 100 Thaler) und in die 
Emission vom Jahre 1865 (3000 Stück k 150 fl.). Sie werden innerhalb 50 
Jahren amortisirt. Die Obligationen werden mit 2^/9 Thaler halbjährlich am 
2. Januar, und 1. Juli verzinst und werden an letztgenanntem Tage auch die 
im März verloosten Obligationen zurückgezahlt. Für diese ist nur Leipzig 
Börsenort. Die dortige Ej*editanstalt löst die ausgeloosten Obligationen 
und fälligen Coupons ohne Abzug ein. 

Sonstige Zahlstellen der Gesellschaft sind: eigene Kasse in Te- 
plitz, anglo-österreichische Bank in Wien, Moritz Zdekauer in 
Prag, Michael Kaskel in Dresden und S. Bleichröder in Berlin. 

Die Fortsetzungsbahn ist auf 80 Jahre, vom Tage der Inbetriebsetzung 
ab gerechnet, concessionirt und gleichzeitig das Privilegium für die Strecke 
Aussig-Teplitz auf die gleiche Zeitdauer verlängert worden. Nach Ablauf 
von 30 Jahren steht dem Staate das Recht zu, die ganze Bahn einzulösen. 

Verfassung: Generalversammlung im Mai, abwechselnd in Teplitz, 
Aussig und Prag. Stimmrecht: 10 Aktien 1 Stimme. Als Gesellschafts- 
organ fungirt ein von den Aktionären aus ihrer Mitte erwählter Verwal- 
tungsrath von 12 Mitgliedern, welcher zwei Betriebsdirektoren ernennt. 

Das Jahr 1866 war für die Gesellschaft in so fem sehr ungünstig, als 
der Betrieb 8 Wochen lang gänzlich eingestellt werden musste. Es stellte 
sich daher der Bruttoertrag nur auf 441,140 fl., gegen das Vorjahr fast um 10 •/« 
weniger. Die Gesellschaft machte daher bei der Staatsregierung einen Ent- 
schädigungsanspruch von ca. 49,000 fl. geltend, worauf dieselbe den Betrag 
von 30,0(X) fl. anwies, welcher mit 2 fl. 80 kr. per Aktie und Genussschein 
als Nachtragsdividende pro 1866 vertheilt wurde. Der Reinertrag betrug 
236,072,1 fl. Hievon erhielten die Aktionäre an Zins und Dividende 140,000 fl. 
(6*/s "/o)> 80,162 fl. erforderte die Verzinsung der contrahirten Schulden und 
5250 fl. die Amortisation der Aktien. Der Rest wurde für die Speisung des 
Reservefonds (6236 fl.), für Tantieme u. s. w. verwendet. Das Saldo des 
Reservefonds beläuft sich auf 59,080 fl^ Der Erneuerungsfonds hat 
einen solchen von 83,804,4 fl. aufzuweisen. 

Die Bahn erfreut sich eines sehr lebhaften Güterverkehrs (Braunkohlen) 
und kann durch die Fortsetzungsbahn nur gewinnen, da ihr Endziel Eom- 
motau künftig der Kreuzungspunkt vier verschiedener Bahnen sein wird. 
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2. BusclLtSbrader Pferde- jetzt LokomotivbabiL 

(^enconoessionirt am 11. Janaar 1867. — GesellschaftssHz : Prag.) 



Bis jetzt bestand die 10,7» Meilen lange Buschidhrader Eohlen- 
bahn 1) ans einer Lokomotivbahn von Eralup (Station der Prag-Dresdner 
Bahn) über Wejhybka nachEladno zumAnscnluss an die der Prager Eisen- 
indostriegesellschaft gehörige Lokomotivbahn Eladno-Nuöiöe-Horschelitz, 
welche Ton Wejhybka ans von der Bnschtdhrader Gesellschaft benutzt wird, 
und 2) aus einer Lokomotiv- nnd Pferdebahn, Vjt Meilen lang. Letztere 
geht Ton dem Sandthor in Prag aus und föhrt über Wejhybka nach 
Eladno, mit Zweigbahn nach Binholec. 

Gegenwärtig wird nun die Pferdebahn von Wejhybka bis Pinie in 
eine Lokomotivbahn umgewandelt und diese letztere in der Richtung gegen 
Luzna zum Anschluss an die Prag-E gerer Bahn und in der Richtung 
gegen Eruppa zum Anschluss an die Annaberg-Eommotau-Racko- 
nitzer Bahn verlängert. Ausserdem hat sich die Gesellschaft verpflichtet, 
die Verbindung der Bahn mit den wichtigsten Werken des Buscht^hrader 
Eohlenreviers herzustellen und von ihrem Bahnhofe in Prag eine Lokomotiv- 
eisenbahn zum Anschluss an die nördliche Staatseisenbahn bei Bub na zu 
erbauen. 

Das bis zum 1. Januar 1867 aufgewendete Anlagekapital betrug 
3,259,884,5 fl. 

Das Aktienkapital betrug ursprünglich 2,400,000 fl. C. M., eiQgetheilt 
in 4800 Aktien ä 500 fl. C. M. Durch neue auf Grund der Generalversamm- 
lungsbeschlüsse vom 14. Febr. 1863 und 12. Dezbr. 1866 ausgeschriebene Emis- 
sionen ist dasselbe auf 3,696,200 fl. ö. W. , eingetheilt in 7640 Stück Aktien 
k 525 fl. ö. W., angewachsen. Die letztbegebenen 1760 Stück Aktien bilden 
das Baukapital der Strecken Prager Bahnhof- Bub na und Wejhybka- 
Stochow und werden successive voll eingezahlt. Mit dem auf dieEröfi&iung 
beider Strecken folgenden Betriebsjahre treten sie in die Rechte der älteren 
Aktien ein« Dieselben werden mit 5V« am 1* Januar und 1. Juli verzinst. 
Die Superdividende wird mit dem Julicoupon gleichzeitig ausgezahlt. 
Das Gesammterträgniss der Aktien seit 1862 bis ind. 1866 war: 9710 ; 10, 
7V*5 97« und 97«%. Die Aktien wurden bisher aus einem im Jahre 1858 
begründeten Amortisationsfonds von 5000 fl. 0. M. allmälig amortisirt; statt 
dieses alten Amortisationsplanes, wonach bis zum Jahr 1905 das ganze 
Aktienkapital getilgt sein sollte, wird gegenwärtig ein neuer Tilgun^lan 
der Genehmigung der Staatsregierung unterbreitet. Börsen ort: Wien. 
Im Börsenverkehr werden sie per Stück (Eurs X Stück) berechnet und 
findet Seitens des Eäufers Zinsvergütung für das laufende Halbjahr statt. 
Eursstand am 2. Januar 1867: 690 G. 

Die für die neuen Unternehmer bis zur Hälfte des Anlagekapitales con- 
cessionirten Prioritätsobligationen sind noch nicht emittirt. 

Zahlstellen: eigene Easse in Prag nnd Robert und Cie. in Wien» 

Die Dauer der Concession erstreckt sich bis zum 11. Januar 1947. 
Verfassung: Generalversammlung im April (?) zu Prag. Stimm- 
recht: 10 volle Aktien eine Stimme. Die Direktion besteht tius acht Mit- 
gliedern. 

Trotz des Erieges hat der Reingewinn 16,548 fl. mehr als 1865, 
nämlich 884,583 fl. ertragen, wobei der Gewinn aus dem Omnibusverkehr 
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zwischen Brandeisl und Karlsbad, den die Gesellschaft eingerichtet hat, 
mit inbegriffen ist. Der Reservefonds schloss Ende 1866 mit 167,884,s £1. ab. 
Bis jetzt haben die Aktien sehr schöne Erträgnisse geliefert. Ob dies 
künftig bei Ausdehnung des Unternehmens auch der Fall sein wird, lässt 
sich jetzt noch gar nicht beurtheilen. 



3. Tnmau-Eralupp-Frager Msenbalm. 

(Ooncessionirt am 28. Angust 1868. — Gesellschaftssitz: Prag.) 



Diese 11,44 Meilen lange eingleisige Bahn ästet in Turnau von der 
süd -norddeutschen Verbindungsbahn (Reichenberg-Pardubitz) ab und 
mündet in Kralupp (37« Meilen von Prag) in die österreichische Staats- 
eisenbahn ein. 

Das Anlagekapital stellte sich bis Ende 1866 auf 6,365,881,d fi., hat 
sonach das statutenmässige Grundkapital von 7,000,000 fl. nicht erreicht. 
Von den 2 Mill. Stammaktien, 20,000 Stück k 200 fl. ö. W., sind 1166 
im Betrage von 2,332,000 fl. noch im Portefeuille, wie auch von den 3 Mill. 
Prioritäten, 20,000 Stück ä 100 Thlr. oder 150 fl. ö. W., noch fast der 
dritte Theil unbegeben ist. Börsenort: Wien. Kursstand am 1. November 
1867: 180 B. 

Die 5 7© Silberprioritäten werden bis zum Jahre 1915 al pari mittelst 
jährlicher Ziehungen getilgt werden. Am 1. Juli 1866 hat bereits die erste 
Bückzahlung mit 100 Stück begonnen. Sie tragen Zinscoupons pr. 1. Januar 
und 1. Juli. Kapital- und Zinsenzahlung erfolgt völlig spesenfrei. Börsen- 
ort: Leipzig. 

Zahlstellen dieser Gesellschaft sind: eigene Kasse in Prag, no-rd- 
deutsche Bank in Hamburg, die Berliner Handelsgesellschaft 
in Berlin und die Kreditanstalt in Leipzig; die letzteren 3 Stellen 
nur für die Prioritäten. 

Die Bahn ist mit grosser Energie in der kurzen Zeit von 16 Monaten 
fertiggestellt worden. Sie wurde am 15. Oktober 1865 dem Verkehr über- 
geben. Das erste Betriebsjahr 1866 war für die Bahn allerdings sehr un- 
glücklich, da nicht nur des Krieges wegen der Verkehr 75 Tage gänzlich 
ruhte, sondern auch ein effektiver Schaden von 83,230 fl. nachgewiesen 
werden konnte. Die Regierung hatte denn auch der Bahnverwaltung in 
Folge eines eingereichten Gesuches eine Entschädigung von fl. 150,000 be- 
willigt. Der Ueberschuss betrug nur 415,308 fl. Davon wurden 83,230 fl. 
zur Herstellung der beschädigten Bahnobjekte verwendet; 13,000 fl. wurden in 
den Erneuerungsfonds, 10,143 fl. in den Reservefonds gelegt. 188,340fl* 
wurden als Aktiendividende (10 fl. p. Aktie) vertheilt, der Rest, abzüg- 
lich der Amortisation und Verzinsung der Prioritäisschuld und eines Bei- 
trages zum Pensionsfonds, mit 199,431 fl. resp. 2600 fl. wurde auf neue 
Rechnung übertragen. 

Mit Vollendung des nordböhmischen Eisenbahnnetzes wird die Kralupp- 
Turnauer Bahn erst ihre eigentliche Entwicklung finden. Aus diesem Grunde 
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hat sich die Gesellschaft auch mit 50,000 fl. beim Bau der Nordbahn be- 
theiligt. Die Bahn hat den Yortheil, verhältnissmässig billig hergestellt 
worden zu sein. 



4. Böhmisclie Nordbalm. 

(C jncessionirt am 6. Oktober 1865. — Gesellschaftssitz : Prag.) 



Ausgehend von der Tumau-Kralüpp- Prager Eisenbahn zwischen Jung- 
bunzlau und Backow wird die böhmische Nordbahn die Verbindung der 
Fabrikplätze des nördlichen Böhmens untereinander und mit der Österreichi- 
schen Staatsbahn bei Bodenbach und mit der Elbe bei Teschen, event. auch 
mit dem sächsischen Bahnnetz herstellen. Ausserdem sind mehrere Zweig- 
bahnen in * Aussicht genommen. Die Hauptbahn besteht aus folgenden 
Strecken : 

1) Backow-Rumburg, 12,s Meilen. 

2) Kreibitz-Neudörfl-Warnsdorf, 1,44 Meilen. 

3) Tannenberg-Bodenbach mit Elbebrücke bei Teschen, 4,7o Meilen, 
in Summa 18,44 Meilen. 

Das Anlagekapital für die Hauptbahn, welche bereits im Bau be- 
findlich ist, beträgt 14,000,000 fl. Hievon kommen 8,000,000 auf das Aktien- 
kapital, 6,000,000 auf die Prioritäten. 

Von den Stammaktien hat die 'Staatsregierung 4 Mill. fest übernommen, 
3'/4 Mill. wurden von den • Concessionären im Privatwege untergebracht^ 
7* Mül. aber oder 5000 Stück ä 150 fl. ö. W. wurden Ende Novbr. 1865 in 
Prag, Wien und Berlin zum Parikurs zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 
Die ratenweisen Einzahlungen werden mit 5 **/o während der Bauzeit (1867 
und 186^) verzinst. Nach Vollendung der Bahn wird das Erträgnisa der- 
selben unter die Aktionäre vertheilt werden. 

Die Prioritätsobligationen sind noch nicht emittirt. *) 

Am 31. März 1867 hat sich die Gesellschaft definitiv constituirt. **) Ein 
Verwaltungsrath von 12 Mitgliedern, wovon 11 von den Aktionären er- 
wählt werden, 1 von der Staatsregierung bestellt wird, steht dem Unternehmen 
vor. Seitens der Staatsverwaltung ist demselben auf die Dauer von 15 Jahren, 
vom Tage der BetriebserÖffiiung ab gerechnet, Steuerfreiheit und auch das 
Hecht der freien Tarifirung zugesichert. Concessionsdauer : 90 Jahre. 



*) Zeitungsnachrichten zufolge hat die Emission zum Kurs von 92 °/o in Valuta 
begonnen. Die 5 % Silberobligationen k fl. 300 Silber werden von 1871 ab in 50 
Jahren getilgt. 

**) Bereits am 14. November 1867 ist die 6,5 Meilen lange Theilstreoke von 
Backow bis BÖhmisch-Iteipa eröffnet worden. 
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5. Kaiser-Franz-Joseplis-Bahii. 

(Coneessionirt am 11. Norember 1866. — Göselischaftssltz: Wien.) 



Die ConceBsionäre der ;,Franz-JosephB-Bahn% Fürst J. A. Schwar- 
ze nb er g und Cons orten, erhielten die Genehmigung zum Bau und Betrieb 
einer Lokomotivbahn von Wien nach Eger mit einer Zweigbahn nach 
Prag. Dieselbe wird aus folgenden einzelnen Strecken bestehen, woTon die 
erstgenannte bereits im Bau begriffen ist: 

1) Filsen-Budweis, 17,8 Meilen mit einem staatlich garantirten Bein- 
erträgniss von 710,000 fl. S. 

2) Budweis-Eggenburg, 18,s Meilen mit einem staatlich garantirten 
Beinerträgniss von 574,000 fl. S. 

3) Eggenburg-Wien, 10,o Meilen mit einem staatlich garantirten 
Beinerträgniss von 846,000 fl. S. 

4) Gmünd- Wittingau-Prag, 24,s Meilen mit einem staatlich garan- 
tirten Beinerträgniss von 1,190,000 fl. S. (sammt Verbindungsbahnen 
vom Bahnhofe in Prag zum Anschluss an die übrigen dortigen Bahn- 
höfe); 

5) Pilsen-Eger, 13,7 Meilen mit einem staatlich garantirten Beinerträg- 
niss von 810,000 fl. S. ■ 

Künftig müssen die Concessionäre folgende Flügelbahnen herstellen: 
Abtsdorf- Stockerau (Station der Eaiser-Franz-Nordbahn) , von Krems 
zum Anschluss an die Hauptbahn, desgleichen von Klattau und von Bud- 
weis zum Anschluss an die Linie Gmünd-Prag bei Wessely. 

Das Anlagekapital für die unter 1) bis 5) genannten Strecken in der 
Gesammtlänge von 84,o Meilen ist auf den Nominalbetrag von 81,576,600 fl. ö. W. 
«angenommen und sind zwar 32,016,600 fl. für die Aktie^ und 49,560,000 fl. für 
die Prioritätsschuld gerechnet worden. 

Die Bildung einer Aktiengesellschaft, resp. eine Emission von Aktien 
oder Obligationen hat noch nicht stattgefunden. *) Von letzteren darf jedoch 
nur ein solcher Betrag emittirt werden, dass deren Verzinsung höchstens 
'/s des der Staasgarantie zu Grunde gelegten jährlichen Beinertrages von 
4,130,000 fl. erreicht. — Das ganze zur Emission gelangende Anlagekapital 
muss innerhalb der Concessionsdauer — 90 Jahre vom Tage der Betnebs- 
eröfihung sämmilicher concessionirten Strecken ab gerechnet — amortisirt 
werden. Dem Unternehmen ist von gleichem Tage ab auf 9 Jahre vollige 
Steuerfreiheit zugesichert. 



6. Böhmische Westbalm. 

(ConceBflionirt am 8. September 1859. — GeseUschaflssitz: Wi«n.) 



Die „Böhmische Westbahn^ ist eingleisig, 26,6o Meilen lang und 
wurde am 15. Juli 1862 eroflhet. Sie führt von Prag zur baienschen 

*) Bei der künftigen Wichtigkeit dieser Bahn haben wir trotzdem nicht ver- 
säumen wollen, die über dieselben bereits bekannt gewordenen Momente anzugeben. 
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Grenze und findet in Fürth ihren Anschluss an die baierische Ostbahn, wel- 
cher letzteren auch die Strecke baierische Grenze-Furth angehört. 
Die Hauptbahn steht durch eine 1,3 Meilen lange Zweigbahn von der Station 
Ohrast aus mit dem Kohlenwerk bei Radnitz in Verbindung; ausserdem 
^ind noch mehrere kleine Eohlenfltigelbahnen vorhanden. 

Die Herstellungskosten werden laut Bauvertrags zu fl. 24,000,000 ange- 
nommen, also circa 930,000 fl. pr. Meile. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 24,000,000 fl., zur Hälfte 
aus Aktien, zur ^älfte aus Obligationen bestehend. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 60,000 Stück Aktien 
k fl. 200 ö. W. Dieselben sind mit Coupons pr. 1. Januar und 1. Juli ver- 
sehien, welche 5 7o Zins, d. i. 5 fl. halbjährlich tragen. Sie werden jedoch 
nur mit je fl. 4,85 eingelöst, weil die Gesellschaft, obgleich ihr der Staat 
für das Anlagekapital 5 7» Zins und V^ % Amortisation garantirt hat, die 
Geldbeschaflungskosten zur Auszahlung ihrer Coupons selbst tragen muss, 
was auf den Coupon circa 15 kr. beträgt. *) Im Verkehr werden aber die Zinsen 
dessenungeachtet mit 5 7^ berechnet. Eine Superdividende ist bis jetzt noch 
nicht gezahlt worden. Börsenorte: Wien, Berlin, Frankfurt a. M. In 
Wien erfolgt die Kursnotiz nach dem Stück, anderwärts nach Procenten. 
Kursstand in Wien am 2. Januar 1867: 155,5o G. Die Tilgung der Aktien 
erfolgt 1917. 

DiePrioritätsschuld im ursprünglichen Betrage von 12;000,000fl.ö.W. 
zetrfällt in 40,000 5 7« Obligationen k 300 fl. Die Verzinsung örfolgt am 
1. Januar und 1. Juli unter Abzug der 7 7o Einkommensteuer und der 
Stempelabgabe. Die ganze Schuld wird mittelst einer je im Juli stattfindenden 
Verloosung bis zum Jahre 1917 getilgt sein. Bückzahlung am 1. Januar bei 
der Gesellschaffcskasse in Wien. Börsen orte: Wien und Frankfurt a. M. 

Zahlungs stellen der Gesellschaft sind: eigene Kasse in Wien, 
M. A. V. Rothschild und SöhneMn Frankfurt a. M., Kreditanstalt m 
Leipzig, Lödel und Merkel in Nürnberg und J. J. Obermeyer in 
Augsburg. 

Die Dauer der Concession ist auf 90 Jahre, vom Tage der Betriebs- 
erofl&iung der einzelnen Strecken ab gerechnet, festgestellt. Rückkaufsrecht 
des Staates nach 80 Jahren. Neuerdings ist genehmigt worden, dass die 
Gesellschaft die ganze zu entrichtende Einkommensteuer in die Betriebs- 
rechnung au&ehmen darf. 

Verfassung: Generalversammlung der Aktionäre im Frühjahr zu 
Wien. Stimmrecht: 25 Aktien 1 Stimme. Verwaltungsrath von 
10 Mitgliedern. 

Das Unternehmen Jiat bis jetzt den gehegten Erwartungen nicht ent- 
sprochen. Es ist jedoch gegründete HofiEhung vorhanden, dass durch den 
nun bald zu erreichenden Anschluss an Bahnen des Inlandes und durch den sich 
immer mehr' vermehrenden Kohlentransport nach Süddeutschland der Ver- 
kehr ein sehr- lebhafter und dadurch die Bahn einträglicher werden wird. 
Das Kriegsjahr 1866 hat der Gesellschaft grossen Schaden zugefögt. In^ 
diesem Jahre betrugen die Einnahmen fl, 1,591,709. 90, die Ausgaben 
fl. 763,995. 3, mithin Reinertrag fl. 827,714. 87, d. i. fl. 254,440. 83 weniger 



*) Zufolge einer neaerlich in Betreff der Couponsfrage zwischen der Westbahn 
und dem Staate abgeschloasenen Uebereinkunft wird jetzt der halbjährige Coupon 
mit fl. 0^/4, excl. Stempelsteuer, eingelöst. 
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als 1865. Unter den Ausgaben figurirt der Pachtzins für die baierische 
Strecke mit fl. 37,792. 20. Ein Beserve- und Erneuerungsfonds ist 
noch nicht angesammelt worden. 



7. Süd-norddeutsche Yerbindungsbahn (Beichenberg-Pardubitz). 

(Concessionirt am 15. Juni 1856. — GeseUschaftsBitz: Wieii^.) 



Dieses Unternehmen hat die Vermittlung der kürzesten Verbindung zwi- 
schen Berlin und Wien zum Zweck. Bis jetzt war derselbe durch die Her- 
stellung einer am 1. Mai 1859 eröffneten 26,i8 Meilen langen einglei- 
sigen Bahn, welche die Zittau -Beichenberger und die österreichi- 
sche Staatsbahn (Pardubitz) yerbindet, nur theilweise erreicht worden. 
Erst durch die, seit Ende des Jahres 1866 im Bau begriffene 3,47 Meilen 
lange Fortsetzung der von der Station Josephstadt nach Schwadowitz 
abzweigenden Flügelbahn bis zur preussischen Grenze bei Eönigshain 
wird das vorgesteckte Ziel und damit die eigentliche Lebensfähigkeit der Bahn 
erreicht, indem gemäss eines zwischen Oesterreich und Preussen abgeschlos- 
senen Staatsvertrages die schlesisciie Gebirgsbahn von ihrep Station 
Buhebank aus bis Eönigshain in der Bichtung über Landeshut und 
Lieb au einen Seitenstrang legen soll. Hiedurch wird nicht nur die kürzeste 
LiniQ zwischen Breslau und Prag hergestellt, sondern auch die Entfernung 
zwischen Berlin und Wien verringert, überhaupt der Verkehr mit den öst- 
lichen Provinzen Preussens sehr erleichtert. 

Der Kostenwerth der Haupt- und Flügelbahn beziffert sich auf 
fl. 19,864,947. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt 25,775,100 fl. ö. W. 
Hievon entfallen auf das Aktienkapital fl. 15,750,000, fl. 10,025,100 aber auf 
die Prioritätsschuld. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 75,000 Stück Aktien 
ä fl. 200 C. M., welchen Coupons pr. 1. Januar und 1. Juli beigegeben sind. 
Obgleich die Verzinsung eine 5 %ge sein soll, so wird doch der halbjährige 
Coupons nur mit 47« % eingelöst. Der Grtind dieser Differenz ist darin zu 
suchen, dass die Baukosten das vom Staate mit 57^ 7^ (Zins und Amortisa- 
tioiii) garantirte Anlagekapital von 18,900,000 fl. ö. W. überschritten haben 
und die Bahnrente zu gering ist, um die 5 7o Verzinsung zu ergänzen. 
Börsenorte: Wien und Frankfurt a. M. Im Börsenverkehr werden die 
laufenden Zinsen auch nur mit 47* 7<^ berechnet. 

Die Prioritätsschuld besteht: 

a) aus einer im Jahre 1858 mit der österr. Kreditanstalt abgeschlossenen 
Loosanleihe im ursprünglichen Betrage von 3,000,000 fl. ö. W., welche 
in 66 Jahresannuitäten zu tilgen ist; 

b) aus einer am 27. Juni 1859 bewilligten Anleihe von 2,100,000 fl. ö.W. 
Die 21,000 Stück 5 7» ' Obligationen h 100 fl. tragen Zinscoupons pr. 1. Jan. 
und 1. Juli, welche der 7^ logen Einkommensteuer unterliegen. Auf diese An- 
leihe ist die Zinsgarantie des Staates nicht ausgedehnt. Sie wird bis zum 
Jahre 1891' getilgt werden. Verloosungstermin am 1. Mai jährlich. 
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Auszahlung der amortisirten Obligationen am 1. Juli bei der Gesellscbafts- 
kasse in Wien. Börsenort: Wiep und Frankfurt; 

c) aus einer am I.Mai 1866 bewilligten 5 7o Silberanleihe im Betrage 
Yon fl. 4,925,100. Dieselbe ist eingetheilt . in 16,417 Stück Obligationen 
k 300 fl. ö. W. oder 200 Thaler, von denen Anfangs Februar 1867 10,000 Stück 
durch die anglo-osterr. Bank in Wien negocürt worden sind. Dieselben sind 
am 1. Februar und 1. August verzinslich und erfolgt die Zinszahlung ohne 
jeden Abzug, da die Gesellschaft jede bereits bestehende oder künftig noch 
einzuführende Abgabe selbst übernimmt. Die Rückzahlung der Schuld er- 
folgt binnen 88 Jahren al pari. Für Zins und Kapital hißtet speciell die für 
die Strecke Schwadowitz-Königshain von der Staatsregierung garantirte 
jährliche Rente von fl. 252,000 Silber. Börsen orte: Wien, Berlin und 
Frankfurt a. M. 

Ziahlstellen der Gesellschaft sind: Gesellschaftkasse in Wien 
(diese nur far die 5 7o Silberanleihe), Diskontogesellschaft in Berlin, 
Kreditanstalt in Leipzig, Filiale der Darmstädter Bank in 
Frankfurt a. M. und Jos. v. Hirsch in München. 

Der Staat hat die Gesellschaft auf 90 Jahre concessionirt, sich aber 
nach 30 Jahren, vom Tage der Betriebseröffoung ab gerechnet, das Rück- 
kaufsrecht vorbehalten. Seit 1866 konnte die Einkommensteuer in die 
Betriebsreohnung eingestellt werden; eine gleiche Vergünstigung bezüglich 
der Stempelabgabe von den Coupons der Aktien und Obligationen 1. Emis- 
sion ist nicht erlangt worden. 

Verfassung: Generalversammlung i» Wien. Stimmrecht: 10 
Aktien 1 Stimme. Verwaltungsrath von 11 Mitgliedern. Die Direktion 
besteht aus 3 Mitgliedern und wird vom Verwaltungsrath bestellt. 

In der letzten Generalversammlung wurde die Herstellung einer Bahn 
von Pardubitz über Iglau nach Znaim, desgl. die Anlage einer Kohlen- 
bahn von Konigshain nach Schatzlar beschlossen*. 

Die Bahn war zwei Monate hindurch im Besitz und Betriebe des Feindes, 
trotzdem aber war in Folge geringerer Betriebsausgaben der Nettoertrag um 
40,831 fl. höher als 1865; er betrug 446,147 fl. 



8. Brimn-Bossitzer Kohlenbahu. 

(Concessionirt am 15. Januar 1854. — GeseUschaftesitz : BrÜnn.)*) 



Diese 3,75 Meilen lange eingleisige Bahn ist seit dem 1. Juli 1856 
in Betrieb gestellt und verbindet die Staat Brunn mit' den Kohlenwerken 
von BoBsitz. Ausserdem sind nach einigen Gruben zur Verbindung mit der 
Hauptbahn Pferdebahnen angelegt. Aus Anlass der neuen Linie der österr. 
Staatseisenbahn (s. w. u.) werden Erweiterungsbauten nöthig, weshalb 
auch die Gesellschaft Seitens der Staatsregierung eine Verlängerung ihrer 



*) In der am 26. März 1867 abgehaltenen GeDeraiversammlang unurde die Ver- 
legnog des GesellschaftoBitzes nach Wien beBchloasen. 
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ConcessioD bis zum 31. Dezember 1965 erlangt hat. Gleichzeitig ist ihr auch 
die erneute Zusicherung der Garantie eines jährlichen Reinertrages von 
175,000 fl. Silber zu Theil geworden, falls sie für obige Erweiterungsbauten 
einen Aufwand von 300,000 fl. nachweist. 

Die Herstellungskosten betragen pr. Meile 715,689 Gulden. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt fl. 2,642,400. Hievon 
entfallen auf die 256 Stück Stammaktien ä fl. 525 134,000 fl., auf die 6 7o 
10,290 Stück Stammprioritätsaktien k fl. 200 2,058,000 fl. und auf die 5 7» 
Silberanleihe, eingfetheilt in 3,000 Stück Obligationen k 100 Thlr. oder 
fl. 150, 450,000 fl. Die Stamm- und Staramprioritätsaktien kommen im Wiener 
Börsenverkehr sehr selten vor. Die Verzinsung der letzteren findet am 
1. April und 1. Oktober statt. Die Silberobligationen, am 1. Januar und 
1. Juli bei Heinrich Küstner in Leipzig ohne Abzug verzinslich, 
sind daselbst domicilirt. Die Rückzahlung der' je im Oktober ausgeloosten 
Stücke erfolgt am 2. Januar bei der Gesellschaftskasse in Wien. 

Auch diese Bahn hat unter den Kriegsereignissen gelitten. Der Rein- 
ertrag betrug 129,542 fl. 4272 kr. Nach Abzug der Ausgaben für Ver- 
zinsung und Amortisation, eines Beitrages zu dem Reservefonds, welcher 
Ende 1866 mit 26,461,8 fl. abschloss u. s. w., konnten auf die Prioritätsaktien 
8 fl. oder 4 7° Doch vertheilt werden. 



9. Gratz-Köflacher Bahn. 

(Concessionirt am 26. Augast 1865. — Gesellschaftssitz: Wien.) 



Die Concession«dauer der „Gratz-K5flacher Eisenbahn- und 
Bergbauges ellschaft'' ist auf 80 Jahre bestimmt und hat dieselbe ausser 
der 5,5 Meilen langen, im Juli 1859 eröffneten Kohlenbahn noch Braunkohlen- 
werke im Betrieb. 

Ihr Aktienkapital beträgt, mit Einschluss der im Depot befindlichen 
Aktien, 2,901,755 fl. in Aktien k fl. 200 mit Zinscoupons pr. 1. Januar und 
1. Juli versehen. Börsenort: Wien. Im Börsenverkehr werden keine 
Zinsen vergütet. Kursstand am 2. Januar 1867: 105 G. 

Ausserdem hatte die Gesellschaft im Juli 1863 eine 4V» 7® Anleihe von 
1,200,000 fl. oder 800,000 Thalern negociirt, von welcher Ende 1866 noch 
1,187,300 fl. ungetilgt waren. Verzinsung: 2. Januar und 1. Juli. Aus- 
loosung am 1. Oktober, zur Rückzahlung am 2. Januar. Börsenort: 
Leipzig. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: eigene Kasse in Wien, Del- 
brück, Leo und Comp, in Berlin, Frege und Comp, und Heinrich 
Küstner in Leipzig, R. Thode und Comp, in Dresden und Ignatz 
Leipziger und Comp, in Breslau. 

Die Gesellschaft beabsichtigt eine 5 7o Staatsgaräntie , das Ilecht des 
Agiozuschlages und noch mehrere andere Begünstigungen bei der Staats- 
regiepng zu beantragen, dafür aber Tarifherabsetzungen vorzunehmen. Für 
1866 konnte dem im Umlauf befindlichen Aktienkapital von 2,327,665 fl. 
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eine Dividende von 3,37 Vo bewilligt werden. Der Beservefonds hat 
einen Bestand von 19,550 fl. , der Erneuerungsfonds beziffert sich auf 
26,2742/8 fl. 



10. Galizisehe Earl-Lndwigsbalin. , 

(ConcesBionirt am 3. März 1857. — Gasellscbaftssitz: Wien.) 



Das Unternehmen der Galizischen Ludwigsbahngesellschaft umfasst ge- 
genwärtig: 

1) die 46,59 Meilen lange eingleisige Hauptbahn Erakau-Lemberg 
nebst Zweigbahn von Krakau nach Niepol omice und Wieliczka, 
und 

2) die am 15. Mai 1867 concessionirte Anschlussbahn Lemberg-Brody, 
mit Zweigbahn nach Tarnapol. 

Die Länge beider Bahnen beträgt 24 Meilen. . Ein Anschluss an das 
russische Eisenbahnnetz bleibt vorbehalten. , 

Die Anlagen und Baukosten der Hauptbahn, incl. fl. 14,642,168 Erwer- 
bungskosten für die vom Staate erkaufte Strecke Erakau-Rzeszow, be- 
trugen bis 1. Januar 1867 fl. 41,788,355 oder fl. 899,254 per Meile. 

Das concessionirte Anlagekapital beträgst fl. 51,000,000 ö. W., 
wovon auf das Aktienkapital fl. 25,200,000, auf die Anleihen fl. 25,800,000 
entfallen. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 120,000 Aktien, je auf 
fl. 200 C. M. oder fl. 210 ö. W. lautend, von denen 100,000 Stück voll ein- 
gezahlt sind. Die übrigen 20,000 Stück (III. Emission) wurden auf Grund 
des von der 11. Generalversammlung getroffenen Beschlusses behufs Be- 
schaffung der Geldmittel für die neue Linie emittirt und den alten Aktionären 
für je 5 alte Aktien 1 neue al pari überlassen. Die Einzahlung mit 30 '^/o 
oder 63 fl. ö. W. per Aktie hatte bis 3. Juli 1867 zu erfolgen, während die 
übrigen 70 ^/o bis zum Jahresschluss abzuführen sind. Die neuen Aktien 
nehmen bereits an der Dividende pro 1867 Antheil. Sämmtliche Aktien 
werden mit 5 7« j^ ^^^ !• Januar und 1. Juli verzinst. Die Super- 
dividende wird gleichzeitig mit dem JuUsoupon ausgezahlt. Innerhalb der 
Concessionsdauer , ' welche sich auf das ältere Unternehmen bis zum Jahre 
1952, auf^das neue aber bis zum 15. Mai 1957 erstreckt, wird das Aktien- 
kapital verloost und erhalten die Inhaber der ausgeloosten Aktien Genuss- 
scheine, welche nur die Superdividende beziehen. An Superdividende ist 
gezahlt worden für 1862: 6 fl., 1863: 2 fl., 1864: 9 fl., 1865: keine und 
1866: 2 fl. 10 kr. Börsenorte: Wien, Leipzig und Berlin. Sie werden in 
Leipzig und Berlin nach Procenten, in Wien nach dem Stück notirt. Die 
laufenden Zinsen hat der Eäufcr zu vergüten. Eursstand'am 2. Januar 
1867 in Wien: 218. 75. 

Die nachstehenden Anleihen sind in Silber abgeschlossen: 

1) fl. 15,000,000 in 5 7o Obligationen ä fl. 300 ö. W. oder fl. 350 südd. W, 
oder 300 Thaler, im Jahre 1863. Die Emission ist jedoch successive erfolgt. 
Die Obligationen haben Coupons tro. 1. Januar und 1. Juli und Talons. 
Vom Jahre 1866 anfangend wird das ganze Anlehen innerhalb 50 Jahren 
getilgt sein. Ausloosungstermin am 1. Juli, am darauf folgenden 
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2. Januar findet die Rückzahlung statt. Zins- und Kapital Zahlung er- 
folgt yöUig spesenfrei. Verzinsung und Amortisation ist garantirt und 
zwar prioritätisch, indem die Gesellschaft die von der Regierung be- 
willigte Garantie des Baukapitales mit öV^ 7^ (^ V<^ Verzinsung und V^ */® 
Amortisation) auf die Prioritätsanleihe übertragen hat. 

2) fi. 10,800,000 laut Beschluss der Generalversammlung vom 15. Mai 
1867. Von den 36,000 5 7o Obligationen, ebenfalls auf fl. 300 ö. W. u.s.w. 
lautend, wurden durch die Wiener Kreditanstalt vorerst 7000 Stück im 
Preise von fl. 27B ö. W. Bankvaluta zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 
Die Obligationen werden am 1. Januar und 1. Juli ohne jeden Abzug in 
Silber verzinst und im Wege der Verloosung vom Jahre 1871 ab innerhalb 
50 Jahren al pari in Silber zurückgezahlt. Die Zinsen- und Kapitalrück- 
zahlungen werden in erster Linie aus den Reinerträgnissen der neuen Bahn, 
dann durch die Reinerträgnisse der Hauptbahn sichergestellt. Dieses An- 
lehen, welches die 2. Emission des Anlehens vom Jahre 1863 bildet, hat auf 
allen Linien der Gesellschaft die Priorität vor den Ansprüchen der Ak- 
tionäre auf Zinsen und Dividenden. Für die neueren Strecken hat die Re- 
gierung ein jährliches Reinerträgniss von fl. 50,000 ö. W. in Silber gewähr- 
leistet. 

Zahlstellen der Gesellschaft sind: 

1) für die Aktiencoupons und Genussscheine: die Gesellschaftskasse 
in Wien, 

2) für die 5 7o Silberanleihen: die österreichische Kreditanstalt 
in Wien, M. A, v. Rothschild und Söhne in Frankfurt a. M., 
S. Bleichröder und Cie. in Berlin, Ignatz Leipziger und Cie. in 
Breslau und die allgemeine deutsche Kreditanstalt in Leipzig. 

Das Kaufsgeld für die Strecke Krakau-Dembica hat die Gesellschaft 
in 10 gleichen Ja];iresraten vom 1. Januar 1863 ab an den Staat abzuführen 
und mit 3 7° zu verzinsen. Für die neue Bahn ist auf 9 Jahre vom Tage 
der Betriebseröffnung ab die Befreiung von der Einkommen- und Stempel- 
steuer zugesichert. Mit dem Erlöschen der Concession tritt der Stakt in das 
kostenfreie Eigenthum beider Linien , hat auch nach 30 Jahren das Rück- 
kaufsrecht. 

Verfassung: Generalversammlung im Mai. 40 Aktien geben 
das Recht auf 1 Stimme. Niemand kann mehr als 1 Stimme führen. Der 
Verwaltungsrath von 18 Mitgliedern, wovon die Regierung 2 ernennen 
kann, bildet im Verein mit dem von ihm zu bestellenden Generaldirektor 
den Vorstand der Gesellschaft im Sinne des Handelsgesetzbuches. Der 
eigentliche Betrieb wird von einem Betriebsdirektor geleitet. 

Die Betriebseinnahmen betrugen im Jahre 1866 fl. 4,438,638, die 
Betriebsausgaben dagegen fl. 1,615,214; es verblieb daher ein Brutto- 
ertrag von fl. 2,823,424. Nach Abzug der Steuern mit fl. 233,407, der 3 7» 
Zinsen für 6 Kaufschillingsraten der Strecke Krakau-Rzeszow mit fl. 249,722, 
der 5 7o Zinsen für die Prioritäten mit fl. 964,234, der 5 7o Zinsen des 
Aktienkapitales mit fl. 1,047,156, der Amortisation mit fl. 108,002 und zuzüglich 
der Zinsen von noch unverwendeten Kapitalien mit fl. 26,922, verblieb ein 
Aktivrest, wovon nach Abzug der 4 7o Reserve ein Nettogewinn von fl. 237,759 
oder l,m 7© Superdividende resultirte. Der Reservefonds belief sich 
Ende 1866 auf fl. 392,712. Von den Aktien waren bis jetzt 346, von den 
Obligationen aber 238 Stück getilgt. 

Das Gedeihen der Karl-Ludwigsbahn hängt wesentlich von einer günstigen 
Getreideernte in Polen ab, in Missjahren, wie z. B. 1865, wird der Verkehr 
immer ein geringer sein. Durch die Eröffnung der Lemberg-Czernowitzer 
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Eisenbahn and durch die in Aussicht stehenden Neubauten der Gesellschaft 
selbst, namentlich wenn erst der Anschluss an das russische Eisenbahnnetz 
bewirkt ist, hat und wird die Bahn eine mehr als locale Bedeutung erhalten. 
Die Schäden, welche die Bahn während des Sommers 1867 durch Ele- 
mentarereignisse erlitten hat, haben ihr keinen wesentlichen Verlust verursacht 



11. Lemberg-Gzemo witzer Bahn. 

(Ooncessionirt am 11. Januar 1S64. — Gesellschaftssitz: Wien.) 



Diese am 1. September 1866 eroffiaete, 35 Meilen lange eingleisige 
Bahn bildet die Fortsetzung der Galizischen Earl-Ludwigsbahn und verbindet 
die Städte Lemberg und Ozernowitz am Pruth. Am 15. Mai 1867 
erhielt die Gesellschaft die Ooncession zur Herstellung einer 11,8 Meilen 
langen Eisenbahn von Ozernowitz bis zur moldauischen Landesgrenze 
bei S u c z a w a, event. zum Anschluss an die moldauische Eisenbahn, deren 
Anlagekosten auf fl. S|,998,d80 veranschlagt sind. 

Das Anlagekapital, ooncessionirt für die Strecke Lemberg-Czer- 
nowitz, beträgt fl. 24,500,000 in Silber, wovon fl. 12,500,000 auf den Ge- 
seilschaftofonds entfallen, der Best auf eine Prioritätsanleihe. 

Das Stammaktienkapital ist eingetheilt in 62,500 Stück Aktien 
^ fl. 200 ö. W. oder £. 20 = fl. 12,500,000 in Süber oder £. 1,250,000. 
Dieselben tragen Coupons pr. 1. Mai und 1. November und wurden wäh- 
rend der Bauzeit mit 6> verzinst. Seit 1. September 1867 aber ge- 
messen sie eine jährliche feste Verzinsung von 5 Vo. Die etwaige Super- 
dividende wird gleichzeitig mit dem Maicoupon durch die anglo-öster- 
reichische Bank in Wien und London und deren Filiale in Lemberg, 
sowie bei dem Bankhause F. J. Eirchmayer und Sohn in Erakau aus- 
gezahlt. Die Dividende für die ersten vier Betriebsmonate (1. September bis 
31. Dezember 1866) betrug per Aktie fl. 1. 33 kr. in Silber. Börsenort: 
Wien. Sie werden per Stück zu fl. 200 ö. W. in Silber nominal gehandelt 
und h, früher 6 Procent Zinsen vom 1. Mai oder 1. November ab vomEäufer 
vergütet. Eursstand am 2. Januar 1867: 179. 50 G. 

Die Prioritätsanleihe besteht aus 40,000 Obligationen ä fl. 300 ö. W. 
in Silber == Thlr. 200 ^^ fl. 353 holländisch = ^. 30 = Pres. 750 = fl. 350 
südd. Währ., welche mit 5 •/<> in Silber verzinslich sind. Sie sind mit 
Zins Coupons pr. 1. Mai und 1. November und Talons versehen und 
werden vom 1. Januar 1867 an binnen 70 Jahren durch allmälige Ausloo- 
sungen al pari zur Bückzahlung gelangen. . Yerloosungstermin im 
Juli. Ihr Emissionskurs war 86. Zins- und EapitaJzahlung erfolgt in effek- 
tivem Silber und spesenfrei in Wien bei der obengenannten Stelle, in 
Frankfurt bei v.^ Erlanger und Söhne, in Berlin bei M. Earo, in 
Hamburg bei Lieben-Eönigswarter, in'Dresden bei Michael Easkel 
und in Leipzig bei der deutschen allgemeinen Ereditanstalt, 
auch noch a. a. 0. Für Eapital und Zinsen haftet ausser dem ganzen beweg- 
lichen und unbeweglichen Gesellsohaftsvermögen das von der Regierung der 
Gesellschaft garantirte Minimalerträgniss von jährlich 1 V« Mill. Gulden 
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in Silber. Bis zum Jahre 1869 unterliegen die Coupons keinem Einkommen- 
steuerabzug. 

Eine zweite Prioritätsanleihe im Betrage von fl. 12,000,000 0. W. S. 
bildet das Anlagekapital der neuen Strecke Czernowitz-Suczawa. Auf 
dieselbe basirt, geniessen sie das Prioritätsrecht vor den Aktionären und ist 
Kapital und eine 5 7o Verzinsung in Silber durch ein jährliches Reinertrag- 
niss von fl. 700,000, welches der Staat zugesichert hat, garantirt. Die auf 
fl. 300 ö. W. in Silber lautenden Obligationen werden successive zur Ver- 
ausgabung gelangen und vom Jahre 1870 ab innerhalb 70 Jahren mittelst 
Verloosungen getügt werden.*) Sie sind steuerfrei; bis zum neunten Jahre 
nach der Betriebseröfihung, welche 1870 zu erfolgen hat, ist das neue Unter- 
nehmen von jeder Steuer überhaupt befreit. 

Die Dauer der Conc.ession för beide Linien erstreckt sich auf 90 Jahre, 
von dem Tage der Betriebseröffiiung ab gerechnet. Nach Ablauf von 30 Jahren 
hat die Regierung das Rückkaufs recht. 

Verfassung: Generalversammlung im zweiten Ealenderquartal 
in Wien. Dieselbe wählt den Verwaltungsrath auf Zeit, einen Auf- 
sichtsrath auf ein Jahr. Ersterer ernennt den Generaldirektor. 

Die vier ersten Betriebsmonate ergaben einen Betriebsübersciiuss von nur 
fi. 143,498. 75 in Silber, so dass die Staatsgarantie mit fl. 356,501. 25 in 
Silber in Anspruch genommen werden musste, um das für diese Zeitperiode 
entsprechende garantirte Reinerträgniss von fl. 1,500,000 zu erlangen. An- 
erkennensweiH;h ist es, dass trotz vieler Hindernisse die Bahn in 16 Monaten 
fertig gestellt worden ist. Für die Zukunft wird dieselbe ein wichtiges Glied 
jenes grossen Schienenstranges werden, welcher dereinst die Gestade des 
schwarzen Meeres mit dem Westen verbinden wird. Wenn der Gesellschaft 
auch die angestrebte direkte Verbindung mit Odessa dadurch nicht zu Theil 
geworden ist, weil die russische Regierung statt durch Bessarabien von 
Odessa aus durch Podolien ihre Vereinigung mit dem deutschen, zunächst 
österreichischen Eisenbahnnetz bewirken will, so wird ^sie dagegen künftig 
den Import jener Fülle von Cerealien und andern Naturprodukten an sich 
ziehen, mit denen die fruchtbaren Landesstriche des unteren Pruth- und 
Donaugebietes das Abendland versorgen werden. 



12. Eronprlnz-Riidolpli'-Eisenbalin. 

(Goncessionirt am 18. Oktober 1866. — Gesellschafissitz : Wien.) 



Das Unternehmen der k. k. privn Rudolphs -Eisenbahngesellschaft wird 
sich auf den Bau und Betrieb nachgenannter Eisenbahnlinien erstrecken: 
1) auf die Hauptbahn St. Valentin (Nebenstation der k. Elisabethbahn 
bei Haag) -Villach nach Pontebba (österr. -italienische Landes- 
grenze; 



*) Am 9. Angost 1867 kam durch die anglo-ofiterreichische Bank der erste Posten 
zum Preise von 85 an die Wiener Börse. 
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2) auf die Zweigbahn Amstetten (Nebenstation der k. EliBabethbahn) 
nach Weyer in Niederösterreich, woselbst Einmündung in die Haup^ 
bahn ; 

3) auf die Verbindungsbahn St. Yeit (Hauptbahn) nach Klagen fürt 
(Südbahn); 

4) auf eine Industriebahn zu dem Karnthnerischen Erzberg bei Mosel 
und den in der Umgegend gelegenen Hüttenwerken. In Launsdorf, 
einem Stationspunkte der Hauptbahn, ausmündend, bildet sie gleich- 
zeitig eine Verbindung mit der Südbahnstrecke Bruck-Leoben; 

5) auf die Verbindungsbahn St. Michael (Abzweigestation) nach Leoben 
(Kohlenlager) resp. 'Brück an der Mur, da die Südbahn die Strecke 
Leoben-Bruck baut. 

Die Länge der Hauptbahn wird 56,284 Meilen, die de? Zweigbahnen 
18,8 00 Meilen betragen. 

Projektirt sind folgende Verlängerungsbahnen: 

a) St. Valentin-Gmünd oder Budweis, 12,5 Meilen, 

b) Pontebba-Üdine-Palma-Cervignana-Porto-Buso, 15,a Meilen 
und 

c) Pontebba-S. Danielo-Mestre-Venedig, 20 Meilen. 

Das ganze Baukapital ist auf fl. 90,000,000 in Silber angenommen , die 
Herstellungskosten der Hauptbahn sind speciell auf fl. 5O,T40,0O0 veranschlagt. 

Zunächst ist nur ein Drittel des Baukapitals (30 Mill. Gulden) für den 
Bau. der Strecken Villach-St. Michael und St. Valentin-Steyer, welche Ende 
des Jahres 1868 ToUendet sein soUen,' beansprucht und wird dasselbe durch 
15 Mill. Gulden Silber in Aktien und durch 15 Mill. Gulden Silber in Obli- 
gationen repräsentirt. 

Von den Aktien wurden 5 Mill. zur Fundirung eines gleich grossen 
Vorschusses der Staatsregierung bis zur gänzlichen Vollendung der Bahn 
reservirt, 10 MilL aber wurden zum Preise von 65 **/o durch die anglo-Öster- 
reichische Bank in V^ieri zur öffentlichen Subscription aufgelegt. *). Die 
50,000 Stück Aktien sind eingetheilt in Appoinis von- 200 Gulden ö. W. in 
Silber = 133V3 Thaler oder 233V3 Gulden südd. W. Bei üebemahme des 
Bezugscheines mussten 60 Gulden in Noten eingezahlt werden; die weiteren 
70 Gulden werden ratenweise eingezogen. Bei FäUigkeit der letzten Bäte, 
spätestens bei Eröffnung der genannten Strecken, werden die voll einge- 
zahlten Bezugsscheine (Scrips) gegen liberirte Aktien eingetauscht. Vom 
1. April 1867 an werden die Theilzahlungen mit 5 7» ii^ effektivem Silber 
verzinst und findet die Zinszs^ung durch die an gl o-öster reichische 
Bank statt. Die Aktien gemessen die S taats gar an tie von jährlich 5 7» 
in effektivem Silber "»und tragen Zinscoupons pr. 1. April und 1. Ok- 
tober. Mittelst der gleichfalls vom Staate garantirten Amortisationsquote von 
jährlich 7io % werden dieselben innerhalb der voin Tage der Betriebseröff- 
nung ab auf 90 Jahre festgesetzten Concessionsdauer al pari in effektivem 
Silber getilgt werden. Börsenort: Wien. Kursstand: 547» G. 

Die 5 ^/ogen^ auf den 1. April und 1. Oktober verzinslichen Süberprioritäten 
sind von den Bauunternehmern fest übernommen worden. 

Dem Unternehmen ist auf die Dauer von 15 Jahren Befreiung von jeder 



'*') Auch in Berlin wurden durch das Bankhaus Leipziger, Bichter und Oie., sowie 
in Frankfurt a. M. durch y. Erlanger und Söhne die Budolphsaktien zur Zeichnung 
aufgelegt. 
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der bestehenden oder noch einzuführenden Eisenbahn- and anderen Steaem 
zugesichert. 

Als die kürzeste Yerbindnngslinie zwischen der Ost- und Nordsee and 
dem adriatischen Meere wird die Budolphsbahn unbedingt eine gewisse 
Bedeutung erlangen. 



13. Erste Siebenbärger Eisenbahn. 

(ConceBsionlrt am 23. März 1867. — Gesellgchafissitz : Wien, später Pesth.) 



Die Siebenbürgische erste Eisenbahn wird die Fortsetzung der 
Theissbahn bilden und Arad (Station der Theissbahn) mit Karlsburg in 
Verbindung setzen; ausserdem wird von Piski (Ausästungsstation) eine 
10,2 Meilen lange Zweigbahn nach Petrosceni im Isilthale (Steinkohlen- 
lager) erbaut. Die Lange der Hauptbahn kann noch nicht ganz genau an- 
gegeben werden. Das ijilagekapital ist, inclusive der Bauzinsen, auf 35 Mill. 
Gulden in Silber bemessen und ist die Verzinsung und Amortisation dessel- 
ben von der Staatsregierung jährlich mit fi. 1,771,000 in Silber garantirt. 
Es besteht dasselbe: 

1) aus dem Aktienkapitale im Betrage von fl. 14,000,000 in Silber. 
Hieven erhielt der Staat 4 Mll. al pari als Ersatz für seine Bauauslagen für 
die Strecke Arad-Earlsburg; 10 Mill. aber, eingetheilt in 50,000 Stück Aktien 
auf den Nominalbetrag von fl. 200 ö. W. in Silber lautend, wurden am 
11. April durch die Wiener Kreditanstalt zur öffentlichen Subscription auf- 
gelegt h fl. 132 ö. ^. B. V. — Die Aktien werden mit 5 7o in Silber am 
1. Januar und 1. Juli spesenfrei verzinst und während der auf 90 Jahre 
bemessenen Ooncessionsdauer gleich den Prioritäten (s. u.) im Wege der Ver- 
lobsung al pari in Silber zurückgezahlt; doch erfolgt die Verloosung und 
Rückzahlung erst nach vollständiger Tilgung der Obligationen. Börsenort: 
Wien. Kursstand am 17. Septbr. 1867: 134% G. 

2) aus der Prioritätsanleihe von 21 Mill. Gulden, wovon 10 Mill. 
gleichzeitig mit den Aktien zur Emission gelangten. Die 50,000 zum Kurs 
von 78 % ausgegebenen Prioritäisobligationen h fl. 200 in Silber = 133Vs Thlr. 
= 233^8 fl. südd. Währ, sind gleichfalls mit 5 ^o in Silber verzinslich. Die 
Zinszahlung findet am 1. April und 1. Oktober ohne j^en Steuerabzug statt. 
Der Best der Prioritätsanleihe wird nach Bedarf an Markt gebracht werden. 

Zahlstellen: die österr. Kreditanstalt in Wien und (für die Obliga- 
tionencoupons) die vom Verwaltungsrathe später zu bestimmenden auslän- 
dischen Bankhäuser. ^ 

Seitens der Staatsregierung ist der Gesellschaft auf die Dauer von neun 
Jahren Befreiung von der Einkommensteuer u. s. w. zugesichert und gleich- 
zeitig genehmigt worden, nach Ablauf dieser Frist die Einkommensteuer in 
die Betriebsrechnung aufnehmen zu dürfen. 

Verfassung: Generalversammlung im Sommer zu Wien. Diese 
wählt den Verwaltungsrath und den Bevisionsausschuss« Stimm- 
recht: 25 Aktien 1 Stimme. 

Welche Zukunft diese Schienenstrasse haben wird, lässt sich zur Zeit noch 
gar nicht bestimmen. Vorzugsweise auf den Export der Naturprodukte des 
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Landes (Getreide, Kohlen, Erze) angewiesen, wird sie für spätere Tage eine 
erhöhte Bedeutung bekommen, indem sie dann ein Mittelglied jener grossen 
Eisenbahn werden wird, wodurch zwei Meere, dajs schwarze und das adria- 
tische, einander nahe geruckt werden. 



14. Vereinigte südösterreicliische, lombardische und central- 

Italienische Bahn. 

(OoncesBionirt am 23. September 1858. — Geseilschaflflsitz: Paris.) 



Das Unternehmen der ^^vereinigten südösterreichischen, lom- 
bardischen und cßntral-italienischen Eisenbahngesellschaft^ 
ist aus der Fusion der Kaiser-Franz-Josephs -Orient- Eisenbahn- 
gesellschaft mit der lombardisch-yenetianisehen Eisenbahngesellschaft her- 
Yorgegangen. Letztere Gesellschaft hatte bereits 1856 die italienisch- 
österreichischen Staatsbahnen erworben. Die österreichische 
Südbahn wurde am 10. Dezember 1858 yon der neugebildeten Gesellschaft 
ebenfalls übernommen. Durch Vertrag vom 30. Juni 1864 wurden endlich 
auch die italienischen Staatsbahnen (687 Kilom.) dem Unternehmen ein- 
verleibt. 

Am 1. Januar 1867 betrug die Total länge des concessionirten ^Netzes 
514,6 Meilen. Hieven waren 484,6 Meilen vollendet und 30 Meilen noch im 
Bau begriffen; doppelgleisig circa 80 Meilen. 

Das ganze Netz ist in 7 Gruppen eingetheilt und zwar enthält 

a) die erste Gruppe: die Linie Wien-Triest, resp. Triest-Na- 
bresina-Oormons bis zur italienischen Grenze mit den Zweigbahnen 
Laxenburg-Oedenburg, Steinbrück-Sisseck nebst Agram - 
Karls tadi (croatische Linie), Marburg-Villach und die neucon- 
cessionirte noch im Bau begriffene Kohlenbahn Bruck-Leoben; 

b) die zweite Gruppe : die ungarische Linie Pragerhof-Ofen, Uj Szöni- 
Stuhlweissenburg, Oedenburg-Kanisza, Kanisza-Barcs im 
Drauthale (noch im Bau begriffen und projektirt Kanisza- 
Esseg); 

c) die dritte Gruppe: <^e Tyroler Linie Kufstein-Innsbruck, Inns- 
bruck-Botzen (Brennerbahn am 24. August 1867 erofifoet), Botzen- 
Avio (Verona); 

d) die vierte Gruppe: die venetianische Linie Cormons (österreichische 
Grenze) bisi zur ehemaligen lombardischen Grenze bei Peschiera 
und bis zur Grenze von Südtyrol bei Avio (Botzen) nebst den Zweig- 
bahnen Verona-Mantua, Padua-Rovigo-Pontelacoscuro und 
Lonigo-Legnano: 

e) die fünfte Gruppe: die lombardischen Linien Posch iera-Mailand - 
Buffalora, Mailand- Com o, Rho-Gallarate, Mailand -Pia- 
cenza, Mailand-Pavia, Treviglio-Cremona, Bergamo-Lecco, 
Gallarate-Sestocalende und'Gallarate-Varese; 

f) die sechste Gruppe: die central -italienische Linie Piacenza-Bo- 



124 ; Oesterreichische Privatbahnen. 

logna, Bologna-Ferrara-Ponte-Lagoscuro, Bologna- 
Pistoja; 
g) die siebente Gruppe: die piemontesischen Linien Tnrin -Genua, 
Alexandria-Arona, Alexandria-Piacenza mit Zweigbahn nach 
Novi, Turin-Caneo-Saluzzo, Vercelli-Casale, Turin-Ma- 
genta, Turin-Susa und diverse Zweigbahnen. 
Bis Ende 1866 waren an Herstellungskosten in Summa fl. 417,633,015. 
56 kr. aufgewendet worden. 

Das bis zu gleichem Zeitraum aufgewendete Anlagekapital belief sich 
auf fl. 383,395,333; wovon 

1) auf das Aktienkapital fl. 150,000,000, 

2) auf die Obligationseinzahlungen fl. 192,739,062 und 

3) auf die Einzahlung auf die Bons (schwebende Schuld) fl. 40,655,971 
entfallen. 

Das Aktienkapital (fl. 150,000,000 ö. W. oder Eres. 375,000,000) 
ist durch 750,000 Stück Aktien ä Eres. 500 oder fl. 200 ö. W. oder L. aust. 
576 repräsentirt. Dieselben werden in halbjährigen Baten am 1. November 
und 1. Mai mit 5 ^o fest verzinst, und wird in der Regel am letztgenannten 
Tage auch gleichzeitig die Dividende zahlbar gestellt. Incl. 5 7o Zins ist 
seit 1862 bis 1866 an Dividende gezahlt worden: 9^10, 8, 8, 7'/» und 
7^/2 7o- Die Einlösung der Coupons, resp. Dividendenscheine erfolgt in 
Oesterreich in Gulden ö. W. nach dem letzten Wechselkurs auf Paris, sonst 
in Franken. In der Borsensprache führen diese Aktien den Namen „Lom- 
barden.^ Sie werden in Wien und in Berlin nach dem Stück in Gulden, 
resp. in Thalem gehandelt. Die Zinsen werden vom 1. Mai und 1. No- 
vember an gerechnet und zwar in Wien von 200 Gulden, in Berlin von 
500 Eranken = 1 Thlr. = 3 Eres. 75. Kursstand am 2. Jan. 1867 in 
Wien: 199. 75 (excl. Div»), in Berlin: 1027» bez. (unverändert). Die 
Coupondifferenz wird an der Berliner Börse am 1. Mai und 1. November im 
Kursstand ausgedrückt. Die Amortisation der Aktien wird vom 1. Jan. 1870 
ab in 99 Jahren erfolgen. 

Im Statut sind die Obligationen nicht limitirt, sondern werden 
von den Generalversammlungen genehmigt. Bis jetzt sind im Ganzen 
2,191,850 Stück, incl. der 250,000 Stück Ser. A. und C, welche die frühere 
lombardisch-venetianische Gesellschaft bereits limitirt hatte, bewilligt worden. 
Weit unter ihrem Nominalwerth von Eres. 500 sind bis jetzt 1,910,618 Stück, 
worauf der oben ad 2) angegebene Betrag eingezahlt worden ist, zur 
Emission gelangt. Sie werden jährlich mit 15 Eranken, d. i. 9 7oj ^ zwei 
Terminen, 1. Januar und 1. Juli, verzinst und sind in acht verschiedene 
Emissionen (Serien) eingetheilt. An der jährlich im Dezember stattfindenden 
Ausloosung behufs al pari Heimzahlung für den 1. Januar nehmen die 
Obligationen aller Serien Antheil. Sie gemessen insofern eine Zinsgarantie, 
als die Gesellschaft die ihr -Seitens der beiden betheiligten ßtaatsregierungen 
bevnlligte Garantie bis zur Höhe von 3 7» auf die Obligationen übertragen 
hat und sind der Einkommensteuer nicht unterworfen. Börsenorte: Berlin, 
Wien und Frankfurt a. M. In Wien werden sie nach dem Stück in Gulden, 
in Erankfiirt in Eranks 7^ 1 Fr. = 28 kr. und in Berlin in Erancs per 
Stück, Eres. 300 = Thlr. 80 pr. W. gehandelt. 

Die schwebende Schuld besteht aus drei Emissionen 6 7« Bons a 500 Eres*, 
mit kurzer Yerfallzeit und zwar 

1) rückzahlbar bis 1. September 1874: 300,000 6 7o Bons 
k 500 Eres., eingetheilt in 10 Serien a 30,000 Stück. Vom 1. März 1870 
anfangend wird alle 6 Monate 1 Serie ausgeloost und zum Nominalwerthe 
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zurückgezahlt. Die Bons tragen Zinsscheine per 1. März und 1. Sep* 
tember und wurden im Januar 1866 das Stück zum Preise yon 465 Frcs. 
begeben ; 

2) rückzahlbar bis L Septembar 1875: 90,000 6% Bons h 500 Frcs.; 

3) rückzahlbar bis 1. September 1876: 90,000 6 7o Bons k 500 Frcs. 
Die Einlösung der beigegebenen Zinscoupons erfolgt am 1. März und 1. Sep- 
tember, die Rückzahljung an dto festgesetzten Terminen al pari. Der Emis- 
sionskurs für die 75er Bons war Frcs. 412. 50. oder Thlr. 131. 4.5. pr. 134Thlr. 
21 Sgr. 8 Pf. nominell. Der Preis der 76er Bons war dagegen Frcs. 405, 
oder Thlr. 109. 3. 9. In Berlin kamen erstere mit 82 V« V^ 9 letztere mit 
80% ®/o auf den Markt. Im Börsenverkehr mit diesen Bons werden 300 Frcs. = 
81 Thlr. gerechnet. Die Einlösung der Coupons erfolgt in Berlin mit 
Thlr. 4. 1. 8. Sie werden gleichzeitig in Wien und an allen grösseren Wechsel- 
plätzen zu festen Kurseaa remboursirt. 

Die Emission dieser Bons erfolgte, um die an die italienische Regierung 
für erworbene Eisenbahnstrecken schuldig gewordenen Kaufgelder anticipando 
abtragen zu können. 

Zahlstellen derGesellschaft sind für Deutschland : die österr. Kredit- 
anstalt und Y. Eothsohild in Wien (für die Bons), Morpurgo und 
Parente in Triest, M. A. t. Bothschild und Söhne in Frankfurt a.M., 
S. Bleichröder in Berlin. 

In Folge eines mit der östeireichischen Staat&regierung am 27. Febr. 
1866 abgeschlossenen, am 30. Juni desselben Jahres bestätigten Vertrags 
haben sich die Yerhältnisse der Gesellschaft zum Staate in folgender Weise 
gestaltet: 

1) Das gegenwärtige D^etz wird getrennt. Es werden zwei neue Ge- 
sellschaften gebildet, eine österreichische und eine italienische Gesellschaft. 
Die Solidarität beider Netze bleibt in so weit aufrecht erhalten, dass die 
gemeinsame Haftung für die bereits emittirten (oder noch zu emittirenden) 
Obligationen bestehen bleibt, indem jede der getrennten Gesellschaften zu 
den Kosten der Obligationen im Verhältniss des in ihrem Netze verwendeten 
oder noch zu verwendenden Prioritatsschuldkapitals beitragen muss. Zur Durch- 
fuhrung der Theilung des Kapitals zwischen beiden Netzen ist eine Frist von 
6 Jahren bewilligt worden. 

2) Die Concessionsdauer ist vom 1. Januar 1870 ab auf 99 Jahre fest- 
gestellt und gleichzeitig die Befreiung von der Einkommensteuer auf längere 
Zeit hinaus (bis 1888) genehmigt worden. 

3) Das Yerhältniss der Zmsgarantie für das öi^terreicliische Netz wird 
dahin umgestaltet, daes künftig ^s Brutto-, nicht das Nettoeinkommen, die 
Grundlage derselben bildet. iJs Basis der Garantie ist der Bruttoertrag von 
fl. 91,000 per Meile der im Jahre 1866 im Betrieb stehenden Linien an- 
genommen. Eine jährliche Mehrung dieser Garantie um fl. 1000 bis zum 
Bruttoertrage von fl. 100,000 per Meile hat die Regierung zugesagt. 

4) Eine Theilung des Erträgnisses zwischen Gesellschaft und Staat tritt 
ein, wenn die Bruttoeinnahme per Meile die Ziffer von fl. 107,000 übersteigt. 
Der Antheil des Staates beträgt dann so lange V^» des Mehrertrages, bis 
die Bruttoeinnahme nicht die Summe von fl. 110,000 per Meile über- 
schreitet. Tritt diese Eventualität ein, so steigt der Staatsbezug auf V* der 
Mehreinnahme. 

5) Die Gesellschaft übernimmt den Hafenbau von Triest gegen eine 
vom Staate in 12 Jahresraten zu leistende Pauschsumme von 13V« Millionen 
Gulden; desgleichen den Bau einer Bahn vom Bahnhofe bis zum Hafen in 
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Yenedig, gegen den vom Staate in 12 Jahresraten getheilten Pauschbetrag 
von IVt Millionen.*) 

Die Zinsgarantie für die sämmtlichen italienischen Strecken hat die ita- 
lienische Begierung übernommen und zwar, insoweit es die neuerworbene 
lombardische und yenetianische Gruppe betrifft, auf Grund der Artikel X. und 
XU. des österreichisch-italienischen Friedensvertrags Yom- 3. Oktober 1866. 
Eine besondere Regelung der Yerhältnisse der Gesellschaft zur italienischen 
Regierung wird in nächster Zeit aufgenommen werden. 

Verfassung. Bereits in Folge des Friedens yon Yillafranca wurde 
am 20. November 1861 das Unternehmen in zwei Sektionen geschieden, 
in eine österreichische (Südbahn) und in eine italienische. Jeder 
Sektion steht ein Verwaltungsrath von 21 Mitgliedern vor. Die Ver- 
mittlung zwischen beiden Verwaltungsräthen bildet ein Comite in Paris, 
welches 13 Mitglieder zählt. In Paris werden auch die Generalversamm- 
lungen, gewöhnlich im April, abgehalten. 

Im Jahre 1866 betrugen die Gesammtbruttoeinnahmen des Betriebes 
fl. 46,947,141. 42 und zwar 

vom österreichischen Netze fi. 29,665,135. 40 kr. 
vom italienischen Netze fl. 17,382,006. 2 kr. 

dagegen die Gesammtaus gaben des Betriebes fl. 17,246,879. 33, wovon 
auf das österreichische Netz fl. 9,207,895. 69 kr. und 
auf das italienische Netz ' fl. 8,038,983. 64 kr. entfallen. 

Von dem, nach Abzug aller Kosten, Verzinsung des Aktienkapitals mit 
5 */o n. s. w. verbleibenden Bei Übertrag von fl. 7,556,056. 48 wurden als 
Reserve und als Tantieme fl. 755,606. 54 vornweg erhoben. Dem verblei- 
benden Beste von fl. 6,800,458. 94 wurde die verfügbare vorhandene Extra- 
reserve aus den Vorjahren mit fl. 1,449,644. 25 hinzugefügt, so dass am 
31. Dezember 1866 ein wirkliches Saldo von fl. 8,25i),123. 19 verblieb. 
Hievon erhielten die Aktionäre noch 5 fl. per Aktie oder fl. 3,750,000, der 
Rest wurde als Beserve auf Gewinn- und Verlustconto pr. 1867 mit 
fl. 4,500,123. 19 übertragen. Die ausserordentliche und statutenmässige Be- 
serve betrug (exd. der Agio-Beserve von fl. 1,016,912. 92) fl. 3,248,975. 66. 

Mit der am 24. August 1867 eröfi&ieten Brennerbahn hat das Unter- 
nehmen einen immensen Vortheil erreicht; denn es ist durch diese Bahn die 
erste direkte Schienenverbindung zwischen Deutschland und Italien erzielt 
worden. Dieser Vortheil wird sich früher oder später geltend machen 
und viel dazu beitragen, das Unternehmen so zu entwickeln, wie dies bei 
einem Eisenbahnnetz von Über 500 Meilen voraussichtlich zu erwarten steht. 
Für die Gegenwart gilt es freilich noch erst Meister all der Schwierigkeiten 
zu werden, die Verhältnisse aller Art herbeigeführt haben und mit denen 
jedes grossartige Eisenbahnuntemehmen in seiner Entwickelungsperiode zu 
kämpfen hat. 



*) Für den Kostenbetrag der Hafenbahn ifit die italienisdie Regierung haftend 
eingetreten. 
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15. OesterreicMsche Staatsbahn. 

(ConcesBionirt am 1. Januar 1S55. — Gesellschaftssitz: Wien.) 



Eine Gesellschaft von Franzosen erwarb yon der österreichisohen Staats- 
regieruDg durch Vertrag vom 31. Dezember 1855 die nördlichen nnd 
südostlichen Staats eisen-bahnen nebst Forsten, Berg- und Hütten- 
werken für den Preis von 200 MiU. Franken oder 80 Mill. Gulden Conv.-M., 
in Silber zahlbar. Gleichzeitig acquirirte sie die Wien-Baaber Bahn 
(Privatbahn), welche sie bis Nen-Szöny (Eomom) verlängerte. Diese Ge- 
sellschaft nahm die Firma ,,k. k. priv. Staats- Eisenbahngesell- 
schaf t^ an. 

Am 1. Januar 1867 erstreckten sich ihre Eisenbahnuntemehmungen auf 
folgende Linien : , 

1) auf die nördliche Linie: (Dresden)-Bodenbach-Pardubitz- 
Böhm. Trüb au-Brünn (-Wien) nebst Zweigbahn Böhm. Trü- 
bau-Ollmütz, 62 Meilen lang, davon circa 12 Meilen doppel- 
gleist?; 

2) auf die südöstlich^ Linie: Bazi'as- Jassenova-Pest-March- 
^gg (-Wien) nebst Zweigbahn Jassenova-Oravicza, 91,5o Meilen 
lang; 

3) auf die ehemalige Wien-Baaber Bahn: Wien-Baab-Neu-Szöny 
<Komom), 21 Meilen lang. 

(Die Bergwerksbahn Oravicza-Steierdorf ist 4,5o Meilen lang und 
wird nur zu Gesellschaftszwecken benützt.) 

Das ganze Netz,' aus drei unzusammenhängenden Stücken bestehend, ist 
174,50 Meilen lang. Durch den Umstand, dass die Eaiser-Ferdinands-Nord- 
bahn sich zwischen die einzelnen Linien einschiebt, wurden alle Yortheile 
der günstigen geographischen Lage derselben um so weniger zur Geltung ge- 
bracht , als keine der beiden Hauptlinien in Wien selbst mündet. 

Die Gesellschaft ist seit ihrem Bestehen auf Abhülfe jenes Umstandes 
bedacht gewesen. Dies ist ihr nach harten Kämpfen erst am 1. Dezember 
1866 gelungen, indem sie an diesem Tage die Concession zum Bau fol- 
gender Linien erhielt: 

a) zu einer Verlängerung der südöstlichen Linie von Marche gg über 
Sta'älau nach Wien mit der Einmündung in den gegenwärtigen 
Bahnhof der Baaber Bahn; 

b) zu einer Hauptlinie, welche von S t a d 1 a u abzweigt, über L a a geht 
und bei der Butsch einer Mühle (circa^ V/i Meilen westlich von 
Brunn) in die Bossitzer Bahn mündet; 

c) zu einer Verbindung der nördlichen Linie ^mit dem Bossitzer 
Bahnhofe in Brunn, und 

d) zu einer Zweigbahn, welche von der Linie Stadlau-Butscheiner 
Mühle bei Grussbach sich abzweigt und in Znaim ausmündet. 

Diese Linien haben eine Gesammtlänge von 26 Meilen und ist die Bau- 
zeit auf vier Jahre festgesetzt. 

Eine Verlängerung der Zweigbahn von Znaim bis zur Wien-Pilsener 
Bahn, dei>gleichen die Erbauung einer Bahn von Znaim über Iglau nach 
Kolin (Prag), welche die kürzeste direkte Verbindung zwischen Prag und 
Wien herstellen würde, ist projektirt. 
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Auf die Meile Bahnlänge der alten Linien sind bis Ende 1865 durch- 
schnittlich fl. 794,102 verwendet worden. 

Ende 1866 betrug das Gesellschaftskapital: 

1) in Aktien . . . Frcs. 200,000,000, 

2) in Obligat ionen . „ 197,562,624. 29. 

in Summa Frcs. 397,562,624. 29. 
Die Aktien, 400,000 Stück k Frcs. 500 oder fl. 200 ö. W., sind mit Cou- 
pons pr. 1. Januar und 1. Juli versehen und mit 5 "/o verzinslich. Die 
Superdivide nde wird gleichzeitig mit dem Julicoupon ausgezahlt Die 
Dividende incl. Zins hat seit 1862 bis 1866 ertragen: 5, 5, 5, 5 und 7 7o* 
Börsenorte: Wien, Berlin, Frankfurt a. M., Hamburg, Augsburg, Amsterdam, 
Genf, Paris. Berechnung: in Wien nach Gulden und nach dem Stück, 
Kurs ^ X Stück, in Berlin nach Thalern für das Stück von 500 Franken , in 
Frankfurt nach Gulden süddeutscher Währung für das Stück von 500 Franken. 
Die Zinsen werden von Halbjahr zu Halbjahr berechnet. In Wien werden 
sie jetzt von fl. 200 ö. W. bezahlt. In Berlin und Frankfurt wird der Cou- 
ponbetrag auf Frcs. lautend mit FrcF. 300 = 80 Thlr., resp. Frcs. 1 = kr. 28 
umgerechnet. Kursstand am 2. Januar 1867 in Wien: 206. lO. G., in 
Berlin 1057* bez. In Berlin wird am 1. Juli der Betrag der Dividende 
vom Kurse abgerechnet. In der Böreensprache werden die Aktien „Fran- 
zosen^ genannt. Sie werden innerhalb der Concessionsdauer am ortisirt. Aus- 
loosung jährlich im Dezember zur Heimzahlung auf den 1. Januar. 

An Obligationen sind emittirt: 

1) in den Jahren 1855—1861 753,636 Stück k Frcs. 500 im Preise 
von Frcs. 275 für Frcs. 500, in 7 verschiedenen Emissionen» Alle Emissio- 
nen haben gleiche Rechte und nehmen an der jährli6hen Amortisations- 
verloosung im August, zur Bückzahlung auf den 1. September, Theil. 
Zins und Kapital sind garantirt. Die Verzinsung mit 3 7° flndet am 
1. März und 1. September statt und zwar bis zum Jahre 1868 ohne Steuer- 
abzug. Ob durch das, unter dem 1. Dezember 1866 zwischen der Gesell- 
schaft und dem Staate abgeschlossene neue Uebereinkommen (s.w. u.) darin 
eine Aenderung eintreten wird, vermögen wir aus dem Wortlaut desselben 
nicht mit Bestimmtheit anzugeben; 

2) im Jahre 1867 150,000 Obl^ationen k Frcs. 500 zum Preise von 
225 für Frcs. 500. Dieselben sind ebenfalls mit 8 ^/o am 1. März und 
1. September verzinslich und werden innerhalb 95 Jahren al pari amor- 
tisirt. Sie sind für Zins und Kapital gesichert durch die Erträgnisse 
der am 1. Dezember 1866 concessionirten Linien, durch die Garantie der 
Regierung und durch das Erträgniss der alten Linien. An den Börsen werden 
diese Obligationen als „neue^ um circa 14 ^/o niedriger als die älteren 
Emissionen notirt. 

Die Obligationen werden in Wien, Berlin, Hamburg, Frankfurt 
u. 8. w. gehandelt. In Wien werden sie pr. Stück, 200 fl. für 500 Frcs. 
gerechnet , in Berlin erfolgt die Notirung in Francs und per Stück , 300 Frcs. 
= 80 Thaler (ebenso in Leipzig), in Hamburg ist die Reductionsnorm 
Frcs. 186 = Banco Mark 100. Die Zahlung der Zinsen, die vom Nominal- 
betrag berechnet werden, erfolgt in gleicher Weise wie bei den Aktien. 

Zahlstellen der Gesellschaft in Deutschland sind: eigene Kasse 
in Wien, Mendelssohn und Comp, in Berlin (letzteres Haus nur für die 
Prioritäten). 

Die Concessionsdauer ist vom I.Januar 1867 anfangend auf 99 Jahre 
verlängert worden. Sie endet am 31. Dezember 1965. Die bisherige Con- 
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cession wäre am 81. Dezember 1948 erloschen,- wenn nicht am 1. Dezember 
1866 die Staatsregierang in Bücksicht auf die neuen Linien eine Yerl^ge- 
Tung beliebt hätte. Gleichzeitig wurde die der Gesellschaft durch die erste 
Ooncession garantrrte Annuität, welche ausschliesslich für das Kapital des 
alten Netzes bestimmt ist, von Frcs. 10,400,000 auf Frcs. 13,000,000 erhöht. 
Während der fauperiode des neuen Netzes hat die Staatsregierung auch noch 
ein Minimalerträgniss von Frcs* 25 in der Art garantirt, dass während der- 
selben nur von dem , die 5 ^/o Verzinsung der Aktien übersteigenden Ertrage 
^e Einkommensteuer erhoben werden kann. 

Verfassung. Ein aus 10 Qesterreichem und 10 Franzosen bestehender 
Verwaltungsrat h. Die Franzosen bilden in Paris ein ständiges Comite, 
welches die Leitung der finanziellen Geschäfte unter sich hat. Der Verwal- 
tungsrath ernennt die Direktion. Generalversammlung im Mai. Stimm- 
recht: 40 Aktien = 1 Stimme. Die Aktionäre aber müssen 14 Tage vor 
der Generalversammlung ihre Aktien in Wien oder Paris niederlegen, um der 
Versammlung beiwohnen zu können. 30 Aktionäre müssen mindestens an- 
wesend sein, wenn eine Generalversammlung beschlussfähig sein soll. 

In den letzteren Jahren hat das unternehmen einigermassen gekränkelt, 
wozu auch die geringe Einträglichkeit der Bergwerke, Hüttenwerke und 
Domainen mit beigetragen hat. *) Man kann wohl als sicher annehmen, dass 
sich die Verhältnisse für die Zukunft besser gestalten werden, wie dies schon 
thatsächlich trotz des Krieges im verwichenen Jähre, besonders aber mit 
Beginn des Jahres 1867 der Fall gewesen ist. Wie schon oben angedeutet, 
wird das Unternehmen nach Fertigstellung der neu eoncessionirten Strecken 
iresentlich gewinnen. 

Das allgemeine Betriebserg ebniss des Jahres 1866 ergibt sich aus 
folgenden Ziffern: 

Reinertrag der Eisenbahnen fl. 14,916,137. 54 

„ der Hütten- und Bergwerke, Domainen . . „ 486,625. 49 

„ des Zinsenkonto, abzüglich des Saldo aus dem 

Gewinn- und Verlustkonto . . . . „ 234,688. 31 

In Summa fl, 15,637,451. 33 

Hievon kommen in Abzug 

1) die öffentlichen Lasten . . fl. 1,349,299. 63 

2) die Beiträge zum Pensions- und 
Provisionsfonds und allgemeine 
Unterstützungen . . . . fl. 217,213. 24 

fl. 1,566,512. 87 

es verbleibt demnach Beinertrag pro 1866 . . . fl. 14,070,938. 46 
Die Verzinsung und Amortisation der Aktien und Obli- 
gationen erfordert . fl. 10,300,255. 12 

der Ueberschuss des Beinertrages belauft sich da- 
her auf fl. 3,770,683. 34 

Nach Abzug des statutenmässigen Beitrages von 5 7» 

zum Reservefonds . fl. 188,534. 17 

verbleibt fl. 3,582,149. 17 



*) In diesen Branchen liegt die ,,partie hontease" des Unternehmens; sie 
sind die Ursache gewesen, dass einige Jahre hindurch noch hat zugesetzt werden 
müssen, am die Aktien mit b^/o yerzinsen zu können. 

Zeitschrift für Kapital und Bente. IV. 9 



230 Oesterreichische Frivatbahnen. 

Nach Abzug der Dividende und des statutenmassigen 

Beitrages mit . fl. 2,790,950. 72 

verbleiben als Vortrag fl. 1,291,298. 45 

womit die Extrareserve zuzüglich des Bestandes vom 

Vorjahr mit . fl. 1 ,119,038. 43 

einen Bestand von • . . . . fl. 2,410,236. 88 

erreicht. 



16. Eaiserin-Ellsabetli-Bahii (Westbahn). 

(Concessionirt am 6. März 1856. — Gesellschaftssitz: Wien.) 



Die Eaiserin-Elisabethbahn hat 73,8 o Meilen im Betrieb. Hievon« kommen 

1) auf die Hauptbahn Wien-Salzburg 41,8s Meilen, 

2) „ i r, Wels-Passau 10,65 Meilen, 

^) V V Verbindungsbahn Pentzing-Hetzendorf 0,78 Meilen, 
4) „ „ Nebenbahn Lambach-Gmunden 3,79 Meilen,*) 
b) y, „ Pferdebahn Linz-Budweis 17,»5 Meilen; 
doppelgleisig nur circa 6 Meilen. 

Laut Baurechnung vom 31. Dezbr. 1866 haben bis dahin die Baukosten 
der unter 1—3) genannten Strecken 70,655,887 fl. 90 kr. bet):agen. 
Das concessionirte Anlagekapital beläuft sich 
auf fl. 7T,985,079 für die Hauptbahn und 
auf y. 5,453,3^50 y „ Gm unden-Linz-Budweiser-Bahny 

in Summa auf fl. 83,438,429 ö. W. 
Das Aktienkapital besteht 
1) aus 149,651 Aktien ä fl. 200 C.-M. = fl. ö. W. 31,426,710, Volleinzahlung. 

„ = ^ „ 2,352, 70 Vo Einzahlung. 

, = , , 19,530, 50 > 

, = . 9,261, 30 > 

150,000 Aktien = fl. ö. W. 31,457,853. 

Die Aktien werden mit 5 ®/o fest verzinst und haben Zinseoupons pr. 
1. Januar und 1. Juli. Eine Dividende hat bis jetzt noch nicht gewährt 
werden können. Einer Einkommen- und Stempelsteuer sind die in Bank- 
valuta zahlbaren Coupons nicht unterworfen.**) Börsenorte: Wien, Frank- 
furt a.M. (Berlin, Hamburg). Kursstand in Wien am 2. Januar 1867: 132 ö. 
Sie werden daselbst per Stück gehandelt und hat der Käufer die Zinsen vom 
1. Januar, resp. 1. Juli ab mit 5 */o ^^ vergüten. In Frankfurt werden die 
Elisabeth-Westbahn-Aktien nach dem Stück notirt und versteht sich der 
Kurs in fl. C.-M., welcher in fl. südd. Währ, umzurechnen ist (5 fl, C.-M. = 
6 fl. südd. Währ.). 
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*) Die schmalspurige Nebenbahn Lambach-Gmunden (am 18. Juni 1833 conc.) 
und die Pferdebahn Linz-Budweis (den 7. Septbr. 1824 conc.) war bis 1857 im Besitz 
der „ersten österreichischen Eisenbahngesellschaft". 

**) Das Nähere über die Einkommen- und Stempelsteuer, welche für die Aktien- 
coupons seither m Abzug zu bringen war, s. unten. 
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Die Anleihen sind folgende: 

1) Für die ehemaligen Aktien der Budweis-Linz-Gmundner Eisen- 
bahn, denen das Recht als Prioritätsobligationen der Westbahn eingeräumt 
worden ist, wurden im Jahre 1857 fl. 5,293,750 o. W. in 5 > Obligationen 
(20,1 66 Vs Stück) emittirt. Die Obligationen lauten pr. Stück auf fl. 200 C.-M. 
und sind mit Zinscoupons pr. 1. April und 1. Oktober yersehen, die der Ein- 
kommen- und Stempelsteuer unterliegen und in Banknoten ausgezahlt werden. 
An der Wiener Börse werden diese Obligationen unter der Bezeichnung 
»Westbahn alte in C.-M/ in > notirt. Vom 1. Oktober jährlich ab 
findet die Einlösung der an demselben Tage amortisirten Obliga- 
tionen statt. 

2) Von einem Prioritätsanleihen der Budweis-Linz-Gmundner 
Bahn vom Jahre 1829 sind noch 92,400 fl. zu tDgen. 

3) Darlehen der k. k. priy. österr. Kreditanstalt im Betrage von fl. 5,750,000 

0. W. in Loosen k fl. 100. Zur Tilgung dieses Anlehens sammt Zinsen in 
66 Jahren vom Jahre 1858 ab (66 Annuitäten ä 57^ 7o) hat die Gesellschaft 
in halbjährigen Baten abzuführen: 

a) in den ersten 2 Jahren je fl. 787,500 ö. W. 

b) in jedem der darauf folgenden 20 Jahre „ 819,000 „ 

c) « n » ,, , . 44 „ , 819,000 , 

4) Silberanleihe im Betrage von 33,000,000 fl. ö. W. Hievon sind 
emittirt: 

a) im Jahre 1860: fl. 12,000,000 

b) „ „ 1861 „ 9,000,000 

c) „ „ 1862 „ 9,999,900 

d) „ „ 1867 „ 2,000,100. 

Die Appoints lauten auf fl. 300, 600 und 900 und sind mit 5 % am 

1. Februar und am 1. August verzinslich. Sie sind bis zum Jahre 1912 
rückzahlbar und werden am 1. Februar zur Auszahlung für den 1. August 
ausgeloost. Die Coupons unterliegen der Stempel- und Einkommensteuer. 
An den Börsen (Wien, Frankfurt) wird die 2. Emission (1862 und 1867) einige 
•/o niedriger gehandelt als die 1. Emission. Die Notirung in Wien und in 
Frankfurt erfolgt in ^/o. 

In Betreff der staatlichen Zinsgarantie für das Unternehmen der 
Elisabeth-Eisenbahn ist jüngst eine Vereinbarung getroffen worden, deren 
wesentlicher Inhalt dahin lautet, 1) dass vom Jahre 1866 an von den 
zur Ergänzung des Beinertrages von der Staatskasse der Gesellschaft ge- 
leisteten, zu 4 ®/o verzinslichen und rückzahlbaren Vorschüssen keine Einkom- 
mensteuer zu bemessen ist ; 2) dass ^ die ganze von dem Eisenbahnunter- 
nehmen überhaupt zu tragende Einkommensteuer in die Betriebs- 
rechnung einzustellen ist; dies darf aber 3) nicht mit der von den Zins- 
coupons der Aktien und Obligationen zu erhebenden Stempelsteuer der 
Fall sein, und endlich 4) wird die Gesellschaft zur Einlösung beider 
Aktienzinscoupons nöthigenfalls aus dem Staatsschatze Vorschüsse erhalten. 

Das g ar an tirte Anlagekapital wird gleichzeitig für Ende Dezember 1865 
mit fl. 82,562,330. 58 festgesetzt, wobei das der Budweis-Linz-Gmundner Bahn 
(mit fl. 5,293,750) mit inbegriffen ist. Seit Eröffiiung der ganzen Bahn am 
l.Septbrl861 bis Ende 1865 hat die Ertragsergänzungsqnote des Staates die 
ansehnliche Summe von fl. 6,631,618. 73 Va ertragen, wobei die von der 
Gesellschaft geleisteten Auslagen für die Geldbescha£Fdngsmittel zur Bezah- 
lung der Zins- und Amortisationsquoten mit eingerechnet sind. 

Durch die vorstehenden Zugeständnisse der Staatsregierung und die ihr 
gestattete Disposition über die Hälfte der, nicht zu den Bahneinnahmen ge- 
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hörigen Erträgnisse des Salzhandels (yom Jahre 1859 anfangend bis incl. des 
Jahres 1866 und weiter für die Zukunft) befindet sich die Gesellschaft in der 
Lage, vom 1. Juli 1867 ab die Aktienzinscoupons mit dem statutenmässigen 
Betrage von fl. 5. 25 ö. W. wieder einlösen zu können. 

Verfassung: Generalversammlung im Mai in Wien. Stimm- 
recht: 40 Aktien 1 Stimme, im Maximum 10 Stimmen. Der Verwaltungs- 
rath besteht aus 15 Mitgliedern und wird von der Generalversammlung erwählt. 

Trotzdem dass die Elisabethbahn für den internationalen Verkelir von 
Ost nach West die wichtigste Schien enstrasse ist, so hat sie doch wäh- 
■ rend einer sechsjährigen Betriebszeit noch nicht vermocht, auf eigenen Füssen 
zu stehen. Ihrer Entwickelung haben sich stets Hindemisse aller Art ent- 
gegengestellt. Eine in finanzieller Beziehung günstige Zukunft ist dem 
Unternehmen allerdings nicht abzusprechen; doch dürfte immer noch eine 
Beihe von Jahren vergehen, ehe dasselbe reichliche Früchte trägt. 

Auch die Verwaltung hält das Unternehmen noch nicht für abgeschlossen. 
Sie hat neue Projekte im Sinn, namentlich eine Umwandlung der Linz-Bud- 
weiser Bahn in eine Lokomotivbahn, sodann eine Zweigbahn von der Station 
Neumarkt über Ried-Braunau nach München, endlich die Zweigbahn 
Salzburg-Hallein event. Golling. 

Die gesammten Bahnen haben 1866 ein Reiner trägniss von fl. 4,493,046. 
12 kr. abgeworfen. Hievon müssen aber die Agiozuschläge bei dem Personefi- 
yerkehr und das Agio bei den Sibereinnahmen mit zusammen fl. 905,350. 96 
ab-, dagegen der Ueberschuss des Si}berkontos mit fi. 366,438. 24 zugezogen 
werden, wodurch das Reinerträgniss sich auf fl. 3,954,133. 40 reducirt, was 
einer 4,6 lo ^/o Verzinsung des oben genannten Anlagekapitals (gegen 3,«s8 7» 
im Jahr 1865) entspricht. 



17. Eaiser-Ferdinands-Nordbalm. 

{Coocessionirt am 1. März 1836. — Gesellschaftssitz: Wien.) 



Diese Bahn hat eine Länge von 82,6 Meilen, wovon 22 Meilen doppel- 
gleisig sind, und zerfällt: 

1) in die Hauptbahn Wien-Florisdorf-Gänserndorf-Lundenburg- 
Prerau-Oderberg-Oswiecim; 

2) in die seit 1. August 1858 käuflich übernommene ehemalige kaiserlich 
Osten*, östliche Staatsbahn von Slupun bis Erakau nebst den zwei 
Seitenbahnen von Szczakowa bis zur polnischen Grenze und von 
Trzebinia bis Oswiecim; und 

3) in die Zweigbahnen Florisdorf-Stockerau; Gänserndorf- 
Marchegg; Lundendorf-Brünn; Oderberg zum Anschluss an 
die Wilhelmsbahn (Cosel-Oderberg); Schönbrunn -Troppau; 
Dzieditz-Bielitz; Ostrau-Michalkowitz (Eohlenbahn). 

Ausserdem hat die Eaiser-Ferdinands-Nordbahn- Gesellschaft unter dem 
11. März 1867 die Concession zum Bau und Betrieb einer Lokomotiv-Eisen- 
bahn von Brunn über Wischau und Prossnitz nach Sternberg mit 
einer Zweigbahn nach Prerau, eventuell für die Verlängerung der erstge- 
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nannten Linie von Sternberg bis zur preussischen Grenze bei Zuckmantel 
zum Anschluss an das preussische Eisenbahnnetz erhalten. 

Das Gesanmitbauconto der oben unter 1 — 3) näher bezeichneten Strecken 
hat sich auf fl. 80,059,876 gestellt (also pr. Meile fl. 970,422). 

Das concessionirte Anlagekapital beträgt fl. 87,629,816 ö. W. und 
besteht 

1) aus dem Aktienkapital mit . . . fl. 64,777,316 o, W. 

2) aus den Anleihen *) mit .... „ 22,852,500 ö. W. 

Das Stammaktie'nkapital betrug Ende 1865 fl. 58,599,416 ö. W. 
Ausserdem bestand eine schwebende Schuld, deren Betrag mit Ende des 
Jahres 1866 auf fl. 9,284,405 ö. W. veranschlagt wurde. Behufs ihrer Con- 
solidirung beschloss die am 1. Juni 1866 tagende Generalversammlung die 
Hinausgabe neuer 5598 Stück ganzer Aktien, oder eine Emission von 
einem Zehntel für jede der bis jetzt in Stücken ä 1000, 500 und 200 fl. 
C.-M. bestehenden Aktien vorzunehmen. Gleichzeitig wurde auch dem 
Ueberbringer des am nächsten 1. Juli fälligen Coupons der Aktien (für 
die ganze Aktie, für Zins und Dividende, auf 106 fl. 25 kr. bestimmt) 
anheimgestellt, neben einer Baarzahlung von 6 Vi fl. eine neue Aktie k fl. 105 
ö. W. zum Parikurs beziehen zu können. Die neuen Aktien sind schon 
für das Jahr 1866 an der Superdividende berechtigt gewesen. Nicht abge- 
hobene Aktien wurden für Rechnung des Unternehmens verwerthet. Jede 
Aktie ist mit 5 7» Coupons pr. 1. Januar und 1. Juli versehen. Mit dem 
Julicoupon wird gleichzeitig die auf das Vorjahr entfallende Dividende 
ausgezahlt. Seit 1862 bis incl. 1865 hat die Dividende sammt Zins 13, 12, 
14^8 und 13 Vo betragen. Borsenort: Wien. Kursstand am 2. Januar 
1867: 154. 50. Sie werden im Verkehr per Stück gehandelt; die laufenden 
Zinsen sind vom 1. Januar resp. 1. Juli ab vom Käufer zu vergüten. Die- 
selben werden k 105 in ö. W. berechnet. 

Zahlstellen sind: die Gesellschaftskasse inWien und S. Bleich- 
röder in Berlin. 

\jn ik n 1 e i h 6 n sind kreirt * 

a) 1,400,000 fl. C.-M. in 5 7*o Obligationen k 1000, 500 und 100 fl. C.-M, 
d. d. 29. März 1841. Verzinsung am 1. Juni und 1. Dezember. Til- 
gung bis zum Jahre 1890 durch Ausloosungen je im Monat Februar. 
Auszahlung der Obligationen am 1. Juni; 

b) 1,050,000 fl. C.-M. d. d. 30. März 1844. Die Amortisation ist 1894 

c) 5,600,000 fl. C.-M. d. d. 31. März 1847. Die Obligationen sind mit 5 7o 
am 1. April und 1. Oktober verzinslich. Tilgung mit 27« "A jährlich 
bis 1897 von 1857 ab. Rückzahlung der im Februar ausgeloosten 
Obligationen am 1. April; 

d) 4,000,000 fl. C.-M. d. d. 30. April 1850 1. Serie. 

4,000,000 fl. C.-M. d. d. 26. Aprü 1852 2. Serie. Die 5 7o Obligationen 
tragen Zinscoupons pr. 1. Mai und 1. November. Tilgung bis zum 
Jahre 1898. Rückzdilung der jährlich im Februar verloosten Obliga- 
tionen erfolgt am 1. Mai jeden Jahres; 

e) 6,000,000 fl. ö. W. de anno 1860 in 5 7o Obligationen, welche eben- 
falls am 1. Mai und 1. November verzinst werden. Rückzahlung bis 
zum Jahre 1919. 



*) Die Süberanleihe von 1865 ist hiebe! ausser Ansatz geblieben, da sie nicht 
realisirt werden konnte (s. übrigens unten). 
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(Eine im Jahre 1865 ausgeschriebene Silberanleihe Yon fl. lOyOOOjOO^-' 
hat nicht realisirt' werden können.) 

Die Coupons der Obligationen de 1841 bis 1852 sind der Einkommen- 
und Stempelsteuer, die de 1860 aber nur der ersteren Abgabe unterworfen. 
Die Zins- und Eapitalrückzahlung erfolgt in Bankvaluta. 

Das Anlagekapital zu den neuen Anschlusslinien, welche die gemein- 
schaftliche Bezeichnung ^Mährisch-Schlesische- Nordbahn" fuhren 
werden, ist auf circa 14 Millionen Gulden bemessen. Dasselbe soll gemäss 
eines zwischen der Staatsregierung und der Gesellschaft abgeschlossenen 
üebereinkommens durch Emission von 5 7» Prioritätsobligationen , welche in 
Silber verzinslich und amortisirbar sein sollen, zum Preise von 85 beschafft 
werden und hat erstere ein 5 */<> Reinerträgniss des Anlagekapitals garantirt. 

Die Verwaltung der Gesellschaft hat gegenwärtig schon um Verlängerung 
der Concession nachgesucht, welche im Jahre 1886 erlischt. Dieselbe ist 
unter Verzichtleistung auf die bisher gehabten Privilegien für die gesammten 
Linien des Unternehmens erbeten worden und wird wahrscheinlich auf 90 
Jahre bewiUigt werden. 

Verfassung: Generalversammlung der Aktionäre im Mai. Nur 
Inhaber von 10 Aktien sind stimmberechtigt. Die Generalversammlung 
wählt die Direktion, welche nach einer neuerlich genehmigten Statufen- 
veränderung aus 12 statt 10 Mitgliedern bestehen soH. Letztere genieäsen 
als Entgelt jährlich die Gesammtsumme von 50,400 fl. ö. W. 

Der Reinertrag des Unternehmens aus dem Geschäftsjahre 1866 be- 
ziffert sich auf fl. 10,830,128 (worunter das Nettoerträgniss der Kohlenbahn 
Ostrau mit fl. 135,672 und der Bergwerke und Briquette-Fabrik mit fl. 67,296 
nicht inbegriffen ist). Nach Abzug aller statutenmässig aus dem Bruttoertrag zu 
bestreitenden Ausgaben für 5 ^/oge Verzinsung des Aktienkapitals u. s. w. u. s. w. 
rerblieb der Generalversaipmlung der Betrag von fl. 5,393,902 zur Verfügung. 
Dieselbe setzte die Superdividende auf fl. 85 ö. W. für jede Aktie fest 
und bestimmte, dass von dem Restbetrage fl. 956,165 für Vervollständigungs- 
bauten verwendet, fl. 164,736. 96 aber dem Reservefonds A. überwiesen 
werden sollten. In so fem die Aktionäre von dem ihnen in der ausserordent- 
lichen Generalversammlung vom 15. April 1867 eingeräumten Bezugsrechte 
auf die neue Emission von Prioritäten Gebrauch machen wollten, erhielten 
sie für den am 1. Juli 1867 fallig gewesenen Coupon von einer ganzen Aktie 
fl. 111. 25 einen Interimsschein auf eine Silber-Prioritäts-Obligation i fl. 100 
und fl. 26. 25 in Baarem (bei halben und Fünftels-Aktien nach Verhältniss). 

Trotzdem dass die Nordbahn mitten im Kriegsschauplatz gelegen war, 
ja selbst ein grosser Theil der Bahn in feindliche Hände gerieth und sie 
mancherlei Betriebsstörungen und Beschädigungen zu erdulden hatte, hat sie 
höchst befriedigende Erträgnisse erzielt. Das Jahr 1866 hat den alten guten 
Ruf der Nordbahn aufs Neue befestigt. Die Concessionirung der Verbindungs- 
linie der österreichisch-französischen Staatseisenbahnaktiengesellschaft ist freilich 
ein schwerer Schlag für die Nordbahngesellschaft gewesen. Eine entspre- 
chende Entschädigung wird sie hoffentlich durch den Betrieb der ihr über- 
lassenen mährisch - schlesischen Nordbahn flnden. Ein starker Reservefonds 
(circa 372 MilL) und ein Schienenemeuerungsfonds sind sprechende Beweise 
von der Umsicht der Verwaltung. 
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18. Theissbabn. 

(Concessionirt am 10. November 1856. — GesellBchaftssitz: Wien.) 



Diese gegODwärtig 77,8 1 Meilen lange, mit Ausnahme Ton 0,56 Meilen, 
eingleisige Bahn besteht aus folgenden Strecken: 

1) aus der Hauptbahn, welche von Czegled, einem Stationspunkt der 
Osten*. Staatseisenbahn (Strecke P es t-Bazias) ausgehend, über Szol- 
nock-Püspöck-Lad&ny-Debreczin (Miskolcz) führend in Ra- 
sch au endigt und 

2) aus den Nebenbahnen 

Szolnock-Arad und 
Püspöck-Ladäny-Orosswardein. 

Weiter concessionirte Strecken in einer Länge von noch ca. 54 Meilen, nämlich 
Pest-Erlau-Miscolcz-Nycregyhaga-GergelyundGergely-Slatina- 
Sugatagh, sind noch nicht zur Ausführung gelangt. Dagegen führt jetzt 
die Verwaltung im Auftrag der Staatsregierung den Bau der Linie Arad- 
Karlsburg nebst Zweigbahn Piski-Petrocseni aus.*) 

Das Anlagekapital der Theissbahn, so weit es als Grundlage f^ die 
Berechnung des von der Staatsregieruug gewährleisteten 5 ^/ogen Beinerträg- 
nisses und einer 0,2 Amortisationsquote dient, beziffert sich aiif fl. 42,771,932. 
Das concessionirte AnUgekapit^ beßteht aber aus 40 Mill. C.-M. in Aktien 
und 31 V» Mill. ö. W. in Anleihen. 

In Wirklichkeit besteht aber das Stammaktienkapital nur aus 24 MiU. 
C.-M. oder 25,200,000 fl. ö. W. Die Aktien lauten auf fl. 200 C.-M., worauf 
erst 70^0 eingezahlt sind. Die Zinsen hiefür werden mit 5 7o bei der Kre- 
ditanstalt in Wien gegen Abstempelung der Aktien am 1. Mai und 
1. November berichtigt. Die Auszahlung einer Dividende hat noch nicht 
stattgefunden. Borsenort: Wien (früher auch Hamburg). Im BörsenverT 
kehr werden die Theissbahnaktien per Stück (= Kurs X Stück) gehandelt, 
und die halbjährlichen Zinsen (1. Mai oder 1. Novbr.) von der Einzahlung 
ä 70 7o berechnet. Kursstand: 147 G. 

Von den IS*/« MiU. fl. Anleihen entfallen 

1) auf das im Jahre 1858 mit der Kreditanstalt abgeschlossene Lot- 
terie anlehen 15,750,000 fl. Zur Tilgung dieses Anlehens sammt Zinsen 
inn^halb 66 Jahren hat die Gesellschafk nachstehende 66 Annuitäten k 57^ ^/o 
in halbjährigen Raten abzufahren: 

a) in den ersten 2 Jahren fl. 787,500 ö. W. 

b) „ „ nächsten 20 „ „ 819,000 „ „ 

c) „ „ letzten 44 „ „ 819,000 „ „ 

2) auf das von dem kaiserlichen Finanzministeiium übernommene An- 
lehen fl. 15,750,000 in 5 7o Obligationen k fl. 100. Dasselbe hat dagegen 
die in seiner Hand befindlich gewesenen 50,000 Stück Aktien der Gesellschaft 
zurückgegeben und die Obligationen statt Zahlung auf die von ihm ausge- 
führten Arbeiten angenommen (die Strecke Czegled-Szolnock war von 
der Staatsregierung hergestellt worden). 



*) Die Linie Arad-Earl&burg nebst Zweigbahn ist in den Besitz der Sieben- 
bürgischen Eisenbahngesellschaft übergegangen; der Bau wird aber yon der Direktion 
der Theissbahn fortgesetzt. 



^ 
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I)as Verhältniss der Bahn zur Staatsregierung ist jetzt dergestalt geordnet, 
dass während der Concessionsdaner (90 Jahre vom 1. Januar 1858 ah) die 
letztere die Gewährleistung für Verzinsung und Amortisation des oben ge- 
nannten Anlagekapitales (resp. eines eyent. für Ausbau neuer Strecken no^h 
weiter zu yerwendenden Baukapitales) übernimmt Die Einkommensteuer 
muss die Gesellschaft yon dem Einkommen, aber nicht yon etwaigem Staats- 
zuschuss zahlen, doch wird für die Aktien ein Pauschale yon fl. 25,000 für 
jedes Jahr als Maximum bestimmt. Die Tantieme des Terwaltungsrathes 
darf fortan nicht mehr wie bisher in die Ausgabe gestellt werden, was jedoch 
betreffs der Einkommensteuer geschehen darf^ Das Bückkaufsrecht der Re- 
gierung tritt 1886 ein. 

Verfassung: Generalyersammlung im April. Stimmrecht: je 
25 Aktien eine Stimme. Es circuliren yon den 120,000 Aktien nur 70,000, 
die übrigen 50,000 sind im Besitz der Gesellschaft selbst. Ein Yerwaltungs- 
rath aus 15 Mitgliedern wird yon derselben gewählt. Die Direktion wird 
vom Verwaltungsrath ernannt. 

Die Theissbahn sieht nach langem Ringen nunmehr einer besseren 
Zukunft entgegen, nachdem sie durch den nun bald yollendeten Ausbau neuer 
Anschlussbahnen aufhören wird, eine Sackbahn zu sein, bereits im Vorjahr 
(1866) hat sie der Staatsunterstützung durch die grosse Zunahme des internen 
Verkehrs entbehren können und das laufende Jahr 1867 weist bereits einen 
Ueberschuss von 2,669,641 fl. oder 6,33 7^ <ies bis jetzt verwendeten Anlage- 
kapitals von 42,149,579 fl. nach. 



19. Ungarische Nordbahn (Pest-LosonczrNeasohl). 



Diese Bahn beginnt jn Pest und endet in Salgö-Tarjän. Sie ist 
16 Meilen lang. Die Gesellschaft führte früher den Namen Pest-Losonczer- 
Eisenbahnaktiengesellschaft, fusionirte sich mit der St. Isvan Stein- 
kohlen-Bergbau-Ges ellschaft und gerieth später in Eonkurs« Unter 
der Firma „Ungarische Nordbahngesellschaft** im Jahre 1866 neu 
concessionirtr hat sie sich in einer am 2. November 1866 abgehaltenen 
Generalversammlung neu constituirt und theils durch Staatszuschüsse , theils 
durch Hülfe der ungarischen Landeskasse den liegengebliebenen Bahnbau 
fortgesetzt. Das Aktienkapital betrug 6,600,000 Gulden, eingetheilt in 
3300 Aktien k fl. 200. Im Uebrigen sind die finanziellen Verhältnisse dieser 
Bahn noch so unklar, dass wir auf weitere Angaben hier verzichten müssen. 
Die grössere Strecke Hatv&n-Salvdn-Tarjän, 7,st Meilen lang, wurde 
am 19. Mai 1867 eröfihet. 



• ■ • 
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Nachtrag. 



Im amtlichen Theil des von dem Gremium der k.k. Sensale der Wiener^ 
Börse ausgegebenen Kursblattes finden wir nocb folgende österreichische 
Eisenbahneffekten verzeichnet, welche jetzt einen integrirenden Theil der 
österreichischen Staatsschuld bilden, die wir aber nur der Yollständigkeit 
wegen hier summarisch anführen: 

1) die Mailand-M onza-Como-Eisenbahnrentenscheine ä 42 
Lir. austr. und 

2) die Wien-Gloggnitzer 5 7» Bisenbahnprioritätsschuld. 
Die früher vom Staat zu verzinsenden, resp. zu tilgenden Krakau- 

Oberschlesischen Eisenbahn-Staatsschuldve^rschreibungen, aus 
Obligationen und Prioritätsaktien bestehend, hat die Eaiser-Ferdinands-Nordbahn 
als Belbstschuldnerin beim Ankauf genannter Bahn vom Staate übernommen. 
Die Yerschreibungen beider Kategorien in ursprünglichem Betrage von 
342,000 Thb. (Aktien) und 1,702,500 Thlr. (Obligationen) werden alljährlich 
im April ausgeloost und sind die Aktien in Thlr. pr. C. al pari durch das 
Bankhaus E. Heimann in Breslau, die Obligationen durch die Landes- 
hauptkasse in Krakau ebenfalls zum Nennwerth .und in preuss. Cour, 
zahlbar gestellt; 

Die Wolfsegg-Traunthaler unddie Pressburg-Tyrnau-Szereder 
Pferdebahn endlich . haben wir wegen ihrer geringen Bedeutung auf dem 
Wiener Aktienmarkt hier unerwähnt gelassen; die Mohäcs-Fünfkirchner 
BahjQ aber ist deswegen übergangen, weil sie Eigenthum der ersten Öster- 
Teichischen Donaudampfschififfahrtsgesellschaft ist. 



Ehe wir zum letzten Theil unserer Abhandlung übergehen, können wir 
nicht umhin, noch einige interessante Daten in Bezug auf ^ die deutsch- 
österreichischen Privatbahnen anzuführen, die wir der „deutschen 
Eisenbahn-Statistik für das Betriebsjahr 1865,^ welche uns erst 
neulich zugänglich geworden ist, entnommen haben. 

Es betrug nämlich Ende 1865 das eoncessionirte Anlagekapital 
der Privateisenbahnen im Gebiete des deutschen Eisenbahnvereins (incl. der 
ehemaligen Privatbahn, jetzigen Niederschlesisch-Märkischen Staatsbahn und 
der Mohäcs-Fünfkirchner Bahn) 1,121,475,023 Thaler. 

Davon bestehen 

a) 561,497,568 Thaler in Stammaktien, 

b) 11,555,150 jf in Prioritäts-Stammaktien, 

c) 543,886,923 „ in Prioritäts-Obligationen, 

d) 4,535,382 „ in fOr die Möhacs-Fünfkirchner Bahn emittirten 

Papieren. 
Ton den verschiedenen Staaten sind Zinsgarantien für ein Aktien- 
kapital von 283,376,856 Thalem gewährleistet worden. 
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Der mittlere Durchschnittssatz des pro Meile Bahnlänge verwendeten An- 
lagekapitals beträgt 534,404 Thaler. Von den oben besprochenen Bahnen 
hat die Hamburg-B er ged orfer Bahn am beträchtlichsten diesen Durch- 
schnittssatz überschritten, denn bei dieser Bahn beläuft sich der Durch- 
schnittsbetrag pro Meile auf 1,099,522 Thaler. Unter denjenigen Lokomotiv- 
bahnen, welche obigen Durchschnittssatz pro !Meile nicht erreicht haben, 
steht die der Buschterahder Eisenbahngesellschaft (S. 109) gehörige 
Strecke Sandthor-Prag-Wejhybka obenan; denn hier betrug das An- 
lagekapital pro Meile nur 137,722 Thaler. 

Genannte Statistik gibt ferner an, dass zu Ende des Betriebsjahres 1865 

1) die Gesammtlänge der Privatbahnen unter Staatsverwaltung 197,25 Meilen, 
wovon 89,88 Meilen doppelgleisig, und 

2) die Gesammtlänge der Privatbahnen unter Selbstverwaltung 1634,ot5 Min., 
wovon 368,847 Meilen doppelgleisig, 

betragen habe. 

Im Jahre 1866 wurden 717» Meilen Privatbahnen eröfl&iot. 



Vierte Gruppe. 
Fremde Privatbahnen. 



Wie wir schon in der Einleitung gesagt haben, soll die Besprechung 
der an den deutschen Effektenbörsen gehandelten ausländischen Eisenbahn- 
aktien und -Obligationen aus den dort angeführten Gründen keine eingehende 
sein; im beschränken uns vielmehr darauf , Y0^ denjenigen grösseren 
Bahngesellschaften Frankreichs, der Schweiz, der Niederlande und Busslands, 
deren Papiere Gegenstand des Verkehrs an einigen Börsenplätzen sind oder 
hie und da im Privatverkehr vorkommen, einige Kotizen zu bringen. Im 
Allgemeinen wollen wir über die ausländischen Eisenbahnpapiere bemerken, 
dass die französischen, einige schweizerische und einige russisch-polnische Bahnen 
das System der Obligationenemission mit Eückzahlungsprämien haben. Dasselbe 
kann sehr , leicht zu einer Ueberschuldung des Unternehmens führen, der , 
Inhaber von solchen Obligationen daher möglicherweise grosse Verluste er- 
leiden. Es ist desshalb nothwendig, beim Ankauf solcher Papiere vorsichtig zu 
sein und erst die Verhältnisse der betreffenden Bahnen zu prüfen. Vor den 
an der Pariser Börse gehandelten Aktien und Obligationen spanischer, por- 
tugiesischer und einiger italienischer Linien, die auch bei uns in Deutschland 
zuweilen Eingang gefunden haben, müssen wir entschieden warnen, ebenso 
wie vor der grossen Mehrzahl der transatlantischen Eisenbahnpapiere. Bei der 
grossen Auswahl, die die deutschen Eisenbahneffekten bieten, riathen wir 
dem Kapitalisten , zu diesen zu greifen und sich ^ nicht von dem hohen Zins- 
fuss blonden zu lassen, den einzelne dieser ausländischen Papiere beim An- 
kauf gewähren. Wir wollen damit zwar nicht behaupten, dass alle Aktien 
und Obligationen nichtdeutschen Ursprunges unsolide seien (es gibt unter 
ihnen sogar vorzügliche Kapitalanlagen): doch jsind wir derAnsicht, dass es 
für den Kapitalisten leichter ist, über diieLage einheimischer Eisenbahngesell- 
Bchaften au fait zu werden und zu bleiben, als über fremde. Und schliesslich 
wird auch in Bezug auf die Kapitalanlage das alte Sprüchwort „Bleibe im 
Lande und nähre dich redlich^ stets seine so oft bewährte Geltung 
finden. 



A) Die französischen Privatbahnen. 



1) Nordbahn (Chemin de fer du Nord). Paris-Calais-Dün- 
kerque-Lille-Erquelinnes u. s. w. nebst Zweigbahnen. Concessio- 
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nirte Länge 1614 Kilom., noch zn bauen 383 Eilom. GesellBchafts- 
kapital 612,079,059 Fr. 92 C, darunter 525,000 Aktien k Fr. 400. Divi- 
dende 1862—65: 1578, 157«, 16%? l^Vs. Reingewinn des Unternehmens 
pro 1866 nach Abzug, des Beitrages für den Reservefonds der belgischen 
Linien mit 48,657 Fr. 75 C: 49,117,025 Fr. 61 C. Es belief sich daher die 
Dividende auf 70 Fr. pr. Aktie. Kursstand am 31. August 1867: 1162 
pro 400 Frcs.*) 

2) Ostbahn (Chemin de fer de TEst). Länge: 3088 Eilom., davon 
noch zu bauen 533 Kilom. Gesellschaftskapital 1,047,016,598 Fr. 92 C, 
darunter 292 Mill. in Aktien, eingetheilt in 584,000 Aktien k Fr. 500. 
Dividende von 1862—1866: 7, 6V6, 675, 675, 675. 1866 betrug die Be- 
triebseinnahme sämmtlicher Linien, darunter Paris-Strassburg in Summa 
100,699,920 Fr. 22 C. Kursstand am 31. August 1867: 5487* pr. 500 Fr. 

3) Paris-Orl^ansbahn (Chemin de fer d'0rl6ans). Länge 4207 Kil., 
davon noch 922 Kilom. unvollendet. Gesellschaftskapital 1,1 16,632,499 Fr. 62 C, 
darunter 600,000 Aktien k Fr. .500. Dividende seit 1862—1866: 20, 20, 
20, 1176 und 1175 7o. Kursstand am 31. August 1867: 897 pr. Fr. 500. 
Nettoertrag 1866: 57,082,812 Fr. 39 C. 

4) Westbahn (Chemin de fer de TOuest). 2537 Kilom. totale 
Länge, davon noch unvollendet 524 Kilom. Gesellschaftskapital: 
901,278,043 Frcs. 89 C, darunter 300,000 Aktien ä Fr. 500. Dividenden 
seit 1862: 7, 77«, 775, 77» und 7 7o. Kursstand: 570 pr. 500 Frcs. 

5) Paris-Lyon-Mittelmeerbahn (Chemin de fer k Paris, 
h Lyon et k la Medit erränge). 5844 Kilom. lang, davon 3513 im Betrieb. 
Anlagekapital 1,075,303,069 Fr. 60 C. Aktienkapital: 800,000 Stück 
Aktien k Fr. 500. Dividenden seit 1862: 15, 15, 13, 12, 12 7o. Kurs- 
stand: 893 pr. Fr. 500. 

6) Südbahn (Chemin de fer du Midi). 1729 Kilom. im Betrieb, 
überhaupt concessionirt 2251 Kilom. Aktienkapital: 250,000 Aktien ä Fr. 500. 
Obligationen? Dividenden seit 1862: IO76, 9, 87», 87» und 8 7o. Kurs- 
stand 55272 pr. 500. Nettoertrag pr. 1866: 1,965,524 Frcs. 

Die grossen Eisenbahncompagnien sind sämmtlich auf 90 Jahre conces- 
sionirt und geniessen fQr den Reinertrag der Linien der neueren Netze 
eine Zinsgarantie des Staates von "4,65 7o des Anlagekapitals. Man nimmt 
an, dass die französischen Bahnen bei einem durchschnittiichen Kosten- 
betrage von 437,620 Fr. für den Kilometer Bahnlänge im Jahre 1865 5,76 7» 
rentirt haben. 



B) Die Bahnen der Schweiz. 



Yon diesen erwähnen wir nur diejenigen zwei, welche eine Beute bis 
jetzt abgeworfen haben, nämlich: 

1) die Schweizer Centralbahn. Diese die Strecken Basel-Olten- 



*) In Paris werden die Eisenbahnaktien ohne Zinsen gebandelt und ist bei An- 
gabe des Kursstandes hier immer die Pariser Börse gemeint. 
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A'arau, Ölten- Bern- Thun - Scherzingen, Olten-Luzern, Her- 
zogenbuchsee-Biel in sich begreifende Bahn umfasst 248 Eilom., davon 
238 im Selbstbetrieb. Das Anlagekapital beträgt 85,000,000 Fr., davon ent- 
fallen auf die 75,235 Aktien a Fr. 500 Fr. 37,617,500. Die Obligationen 
h Fr. 5000, 1000 und 500 zerfallen in folgende Emissionen: 

a) 5 7o Anleihe de 1855: Fr. 12,000,000 (Zinstermin 10. Oktober), bis 1888 
rückzahlbar; 

b) 472 7o Anleihe de 1857: Fr. 12,000,000 bis 1877 rückzahlbar, am 1. Mai 
und 1. November verzinslich; 

c) 570 Anleihe de 1859: Fr. 6,000,000. Zinstermin: Ende Dezember. 
Tilgung bis 1870; 

d) 470 Anleihe de 1860: Fr. 800,000. Ende Dezember verzinslich. Rück- 
zahlung bis 1870; 

e) 570 Anleihe de 1864: Fr. 8,000,000. Verzinsung am 1. Juli, Tilgung 
bis 1884 und 

f) 570 Anleihe de 1864: Fr. 5,000,000. Ende Juni und Ende Dezember 
verzinslich. 

Bei sämmtlichen Obligationen begann die Tilgung mit dem Jahre 1864. 
In Deutschland findet die Kapital- und Zinszahlung zu dem festen Satze 
von 28 kr. südd. Währ, für den Franko durch M. A. v. Rothschild und 
Söhne in Frankfurt a. M. und Dörtenbach und Comp, in Stuttgart 
statt. \ 

Die Aktien haben seit 1862 bis 1865 folgende Dividenden ertragen: 
575, 575, 578, 57» 7o» Il^re Erträgnisse wären viel besser, wenn nicht der 
Reinertrag durch die enormen Anlagekosten des Hauensteiner Tunnels 
und überhaupt durch die grosse Abnutzung des Materials auf dieser Strecke 
so sehr geschmälert würde. Das Nettoerträgniss betrug Fr. 2,429,442. Jede 
Aktie erhielt eine Dividende von 28 Fr. Der Reservefonds stieg auf 
Fr. 1,604,708. 

2) Die Schweizer-Nordostbahn. Diese Bahn umfasst die Strecke 
Aarau-Zürich-Waldeshut-Turgi, Zürich-Luzern, Zürich-Bülach 
und Zürich-Romanshorn mit Winterthur-Schaffhausen. Bahnlänge: 
^64 Eilom., davon 178 Eilom. eigenthümlich. Das Anlagekapital betrug Ende 
1866 Fr. 60,861,828, darunter 57,416 Aktien k Fr. 500, der Rest in folgenden 
«6 Anleihe-Emissionen: 

a) Anleihe de 1853 in 3 7<> Obligationen pro 1. Juli verzinslich, bis 1870 
rückzahlbar = 817,950 Fr. ; 

b) 5 7o Anleihe de 1857. März und September verzinslich, bis 1888 
rückzahlbar = 10,000,000 Fr.; 

c) 47s '/o Anleihe de 1859. Januar und Juli verzinslich, bis 1879 rück- 
zahlbar = 3,000,000 Fr. ; 

d) 4 7o Anleihe de 1860. April und Oktober verzinslich, bis 1890 rück- 
zahlbar = 7,100,000 Fr.; 

^y 4 7o Anleihe de 1862. Februar und August verzinslich, bis 1892 rück- 
zahlbar = 5,000,000 Fr.; 
£) 472 70 Anleihe de 1864. Februar und August verzinslich, bis 1892 

rückzahlbar = 5,000,000 Fr. 
Neuerdings hat die Gesellschaft noch eine 7. Emission von 5,000,000 Fr. 
in 5 ®/o Obligationen zur öffentlichen Subscription gebracht. 
Zahlstelle: die Gesellschaftskasse in Zürich. 
An Dividenden für die Stammaktien sind 1862 bis 1866 gezahlt 
worden: 8, 77*, 7, 8 und 8 7o- Der Reinertrag des Jahres 1866 betrug 
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für die eigentliche Nordostbahn Fr. 2,453,984. Der Reservefonds erreichte 
die Höhe von 2,288,550 Fr, 

Börsenort für alle in der Schweiz emittirten Eisenbahnpapiere ist 
Basel. Dort wurden Ende September 1867 Nordostbahnaktien mit 635 und 
Centralbahnaktien mit 432Va notirt. Sie werden zinsfrei gehandelt. 

Die älteren Schweizerbahnen gemessen keine Staatsgarantie, für neuere 
Linien, wie z. B. die Freiburger Bahn u. s. w., tritt dieselbe ein. Das finan- 
zielle RelBultat, das die sämmtlichen Bahnen der Schweiz erzielen, ist im 
Vergleich zu den deutschen Eisenbahnuntemehmungen sehr ungünstig. Die- 
selben haben des schwierigen Terrains halber ein sehr hohes Anlagekapital 
absorbirt und hängen in ihren Einnahmen zu sehr von einem mehr oder 
weniger starken Fremdenverkehr während der Reisesaison ab. Einzelne Ge- 
sellschaften, wie z. B. die Ligne d'Italie und dieFranco-Suisse be- 
finden sich in einer trostlosen finanziellen Lage. 



G) Die niederländischen Privatbalmen. 



Yon den drei grösseren Eisenbahngesellschaften Hollands — der Betriebs- 
gesellschaft der niederländischen Staatsbahnen, ^ der Central- 
bahngesellschaft und der Amsterdam-Rotterdamer Eisenbahn- 
gesellschaft — führen wir hier nur die letztgenannte auf, da in Deutsch- 
land hauptsächlich nur ihre Aktien verbreitet sind. 

Amsterdam-Rotterdamer Bahn (Hollandsche Yzeren-Spoorweg- 
Matschappy). Das Aktienkapital beträgt gegenwärtig 9,100,000 fi. 
Die Aktien lauten auf fl. 1-000. Dieeelben werden an der Berliner Börse 
in 7o notirt. Reduktionsnorm: 250 fl. holländisch = 145 Thlr. pr. Cour. 
Die Zinsberechnung mit 4 7» ist halbjährlich, vom 1. Januar resp. 1. Juli ab. 
Die Dividendenzahlung erfolgt durch die Associatie-Eassa in Am- 
sterdam und bei Simon söhn in Berlin. Auf die im Frühjahr zahlbare 
Dividende wird am 1. Oktober eine Abschlagszahlung von 2 */o geleistet« 
Seit 1862 bis 1865 sind folgende Ditidenden gewährt worden: 6, 6V4, ö^^so 
und 77* 7o." 

Die Anleihen betrugen Ende 1866: 11,094,000 fl. Davon waren bereits 
amortisirt 461,410 fl. und 2,362,360 fl. noch , nicht emittirt. Die Anlage- 
kosten der Linie Amsterdam-Rotterdam (17,o Meilen) haben, incl. der 
Spur-Schmälerungskosten mit fl. 1,691,760, fl* 11,973,756 betragen. Der 
Reinüberschuss pro 1866 bezifferte sich auf fl. 907,406. Die 6500 alten 
Aktien erhielten 47,66 fl. Dividende (47* Vo), während 1709 voll eingezahlte 
neue ^Aktien 15,86 fl. erhielten. Der Reservefonds sohloss mit 382,575 fl. 



« 

I 
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D) Die russisch-polnischen Privatbahnen. 



Auch in Russland sind bereits 4850 Werst, Eisenbahnen im Betrieb, 
3374 Werst aber sehen ihrer Vollendung in den nächsten 10 Jahren ent- 
gegen. Mit alleiniger Ausnahme der Staatsbahn (Nicolaibahn) von St. Peters- 
burg nach Moskau, welche aber auch laut Ukas vom 1. August 1867 auf 
85 Jahre an ein Consortium englischer, holländischer und französischer Bank- 
firmen verkauft worden ist, sind die übrigen Bahnen unter Subvention der 
Regierung von Compagnien zu bauen unternommen worden. Von diesen 
verschiedenen Bahnen wollen wir nur diejenigen anfuhren, deren Aktien oder 
Obligationen an der Berliner Börse notirt werden. 

1) Russische Bahnen (Grand Society des chemins de fer 
rnsses). Die unter vorstehender Firma begründete Gesellschaft hat folgende 
Linien ausgebaut: Petersburg- Warschau, Landwarowo-Wirballen 
(preussische Grenze bei Eydtkuhnen) und Moskau-Nischnei-Now- 
gorod in einer Gesammtlänge von 1730 Werst. Am I.Januar 1867 bestand 
das Gesellschaftskapital : 

.1) aus 600,000 Aktien . . 1. Emis. ä R. 125. = R. 75,000,000, 

2) „ 70,000 4\/8 7o Obligat. 1. „ ä R. 500. = R. 35,000,000, 

3) „ 18,857 4^0 „ 2. „ ä R. 125. = R. 2,35^,620, 

in Summa aus R. 112,359,625. 
Die Aktiencoupons mit jährlich 070, in 2 Jahresraten am 1/13. Januar 
und 1/13. Juli zahlbar, werden in Berlin bei Mendelssohn zum festen Satze 
von Thlr. 134 =125 Rubel eingelöst. Ebenso werden die Aktien, die seit 
Jahren zum Kurs von 70 bis 80 notirt werden, im Verkehr zuzüglich der 
laufenden Zinsen berechnet. 

2) Warschau-Wiener Bahn. Warschau -Granica und Jab- 
kowice-Sasnowiece , 350 Werst. Das Aktienkapital besteht aus 
100,000 Aktien ä 100 S. R. nominal. Dass auf dieselben nur eine baare 
Einzahlung von 60 S. R. geleistet worden ist, erklärt sich aus den Bestim- 
mungen über das Gesellschaftskapital in der Concessionsurkunde und in den 
Statuten. In letzteren heisst es: „Durch 60 > in haaren Einzahlungen und 
40 % Kapital einer jährlichen, an den Staat in Gemässheit Art. III. des Con- 
cessions- Vertrages zu zahlenden Rente (dieselbe beträgt 250,000 Rubel jähr- 
lich und ist vorweg aus dem Bruttoertrag der Bahn zu garantiren) wird das 
Gesellschaftskapital reprasentirt.^ 

Die Stammaktien werden alljährlich nach und nach im Oktober zum 
Nominalwerth ausgeloost und erhalten die amortisirten Aktien Genuss- 
scheine, wodurch sie an dem 5 > übersteigenden Dividendengenuss be- 
theiligt bleiben. Im Berliner Börsenverkehr werden die Warschau- 
Wiener Aktien mit vom 1. Januar laufenden 5 70 Zinsen zum Effektivbetriag 
Ton 60 Rubel per Aktie berechnet. Seit 1863 bis 1866 hat die Dividende 
8V3, 7*Vi2) 8V3 und 8V8 7o betragen. Kursstand Ende 1866: 60^4. 
Zahlstellen für die Dividendenscheine in Deutschland sind: Weiler und 
Söhne in Frankfurt a. M., Feig und Pinkus in Berlin und Schle- 
sischer Bankverein in Breslau. 

Femer hat die Gesellschaft noch im Jahre 1866 eine 3 7o Anleihe, ein- 
getheilt in 19,000 Stück Obligationen k Fr. 500, binneir 70 Jahren al pari 
rückzahlbar, zum Kurs von 255 per Stück gemacht. Diese Bahn, welche 
1866 einen Reinertrag von 1,061,646 Rubel erzielt hat, wird gut verwaltet 
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und hat jedenfalls noch gute Aussichten. Es muss nur bemerkt werden, 
dass die Dividende nicht in Silber, sondern in Papierrubeln gezahlt wird. 

3) Warschau-Bromberg (Skierniewice- Otloczyn — preussi- 
8che Grenze). Diese Bahn, 140 Werst lang, hat ein Anlagekapital 
von 5,886,000 R. (darunter -54,000 Aktien k 100 R.), zu dessen 4 7o Verzin- 
sung und 7^ ^/^ Amortisatfon für das Betriebsjahr 1866 noch ein Zuschuss 
der Regierung von 80,918 R. erforderlich war. Die Aktien werden sehr selten 
an der Berliner Börse notirt. Zahlstellen der Gesellschaft sind die 
nämlichen, wie bei der Warschau-Wiener Bahn. 

4) Warschau-Terespol. Diese bis jetzt 192 Werst lan^e Bahn ist 
am 18.' Septbr. 1867 eröfihet worden. Das Gesellschafts kapital ist bis 
auf die Höhe von 10,200,000 S. R. coneessionirt. Vorläufig sind 60,000 Stück 
Aktien ä 100 S. R. == lOTThlr. mit 90 V« Einzahlung begeben; ausserdem ist 
eine 5 7« Prioritätsanleihe von 5,000,000 Rubel in Obligationen zum Kurs von 85 
für eine Obligation von 107 Thlr. oder 100 S. R. nominal aufgenommen worden. 
Die Aktien werden in Berlin mit b^o laufenden Zinsen vom 1. Oktbr. ab 
berechnet. 100 S. R. = 107 Thlr. Die Obligationen sind in Stücken von 
1000 und 100 Rubel ausgestellt und am 1. April und L Oktober jährlich ver- 
zinsHch. ''') Zahlstelle für Deutschland: Mendelssohn in Berlin. 

5) Riga-Dünaburger Bahn. Diese Bahn ist 203 Werst lang. Das 
Anlagekapital beträgt 11,500,000 Rubel,- davon 10,200,000 Rubel Aktien 
h 125 Rubel oder 134 Thaler. Von den emittirten Aktien sind bereits 
849 Stück amortisirt. (Verloosung im Juli. Eapitalauszahlung vom 13. Ok- 
tober ab.) Die Tilgung der 5 Vo garantirten Obligationen im Betrage Ton 
1,300,000 S. R. begümt erst im Jahre 1873. Sie sind am 13. Januar und 
13. Juli verzinslich. Im Jahre 1866 hatte sich das Anlagekapital nur mit 0,55 > 
verinteressirt, so dass eine Verzinsung der Aktien nur durch Hülfe der 
4Va Vo Staatsgarantie zu ermöglichen war. Börsenort: Berlin. Zahl- 
stellen der Gesellschaft: Mendelssohn in Berlin, C. Plaut in Leipzig, 
M. Easkel in Dresden und die norddeutsche Bank inHam- 
burg. 

'Endlich bringt der Berliner Kurszettel noch eine Reihe von russischen 
Prioritätsobligationen, die neuerdings in Norddeutschland eine beliebte 
Kapitalanlage geworden sind. Es gemessen diese sämmtlichen Obligationen 
die Garantie einer 5 yo Minimaldividende und einer halbjährlichen Ajocibrtisa- 
tion von V» resp. ^/to 7© des nominellen Kapitalbetrages, welche denselben 
Seitens der Regierung zugesichert ist. Diese Obligationen sind: 

1) Die 5 7« Silberobligationen der Mosko-Rjäsan Gesell- 
schaft d. d. 22. (10.) November 1862 im Betrage von 5 Mill. Silber-Rubel 
oder 5,375,000 Thaler pr. Cour., eingetheilt in 26,875 Stücke ä 200 Thaler. 
Dieselben haben Zinscoupons pr. 1. Februar und 1. August neuen Stils, 
auf je 5 Thaler pr. Cour, lautend. Die Tilgung mit V* ^^ des Kapitalbe- 
trages hat am 1. Februar 1865 begonnen. Die Rückzahlung der am 1. No- 
vember neuen Stils jährlich ausgeloosten Obligationen erfolgt am nächsten 
1. Februar. Zins- und Kapitalzahlung ist gesichert 1) durch die im Betriebe 
befindliche, 196 */3 Werst lange Strecke Mosko-Kolowna-Rjäsan nebst Zweig- 
bahnen und 2) durch die der Gesellschaft Seitens der Regierung bewilligte 



*) In Russland und Polen werden die Coupons der Warschau-Terespoler Aktien 
entweder in Gold, den halben Imperial zu 5 Rubel 15 Kop. gerechnet, oder in 
Landesmünze mit eineni „dem Stande der Tageskurse entsprechenden*' Agiozuschlag 
ausgezahlt* 
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Garantie einer jährlichen 5 7o Hente des Anlagekapitals, welche zunächst 
den Obligationen zu gute kommt. Die Gesellschsat hat in Deutschland 
folgende Zahlstellen etablirt: in Berlin die Diskontogesellschaft, in 
Frankfurt die Agentur der Bank für Handel und Industrie, in 
Darmstadt und in Köln S. Oppenhe'im jun. un<} Cie. 

2) Die 5 7o Silberobligationen der Bjäsan-Eoslower Eisenbahn- 
gesellschaft d. d. 12. März 1865 im Betrage von 10,800,000 Thalern. Die 
Obligationen, 54,000 Stück k 200 Thaler, haben Zinscoupons pr. 1. April 
und 1. Oktober neuen Stils. Die Tilgung beginnt (mit einem Zehntel des 
Eapitalbetrages jährlich) am 1. April 1868. Yerloosungstermin am 
31. Dezember neuen Stils. Erster Termin: 31. Dezember 1867. Eapital- 
und Zinszahlung ist gesichert durch eine auf die Zeitdauer Ton 81 Jahren 
der Gesellschaft auf ihr Aktienkapital von 782,500 £» und auf die Anleihe 
Ton 10,800,000 Thlrn. bewilligte Zins- und Amortisations-Staatsgarantie von 
5Vio 7o jährlich, d. h. 39,907 £. 10 Sh. und 50,800 Thlr. pr. Cour, jährlich. 
Zahlstelle: Bobert Warschauer in Berlin. 

3) Die 57ogen Silberobligationen der Eisenbahn Kozlow-Woronesch. 
Diese Obligationen (22,812 Stück ä 200 Thlr. pr. Cour.) bilden einen Theil 
des Baukapitales der 170 Werst langen Strecke Eozlow-Usmann bis Wo- 
ronesch am Don, zu deren Herstellung eine Gesellschaft mit einem Aktien- 
kapital von 7,495,000 Silber-Rubel am 12/24. August 1866 concessionirt worden 
ist. Die Schuldtitel haben Zinscoupons je pr. 2. Januar und 1. Juli. Mit 
einem jährlichen Zehntel -Procent des Eapitalbetrages wird die Anleihe vom 
31. März 1870 ab amortisirt werden. Yerloosungstermin am 31. De- 
zember neuen Stils. Die Zins- und Eapitalzahlung erfolgt bei der Berliner 
Handelsgesellschaft, den Gebrüdern Sulzbach in Frankfurt a.M. 
und der Meininger Ereditbank. Emissionskurs: 77 Vo. 

.4) Die 5 7o Obligationen der Eisenbahn der Landschaft Jelez 
(Orel), Ton Jelez nach Griasi-Woronesch. Diese Bahn ist 103 Werst 
lang und wurde am 1. März 1867 concessionirt. Der Gesellschaft wurden auf ihr 
Stammaktienkapital von S. R. 3,021,500 und auf eine Anleihe von 
8. R. 4,834,125 oder Thlr. pr. Cour. 5,259,528 bVo Zinsen und Vs V« Amor- 
tisation garantirt. Die 38,673 Obligationen ä 125 Rubel oder 136 Thaler 
werden binnen 81 Jahren al pari getilgt. Eapital- und Zinszahlung 
(am 1. März und 1. September) erfolgt in Berlin bei J. W. Erause, in Silber, 
TÖllig spesenfrei, und zwar jeder halbjährige Coupon mit 3 Thlr. 12 Sgr. 
preuss. Cour. Emissionskurs : 73 Vo. 

5) Die 5 7« Silberobligationen der Eurs-Eiewer Eisenbahn- 
gesellschaft. Dieselbe, unter dem 24.Dezember 1866 zum Bau dieser 438 Werst 
langen Bahn mit einem Anlagekapital yon 1 V^ Hill. £, in Aktien und 3 Mill. ^• 
in Obligationen concessionirt, hat die letzteren zum Eurs von 75 in Berlin 
und Leipzig, in Hamburg aber zu 74*/* 7o zur öffentlichen Zeichnung auf- 
gelegt. Die. Obligationen, eingetheilt in Appoints von 1000, 500, 200 Thlrn., 
sind am 1. Februar und 1. August verzinslich. Die Garantie für 5 ^/o 
Zinsen hat bei der Emission sofort begonnen, während die für die Amorti- 
sation mit ^12 Vo bewilligte Garantie erst nach Eröffnung der Bahn eintritt 
und nach 85 Jahren endet. Zahlstelle: Robert Warschauer und Cie. 
in Berlin. 



Der Vollständigkeit wegen führen wir noch an : die an der Frankfurter Börse 
gehandelten 3 7» Obligationen der Livorneser Bahn k 500 Lire und die 
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5 Vo Obligationen der Toscaniscben Bahn ä Fr. 700. Dieselben 
sind nach dem franzosischen System emittirt. Die Zinszahlung findet am 
1. Jannar und 1. Juli statt, fiir Deutschland bei y. Rothschild in Frank- 
furt a. M., zwar in Silber, aber unter 8 7^ Steuerabzug.*) 

Schliesslich werden an der Berliner Börse die ebenfi^ls nach französischem 
System emittirten 4 Vo belgischen Prioritäten k Fr« 1000 gehandelt. 
Dieselben sind am I.Januar und I.Juli in Frcs. (300 Franken = 80 Thaler) 
yerzinslich und von den zum Grand-Central-Belge gehörenden beiden 
anonymen Eisenbahngesellschaffcen ^Entre Sambre et Meuse^**),und „Est- 
Belge^ emittirt worden. Die Obhgationen erstgenannter Gesellschaft werden 
jährlich im September ausgeloost und am 1. Januar zurückgezahlt, während 
die Jonction de TEst-Prioritäten im April zur Yerlooyung kommen und 
in yerschiedenen Terminen, die durch die Appointsgattung und durch das Jahr 
der Emission bestimmt sind, durch Bischoffs heim und v. Hirsch in 
Brüssel heimgezahlt werden.***) Die Coupons werden in Berlin, Ham- 
burg, Göln und Frankfurt eingelöst. 



*) Es ist an uns das Ersuchen gestellt worden, die italienischen Eisenbahn- 
papiere in dieser Zeitschrift ansf&hrlich zn besprechen. Wir werden dieser Auffor- 
denmg in Bd. 5 mit Vergnügen nachkommen, wenn nicht bis dahin der projekiirte 
Ankauf der italienischen Privatbahnen durch den Staat gegen Ausgabe yon 3 Vo 
Staats-Bentenscheinen zur Thaisache geworden ist. — Seiner Zeit wollen "wir auch, 
wie mehrfach gewünscht wird, auf die französischen Eisenbahnaktien und -Obli- 
gationen näher eingehen. Die Redaktion. 

**) Das Aktienkapital der Gesellschaft „Enire Sambre et Meuse*' besteht aus 
31,060 Stammaktien k Fr. 500 und aus 17,000 priyilegirten Aktien k Fr. 200. Im 
J. 1866 erhielten die ersteren 1 ^/o , die letzteren 5V2 Vo Dividende. An Prioritäten 
sind 7638 Stück k Fr. 100 emittirt, wovon 5000 zu 47o garantirt sind. Die übri- 
gen 2638 Obligationen sind zu 5 ^o emittirt und stehen ca. 70 7o* 

♦♦♦) Die Est-Belge hat 40,260 Stamm- und 330 4V2 Vo Prioritätsaktien k 500 Fr. 
emittirt. Die Dividende pro 1866 war 0. Inclusive der Prioritätsaktien betragen die 
Anleihen - in 5, 4Vs, 4 (3747 Stuck k 1000 Fr.) und 3 ^o Obligationen emittirt — 
20,633,300 Fr. 



ErgänznngeiL 



Ä. Preussisclie Priyatbalmeii unter Selbstverwaltimg der GesellsclLaften. 

1) Magdeburg-Leipziger Bahn, unter dem 24. September 1867 hat 
die Gesellschaft die erbetene Concession für die Bahn Nordhausen-Nort- 
heim erhalten (ygl. S. 23). Das zur Ausführung des Baues nöthige Kapital yon 
1,750,000 Thlr. wird durch Ausgabe von 17,500 Stück neuer Stammaktien Lit. A. 
beschafft. Die Inhaber der Yorhandenen 35,000 Stück Stammaktien Lit. A. 
erhalten auf zwei alte eine neue zum Nominalbeträge von 100 Thalem. Die 
Einzahlungen haben im Laufe des Jahres 1868 zu erfolgen und werden vom 
Tage der Einzahlung ab bis zum 1. Januar 1869 mit Vji ^/o yerzinst. Von 
da an treten die neuen Aktien vollständig in die .Rechte der älteren Aktien 
Lit. A. ein. Nunmehr beziffert sich das concessionirte Anlagekapital 
der Magdeburg-Leipziger Eisenbahngesellschaft auf 27,950,000 Thaler, darunter 
in Aktien 20,250,000 Thaler. 

2) Ostpreussische Südbahn. Am 1. November 1867 wurde die 
6,1 Meilen lange Strecke Bartenstein-Rastenburg eröffnet. — Die 5 7« 
Ftioritätsobligationen dieser Bahn (s. S. 34) wurden am 4. und 5. Dezember 
1867 zum Kurse von 94 7o zur Zeichnung aufgelegt. Die falligen Coupons 
und ausgeloosten Obligationen werden, ausser an den bereits S. 34 genannten 
Kassen, auch noch vom Bankhaus Sal. Oppenheim jr. und Cie« in Köln 
eingelöst. 

3) Berlin-Görlitzer Bahn. Die Betriebseröffhung der ganzen Linie, 
welche auf den 15. Oktober 1867 angesagt war, hat neu eingetretener Hin- 
demisse halber noch nicht stattgefunden. — Li einer am 21. November 1867 
abgehaltenen ausserordentlichen Generalversammlung wurden die Anträge des 
Yerwaltungsrathes auf Bewilligung von 850,000 Thalem in Prioritätsobliga- 
tionen für Arbeiten, die der Bauunternehmer über seinen Contract hinaus 
geliefert hat, und auf Emittirang weiterer 400,000 Thaler Prioritätsobligationen 
genehmigt. Es wird somit das concessionirte Anlagekapital der Ge- 
sellschaft, wenn diese Emissionen staatlich genehmigt sein werden, 12,250,000 
Thaler betragen. Gleichzeitig wurde noch folgender Antrag des Yerwaltungs- 
rathes angenommen: die Generalversammlung wolle den Yerwaltungsrath 
ermächtigen, mit der königl. Staatsregierung eine Abänderung, resp. Ergän- 
zung des Gesellschafts-Statutes dahin zu vereinbaren, dass diejenigen Funk- 
tionen, welche statutenmässig dem Yerwaltungsrathe in seiner Eigenschaft 
als betriebsleitendes Organ zustehen, von diesem getrennt und einer colle- 
gialisch organisirten Eisenbahn-Direktion übertragen werden. 

4) Aachen -Mas tri cht er Bahn. Der Seite 57 erwähnten 5 7® •^- 
leihe von 900,000 Thlm. wurde am 8. Oktober 1867 das königl. Privilegium 
ertheilt. Dieselbe wird durch Emission von 5 7o Obligationen 3. Serie auf- 
gebracht, welche in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli 
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verzinslich sind und vom Jahre 1868 an der Amortisation unterliegen, wozu 
halbjährlich 2250 Thaler und die durch Ausloosung ersparten Zinsen zu ver- 
wenden sind. Ausloosungstermin im Januar und Juli jeden Jahres, 6 Monate 
darauf Rückzahlungstermin. Es werden 2556 Inhaberobligationen k 225 Thlr. 
(Nr. 11501 bis 14056) und 3249 dergl. ä 100 Thaler (Nr. 14057 bis 17805) 
ausgefertigt, welche mit Zinscoupons und Talons versehen sind und in der 
Priorität den Obligationen 1. und 2. Serie nachstehen. Der Ertrag dey An- 
leihe muss zur Tilgung rückständiger Zinsen und zur Erbauung der Kohlen- 
eisenbahn von Simpelveld nach Kirchrath verwendet werden. Am 
18. Novbr. 1867 fand die erste Amortisationsverloosung von Obligationen 
1. und 2. Emission zur Bückzahlung auf den 2. Jan. 1868 statt. 

5) Oppeln-Tarnowitzer Bahn (Rechte-Oderufer-Bahn). Am 18. De- 
zember 1867 wird eine ausserordentliche Generalversammlung über folgende 
Anträge des Verwaltungsraths der Oppeln-Tarnowitzer Eisenbahngesellschaft 
beschliessen: 1) durch eine Zweigbahn , welche sich zwischen Oalonowska und 
Creutzburg von der Rechten-Oderufer-Bahn abzweigen wird , eine Verbindung 
mit der Warschau-Wiener Bahn über Herbe (bis wohin die Warschau- 
Wiener Eisenbahngesellschaft von Czenstochau aus bauen wird) herzustellen, 
und 2) die Verlegung der projektirten Linie von Emanuelsegen über Pa- 
protzan nach Pless in der Richtung von Emanuelsegen über Eobier 
nach Pless mit einer Abzweigung von Tichau nach Mittel-Lazisk, an- 
statt von Paprotzan aus, zu genehmigen. 

6) Rheinische Bahn. Aja I.November 1867 ist die 1,«2 Meilen lange 
Strecke Mechernich-Call (s. S. 27) dem Verkehr übergeben worden. 



B. Preussische Privatbalmeii unter Staatsverwaltung, 

1) Oberschlesische Bahn. Der Verwaltungsrath dieser Bahn wird 
demnächst einer ausserordentlichen Generalversammlung eine Vorlage machen 
zur Ausführung einer 19 Meilen • langen Eisenbahn von Posen nach Thorn 
über Inowraclaw, von wo aus sich eine 6,5 Meilen lange Zweigbahn nach 
Bromberg abästen soll. Das auf llV« Mill. Thlr. veranschlagte Baukapital 
soll durch Ausgabe 4^2 Voger Prioritätsobligationen aufgebracht werden, wovon 
4 Vo durch den Staat und V« 7o durch die Gesellschaft' garantirt ist. — Ein 
anderes Erweiterungsprojekt, dessen eventuelle Ausführung den Beschlüssen 
einer zweiten, 1868 zu berufenden Generalversammlung unterliegt, ist die 
Herstellung der Eisenbahnlinie Breslau -Frankenstein-Glatz- Mittel- 
walde event. Wildenschwert, welche in Frankenstein über Neisse 
nach Kosel und von Neisse einerseits nach Zuckmantel (zum Anschluss 
an die Zweigbahn der Kaiser-Ferdinands-Nordbahn Stern borg zur preussischen 
Grenze) und andererseits nach Leobschütz abzweigen soll. Die Herstel- 
lungskosten sollen durch Ausgabe von 12,600,000 Thalern Stammaktien 
Lit. D., und zwar auf je eine Stammaktie Lit. A., B. und C. eine neue, der 
dann noch fehlende üeberrest aber durch Emission von 4V« 7o Prioritäts- 
Obligationen beschafft werden. Der Gesammtbedarf für dieses 40,4 Meilen 
lange Unternehmen ist auf ca. 19,300,000 Thaler veranschlagt. 

2) Bergiach-Märkische Bahn. Die 1 Meile lange Zweigbahn 
Ohligswald-Solingen, sowie die 2,«9 Meilen lange Strecke Haan- 
Ohligswald-Opladen ist am 25. Septbr. 1867 dem Verkehr eröffnet 
worden; desgleichen am 2. Novbr. 1867 die 1,6 Meilen lange Verbindungs- 
bahn (Mühlheim) Styrum-Buhrort. 
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3) Hessische Nord bahn. In der am 30. Novbr. 1867 abgehaltenen 
Generalyersammlung der Aktionäre wurde der S. 76 ff. mitgetheilte Fusions- 
yertrag mit der Bergisch-Märkischen Eisenbahngesellschaft genehmigt. Es 
werden daher demnächst die Hessischen Nordbahnaktien gegen 5 Vo Bergisch- 
Märkische Prioritäten Ser. VII. umgetauscht werden. 



G. Die Privatbahnen des österreichischen Eaiserstaates. 

i 

1) Eronprinz-Rudolf-Bahn. Von den S. 121 angegebenen 15 MiU. 
Gulden ö. W. Silber-Prioritäten (d. i. 50,000 Stück k fl. 300) wurden 15,000 
Stück vom 29. Oktober 1867 an zum Preise von 240 fl. in Bank- oder 
Staatsnoten durch die anjglo- österreichische Bank in Wien zur Zeichnung 
aufgelegt, wobei die Subscribenten die vom 1. Oktober 1867 ab laufenden 
5 7o Zinsen ebenfalls in Noten zu vergüten hatten. Die Auszahlung der je 
am 1. April und 1. Oktober fälligen Zinsen, sowie die Rückzahlung der aus- 
geloosten Obligationen, welche vom 1. Oktober 1869 ab binnen 54 Jahreü 
zum Nennwerth stattfindet, erfolgt in Wien und einigen namhaften 
Plätzen des Auslandes in effektivem Silber. 

2) Franz-Josephs-Bahn. Nachdem sich die Aktiengesellschaft der 
Franz- Josephs-Bahn definitiv constituirt hat, sind am 26., 27. u. 28. Novbr. 
1867 in Wien, Frankfurt a. M. u. s. w. von dem auf 81,576,600 fl. be- 
messenen Anlagekapital vorläufig 30,000 Stück Aktien ä fi. 200 in Silber 
zum Kurse von 70 ^/o oder 140 Gulden in Banknoten und 30,000 Stück Prio- 
ritäten k fl. 200 in Silber zum Preise von 84 ^/o oder 168 Gulden in Bank- 
noten zur Zeichnung aufgelegt worden. Die auf den Inhaber lautenden 
Aktien sind mit Zinscoupons pr. 1. Januar und 1. Juli versehen und ist den- 
selben vom Staate ein jährliches 57<>g6S einkommensteuerfreies Erträgniss in 
Silber garantirt. Die ebenfalls auf den Inhaber gestellten 5 ^o Silberobliga- 
tionen sind am 1. April und 1. Oktober verzinslich und werden die Zinsen 
ebenfalls ohne jeden Abzug ausgezahlt. Aktien und Prioritäten werden 
binnen 90 Jahren im Wege der Verloosung al pari zurückgezahlt. 

3) Erste Siebenbürgische Bahn. Die Länge der Hauptbahn Ära d- 
Carjsburg resp. Alvincz beträgt 26V2 Meilen (s. S. 122). 



Die neue und letzte Prämienanleihe der Stedt Hailand. 



Der Zusatz ^letzte^, den diese bereits durch königliches Dekret yom 
11. März 1866 genehmigte Prämienanleihe von 7,500,000 Lire, eingetheilt in 
750,000 Obligationen k Frs. 10, durch die Emittentin erhalten hat^ klingt 
sehr ominös. Denn es heisst so yiel: „es soll das Letztemal sein, dass wir 
das Publikum mit einer Prämienanleihe behelligen; wir sehen ein, es ist nun 
des Guten wirklich genug/ In Wahrheit ist es eine Schmach, dass der 
deutsche Kapitalmarkt immer wieder vom Ausland mit solchen zweifelhaften 
Anleihen belästigt wird. Es gibt leider aber immer noch unwissende und 
leichtsinnige Loosabnehmer genug, die auf jede pomphaft angekündigte aus- 
ländische Prämienanleihe eingehen. Hat zwar bis jetzt die Stadt Mailand 
ihre Verpflichtungen, die ziemlich bedeutend sind (denn es existirt bekannt- 
lich ausser andern städtischen Schulden bereits eine Prämienanleihe von 
18 Mill. Lire in 45 Lire-Loosen), pünktlich erfüllt, so ist in Anbetracht der 
trübseligen Lage, in der sich die Mehrzahl der italienischen Municipalstädte 
seit längeren Jahren befindet, eine Sistirung der Gewiilhauszahlungen keine 
Unmöglichkeit. Neue Reizmittel ' sind die kleinen Appoints — 15 Franken 
kostet so ein Loöschen — und die vierteljährigen verloosungen. So muss 
denn bald dies, bald jenes Zugmittel herhalten, um die leichtgläubige Welt 
anzulocken. 

Wir hatten in der finanziellen Chronik vom 1. Juli bis 31. De- 
zember 1865 dieser Loosanleihe bereits als ,,Neueste Mailänder Stadt- 
anleihe^ gedacht und glaubten dieselbe längst untergebracht und — ver- 
gessen. Da für dieselbe aber neuerdings wieder in den deutschen Blättern 
zur Subscription aufgefordert wird, so nehmen wir nochmals von ihr Notiz, 
indem wir der Yollständigkeit wegen auch von dieser Prämienanleihe 
en miniature den Yerloosungsplan nachfolgend bringen. Hiemit glauben wir 
demjenigen Theil unserer Leser genügt zu haben, die der Versuchung nicht 
widerstehen können, auch mit den neuen , Mailändern^ ihr Glück zu ver- 
suchen. Im Uebrigen beziehen wir uns auf das in Bd. III. B. 206 hierüber 
bereits Mitgetheilte. 



Die neue nnd letzte Prämienanleihe der Stadt Mailand. 
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Verloosnngsplan. 



Dreimonatlich in den ersten 10 Jahren (vom Dezhr. 1866 bis Septhr. 1881). 



I. Am 16. Dezhr. 


n. Am 16. 


März. 


111. Am 16. Jnm. 


IV. Am 16. Septbr. 


1 


äPr. 


50,000 


1 


äFr. 


50,000 


1 


ÄFr. 


100,000 


1 


ÄFr. 


30,000 


1 


tj 


1,000 


1 


j» 


1,000 


1 


n 


1,000 


1 


»» 


1,000 


1 


9) 


500 


1 


» 


500 


1 


)i 


500 


1 


n 


500 


5 


100 


500 


5 


100 


500 


5 


100 


500 


5 


100 


500 


10 


50 


500 


10 


50 


500 


10 


50 


500 


10 


50 


500 


18 


20 


360 


18 


20 


360 


18 


20 


360 


18 


20 


360 


464 


10 


4,640 


464 


10 


4,640 


464 


10 


4,640 


464 


10 


4,640 


500 


57,500 


500 


57,500 


500 


107,500 


500 


37,500 



Halbjährlich in den folgenden 10 Jahren 


Halbjährlich in den folgenden 10 Jahren 


(yom März 1882 bis Septbr. 1891). 


(vom März 1892 bis Septbr. 1901). 


I. Am 16. März. 


II. Am 16« Septbr. 


• 

I. Am 16. März. 


II. Am 16. Septbr. 


1 


äFr. 


50,000 


1 


äFr. 


50,000 


1 


äFr. 


50,000 


1 


äFr. 


30,000 


1 


?j 


1,000 


1 


w 


1,000 


1 


1» 


1,000 


1 


»» 


1,000 


1 


»» 


500 


1 


>i 


500 


1 


i> 


500 


1 


)} 


500 


5 


100 


500 


5 


100 


500 


4 


100 


400 


4 


100 


400 


10 


50 


500 


10 


50 


500 


11 


50 


550 


10 


50 


500 


18 


20 


360 


18 


20 


360 


25 


20 


500 


25 


20 


500 


2,464 


10 


24,640 


12,964 


10 


129,640 


'2,457 


10 


24,570 


14,958 


10 


149,580 


2,500 


77,500 


13,000 


182,500 


2,500 


77,520 


15,000 


182,480 



Halbjährlich in den letzten 20 Jahren 


Uebersicht. 


(Tom März 1902 bis Septbr. 1921). 


1 

OS 


Zie- 
hung. 


Nr. der Obligat. 


Bückzahlung. 


I. Am 16. März. 


II. Am 16. Septbr. 


Jährl. [Ziehung. 


Jährl. Zusamm. 


1 
1 
1 
5 
8 
26 
4,458 


äFr. 

100 
50 
20 
10 


50,000 
1,000 
500 
500 
400 
520 

44,580 


1 
1 
1 
5 
8 
26 
14,958 


äFr. 

100 
50 
20 
10 


10,000 
1,000 
500 
500 
400 
520 
149,580 


15 

10 

10 

20 
55 


60 

20 

20 

,40 
140 


2,000 
15,500 
17,500 
19,500 


30,000 
155,000 
175,000 
390,000 


260,000 
260,000 
260,000 
260,000 


3,900,000 
2,600,000 
2,600,000 
5,200,000 


4,500 


97,500 


15,000 


162,500 


Obl.-W. 


750,000 


Francs 


14,300,000 
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Ausweis der Gesammtschuld der YereiDigten Staaten am 1. Nov. 1867. 

1) Schuld, mit klingender Münze zu verzinsen: Doli. 

5Vo Obligationen 198,845,350 

6Vo dö/ pr. 1867 und 1868 14,690,941 

6 Vo do. pr. 1881 283,676,600 

6 > 5-20 do- 1,267,898,100 

Navy Pensions-Fond 13,000,000 • 

1,778,110,991 

2) Schuld, mit Papier zu verzinsen: 

6 7o Obligationen 18,042,000 

3 Jahr Comp. Int. Noten 62,558,940 

3 Jahr 7-30 Schatzscheine 334,607,700 

3 7o Certificate 11,560,000 

426,768,640 

3) XJeberfallige, aber nicht zur Zahlung präsentirte Schuld : 18,237,538 

4) unverzinsliche Schuld: 

V. St. Noten 357,164,844 

Do. Kiemgeld '30,706,433 

Gold-Certificate für Depositen 14,514,40 

402,38ö,67T 

Total-Schuld 2,625,502,848 

Bestand im Schatz: Gold 111,540,318 

Papier 22,458,08 

133,998,398 
Totalschuld, excl. Bestand im Schatze, 

1. Oktober 1867 2,495,277,446 

Totalschuld , excl. Bestand im Schatze, 

1. November 1867 , 2,491,504,450 

Vorstehendes ist eine correcte Darlegung der öffentlichen Schuld, wie 
sie aus den Büchern und Schatzmeisters-Berichten im Departement hervor- 
geht. Hugh McCulloch, Finanzminister. 



Literarische Anzeige. 



,,Ceniralblatt für den gesammten Pressverkehr Deutsch- 
lands** 
nennt sich eine neue Zeitschrift, von der uns die Probenummer vorliegt. 
Dieselbe hat sich zur Aufgabe gestellt, die Interessen des ganzen deutschen 
Pressverkehrs zu centralisiren , indem sie Angebot und Nachfragen auf den 
Gebieten der Pressthätigkeit und der vervielfältigenden Künste auf eine recht 
anschauliche Weise zusammenstellt. Dieses Blatt, welches vierteljährlich sechs- 
mal erscheint und pro Quartal excl. Postzuschlag nur V^ Thaler kostet, 
wird für Verleger, Schriftsteller, Kedakteure u. s. w. ein recht brauchbares, 
längst entbehrtes Hülfsmittel werden. Herausgeber ist das ehemalige 
Mitglied des statistischen Seminars, Herr Johannes Bloch in Berlin, Ver- 
leger Herr Budolph Messe, Friedrichsstrasse Nr. 60 in Berlin. 



^tofptct 



Oerüag von S. %. Brocfi^ans in £et(>3t0 Htt^ Wun. 

einer 
unternommen an $orb ber öfterreid^if^en Fregatte 9lotiara 

in ben Solaren 1857— 1859- 

Br. jftarl non «Sd^erjer. 

itbtxXt, uxU^txii unb mit bcn ncueflcn fatiflifi^cn 2)at(ii ergäH)tc «tnflage. 

Tleßp •* Barten in fU^ograp^ifc^m SarP^nbrucfi. 
®r. 8, ©e^cftet 5 St^tr, ®e6unbcn 5 £^tr. 20 ^^x. 



Sie toijTcnfd&aftlid&en 3lrbciten ber SKitgliebcr ber S'ioöarasgfpcbition finb 1 
nur für Defterreid^ al§ bie Slefultate eines großen öaterlänbifd^en Unternel^menS 
35ebeutung, fonbern l^aben für atte 6ulturööl!er unleugbaren SBertl^. SSon ben 
Sluftrage ber faiferlid^^en Slegierung über biefe SßJeltfa^rt öeröffentlid^ten SSJerfen 
neben ber Sefd^reibung ber SReife laum eine anbere ^ublication baS attgemeine "^xitt 
in fo l^ol^em ®rabe erregt atö ber unter ber Seitung ber Mferlid^en Slfabemie ber SBi 
fd^aften öon Dr. Äarl öon ©d^er^er in jtpei großen üuartbänben l^erauSgege) 
„©tatiftifd^scommeräielle %^tiV\ ©oipol bie l&eröorragenbfien ©timmen 
beutfd^en, englifd^en, belgifd^en unb franjöiifd^en treffe, aU aud^ berül^mte ©ele^rte 
gad^männer liaben jid& über biefeS l^anbelsftatiftifd^e SBäerl in ber aner!ennenbften 2 
auSgeft)rod&en. gaft einftimmig aber bebauerte man, bafe bie Äoftft)ieIigfeit unb 
l^anblid^Ieit ber bi^l^erigen 3luSgabe in üuart ber fo tounfd^enStoert^en SJerbreii 
biefeS für baS :praftifd^e Seben, unb befonberS für ben ÄaufmannSftanb fo loid^tlgen 2B 
l^inbemb entgegenfianb. 

3)le unterjeid^nete SerfagSl^anblung |iat nun, nad^bem fie baS SSerlagSred^t 
ber öfterreid^ifd^en Slegierung erioorben, eine l^anblid^ere unb tool^Ifeile ^[uSg 
beS SBerfö t)eranftattet. ' ©iefelbe ift unter bem oben angegebenen %\izl in eit 
Dctatobanbe t)on 51 Sogen ju bem, im SSerl^ältnife ju il^rem reid^en Snl^alte getoife 
tool^lfeilen Sßreife i)on 5 %\)\x. (gebunben in ^albfranjbanb 5 %\)\x, 20 SÄgr.) 
fd^ienen unb burd^ alle aSud^l^anblungen ju bejiel^en. 

Snbcm bie SSerlagSl^anblung qiermit jur ©ubfcription auf biefen l^anbi 
))olitifd^en 2^]^eil ber ©rbumfegelung ber SKotoara, biefe überfeei 
3DB'aarenfunbe, einlabet, befd^ranft fie fid^ barauf, fiatt jeber meitem Slnpreifung 
flel^enb einige Urtl&eile gebiegener gad^männer yxn\> angefel^ener Sourn 
über ba§ für bie Sl^eorie toie für bie ^rajis gleid^ bid&tige SBerl au^jüg^meife 
jufül^rcn. 

ßei^?jig, im ^erbfi 1867. 

/. 21. ^rotfe^aiii 



\' 

5 3lu^ einem bom 5. ®ec. 1865 batirten ©d^rei6en beg ^Präftbenten ber lönigl. bair. 
bemie ber SBiffenfd^aften, 3itflii$ tion Citbig in 3Künd^en, an ben SSerfaffer: 

r3<^ ^Ä^e S^^r gro^eg SBer! (©tatiftif d^ 5 commerjiettcr Xl^eil)/ toeld^e^ ©ie.unferer Sßabemie junt 

[)en! gemad^t l^aben, im $aufe, unb tefe täglid^ barin, unb bin fo burd^brungen ^on ber SBid^tigfeit 

SSebeutung beffelben unb jo bott 2)an! für ben reiben ©enufj unb bie ijülle t)on 95elel|rung, bie 

arin gefunben l^abe, bafj id^ mid^ gebrängt fül^le, Sinnen benfelben au§aufj)red^en. 2)a8 ift ja eine 

irgefd^id^te ber merftüürbigften 2lrt, nid^t nur §utn Unterrid^t für ben Silaturforfd^er, fonbern ntel^r 

für jebcn ©ebilbeten, für ben Snbuftrietten unb §anbel8treibenben/für ben ®eogrcH)l^en unb 

j;ogr(H)l^en. S^iid^t« ift »ergeffen bi§ jum ®elbe in biefen entfernten Säubern, il^rem 3Ra| unb 
td^t. 2)a8 93ud^ ift ein toa^reS 2Jlonunteixt für bie 9loöorafSReife unb für ben bcutfd^en @eijl, 

}l nur ein 2)eutfc^er !onnte e§ ju ©tanbe bringen. 

I 

1^ 2lu^ einem Sd^reiben be« 5Profefl[or^ £tani von i^ol^tntfotff^ SSerlin, 27. ^an, 1866: 

^l'Ql^r SBer! ift ein in jeber ^inftd^t grof;artige§ unb unbergleid^lid^e« Untemel^men, eine Sereid^erung 
f[:Stoatgtoiffenfd&aften einjig in feiner 2lrt, SRod^ gibt e« in 2)eutfd^lanb öerl^ä(tnif;mä|ig toenigc, 

'Berftänbni^ urib @inn l^aben für bie großen Kombinationen überfeeifd^er §anbeI§^oUti!. IXnfere 

'cnlänbifc^e Sefangenl^eit berfd^ulbete einen großen 2:i^eil unferer nationalen @d^tt>äd^e. 9'lur bie« 
%m SSößer fönnen pim SBeiou^tfein ber 3Ra^t unb ©rö^e in ber ©egentoart gelangen, toetd^e ben 

jtberuf beS ©anbei« mit £ebenbig!eit erfaffen, alle Gräfte in ber aöettbeioerbung meffenb unb fteigemb. 

Ut glaube id^, ba^ nid^t nur bie Söiffenfd^aft in il^rem engern Greife, fonbern aud^ baS gemein« 

■^ aSaterlanb Sinnen ben größten S)an! fd^ulbet. : 



^Profefjor XD.Aliitn in Serlin in SB. Äoner'g „Seitfd&rift ber (SJefetlfd^aft 
|: ©rblunbe" (1. »anb, 1. §eft 1866, S. 81): 

ij@§ gibt !aum iüoa^ 2lnbereg, ioaS tiefer eingreifenb unb geioid^tiger für bie ©rl^altung ber ge« 
[uten menfd^lid^en ©efeUfd^aft Wäre unb toaS an 2lu8beljnung be« 3«tereffe§ fid^ mit bem ber 
l^buctenfunbe meffen lönnte. .^arl Flitter l^at in feiner ®eogra))]^ie »on Slfien ein unb baS anberc 
Hct ber ^robüctenfunbe in umfaffenber SBeife beljanbelt, toie e« t)om toiffenfd^aftlidjen ©tanb))un!te 
f nur irgenb ioünfd^enStoertlJ erfd^einen mag. 2lber ^§ gej^ören nod^ bebeutenbe Äräfte baju, toenn 
|id ffelb in auSfül^rlid^er SBßeife bebaut toerben fott. ©eien toir barum banfbar, wenn ung bon 
(n aJlanne, toeld^erbie®rbe!ennt, ein neuer toid^tiger ^Beitrag für biefe 2lbtl^eilung ber ©rbs 
|e geliefert ioirb. Äarl b. ©d^erjer l^ot nad^ feiner ateife mit bem öfterreid^ifd^en ©d^iflre S^iobara 
jbie ®rbe ben reid^en Qd^di^ beS burd^ eigene Slnfd^auung ©eioonnenen unb mittels eineS alle Sin« 
imung berbienenben glei^eS auS einer güUe bon nmcm 2RateriaI ©rlangtem in gioei jiarfen Sänben 
ergelegt.... 2ßir lönnen nid^t lebl^aft genug ben 3ßunfc§ auSf^red^en, e« möd^te aud^ eine billige 
^gabe biefe« berbienftboSen unb nü^lid^en Set!« l^ergefteüt Werben, ba« gu fetner redeten 
jeutfam!eit erft gelangen !ann, Wenn eS in auSgebel^ntefter SGßeife bem ©anbei«« 
be iugänglid^ gemad^t Würbe. 

• 

j IXniberfitätg^^rofeffor Dr. ftacl 1. »djroff in SBien in ber „3eitfd^rift be« 
rreid^ifd^en 2li30tl^elerberein«": 

ajlit großer ^reube begrüben Wir jebe literarif d^e Seiftung, Weld^e il^re ©ntftcl^ung ber ^um Shil^me 

5ur ®l^re unfer^^ SSaterlanbe« gereid^enben 5fl0baras®j|)ebition berbanft. SBor allem glauben wir 

bem borliegenben 3ßer!e unfere freubige Xl^eilnal^me beaeugen au muffen. Weil e« bie gro^e 

^immung l^at, ben 5RationalWol^lftanb a« förbern, ber* Snbuftric bie Salinen a" 

len, auf benen fie il^re ©raeugniffe am beften berwertl^en fann. 2lber auc§ in cultur« 

l;rifc|er Seaiel^ung bietet ba« borliegenbe SGßer! jebem ©ebilbeten be« 3»ttereffanten unb 9leuen gar 

• babei ift e« in einem fo gefälligen, eleganten ©tile berfa^t, ba^ bie Se!türe beffelben feinen 

friebigt laffen Wirb. 2lud^ ber $ljarmaaeut unb. 2lrat fan^n auf eine reid^e 2(u«beute 

nen. SDer Äaufmonn aber wirb au« feinem anbern 3Berfe fo grünblid^e, bi« in unfere %aQC 

enbe Selel^rung über bie ©anbel«5@m))orien unfere« Planeten gewinnen. 






2lu« ber Beilage jur „Slllgemeinen ^^i^w^^ö" bom 12. unb 13. 9Job. 1865: 



i2)ie ©d^eraer'fd^e S^f^mmenfteUung be« an unb für fid^ fo trodfenen ftatifiifd^en EKaterial«, 
}|fe« bei bem gwetfe be« Söerf« ba« gunbament ber Slrbeit bilbet, ift eine fo geWidfte unb burdj 
lauf unmittelbarer Slnfd^auung bcrul^enbe 2)arftellung eine fo lebenbige, ba^ Wir ben populären 
^ ber 2lrbeit nidbt l^odj genug ftetten fönnen. ©id& über bie beaüglic^en SBer^ältniffe auS ben ar« 
m be« Board of Trade a«_««terri4ten. Wirb nur ber ©tatifrtfer bon %ai^ burc^fü^rem^ P^ 



Barer ^raft p giel^en. ^ie Ttt^v^d^l ber ^aufteute unb ber SnbußrieUen toirb alix nur einer 
jiel^enberen ^ornt ber QQ!fyUmvQtHi^^ j^inreid^enben ^efc^mact abgetoinnen, um ftc^ baburc^ an 

toijfenfcl^aft(i(3^c unb f^ftematifd^e 2luffaffung beS ®iiter(ebeng ber SBelt au getoöl^nen ^ 

filiert burdj tobte S^l^Jt^n, burd^ 3tn)5ort= unb ©j^ortangaben ben lebenbigen ©etoeig für baS fd^öw 
fe^: ba^ bad anfd^einenb felbftfüd^tigfte @treben bed ©ingelnen nad^ materiellem ©etoinn bie ÖueSe 
materieUen unb geiftigen äßo^Ifal^rt Sitter ift. 2>iefe§ ®efe| f))tegelt ftd^ fel^r l^übfc^ \n bem ®t 
d^arafter bed gangen SBerfg nneber, bad aiveifell^aft td^t, ob baffelbe ^on einem e^clufi^en Oefterre 
ber nid^t« öerfolgt alS bie 3ntereff cn feiner engern §eimat, ober t)on einem 2)eutfd^en mit feiner 1$ 
Sluffaffung bc§ geiftigen SebenS, ober ob e§ öon einem Äo8mo|)Oliten gefc^rieben ift, ber fid^ vi 
auf bem weiten (Srbbatt ai^ Bürger fül^rt, unb beffen gorfd^ungen ber 2Äenfd^l^eitin il^rer ®efam 
l^eit gelten. 

Slu« ber 3eitfd^rift „SDag 3lu^Ianb" (Öal^rflang 1866, 5»r. 16): 

... ^ätte ftd^ ©d^erger an atten großen $anbe(iS))Iä^en über 6d^iffal^rt$betoegung, Tarife, 9 
unb ©etoid^te, 3Baarenumfa^ unb SluStoanberung unterrichtet, bie neueften ftatiftifd^en SCctenftüdCe 
gegriffen unb öeröffentUd^t, fo loürbe man fagen bürfen, er ^abe feine Slufgabe reblid^ erfüttt uni 
$anbe(dgefd^id^tlid^e %^til ber öfierreid^ifc^en ^eltfal^rt fei nid^t l^inter ben ioiffenfd^aftUd^en ^eig 
}u ben 9lcifetoer!en anberer ^Rationen gurüdfgeblieben. " 

3[ttein ein beutfd^er ©elel^rter tl^ut gern nod^ ettoaS mel^r, unb §r. b. ©d^erger l^at nidjt 
bielcä mel^r getl^n, fiAtbern er l^at atte§ getl^an, toag man bom l^ödjften. toiffenf^aftlid^en ©tanbj 
bon il^m forbem burfte. Q^it 21. b. ipumboIbt'S „Essai sur la Nouvelle Espagne" erfc^ien, l^at 
gang neue 3^^^ f^^ ^i^ geogra^l^ifd^e @tatifti! begonnen. 3ßa0 nü^t e$ un0, menn ioir toiffen, ba' 
beUebigeÄ (Sebiet jäl^rlid^ tim aRittion ©entner SudCer ergeugt ? SBßir tootten toiffen, toie biel 3uäer i 
i^aupt erzeugt toerbe, unb toeld^e Functionen jeneg ©ebiet in ber SudtersSrgeugung ber ®rbe t)er 
mit einem äBorte: tDirtooHen bergleid^en, ioir tootten mit einem Slide getoiffe materiette 
gänge in ber Xl^ätigfeit ber gefammten SÄeufd^engefellfd^aft überfd^auen. ©d^erger l^at in bie 
^umbotbt'fd^en ©etfte gearbeitet, unb toad ioir fd^on beim erffcen Sl^eile bed 9Ber!0 bei 
^ahm: wer bie größten §anbefö|)lä4e im 2ltlantifd^en 2Reer, im Swbifd^en Dcean, in ben fübofta 
fd^en Seen unb im BtiUm 3)i{eere befud^t unb l^anbeldgefd^id^tUd^ burd^fud^t l^ot, ber l^at ben @eel^( 
bcr®rbe gefeiten, ber l^at fid^ biel^iJd^fte Äennerfd^aft in bem Zeitraum erworben, W 
i^n gefeiten l^at. ©d^erger'd SBerl entl^ült, berftreut über bie eingetnen älbfd^nitte, eine SBaai 
funbe, unb gwar nic^t blo8 eine mercantilifd^e, fonbern aud^ eine Wtffenfd^aftlid^e unb 
guiftifdjfe SBaarenfunbe. 

Sllesanber b. ipumbolbt, al§ 3leformator ber ^robuctenftatifti!, blieb nid^t babei ftel^en, SB< 
mit SQ^ertl^en gu bergleid^en, fonbern er unterfud^te aud^ bie örtlid^ berfd^iebenen @rgeugung§W< 
bie lanbwirtl^fd^aftlid^en ©rwerb^arien unb bie barauf begüglid^en (Solonialgefetfe. 9lud^ barii 
©d^erger bem claffifd^en SSorbilb gefolgt. 

SÄug ber „Äijlnifd^en 3eitung" bom lö. 9lob. 1865: 

2)er ©tatiftifd^scommergiette ^l^eil ber ^iobara* ^ublüationen liegt nun in gtoei ftattlid^en ü 
bänben öor. ©djerger, bem bie beutfdje ^elel^rten^ unb ©efd^äftSWelt biefe Sliefenarbeit gu banfen 
bietet bamit gugleid^ eine ®eogra))l^ie unb ©tatifti! ber aCßeltemJ)orien unferer mercantilifd^ unb inbu] 
fo großartig entWidfelten QnUpoä)e, fotoie ein freifinnigeä Programm für Snbujirie unb ^anbel 

ÄatferftaatS SBenn Wir etWaS bei bem Sßerfe bebauern, fo ift eS ber Umftanb, ba^ bie Cluartaug 

gu tl^euer fei für baiS größere ^ublilum unb für biefed im gangen aud^ gu unl^anblid^ unb gu umf 
reid^ ift; eine nid^t gu !na^^ gel^altene, mtnber f^lenbib auSgeftatiete fleine Slu^gabe Würbe, b 
finb wir übergeugt, bei nid^t gu l^oljem greife in Xaufenben bon ®EenH)laren nid^t bloS in Deften 
fonbern in atten beutfd^en ^anbelS^lä^en unb in atten ©ee^lä^en. Wo ^eutfc^e leben, SSerbre 
finben. 

2lüg ber „Hamburger SörfenJ^afle" bom 4. gebr. 1865: 

2118 eine fel^r bebeutenbe grud^t ber öfterreic^ifd^en SBeltumfegelungS s @E^)ebition in ben 3( 

1857—59 liegt unS nunmel^r bor: ©tatiftifdjscommergietter Xl^eil bon Dr. Ä. b. ©d^erger C 

in biefem äBerfe eine Wal^re ^nbgrube unb ©d^a^!ammer auf bem Gebiete ber $anbeliSgeograj)l^i( 
Statiftil gu ©tanbe-gebrad^t, beren ^xi^alt aud^ über bie SScrl^ältniffe in ben bon ber ®E))ebitio 
fuc^ten $l&|en i^inau^reid^t. Xa^ ^efonbere unb ©igent^mlid^e in ben $anbel3berl^ältni|fen ber eing 
$lä|e i^at ber SSerf affer auf fel^r umfid^tige SGßeife fx^ als ©runblage für eine attgemetne ©tatiftü 
^arftettung beS einfd^lägigen ©egenftanbeS bienen laffen, unb babei mit großer @mftg!eit, unter ] 
Sufammenftettung, bortrefflid^e Ueberfld^ten geliefert. 

Slug ber 3eitfd^rift „©lobu^ (1865, »b. 8, Sfg. 3, ©. 83): 

Dr. ©djierger'S ©tatiftifd^^commergietter ^l^eil entl^ält eine fo reidje gunbgrube bon iflad^rid^tei 
ben ©anbei Wie laum ein anbereS, unb ein ^^erborragenber ^la| in ber Oefd^idjte ber ©anil 
toiffenfd^aften ift il^m für atte 3eit pdjer. ®« fledtt in bem »uc^e eine ungel^eure &ummi 
toiffenl^after 2lrbeit, unb ber SBerfaffer l^at eS berftanben, bie ©egenftänbe fo gu bel^anbeln, ba« 



»uö ber „5Reucn greien ^Preffe", SBien, 6. Dct. 1865: 1 

e^en $i(fe !ann man für jjeben 9Rar!t bie ^aare, für jebe Saare ben Tlavlt auffu(^en. 2)et 
le ©ropaufmann, ben man bereits in aUm fünf SBetttl^eilen trifft, toirb überall, loo er felBfl 
ßfie SteQe fanb, bieS 8uc^ toilüommen l^ei^en. .; . Slber nid^t nur für ben Kaufmann, au.ti^ 
m ^olitifer entl^dtt baS 2Bcr! ©d^erjer'g gar mand^e« Sel^treid^e. 3Wit fefter §anb jeidjnet er 
Verfall ber gallo ^romanifd^en, bie SBIütljie ber angrosgermanifd^en Kolonien; in überjeugenber 
f (Gilbert er, h>ic greiljieit unb S'led^t ben SBol^Iftanb förbern, 2)e§^)0tie unb SBittfür i^n untere 
t; toie 9(berg(aube ^ur SCrmuil^, ^aturiDiffenfd^aft }um 9leid^tl^um fül^rt. 

au« ber „SCrieftcr Seitung" bom. 28. 9loi). 1865: 

Hne ungeh>öl^n(id^e Slrbeit, bie mül^feltgfie unb ftetfrigfte, bie \oxt feit langer S^t gefeiten l^aben, 

l^rer Stnorbnung toegen o|^ne Vorgänger S)er ^anbeldftanb foioie gro^e Sanbtoirtl^e 

jnbuftriette , toeld^e pd^ ben 93(itf für ben gtfo^en SSerfel^r frei erl^alten l^aben, toerben baS SBer! 
üt bem größten SBortl^eit für bie ©rtoeiterung il^rer Äenntniffe beg SBeltl^anbelS benüjen 

ben @eift, in h>eld^em bie ^arfteUung gehalten ift, braud^en toir nid^t Diel ^u fagen. Sd^erjer 
ine ^nfid^ten nid^t tm engen Seben gewonnen, fonbem auf bem äßeltmarlt. 6ein hlid ift meber 
erjieH nodj [fociat bon 3uf Sttigf eit§ 5 unb Silebenbingen umflort unb feine Xleberjeugungen flel^en 

burd^toeg auf freil^eitlid^em Soben. S)o8 Söer! ift einer ber gefunbeften Äuötäufer ber 9ioDaras 
ition, beren commer^ieUeS iRad^fd^lagebuc^ eiS gleid^f am bilbet, unb t% l^at burc^ ^cid Diele 9leue, 
5 l^injujufügen bie ©reigniffe in Dftafien nod^ SJerantaffung geben, eine fetbft fjDecififd^e fdt'- 
tg erl^alten. / 

aug ber „Times", Sonbon 9. Dct. 1865: 

The Chevalier von Scherzer who wrote the account of the Novara's voyage round the 
has just published a continuation of that work under the title of Statistical and Com- 
al Results of the voyage of the Novara. The book contains much valuable Information 
hows Dr. V. Scherzer's great knowledge and experience. 

au« „Daily News", Sonbon 18. Dct. 1865: 

rhis work in two handsome quarto volumes would do credit to any country in which it 
)een produced. The mass of important Information it contains is remarkable, as is the 
Lcal purpose to which the knowledge acquired has been applied. 

au« ber „Ind^pendance Beige", Sriiffel 28. gebr. 1866: 

jC second volume des resultats statistiques et commerciaux du voyage de circumnavi- 
1 de la fregate Novara qui complete Pouvrage de M. de Scherzer, renferme les recherches 
pai* Pauteur pendant son sejour en Chine, etc., sur le mouvement commercial, industriel 
icole, les moyens de communication , etc. etc. ; elles donnent de nouvelles preuves du soin 
entieux qui caracterise les travaux de ce savant. 

Sug „L'Etendard", ^axxi 5. ÜJlarj 1867: 

es resultats statistiques et commerciaux de cette importante expedition ont ete publies en 
'^olumes composes avec un soin qui atteste les patientes et consciencieuses etudes faites par 
Scherzer durant le voyage de la Novara. L'ouvrage que la maison Brockhaus va editer, 
B les faits les plus saillants, les notes recueillies par Pauteur sur le commerce, Pindustrie, 
ulture et les conditions sociales des peuples trans-europeens visites par la fregate imperiale. 
:e sur lequel j'appelle la tres-serieuse attention de tous ceux qui s'interessent aux questions 
omie sociale et commerciale, est, ä mon avis, le complement indispensable de tous les 
ires de statistique publies dans ces dernieres annees, et comme tel, il aura sa place marquee 
>ntes les bibliotheques. 

[ug „The Daily Press", ^onglong 11. 2f»)ril 1867: 

tose who have seen the work containing the descriptive part of the Austriau Novara Expe- 
l^y the same author, will be astonished at the appearance of so voluminous a work 
lag a Synopsis of the colonial and foreign trade and produce of nearly all the civilised 
mi-civilised nations of the world .... It is carefully illustrated with maps, tables of 
10, etc. etc., and will become a most useful and necessary Counting House companion 
chants and others interested in the foreign trade of the principal countries of our 
... We cannot suf&cientlyTrecommend the work as a comprehensive manual of Com- 
£tatiatic8 for every one in any way interested in the trade and progress of the countries 
hy ' the Expedition. 
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I. 



Seit ungefähF 100 Jahren hat man sich darauf verlegt, mit ununter- 
brochener Aufmerksamkeit den Gesetzen nachzuforschen, welche den Geld- 
umlauf und den Kredit regeln, um daraus die Mittel abzuleiten, welche die 
Stockungen in jenen beiden für das allgemeine Wohl so wichtigen Faktoren 
yerhüten konnten. Vieles ist jetzt allgemein bekannt, was früher nur in der 
üeberzeuguDg einzelner l^achmänner feststand; n^anches ist jetzt als Axiom' 
angenommen, worüber man vor noch nicht ganz langer Zeit ei&ig stritt. 
Aber vieles ist auch noch unklar, häufig werden Sätze, welche man für er- 
ledigt hielt, wieder angefochten. Jede neue Erisis auf merkantilem oder 
finanziellem Gebiet wird nach ihren Ursachen und Wirkungen untersucht und 
zergliedert. Wie die Aerzte stehen die Männer der Finanzwissenschaft neben 
den hingeschiedenen Vermögen, welche der monetären Krankheit zum Opfer 
fielen; leider aber ist es hier wie dort leichter, eine Beschreibung des Ver- 
laufs zu geben, als die Mittel gegen die Krankheit zu finden. 

Ein gut eingerichtetes Bankwesen gilt für eines der sichersten Mittel, um 



*) Die nachstehende Abhandlung stellt, in eingehender und interessanter Weise 
das nordamerikanische Bankwesen in seinen Licht- und Schattenseiten dar. Die- 
selbe verdient um so mehr die Beachtung unserer Leser, da auch für das deutsch- 
österreichische Bankwesen die amerikanische Freiheit (die aber in Wirklichkeit nicht 
allzu gross ist) vielfach angestrebt wird und jedenfalls in nächster Zeit ^die Bank- 
frage*^ im norddeutschen Parlament, im österreichischen Beichstag und ungarischen 
Landtag zu grossen Debatten Veranlassung geben wird. D. Red. 
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Gefahren auf dem Gebiete des Geldumläufe und des Kredits zu verhüten oder^ 
wenn sie doch eintreten, ihre schädliche Wirkung so viel wie möglich zu 
vermindern. 

Zu diesem Zwecke sollen die Banken Kapitalien vereinigen, welche früher 
zerstreut waren, und sie dem Handel oder Staat zur Verfügung stellen in 
der Form von Darlehen auf kürzere oder längere Zeit Diese Kapitalien sind 
entweder feste, der Bank angehörende (Aktienkapital, Reservefonds), oder 
temporäre (Depositen). Um ein noch grösseres Kapital disponibel zu machen^ 
geben die Banken, falls sie dazu die staatliche Concession besitzen, auch 
papierene Werthzeichen (Banknoten) aus, welche an Geldesstatt cirkuliren. 

Mit diesen so zusammengebrachten Geldmitteln sollen die Banken in ruhigen 
Zeiten dem Handel unter die Arme greifen und es ihm ermöglichen, weit 
aussehende Geschäfte zu machen mit eiaem geringeren eigenen Kapital, als 
ohne die Hülfe der Banken nöthig gewesen wäre. Sie sollen femer einen zu 
kühnen Spekulationsgei^t in die richtigen Grenzen zurückweisen, indem sie ihm 
das Mittel dazu, den Kredit, entziehen oder durch Erhöhung des Zinsfasses 
wem'ger zugänglich machen. Sie sollen endlich in Zeiten allgemeiner Furcht 
den schwankenden Handel durch Verleihung von Kredit aufrecht erhalten^ 
Sie können dies aber nur, so weit ihre eigenen Mittel reichen, und da diese 
theilweise ^us Depositen bestehen, welche zurückverlangt werden können,, 
theilweise auch auf dem Ausgeben von papierenen Werthzeichen beruhen,, 
welche das Publikum nicht anzunehmen braucht, ja welche man zur Aus- 
wechslung in Münze der Bank jeden Augenblick wieder anbieten kann, so 
ist klar, dass die Hülfe, welche die Banken in Augenblicken von Geld- 
noth und Kreditmangel dem Handel zu leisten vermögen, zum grossen Theil 
von dem Vertrauen abklängt, welches das Publikum ihnen schenkt. Zieht 
letzteres seine Depositen zurück, weigert es sich die Banknoten anzunehmen 
und präsentirt es diejenigen, welche bereits im Umlaufe sind, zur Umwechs- 
lung in Münze, so können die Banken nicht allein anderen keine Hülfe leisten^ 
sie kommen vielmehr selbst in Gefahr zahlungsunfähig zu werden. 

Bei solchen Krisen wird stets die Frage yentstehen: wie erhält man den 
Kredit der Banken aufrecht? Beinahe seit den ersten Anfängen des Bank- 
wesens hatte sich der Staat mit diesen Kreditinstituten beschäftigt, indem er 
einerseits ihre Errichtung an allerhand Bedingungen knüpfte, welche die 
Banken selbst und das Publikum, welches ihnen Vertrauen schenkte, vor 
Verlusten bewahren sollten; andererseits sehen wir hie und da die Banken 
geradezu durch den Staat gewährleistet. Im letzteren Falle, wodurch der 
Kredit einer Bankeinrichtung natürlich mit einem Male befestigt war, ver- 
bindet sich die Bank zu verschiedenen Gegenleistungen, welche dem Staate 
wieder zu Gute kommen. Hierunter gehören Darlehen ohne Zinsen oder gegen 
einen sehr geringen Zinsfuss, Besorgung von gewissen Geschäften, wie z. B. 
die Ausgabe der schwebenden Schuld und was dem mehr sei. Ausserdem 
behält sich die Regierung als Bürge einen bedeutenden Einfluss auf die Ge- 
schäftsführung vor, welche, festen Bestimmungen unterworfen wird. Eines der 
Hauptvorrechte, welche solche Banken gewöhnlich gemessen, ist, dass sie ent- 
weder allein berechtigt sind Banknoten auszugeben, mit Ausschluss jeder 
anderen im Staate bestehenden Krediteinrichtung, oder dass ihre Banknoten 
von der Regierung in Zahlung angenommen werden, während man diesen 
letzteren Vortheil den Noten anderer Banken verweigert Ja, in manchen 
Staaten hat sich die Regierung geradezu gesetzlich verpflichtet, nicht selbst 
papierene Werthzeichen (Papiergeld) auszugeben, sondern die Darstellung und 
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Ausgabe solcher fiduziaren Papiere rein der Bank zu überlassen,'*'} welche 
aber darin an sichere Normen gebunden ist, so dass sich für die ausgegebenen 
Noten stets eine gewisse Deckung in Metall Yorfi!nden muss. 

Die Bestimmungen über diese Punkte varüren in jedem Lande, aber in 
beinahe ganz Europa haben jetzt die Staaten solche priyilegirte Bankinstitute 
kreirt, welche je nach der Grösse der Staaten eine Anzahl Filiale zu er- 
richten verpflichtet sind und dadurch ihren Einfluss über das ganze Land 
ausdehnen. 

Diesem Bankpriyilegium gegenüber in seinen verschiedenen Formen und 
Gradationen macht sich die Ansicht derjenigen geltend, welche auch für das 
Bankwesen eine selbstständige Entwicklung beanspruchen. Diese behaupten, 
dass es für den Geldverkehr nützlicher sei, wenn man zwar die Bildung der 
Banken einer Gesetzgebung unterwerfe, welche ebenso ihrer Geschäftsfüh- 
rung gewisse Wege vorschreibe, kurz ihnen eine Anzahl Lasten und Pflichten 
auferlege, diesen gegenüber aber auch allen die Ausgabe von Banknoten 
zugestehe. 

Gerade in der letzten Zeit ist diese Frage, besonders in Frankreich, viel 
besprochen worden. Ohne auf die Theorie luer näher eingehen zu wollen, 
führen wir heute den Lesern die verschiedenen Banksysteme vor, welche in 
den Vereinigten Staaten zur Geltung gekommen sind. Dort, wie hier ist 
dieser Streit geführt worden, im allgemeinen aber war in Amerika das 
Prinzip der freien Banknotenausgabe überwiegend. Zweimal wurde eine 
Centralbank gegründet, welche Privilegien hatte und zu der Centralregierung 
in Beziehung stand. Stets triumphirte über diese privilegirte Banken das 
Prinzip der Bankfreiheit, stets blieben neben diesen Banken der Centralgewalt 
die anderen Banken bestehen und blieb ihnen die Ausgabe von Banknoten 
unbenommen. Und auch in der letzten Zeit, als man die Nationalbanken 
kreirte und diese nach und nach beinahe alle andern Banken verdrängt haben, 
geschah dies, ohne dass man das Prinzip der Bankfireiheit aufhob. Bios durch 
Begünstigung und Bevortheilung der Nationalbanken, während man die anderen 
mit einer Steuerlast drückte, die sie nicht ertragen konnten, zwang man die 
letzteren sich in Nationalbanken umzuwandeln. 



n. 

Als die Anfange der jetzigen Yereinigten Staaten Nordamerika's noch 
englische Kolonieen waren, jede mit einem englischen Gouverneur an der 
Spitze, welcher das Land in ähnlicher Weise regierte, wie wir das jetzt in 
Australien sehen, hatte jede Kolonie das Recht über ihre inneren Angelegen- 
heiten zu verfügen. 

Dazu gehörte die Gesetzgebung über den Geldumlauf und die Kredit- 
institute. Jede Kolonie regelte diese Punkte nach eigener Weise, und die 
aus jenen Kolonien hervorgegangenen Staaten thun dies heute noch. Einer 
der interessantesten Beweise dafür ist die Verschiedenheit des gesetzlich fest- 
gestellten Geldzinses und die Gesetze gegen Ueberschreitung dieser Norm 



*) So in Oesterreich, wo bekanntlich die Nationalbank allein die Befagniss 
hatte-, ^Noten ausgeben za dürfen. Dieses durch die Bankordnung vom 3/6* Januar 
1863 neuerdings verliehene PriTilegium ist durch die Gesetze vom 7. Juli und 25. 
August 1866 — die Emissionjen von Staatsnoten betreffend — freilich illusorisch ge- 
macht worden. D. Red. 
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(Wachergesetze), welche beinahe in allen Staaten yerschieden sind. Die 
Banken wurden ebenfalls durch die einzelnen Staaten autorisirt, nach den in 
, denselben herrschenden Gesetzen errichtet und betrieben, ihre Banknoten nur 
insofern angenommen, als die Banken selbst sich beim Publikum Kredit er- 
warben, pie Autonomie der Einzelstaaten wurde von denselben in den ersten 
Jahrzehnten der Union mit grosser Eifersucht gewahrt und ihre Vertreter 
Hessen keine Gelegenheit vorübergehen, im Eongress der Centralgewalt gegen- 
über die Rechte der einzelnen Staaten geltend zu machen. 

Diese Neigung trat sehr deutlich hervor, als der Finanzminister Hamil- 
ton in der Eongresssitzung von 1790 den Vorschlag machte eine C entr al- 
ba nk zu gründen, welche in einem gewissen Zusammenhang mit derCentral- 
regierung stehend, die Tilgung der Staatsschuld erleichtern und bei Anlehen 
der Union die Vermittlerin sein sollte. Der Unabhängigkeitskrieg war soeben 
beendet und hatte eine Schuld von 54 Millionen DoUars hinterlassen. Der 
Eongress hatte deren Tilgung beschlossen, den Modus dazu bestimmt und 
darunter eine Anleihe von 12 Millionen Dollars genehmigt. Aber gegen die 
Gründung einer Bank, welche diese Geschäfte vermitteln sollte j erhoben sich 
die Vertr6(ter der Einzelstaatengewalt. Sie verneinten das Recht der Central- 
gewalt eine Bank zu gründen, und wurden darin von jenen Stimmen unterstützt, 
welche daraus eine bedeutende Vermehrung der Centralgewalt entstehen sahen. 
Nur mit Mühe ging der Vorschlag Hamiltons durch und wurde am 8. Februar 
1791 zum Gesetz erhoben. Dabei ward die Bank vorläufig nur auf 20 Jahre 
zugestanden. Das Eapital sollte 10 Millionen Dollars in 20,000 Antheilen 
betragen und davon der Staat 4000Antheile (also 20 •/o) nehmen. Auf jeden 
Antheil mussten 25 7o in Münze, der Rest in Staatseffekten bezahlt werden. 
'Die Bank sollte überall, wo der Handel dies erfordere, Filialen errichten.. 
DiQ früheren Banken blieben neben ihr bestehen und hiessen jetzt, zum Un- 
terschied von ier Centralbank, states banks, Staatenbanken, weil sie 
durch die Gesetzgebung der einzelnen Staaten autorisirt waren. Diese Staa- 
tenbanken vermehrten sich trotz der Centralbank, und es gab deren im Jahr 
1811 bereits 88. 

In diesem Jahr lief auch das Octroi der Centralbank zu Ende.' Die 
öffentliche Schuld hatte so bedeutend abgenommen, dass man glaubte, diese 
Bank entbehren zu können. So allgemein, scheint es, war man damals noch 
von dem Grundsatze durchdrungen, dass die Zulassung von Banken ein Attri- 
but der Einzelstaaten sei, und dass die Errichtung einer Bank seitens der 
Centralgewalt nur als Folge eines Ausnahmezustandes angesehen werden 
dürfe, dass die Centralbank selbst nicht einmal um Verlängerung ihres Octrois 
nachsuchte, sondern nach Ablauf der 20 Jahre einfach liquidirte. 

Es ist deutlich, dass die obige Ansicht auch getheilt ward durch die 
Männer, welche damals an der Spitze der Centralgewalt standen, denn sonst 
würden sie wohl das Fortbestehen ihres Bankinstituts betrieben haben, auch 
wenn für den Augenblick kein absolutes Bedürfniss vorhanden war ; das konnte 
ja jeden Augenblick sich wieder fühlbar machen. — Wirklich trat dieser Fall 
nur zu bald wieder ein. In Folge des Kjieges mit England (1812 — 1814) 
hatte man wieder viele Schulden gemacht, das baare Geld war aus dem 
Lande geflossen, die Banken hatten die Einwechslung ihrer Noten gegen 
Münze eingestellt und das Papiergeld des Landes war gleich den Banknoten 
entwerthet; Gold stand bis 14 7^ Agio. In Folge der grossen Einnahmen aus 
den Einfuhrzöllen wurden zwar die Finanzen der Union gehoben und Schul- 
den getilgt; da diese Zölle aber mit Schatzscheinen bezahlt werden konnten, 
so floss kein Gold in die Eassen und fehlte das Mittel, die Goldwährung 
wiederherzustellen. Um dies zu vermitteln, wurde dem Eongress wieder die 
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Errichtung einer Centralbank yorgeschlagen. Wenn die Noten dieser Bank 
durch die Regierung in Zahlung angenommen wurden, aber doch bei der 
Bank selbst gegen Münze eingewechselt werden konnten, so durfte man hoffen, 
dass dieselbe bald einen ausgebreiteten Eiedit geniessen würde. Es war dann 
nur eine yerhaltnissmässig geringe Menge edler Metalle nothig um ihre Aus- 
wechslung zu garantiren, um so mehr, da die übrigen Banken dann auch 
genöthigt waren ihre Koten gegen Münze auszuwechseln, wenn sie dieselben 
nicht depreciirt sehen wollten. Ohne dass es den Staat etwas kostete, wälzte 
er also die Last, eine Münzwährung wieder einzuführen, auf die Schultern 
der Banken. Die Staatenbanken hatten bis dahin wenig Lust gezeigt dieses 
Opfer zu bringen; die Schöpfung einer privilegirten Centralbank übte einen 
indirekten Zwang auf sie aus. Dies war um so mehr der Fall, da die Noten 
der Staatenbanken damals durch die Regierung an Zahlungsstatt angenommen 
wurden. Nicht eigentliches Papiergeld, sondern nur zinstragende Schatz- 
scheine waren kreirt worden, welche aber bei den Kassen in Zahlung ange- 
nommen wurden, so dass die Regierung genöthigt war, in Ermanglung ge- 
münzten Geldes auch die Banknoten anzunehmen. Mit dem Privilegium einer 
Centralbank, deren Noten allein durch die Regierungskassen angenommen 
wurden, verloren nun natürlich die übrigen Banken einen grossen Theil ihrer 
Notencirkulation . 

Die Banken bekämpften daher lebhaft den Vorschlag einer Centralbank 
und ihnen schlössen sich die Abgeordneten an, welche in der Gründung einer 
solchen Bank einen gesetzlichen Uebergriff' der Centralregierung sahen, sowie 
diejenigen, welche fürchteten, dass letztere dadurch zu viel Macht und Ein- 
flusB zu ihrer Disposition bekommen würde. In Fo]ge dieses Widerstandes 
fielen die dahin zielenden Yorschläge der Regierung im Jahr 1814 und 18 J 5 
im Korigress durch. Als der Vorschlag im Jahr 1816 erneuert wurde, schlug 
man erst vor, die Staatenbanken durch Gesetze zur Wiederaufnahme der 
Baarzahlungen zu zwingen, allein am Ende beschloss man doch die Wieder- 
errichtung einer Centralbank. Sie erhielt wieder ein Octroi auf 20 Jahre, 
hatte ihren Sitz zu Philadelphia und hiess United States Bank. Sie sollte 
ausserdem Filiale errichten, wo ihr dies nothig schien* Das Grundkapital 
betrug 35,000,000 Dollars in 350,000 Antheilen, wovon der Staat 7000 An- 
theile (also 70 nehmen sollte. Von diesem Kapital sollten 25 7o in Münze, 
die übrigen 75 '/o hi amerikanischen Staatspapieren einbezahlt werden, und 
zwar die letzteren zu festgesetzten Kursen. Von diesen Effekten sollte die 
Bank jährlich den Betrag von 2,000,000 Dollars versilbern, doch hatte die 
Regierung das Recht, wenn sie amortisiren wollte, diese Effekten von der 
Bank zum Einlagepreis zu übernehmen* Die Bank sollte 25 Direktoren haben, 
wovon der Präsident der Union ö ernannte. Ihre Noten wurden, mit Ausschluss 
derer von anderen Banken, bei der Regierung an Zahlungsstatt angenommen 
und sie erhielt das Kassageschäft der Centralregierung, sowie das Depot 
der Staatsgelder. Man sieht, die Grundlage der Bestimmungen war ungefähr 
dieselbe wie im Jahr 1791, nur war das Kapital viel grösser. 

Der Einflass dieses Gesetzes machte sich fühlbar, noch ehe die Bank 
ihre Wirksamkeit angefangen hatte, indem schon Ende 1816 die Bruchtheile 
des Dollars durch die Banken in Silber bezahlt wurden, und zu Anfang des 
Jahres 1817 fingen alle Banken an ihre Noten wieder gegen Münze einzu- 
wechseln. Allein die Freude dauerte nicht lange, und schon in der zweiten 
Hälfte dieses Jahres scheint man wieder vom Prinzip Jer Baarzahlung abge- 
widien zu sein. Die Noten der meisten Banken standen niedriger als Münze 
und die United States Bank selbst erklärte die Noten ihrer eigenen Filial- 
banken nur unter gewissen Bedingungen al pari anzunehmen. Das Loos der 



I 

158 ^M äankwesen der YerelDigten Staaten von Nordamerika. 

Centralbank war übei'hanpt kein glückliches und leider zum grossen Theile 
8elt)St yerschuldet. 

Es ist oben schon gesagt worden, dass die Centralregierung V^ ^^^^^ 
Antheile genommen hatte. Die Verpflichtungen der Einzahlung wurden aber 
nie Ton ihr erfüllt; sie yergütete der Bank 5^0 für ihre Schuld und zog da- 
gegen die oft viel höhere Dividende. Der Bank wurde dadurch von vorn- 
herein 20 7o ihres Kapitals entzogen und auch gegen die übrigen Theilhaber 
ein grosses Unrecht begangen. Vielleicht war es der Bank nicht möglich, 
sich in dieser Angelegenheit der Eegierung gegenüber anders als passiv zu 
verhalten. Sie beging aber einen anderen grossen Fehler, indem sie Geld 
auf ihre eigenen Aktien vorschoss. Diese Aktien waren im ersten Taumel 
der HofEhung bis zu 1567« 7^ gestiegen; die Bank nahm sie zum Kurse von 
125 7o in Belehnung. Aber schon im Jahr 1818 gingen sie auf pari herunter 
und die Bank soll auf diese Belehnungen allein 2Vt Millionen Dollars ver- 
loren haben. 

In der langen Periode des Friedens, welche jetzt für die Vereinigten 
Staaten folgte, entwickelte sieh jener kühne Unternehmungsgeist, dem nichts 
unmöglich schien, der neben dem soliden Geschäft den kecksten Schwindel 
Entstehen und bestehen liess, der am Ende zu dem Grundsatz führte, dass 
alles recht ist, was durch den Erfolg gekrönt wird. Aber zu allen diesen 
Unternehmungen gehörte Geld, und da man dies nicht in genügender Menge 
hatte, so half man sich mit Kredit. Die Banken vermehrten ihre Notenaus- 
^gabe weit über die Grenzen der Vorsicht und gaben so leichtsinnig Kredit 
auf Handelspapiere, dass grosse Verluste für sie und ihre Klienten, ja heftige 
Erschütterungen im ganzen Lande nicht ausbleiben konnten. 

Leider liess sich di^ United States Bank durch ihre vortheilhafte Stellung 
nicht abhalten, sich mit in diesen allgemeinen Maalstrom zu stürzen und sie 
erlitt wiederholte Verluste. 

Zu den finanziellen Schwierigkeiten der Bank gesellten sich die politischen. 
Es war nämlich merkwürdigerweise gerade das Gegentheil eingetreten von 
dem, was man bei Errichtung der Centralbank gefürchtet hatte. Statt ein 
williges Werkzeug in denHäriden der Centralgewalt zu sein, hatte die United 
States Bank ihren politischen Einfluss gegen den Präsidenten gekehrt. Als 
dieser (Jackson) doch wieder gewählt wurde, war er durchdrungen von den 
Nachtheilen einer Centralbank. In dem Feldzuge, welchen die Regierung 
jetzt im Kongresse gegen ihre eigene Bank eröffnete, machte man geschickt 
von den Fehlern der Einrichtung Gebrauch, um zu zeigen, dass sie den von 
ihr gehegten Erwartungen nicht entsprochen habe, erklärte es für gefahrlich, 
ihr weiter die Gelder des Staates als Depot anzuvertrauen, und stellte das 
Prinzip auf, dass der Staat als solcher überhaupt mit keiner Bank in irgend 
welcher Beziehung stehen dürfe, ja dass ein derartiges Institut der Freiheit 
gefährlich werden könne. 

Diese Ansichten fanden um so eher Anklang, weil man in dem Augenblicke, 
als sie im Kongress und in der Presse sich geltend machten, wirklich gar 
keine Bank nöthig hatte. Bei der raschen Zunahme des Handels waren die 
Einfuhrzölle enorm gestiegen; man hatte die Schulden schnell abbezahlt und 
besass jetzt selbst einen Ueberschuss in den Kassen des Landes. Zu diesem 
günstigen Besultate hatte die Centralbank nichts beigetragen; dagegen hatte 
sie dem Zweck ihrer Gründung, die Metallwährung wieder herzustellen, anfangs 
nicht einmal entsprochen. 

Der Kampf zwischen den Freunden und Feinden der Unionsbank wurde 
mit abwechselndem Glücke innerhalb und ausserhalb des Kongresses geführt, 
das Resultat war aber, dass ihr im März 1836 kein weiteres Oktroi verliehen 
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V 

inirde. Schon früher (1833) hatte ihr der Präsideni der Union, Jackson, 
eigenmächtig die Disposition über die dem Staate gehörigen Gelder entzogen. 
Jetzt entfielen ihr alle übrigen Geschäfte, welche sie für den Staat besorgt 
hatte, und zugleich wurden ihre Noten nicht mehr als gesetzliches Zahlungs- 
mittel bei den Landeskassen angenommen. Sie setzte nun ihre Geschäfte als 
einfache Staatenbank unter dem Kamen Bank of Pennsylvania fort. 

Jetzt folgten die kritischen Jahre 1837 und 1839. Wie gross die Ver- 
luste des Handels waren, geht aus folgender Statistik hervor. Von 1814—20 
waren 195 Staatenbanken gefallen; im Jahr 1830 stellten 165 Banken und 
Filiale ihre Zahlungen ein; im Jahr 1837 war dies mit 618 und im Jahr 1839 
mit 959 der Fall. Diese letztere Zahl ist beinahe die Summe sämmtlicber 
damals vorhandenen Banken. 

Die United States Bank (seit 1836 Pennsylvaniabank) konnte von diesen 
Vorgängen nicht unberührt bleiben, selbst wenn sie nicht in den Fehler zu 
starker Notenausgabe und leichtsinniger Kredite verfallen gewesen wäre. Im 
Jahre 1839 glückte es ihr noch durch Vermittlung des Hauses Rothschild zu 
Paris eine Anleihe abzuschliessen im Betrage von £* 900,000. und im Jahr 
1840 durch Hope & Cie. zu Amsterdam eine andere im Betrage von 10,000,000 fl.; 
aber der Zweck, die Bank aufrecht zu erhalten, wurde dadurch nicht erreicht. 
Am 14. März 1842 stellte sie ihre Zahlungen zum vierten Male und diesmal 
final ein. Sie wurde liquidirt, wobei die Aktienbesitzer und sonstigen Gläu- 
biger ein Verlust von 70 Millionen Dollars getroffen haben soll. 

III. 

Wir haben im Vorhergehenden zu zeigen gesucht, dass die Regierung 
der Vereinigten Staaten stets die Errichtung einer Centralbank beschloss, wenn 
-die Staatsschulden stark angewachsen waren und eine grosse Menge Papier- 
geld als schwebende Schuld die edlen Metalle vom Markte und theilweise aus 
dem Lande getrieben hatte; das zweite Mal selbst ohne dass eine Papier- 
währung eingeführt gewesen wäFre. Die Staatenbanken wechselten in solchen 
Zeiten ganz einfach ihre Noten nicht mehr in Metall um, und so stand denn 
der Ueberschwemmung des Landes mit solchen Banknoten nichts mehr im 
Wege. Später hatte es grosse Schwierigkeiten, diese Banken wieder zur 
Aufnahme der Baarzahlungen zu bestimmen. In dieser Beziehung wirkte eine 
Centralbank, 'wälche mit dem guten Beispiel voranging, sehr günstig, abge- 
sehen von den Vortheilen, welche eine solche Bank dem Staat bot bei der 
Ausgabe von Schatzbilleten oder ähnlichen Ereditoperationen. 

Wir haben auf der anderen Seite kurz angedeutet, dass sich jedesmal 
der Bildung jener zwei früheren Centralbanken eine Opposition entgegenstellte. 
vZur Zeit der ersten Bank waren die Gründe rein politischer Natur; bei der 
im Jahr 1816 gegründeten aber mischte sich schon das finanzielle Element 
hinein. Die bestehenden Staatenbanken hätten nämlich selbst gerne die Ge- 
schäfte übernommen, welche man der Centralbank zudachte, und die Vortheile 
genossen, welche damit verbunden waren. Wenn der Eongress damals die 
Gründung einer Centralbank beschloss, kann der Hauptgrund nur der gewesen 
«ein, dass die letztere dem Staate mehr Garantieen gegen Verluste bot, als 
wenn man sich mit verschiedenen Staatenbanken eingelassen hätte. Zweimal 
hatte also die Regierung die Gründung einer Centralbank veranlasst, zweimal 
liess man sie wieder zu Grunde gehen, sobald die finanziellen Missstände vor- 
über und nur noch das Inkassogeschäft des Staates zu besorgen war. In 
beiden Fällen wurde der Finanzminister durch ein Gesetz ermächtigt, die 
Staatsgelder bei andern Banken, welche er für solide hielt, zu deponiren, 
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nach Belieben Sicherheitsstellung zu fordern oder nicht, Rentenvergütung zu 
bedingen oder die Gelder den Banken ohne Zinsen zu überlassen. Alles 
natürlich nur mit Bücksicht auf das Interesse des Staats. Selbstverständlich 
erhielt der Finanzminister durch solche Bestimmungen eine grosse Macht den 
Banken gefallig zu sein, und es ist nicht unwahrscheinlich, dass in den Krisen 
Ton 1837 und 39 der Staat durch diese Massregeln Verluste erlitten hat 
Dies ist um so wahrscheinlicher, da nach 1836 den Eassenbeamten erlaubt 
worden war, die Noten solcher Banken in Zahlung anzunehmen, für deren 
Solvabilität sie einstünden. 

Wie dem auch sei, die schweren Verluste, welche Amerika in jenen 
Jahren erlitt, führten zu eingreifenden Beformen in der Gesetzgebung hin- 
sichtlich der Staatenbanken und des Schatzamts. Bezüglich des letzteren 
erschien schon 1841 die Independent Treasury Bill, welche aber erst 
1846 zur vollen und permanenten Durchführung kam. Durch dieses Gesetz 
wurde die früher schon durch Jackson empfohlene Unabhängigkeit des Staats 
von jeglicher Bankeinrichtung eingeführt. AUa und jede Banknote war bei 
Zahlungen an den Staat aui^geschlossen; diese durften nur in Münze oder 
Schatzscheinen geleistet werden. Keiner Bank durften fernerhin Staatsgelder 
in Depot gegeben werden, die Regierung hat'te für ihre Geldbestände Untere 
Staatskassen (Subtreasuries) zu errichten in den Städten Philadelphia, Balti- 
more, Newyork, Boston und später auch zu St. Francisco. Ausserdem wurden 
auch die Kassen der Münzbeamten, Zoll- imd Steuereinnehmer und Postmeister 
in ähnlicher Weise zur Aufbewahrung der Staatsgelder benützt. Diese Ein- 
richtung, wodurch alle ünterschleife und Begünstigungen unmöglich wurden, 
auch das Land durch die Banken bei möglichen F^lissements keinen Schaden 
leiden konnte, blieb bis zum Sezessionskriege in Kraft. 

Auch auf dem Gebiete der Bankgesetzgebung wurden durchgreifende 
Reformen vorgenonmien* Der Staat Newyork ging damit schon 1838 voran^ 
Die Hauptgrnndsätze des dort eingeföhrten Bankgesetzes waren folgende: 
1) Sicherstellung des Notenumlaufs durch Hinterlegung von Staatsobligationen 
bei der Regierung; dies konntei^ Obligationen der Union oder des Einzel* 
Staates sein. 2) Druck der Banknoten von Staatswegen und Verabfolgung 
derselben an die Banken im Verhältniss von 90 : 100 zum Betrage der hinter- 
legten Staatspapiere; 3) Stipulation eines bestimmten Baarschatzes, welchen 
die Banken stets disponibel haben sollten ; ' Auswechslung der Noten gegen 
Gold beim Vorzeigen derselben; Verlust des Rechtes Noten auszugeben bei 
Nichteinlösung; 4) Ueberwachung der Banken durch einen vom Staate ange- 
stellten Beamten. 

Man sieht, dass diese Gesetzgebung hauptsächlich dahin zielte, eine über- 
triebene Notenausgabe der Banken zu verhindern und die ausgegebenen Noten 
durch Depots sicher zu stellen, wahrscheinlich weil in den Zeiten der Krisen 
es sich gezeigt hatte, dasn hauptsächlich in diesem Punkte von den Banken 
Sünden begangen worden waren. 

Diese Bankgesetzgebung wurde von weiteren 11 Staaten der Union 
adoptirt und erhielt im Lauf der Zeiten den Namen „Newyork System.^ 
Es zeigte sich jedoch in der Praxis, dass auch diese Bestimmungen den Zweck 
nicht ganz erreichten. Bei Inspektionen der Banken ergänzten diese etwaige 
Ausfalle im vorgeschriebenen Baarschatze durch temporäre Anleihen von Gold, 
und bei späteren Krisen geschah es wiederholt, dass die Banken ihre Noten 
nicht mehr gegen Münze einwechselten und dennoch ihre Geschäfte fortsetzten. 
Man entschied sich nach und nach mehr für das sogenannte Suffolk System; 
dies besteht einfach in einem gegenseitigen Austausch der Noten, welcher 
ein- oder zweimal wöchentlich stattfindet. Die nicht durch Austausch einge- 
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lösten, also überschüssigen Banknoten, müssen durch die Bank, welche sie 
ausgegeben hat, in Münze eingewechselt werden; geschieht dies nicht, 'so ver«- 
liert die betreffende Bank das Recht der Notenausgabe. Bei diesem System 
findet keine Ueberwachung der Banken durch den Staat statt, die Banken 
überwachen einander vielmehr gegenseitig. Gibt eine Bank mehr Noten aus, 
so weiss sie sicher, dass der Theil derselben, welcher in andere Banken ge- 
flossen war, im Laufe der Woche wieder präsentirt werden wird und in 
klingender Münze eingelöst werden muss. Die Banken sind also genöthigt, 
stets einen hinreichenden Baarvorrath zur Deckung ihrer Noten zu halten. 
Viele Staaten adoptirten dieses System und selbst in Newyork (Stadt) wurde 
Tor ungefähr 12 Jahren ein Clearinghouse mit zu diesem Zwecke errichtet, 
obgleich der Staat seine Bankgesetzgebung nicht änderte. 

Es ist deutlich, dass das Newyork System dem Publikum eine grössere 
Sicherheit- gewährt als das Suffolk System, dass aber letzteres angenehmer für 
die Banken ist. Die Hinterlegung von Staatspapieren sichert stets 'die Rück- 
zahlung der Noten, wenn die Bank falliren sollte, und der Umstand^ dass 
die Notenausgabe durch die Regierung vermittelt wurde, machte es den Banken 
unmöglich Noten auszugeben, welche nicht durch Staatsobligationen gedeckt 
waren. Beim Suffolk System fand gar keine Deckung statt und ward dadurch 
nur ein excessiver Verlust verhütet. Eine Bank hörte natürlich nur bei 
gänzlicher Erschöpfung ihrer Hülfsmittel auf, ihre Noten einzulösen und für 
diejenigen Noten, welche dann noch im Umlauf waren, gab es nur eine sehr 
schwache Hoffnung der Heimzahlung. Noch ungünstiger stellt sich das Ver- 
hältniss der beiden Systeme in jenen Fällen, wo in Folge finanzieller Kalami- 
täten alle Banken beinahe gleichzeitig ihre Baarzahlungen einstellen und die 
Noten nicht mehr gegen Münze einlösen. Dann sind die Besitzer von Bank- 
noten, welche nach dem Newyork System gedeckt sind, ihres Besitzes noch 
immer ganz sicher, weil das Unterpfand nicht entfremdet werden 'und auch 
, keine weiteren Noten auf dasselbe Unterpfand ausgegeben werden können. *) 
Die Eontrole für die Banken nach dem Suffolk Systeme hört aber in solchem 
Falle ganz auf; sie können den Markt mit Banknoten überschwemmen, ohne 
dass man sicher ist, wie weit dieselben gewährleistet sind. Nur im Falle die 
Regierung eine Papierwährung mit Zwangskurs einführte, bieten die Noten, 
nach dem Suffolk System ausgegeben, wieder einigermassen die alte Sicherheit 
dar, da sie dann wenigstens in Staatspapiergeld eingelöst werden müssen. 
' Unter dieser Gesetzgebung Seitens der Union und der Einzelstaaten war 
der Geldumlauf bis zu Anfang des Sezessionskriegs ein ziemlich regelmässiger 



*) Ueber die Zweckmässigkeit der Deckung der Notencirkulation durch deponirte 
Staatspapiere sind die Meinungen der Finanzmänner sehr divergirend. Während Michel 
Chevalier sich für diese amerikanische Methode der Notendeckung sehr begeistert hat 
und ihr in seinen Schriften die grösste Anerkennung zollt, ist dieselbe von andern 
Autoritäten heftig angegriffen worden. Und ,wohl auch nicht mit Unrecht. Denn 
Staatsobligationen sind in den Zeiten einer Krisis Objekte, die gar nicht oder nur mit 
grossem Verlust zu realisiren sind. Also ist die Sicherheit der Noteninhaber eine 
höchst zweifelhafte, sobald ausserordentliche Zeiten eintreten. Wäre dann wirklich 
die Versilberung der Staatsschuldscheine so leicht, wie die Lobredner des amerikani- 
schen Deckungssystems meinen, so hätten die amerikanischen Banken 1857 nicht 
nöthig gehabt die Einlösung der Noten zu suspendiren. Die Notenbedeckung, wie 
sie in Deutschland üblich ist, d. h. dass die Banken die Höhe ihrer Edelmetallvor- 
räthe nach Kegeln der Erfahrung über die Möglichkeit der Nachfrage nach Geld 
bestinmien (gewöhnlich Drittelsdeckung) und die übrigen Fonds bankmässig belegen, 
scheint uns eine viel grössere Garantie, jederzeit den entsprechenden Metallwerth für 
I^oten erlangen zu können* D. Bed. 
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geweHen. Nur imJabr 1857 hatte eine Handelskrisia, die Folge übermäBsiger 
Spekulationen und zu leichten Eredits, die Banken genSthigt ihre Baarzah- 
langen 211 fluspendiraD. Viele derselben fall irten, die anderen nahmen später die 
Baarzahlnngen wieder auf und unterbrachen Oberhaupt ihre Qeaohäfte nicht, 
-welche durch den bald wieder blühenden Handel neuen Aufschwung bekamen. 

Wir geben im Folgenden den Zustand des Bankwesens in den Vereinig- 
ten Staaten, wie er auf Terschiedene Zeitpunkte knra vor dem Bürgerkriege 
und im Norden vor der Einführung der Nationalbanken sich herausstellte. 

Am 1. Januar 1860 war die Zahl der Banken in der ganzen Union 1605 
mit einem Kapital von 429,6 Notenumlauf von 202,0 Depositen von 257,2 
Baarschatz von 91,3 nnd Aktiva von 696,8 Millionen Doli. Der fiaarschate 
betrug also nicht ganz 20*/a der Noten und Depositen. 

Die folgenden statistischen Hittheilnngen sind dem Econonüst entnommen 
und sollen auf offiziellen Ziffern bemhen. 

Die Tabelle A. gibt den Zustand der Banken in 10 südlichen Staaten 
am Ende des Jahres 1861, also nach der Sezession, aber ehe der grosse 
Krieg aasgebrocfaen war. 

"' " 2 Gruppen getheilt: 

b) südwestliche Staaten: 
Alabama 8 Banken 
Louisiana 



Diese Staaten sind in folgende £ 
a) südliche Staaten: 
Virginia . 66 Banken 
N.-Carolina 31 „ 
S.- Carolina 20 
Georgia . 28 „ 
Florida ■ 2 „ 

147 Banken 



Tenessee 14 



Debet 


UT Banken 
■ab a 


114 Banken 

BUb b 


261 Banken 
8ainniBan.b 




' 


D. 


°/» 


D. 


■/• 


D. 


•/■ 




^fotenumlatif . . . 
An andere Banken . 
Depofliten .... 
Andeie SclnMen . . 


39,6 
<,2 

16,5 
^,1 


32,0 
3,3 

13,0 
3,3 


31,5 
6,1 

21,5 
5,6 


27,3 
5,5 

19,0 
5,0 


71,1 
10,3 
38,0 
■ 97 


80,1 
8,0 

12,0 
4,1 


Zahlen in Mü- 
lionen Dollarg 
und deren De- 


Eingezahlte!! Kapital . 


64,4 
56,3 


61,6 
48,4 


64,7 
51,0 


66,8 
43,2 


129,1 
107,3 


64,2 
45,9 


drUekt. 


Ereiiit 
Easaa: I) Münze 


120,7 


100,0 


115,7 


100,0 


236,4 


100,1 




8,1 


6,7 


21,6 


18,4 


29,6 


12,4 




2) Papiergeld 
Ton anderen Banken 


U,2 


- 


1,8 


1,5 


2,0 


0,8 




1) Guthaben 

2) Noten . 


5,1 

3,8 


4,1 
3,2 


11,0 
6,0 


9,3 
5,1 


16,1 

9,8 


7,0 
4,0 




Staatapapiere . . . 
Darleihen . . . . 


10,0 
79,3 


8,9 
65,8 


8,0 
61,7 


6,8 
62,7 


18,0 
141,0 


7,2 
60,0 




Festee Eigenthum 
Andere Geldanlagen . 


10,6 
3,5 


8,4 
3,5 


2,2 
5,1 


1,7 
4,5 


12,8 
8,6 


5,0 
3,5 






120,6 


100,0 


117,3 


100,0 


237,9 


100,0 





Wir sehen also, dass die 10 Südstaaten an Notenumlauf und Depositen 
109,1 UiU. schuldig waren, dass sie dagegen in Eassa hatten 31,6 Mill. oder 
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beinahe 29 7o, woYon 27^0 in Münze; ausserdem 18 Mill. in Staatspapieren, 
-wodurch die Sicherstellung der Noten und Depositen auf über 45 7o stieg. 

Am 1. Januar 1863, also kurz vor der Einführung der Nationalbanken, 
befanden sich in den 20 nördlichen Staaten, welche der Union treu geblieben 
waren, 1206 Banken. Geographisch zerfallen diese Staaten in die ^Igenden 
3 Gruppen: 



c) östliche Staaten : 



d) mittlere Staaten: 



Maine . . . 


. 69 Banken, 


New-York . . 


308 Banken, 


New-Hampshire 


• 52 , . 


New-Jersey . 


52 , 


Vermont . . 


. 40 , 


Pennsylvania . 


94 ;, 


Massachusetts . 


• 183 „ 


Delaware . . 


ö ^ 


Bhode Island . 


. 83 „ ■ 


Maryland . . 


32 : 


Connecticut 


. 75 „ 




491 Banken 




507 Banken 






e) nordwestliche Staaten: 




Illinois • . . 


25 Banken, 


Uebertrag 


185 Banken, 


Indiana • . . 


37 „ 


Jowa . . . 


14 , 


Ohio .... 


55 , 


Minnesota . . 


7 , 


Michigan . . 


4 . 


Kansas . . . 


1 » 


Wisconsin . . 


64 „ 
L85 Banken 


Nebraska . . 


1 , 


■ 


208 Banken. 



Diese Banken hatten am obigen Datum die nachfolgenden Bilanzen. Man 
vergesse dabei nicht, dass schon Ende 1861 diese Banken ihre Baarzahlungen 
eingestellt und im Februar 1862 die Regierung den Zwangskurs für das Pa- 
piergeld eingeführt hatte. 

B. 



Debet 


507 Banken 
sab 


491 Banken 
sab d 


208 Banken 
sab e 


1206 Banken 
8ub c, du. e 




D. 


Vo 


D. 


Vo 


D. 


o/o 


D. . % 


Notenumlauf .... . 
Bei andern Banken . . 

Depositen 

Andere Schulden . . 


65,5 

20,5 
66,7 
11,4 


26,0 

7,1 
23,0 

4,0 


31,5 

68,4 

267,7 

28,0 


5,7 
12,4 
48,6 

5,1 


19,6 

1,3 

21,2 

4,6 


32,5 

34,1 
1,0 


116,7 
90,3 

355,7 
44,0 


12,9 
10,0 
39,3 

4,8 


Einlagekapital . . . 


164,-^ 
126,8 


60,1 
39,9 


395,8 
155,2 


71,8 
28,2 


46,8 
15,7 


67,6 
82,4 


606,8 
297,7 


67,0 
32,9 


Kredit 
Kassa : 1) Münze . . 

2) Papiergeld . 
Ton andern Banken 

1) Guthaben 

2) Noten . . . 
Staatspapi'ere .... 

Darleihen 

Festes Eigenthum . . 
Andere Geldanlagen 


291,0 

12,8 
1,1 

25,2 

11,9 

8,0 

216,3 

4,5 

2,6 


100,0 
4,5 

10,1 
4,0 

2,9 
76,0 

1,7 

0,8 


551,0 

51,2 

42,0 

46,3 

29,0 

146,1 

265,8 

13,0 

8,3 


100,0 

8,3 
7,0 

7,7 
5,0 
24,3 
44,2 
2,0 
1,5 


62,5 

7,4 
1,1 

9,2 
7,4 
8,5 
24,5 
1,6 
2,5 


100,0 

12,0 
1,7 

14,8 
12,0 
13,7 
39,2 
2,6 
4,0 


904,5 

71,4 
44,2 

81,8 
48,3 
162,6 
506,6 
19,1 
13,4 


99,9 

7,5 
4,6 

8,6 
5,0 
17,1 
53,4 
2,0 
1,4 




282,4 


100,0 


(601,7 


100,0 


62,4 


100,0 


947,4 


99,6 



*) Dass die Snmmen theilweise hSher sind, als die Aufzahlnng^ der einzelnen Posten ergibt, ist 
wahrscheinlich dem Umstände zuzuschreiben, dass die fibrigen Dezimalstellen fehlen. 
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Dem Notenninlauf und den Depositen in der Sonune dieser Banken , im 
Betrage yon 472,4 Millionen Dollars, standen gegenüber an Eassa 115,6 
Millionen oder ungefähr 24*/o und ausserdem ein Betrag in Staatspapieren 
von 162,6 Millionen, zusammen also ungefähr 58,8 7o« 



IV. 

Im Anfang des Jahres 1863 befand sieh die Regierung der Yereinigten 
Staaten, oder wie man damals sagte, des Nordens, in einer weit grösseren 
Verlegenheit als je zuvor« Der Krieg gegen den Siiden yerschlang täglich 2 
Millionen Dollars und mehr, der Kredit des Staates war so sehr gesunken, 
dass seine Effekten nur schwierig anzubringen waren; ausserdem war schon 
eine grosse Menge Papiergeld ausgegeben und hatte man demselben durch 
Zwangskurs Eingang verschaffen müssen (Februar 1862); endlich hatten auch 
sämmtliche Staatenbanken schon seit längerer Zeit Dezember 1861) jede 
Baarzahlung und Noteneinwechslung gegen Münze eingestellt Das Agio des 
Goldes war circa 35 V» 9 die Staatsschuld betrug am 1. Januar 1863 in runder 
Summe 748 Millionen Dollars und wuchs bis zum I.April auf 929 Millionen, 
also in 90 Tagen 181 Millionen oder 2 Millionen per Tag. Das Ausland 
nahm die United States bonds nicht an und noch weniger die Schatzscheine und 
das unverzinsliche Papiergeld ; alles musste im Inlande untergebracht werden. 
Man hatte ein faodirtes Anlehen von 300 Millionen für 1863, und von 600 
Millionen für 1864 beschlossen. Ausserdem sollten nach und nach weitere 
150 Millionen Papiergeld (Greenbacks) und für 400 Millionen verzinsliche 
Schatzscheine in Umlauf gesetzt werden. 

Man sieht, auch die Ueberschwemmung mit Papiergeld nahm mehr und 
mehr überhand. Schon im Februar 1862 waren 250 und im Juli 1862 die 
Ausgabe von 100 Milhonen Greenbacks dckretirt worden, ausser den grossen 
Mengen verzinslicher und unverzinslicher Schatzscheine, welche als gesetz- 
liches Zahlungsmittel fungirten. 

Obgleich nun gerade diese Papierwährung es den Banken unmöglich 
machte, ihre Notenausgabe bis ins Unendliche zu steigern (denn sie blieben 
ja den Gesetzen unterworfen, entweder 90 Vo der hinterlegten Papiere in 
Noten zu empfangen oder stets gegen Papiergeld ihre Noten einzuwechseln), 
so war doch vorauszusehen, dass sie ihre Notencirkulation bedeutend ver- 
mehren würden. Mit der steten Zunahme des Papiergeldes war es natürlich 
leicht, sich immer die ndthige Reserve für eine grosse Banknotencirkulation 
zu verschaffen und das war alles, was eine nach dem Suffolk System einge- 
richtete Bank nöthig hatte. 

Es war aber auf der andern Seite deutlich, dass die Banknoten und das 
Staatspapiergeld sich gegenseitig im Werthe drücken würden, und dass alle 
Artikel steigen mussten in dem Maassstabe, wie die Werthzeichen zunahmen, 
womit sie bezahlt werden konnten. Darum war es wünschenswerth, der Bank- 
notencirkulation gewisse Schranken anzuweisen, um so mehr, da man nicht 
voraussehen konnte, wie weit der Staat mit seiner Papiergeldemission werde 
gehen müssen. So lang aber die Gesetzgebungen der Einzelstaaten die Bank- 
gesetze regelten, hatte natürlich der Finanzminister der Union darauf gar 
keinen Einfluss, die Bankgesetzgebung musste erst, wenigstens theilweise, dem 
Eongress übertragen und die so kreirten Banken unter die Eontrole des Fi- 
nanzministers gestellt werden. 

Kurz, der Finanzminister Chase hatte hauptsächlich zwei Aufgaben zu 
erfüllen: 



■ * 
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1) einen A^zugskanal fiir das fundirte Anlehen des Staates herzustellen; 

2) sich eine E'ontrole über den Umlauf der Banknoten zu verschaffen, so 
dass er diese in gewissen Schranken halten konnte. 

Zur Erreichung beider Zwecke schlug er die Errichtung der jetzigen 
Nationalbi^nken vor. Es ist wahr, dass er seinen Vorschlag ganz anders 
motiyirte ; allein seine darauf bezüghche Rede enthält solchen finanziellen und 
nationalökonomischen Unsinn, dass es kaum möglich ist sie für baare Münze 
zu halten. Es scheint uns vielmehr nicht unwahrscheinlich, dass er damit 
nur die damalige sehr traurige Finanzlage beschönigen und das Vertrauen 
durch Enthüllung der nackten Wahrheit nicht noch mehr erschüttern wollte. 

Wir lassen jetzt die wichtigsten Bestimmungen^ über die Nationalbanken 
aus den Gesetzen vom 25. Februar 1863 und 30. Juni 186.4 folgen. 

1) Aktionäre. Je 5 oder mehr Personen können eine fTationalbank 
errichten. Jeder Aktionär ist mit seinem Aktienkapital und einem gleichen 
Betrage seines Vermögens für die Schulden der Bank haftbar. 

2) Aktien. Jede Aktie ist 100 Dollars gross. Bei Errichtung der Bank 
werden sofort ÖO'/o eingezahlt, der Rest in 5 monatlichen Raten von je lO*/«« 

Die Aktien lauten auf den Namen und werden bei Uebergang in andere 
Hände in den Büchern der Bank auf den neuen Namen übertragen. Jede 
Aktie gibt eine Stimme. 

3) Grundkapital. In Städten von nicht mehr als 6000 Einwohnern ^ 
besteht das Grundkapital einer Nationalbank aus wenigstens 50,000 Dollars. 
Städte von 6000—50,000 Einwohnern müssen wenigstens 100,000 Doli., noch 
zahlreicher bevölkerte wenigstens 200,000 Dollars zusammenbringen. Die 
Summe wird in jedem speziellen Fall durch den Controller of the currency 
festgesetzt. 

Von dem Bankkapital ist V< und durch grössere Banken wenigstens 
80,000 Doli, in der fundirten Schuld der Vereinigten Staaten (United States 
bonds) anzulegen und bei der Centralregierung zu deponiren. 

4) Notenausgabe* Gegen diese so hinterlegten Staatspapiere der Union 
werden den Banken von Staatswegen angefei'tigte Banknoten verabfolgt. — 
Diese Noten sind für alle Banken die gleichen, tragen die Signatur des 
Schatzmeisters und des Controller of the currency, sowie die des Präsidenten 
und Kassiers der Bank, welche sie in Umlauf setzt. Auf der Note ist gesagt, 
dass sie durch ein Depot von Staatspapicren gedeckt ist und dass die spezielle 
Bank verspricht, sie bei Vorzeigung gegen gesetzliche Währung umzutauschen. 

Der Betrag der Noten, welche jede Bank ausgeben darf, wird durch den 
Controller of the currency geregelt. Jedenfalls müssen sife durch United States 
bonds gedeckt sein im Verhältniss von ^^/loo oder mit andern Worten: es 
dürfen an eine Bank keinenfalls mehr Noten abgegeben werden als 90*/» 
des Börsenwerthes der durch sie hinterlegten Effekten. Im Jahr 1865 wurde 
bestimmt, dass nur die Banken mit einem Kapital unter 500,000 Doli. 90 7o 
des hinterlegten Effektenwerthes erhalten sollten. Banken von 500,000 bis 
1 Million Kapital erhielten 80 7o , von 1—3 Millionen Kapital 70 7o ; von 3 
Millionen und mehr nur 60 7o Banknoten. Fällt der Kurs, so kann der Con- 
troller verlangen, dass weitere Effekten hinterlegt werden; hat aber eine 
Bank auch noch so viele Effekten hinterlegt, so können ihr doch nicht mehr 
Banknoten verabfolgt werden, als die durch den Controller of the currency 
festgesetzte Quote. Keine Nationalbank darf andere Noten ausgeben als die, 
welche ihr durch den Controller of the currency verabfolgt werden. 

Der Gesammtbetrag aller Noten der Nationalbanken ist auf 300 Millionen 
Dollars für die ganze Union, die damals abgefallenen Südstaaten inbegriffen, 
festgestellt. 
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Die Noten werden im Werthe von 1 Doli, bis 1000 Doli, per Note aus- 
gegeben und die Banken können wählen, in welchen Werthen sie ihre Quote 
empfangen wollen, jedoch dfirfen die Noten unter 5 Doli, nicht V« ^^^ ganzen 
Quote überschreiten, und müssen dieselben ganz aus dem Verkehr genommen, 
werden, sobald die Regierung wieder eine Metallwährung hergestellt hat. 

5) Geschäftskreis der Banken. Jedes Bankgeschäft ist gestattet unter 
folgenden Beschränkungen: 

a) unbewegliches Eigenthum darf nur als Geschäftslokal besessen oder im. 
Fall yon Liquidationen acquirirt werden, soweit es zur Vermeidung von 
Verlusten übernommen werden muss; im letzteren Falle hat die Bank 
es innerhalb 5 Jahren wieder zu veräussem; 

b) ein und demselben Schuldner darf die Bank nicht mehr als V^o ihres 
einbezahlten Kapitals leihen ; 

c) die eigenen Noten dürfen nicht belehnt werden ; 

d) keine Bank darf ihre eigenen Aktien belehnen oder sie kaufen. Auch 
andere Bankaktien dürfen nur angekauft werden, wenn die Bank dies 
thun muss, um bei Liquidationen Verluste zu vermeiden; 

e) sie dürfen ihren Aktionären nicht gegen geringere Sicherheit Kapitalien 
vorschiessen, als anderen Personen* 

6) Bestimmungen über die Direktion und Geschäftsführung. 
Die Aktionäre jeder Bank wählen 5 — 9 Direktoren aus ihrer Mitte. Um da- 
zu wählbar zu sein, muss man das Bürgerrecht der Vereinigten Staaten be- 
sitzen und wenigstens seit einem Jahre in dem Staate, worin die Bank ihren 
Sitz hat, ansässig sein. 

Man muss bei Banken , die weniger als 200,000 Doli. Grundbesitz haben^ 
1 */o dieses Betrags in Aktien besitzen, bei Banken mit grösserem Grundkapital 
V« ^/o. Dieser Besitz ist durch einen Eid zu erhärten; ferner schwören die 
Gewählten, dass sie die gesetzlichen Bestimmungen handhaben wollen. 

Aus den Direktoren wird der Präsident gewählt. 

Jedes Jahr finden Neuwahlen der ganzen Direktion statt. 

Vermehrung oder Verminderung des Grundkapitals, Liquidation und 
Auflösung einer Bank können nur durch 7^ aller Stimmen beschlossen 
werden. 

Dividenden dürfen nur vertheilt werden, wenn der Gewinn den wirk- 
lichen und wahrscheinlichen Verlust übertrifiPk. Zu letzterem gehören alle 
Forderungen, welche 6 Monate über ihre Verfallzeit laufen. Vom so festge- 
stellten Reingewinn werden 10 •/o auf einen Reservefonds gebracht, bis dieser* 
20^0 des Aktienkapitals erreicht hat, der Rest wird ein- oder zweimal jähr- 
lich an die Aktienbesitzer vertheilt. 

Ist ein Aktionär zugleich ein in Verzug gebliebener Schuldner oder Bürge 
für einen solchen, so kann er weder eine Dividende erheben, noch seine Ak- 
tien auf jemand anders übertragen. Zuwiderhandlungen seitens der Direk- 
toren gegen das Bankgesetz haben, wenn sie gesetzlich erwiesen sind, die 
Auflösung der Bank zur Folge. Die Direktoren haften in solchem Falle mit 
ihrem Vermögen für etwa erwachsenen Schaden. 

Veruntreuungen in Geld oder Schriften durch die Direktoren oder andere 
Bankbeamte, sowie das Hintergehen der Bankinspektoren wird mit 5 — 10 
Jahren Geföngniss bestraft. 

7) Einwechslung der Banknoten. Jede Bank ist gehalten ihre 
eigenen Noten gegen denselben Betrag in gesetzlicher Währung einzulösen. 
Thut sie dies nicht, so wird dagegen notarieller Protest eingelegt, die Sache 
untersucht und bei Nachweis der Zahlungsunfähigkeit die Noten aus der Staats- 
kasse bezahlt. Der Staat stellt sich schadlos durch die beim Controller of ihe^ 
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currency hinterlegten Effekten, und wenn diese nicht hinreichen sollten, durch 
einen Präferenzanspruch auf die Masse der insolventen Bank. 

Jede Bank hat behufs der Einlösung ihrer Noten und Rückzahlung der 
Depositen 2QV<' ^^^ Gesammtbetrags dieser beiden Posten in gesetzlicher 
Währung als Eassabeständ zu halten. *) Dies bezieht sich auf die Banken 
zu New- York, Philadelphia, Boston, St. Louis, Louis ville, Chicago, Detroit^ 
Milwaukee, New-Orleans, Cincinnati, Cleveland, Pittsburg, Providence, Balti- 
more, Albany, Leavenworth, S. Francisco, Charleston und Richmond. Die 
der übrigen Städte sind nur zu einem Baarvorrath von 15 7o yerpflichtet. 

Um auch an andern Orten, als dem Sitz der Bfmk, ihre Noten gegen. 
Währung einlösen zu können, haben die ebengenannten Banken, mit Aus* 
nähme der in New-York ansässigen, die Yerpfiichtung, eine Bank in New- 
York anzuweisen, welche ihre Noten einlösen. Ebenso müssen die Banken 
in den übrigen kleineren Städten eine Bank in den oben genannten Städten 
zu demselben Zwecke bezeichnen. Diese Wahl ist abhängig von der Zustim- 
mung des Controller of the currency. Bei solchen designirten Banken muss 
die Hälfte bis 7^ ^^^ Baarschatzes der Bank hinterlegt werden, wird ihr 
aber fortwährend als in Cassa befindlich angerechnet. 

Femer sind die Nationalbanken verpflichtet, die Noten jeder anderen 
Nationalbank, welche nicht als insolvent bekannt ist, in Zahlung anzunehmen ; 
sie dürfen dagegen keine Banknoten von zahlungsunfähigen Banken ausgeben 
und überhaupt keine Noten in Vmljauf setzen, welche sie selbst nicht wieder 
voll anzunehmen bereit sind. 

8) Beaufsichtigung der. Nationalbanken durch den Staat.. 
Diese ist sehr minutiös und wird gehandhabt durch einen Aufseher des Geld- 
umlaufs (Controller of the currency), der jedesmal auf 5 Jahre durch den 
Präsidenten mit Zustimmung des Senats gewählt wird. Ihm stehen ein Unter- 
aufseher (deputy Controller) und andere Beamte zur Seite. 

Keine Nationalbank kann ohne Zustimmung des Controllers errichtet wer- 
den. Haben sich irgendwo die nöthigen Theilnehmer zur Errichtung einer 
Bank zusammen gefunden, so müssen sie dem Controller davon Anzeige machen 
und ihm alle Details über Firma, Sitz, Kapital, Zahl der Aktien, Namen, 
Wohnort und Aktienbesitz der einzelnen Theilhaber mittheilen und dabei den 
Wunsch ausdrücken, eine Nationalbank zu gründen. 

Alle Angaben sind • notariell oder durch die Gerichte zu beglaubigen. 

Darauf ertheilt der Controller die Erlaubniss weiter zu gehen. Nun folgt 
die Wahl der Direktoren und die Einbezahlung des Aktienkapitals. Sind 
50 7o desselben entrichtet, so hat sich die Gesellschaft wieder mit dem Be- 
weis darüber und der gesetzlich zu hinterlegenden Menge von United States 
bonds an den Controller zu wenden mit dem Ersuchen, die Geschäfte anfangen 
zu dürfen. Hat sich der Controller von der Richtigkeit der Mittheilungen,, 
zur Noth auch noch auf anderem Wege, überzeugt, so stellt er der Gesellschaft 
ein Certifikat aus, worauf diese ihre Geschäfte beginnen kann. 

Der Controller bestimmt die Menge der Banknoten, welche jeder Bank 
zukommt. Ursprünglich sollte dies nach dem Aktienkapital der Bank einer- 
seits, nach der Bevölkerungszahl und dem Geschäftsverkehr des Sitzes der 
Bank andererseits bemessen werden ; wahrscheinlich aber hat man eingesehen,, 
dass dabei doch beinahe alles auf die Schätzung des Controller ankam und 
hat man ihm darum später überlassen, die Sache nach Gutbefinden zu regeln» 



*) Dies ist die Lesart des Economist. Naph v. Hock wäre 25 7o des Grand- 
kapitals in Cassa zu halten, um etwa ptäsentirte Noten einlosen zu können. 
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Der Controller lässt die Banknoten verfertigen, hat sie in Depot, yerab- 
folgt sie an die Banken, wechselt die beschmutzten oder verdorbenen gegen 
gute um und vernichtet die unbrauchbaren. 

Er bewahrt die Depots von United States bonds der einzelnen Banken und 
hält darüber Buch. 

Monatlich erhält der Controller von jeder Bank einen Bericht über den 
Betrag ihrer Darleihen, Eskompto^s, Depositen undEassa, ihres Notenumlaufs 
und ihres Guthabens b^i der Bank, welche ihre Noten einzulösen ermächtigt 
ist. Alle 3 Monate schicken die Banken derselben Behörde einen Bericht, 
durch den Präsidenten und Kassier beeidigt, über ihren Geschäfts- und Yer- 
mögensstand. Der Controller veröffentlicht den auf Grund der Quartalberichte 
fes^estellten Stand aller Banken in einer Zeitung ^u Washington und in einer 
anderen an dem Sitz der resp. Banken. Endlich berichtet der Controller 
am Ende des Jahres an den Eongress über die Lage jeder einzelnen Natio- 
nalbank. 

Der Controller kann mit Zustimmung des Finanzministers zu jeder Zeit 
eine lokale Untersuchung irgend einer Bank anordnen, und können dabei die 
Beamten der Bank eidlich verhört werden. Die Diäten und Reisegelder der 
untersuchenden Beamten sind noch obendrein durch die Bank zu tragen. 

Findet man Unregelmässigkeiten, so werden der Bank 30 Tage Zeit 
gegeben, um dieselben mit den Bankgesetzen in Uebereinstimmung zu bringen.* 
Geschieht dies, nicht, so wird sie aus der Beihe der Nationalbanken gestrichen 
und ihr die weitere Notenausgabe entzogen. 

Dasselbe findet statt, wenn der Controller den Thatbestand festgestellt 
hat, dass eine Bank ihre Noten nicht einlöst, oder dass ihre Passiva die 
Aktiva überschreiten. Sie wird dann unter Sequester gestellt und gerichtlich 
liquidirt. Die Noten werden aus dem Verkaufe der bei der Eegierung hinter- 
legten United States bonds gedeckt, und wenn diese nicht hinreichen, vom Staate 
vergütet. Letzterer behält sich dagegen ein Vorrecht auf die Liquidations- 
masse der Bank vor. Der Best gehört den Gläubigern und Aktionären. 

9) Vorrechte, welchemandenNationalbanken eingeräumt hat. 
Der Staat nimmt die Noten der Nationalbanken als Bezahlung an gerade 
wie sein eigenes Papiergeld, ausgenommen bei Zahlungen von Einfuhrzöllen, 
welche bekanntlich in Gold geleistet werden müssen. Ebenso bezahlt der 
Staat diese Noten in allen Fällen von Zahlungen wieder aus, mit Ausnahme 
der Zinszahlungen auf die Staatschuld. Bei Wiedereinführung der Metall- 
währung darf nur Münze, aber keine Banknoten zur Einwechslung des Papier- 
geldes dienen. 

Der Finanzminister kann den Nationalbanken die Staatsgelder zinsenfrei 
in Deposito gegen Hinterlegung von Sicherheit anvertrauen, 'mit Ausnahme 
des für Einfuhrzölle eingegangenen Goldes, und ist berechtigt diese Banken 
weiter zu finanziellen Geschäften zu verwenden. 

Besondere Gesetze schützen die Nationalbanken gegen Veruntreuungen 
ihres eigenen Personals, sowie gegen Fälschung oder auch nur wissentliches 
Beschmutzen (!) ihrer Noten oder sonstiger Papiere. 

Die Nationalbanken haben als Unionssteuer nur zu entrichten: auf ihren 
durchschnittlichen Notenumlauf 1 •/<> ? *^f ihren durchschnittlichen Depositen- 
betrag V« 7o und noch V« 7o über ihr Aktienkapital, soweit es nicht in United 
States bonds angelegt ist. 

Sie sind ausserdem der Besteuerung der einzelnen Staaten unterworfen, 
aber mit der Bestimmung, dass man den Nationalbanken keine höhere Steuern 
als den andern Bankgeschäften auflegen kann. Ebenso sind sie den Wucher- 
gesetzen derjenigen Staaten, in welchen sie etablirt sind, unterworfen. 
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Sollte aber in irgend einem Staate kein Maximum des Zinsfusses festgestellt 
sein, so ^fixirt das Gesetz über die Nationalbanken 7 7o als höchsten Zins 
und bestimmt, dass bei Uebertretutig dieser Norm innerhalb zweier Jahre das 
Doppelte des bezahlten Betrages durch den Beschädigten zurückgefordert 
werden kann. 

10) Massregeln, um die Umwandlung der Staatenbanken in 
Nationalbanken zu erleichtern und zu befördern. 

Jede Staatenbank kann sich in eine Nationalbank umwandeln, wenn *ls 
des Aktienkapitals dies beschliessen und man sich übrigens in derselben 
Weise, wie oben sub 8 erörtert, an den Controller wendet ; das Aktienkapital 
kann dasselbe bleiben wie früher. 

Hatte eine Staatenbank ein eingezahltes Grundkapital von 5 Millionen 
Dollars und einen Reservefonds von wenigstens 20 ^/o des Grundkapitals , so 
blieben die Aktionäre bei Umwandlung in eine Staatenbank einfach für den 
Betrag ihrer Aktien haftbar, wenn sie diesen Reseryefonds intakt hielten und 
ein neuer Reservefonds für die NationaJbank angelegt wurde. 

Im Jahr 1865 wurde eine spätere Bestimmung eingeführt, wonach die 
Staateubanken 10 */<> auf ihren Notenumlauf und entsprechende Beträge auf 
ihr Kapital und Depositen als Steuer zu 'bezahlen hatten. Dies war nur die 
Unionssteuer; ausserdem wurden sie noch wie die Nationalbanken durch den 
Staat besteuert, iii dem sie errichtet waren. 

Diese Bestimmung sollte jedoch nicht vor dem 1. Juli 1866 in Wirkung 
treten, dagegen wurde allen Staatenbanken, die ein eingezahltes Kapital von 
wenigstens 75,000 Dollars hatten, wenn sie sich vor dem 1. Juli 1865 zur 
Konversion in eine Nationalbank anmeldeten, der Vorrang yor neu sich bil- 
denden Banken zugesichert. 

V. 

Man sieht leicht, dass die Gesetzgebung für die Nationalbanken im Prinzip 
dieselbe war, wie die des sogenannten Newyork Systems. Doch waren die 
Aenderungen, welche sie in das Yerhältniss der Banken brachten, sehr wesentlich. 

1) Die Gewährleistung für die Notenausgabe konnte durch die National« 
banken nur in Unitedstatesbonds, nicht in Effekten der Einzelstaaten gestellt 
werden. Berechnet man die Notenausgabe zu 300 Millionen, so placirte die 
Union damit für ungefähr 350 Millionen Bonds. 

2) Den Einzelstaaten wurde ihr Recht, ausschliesslich über das Bank- 
wesen innerhalb ihrer Grenzen zu disponiren, genommen; dagegen erhielt 
die Centralregierung das Recht, überall Banken zuzulassen. Ja, das Recht 
der Einzelstaaten wurde illusorisch und ganz untergraben, indem sich die 
Centralregierung das Recht anmasste, die Staatenbanken lOmal höher zu be- 
steuern als die Nationalbanken, während sie den Einzelstaaten nicht gestat- 
tete, den Nationalbanken höhere Steuern aufzuerlegen als jeder anderen 
Bankeinrichtung. 

3) Die Noten der Nationalbanken wurden durch die Steuerkassen in 
Zahlung angenommen und dadurch mit Ausnahme einiger Fälle der Landes- 
währung gleichgestellt. Die Staatenbanken waren und blieben von diesem 
Yortheil ausgeschlossen. 

4) Das Kassageschäft der Union, welches gerade jetzt sehr bedeutend war, 
wurde den Nationalbanken aufgetragen und diesen ebenso mit Ausschluss der 
andern Banken die Gelder des Staats in Deposito gegeben. Diese letztere Mass- 
regel war um so härter, als zu Anfang des Kriegs schon die oben erwähnte 

Zeitschrift für Kapital und Rente. lY. ^^ 






r 

i, 



i^ 



170 



Bas Bankwesen der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 



indepeniend treasnry biU aufgehoben und dem Finanzminister die Erlaubnis» 
ertheilt worden war, die Staatsgeldei;, mit Ausnahme des durch die Zölle ein- 
gehenden Geldes, bei Banken, welche er für sicher hielt, in Verwahrung zu 
geben« Die Banken der grossen Handelsstädte leisteten damals dem Staate 
wesentliche Dienste, indem sie die Fapieremissionen nicht selten zu Kursen 
nahmen, welche nicht stets gewinnreich für sie waren , und dem Staate ausser- 
dem beinahe ihren ganzen Yorrath an Edelmetallen dafür zustellten. Man 
kann obige Bestimmung ansehen als eine Belohnung, welche ihnen für diese 
Aufopferungen zu Theil ward. Aber mit der Stiftung der Nationalbanken 
wurde ihnen nicht nur der Yortheil entzogen, Staatsgelder in Deposito zu 
haben, es wurde geradezu damit ein Feldzug gegen die Existenz der Staaten- 
banken unternommen und beinahe bis zur letzten Eonsequenz durchgeführt» 
Uns scheint, ea lasse dieses Vorgehen keine andere Erklärung zu als 
die oben yon uns für die Bildung der Nationalbanken gegebene. Wenn der 
Finanzminister Ghase, der Schopfer der Greenbacks und der Nationalbanken^ 
wirklich der Ansicht war, Papiergeld sei in jeder Form ein Segen für das 
Land, man könne dessen nicht genug haben, warum begrenzte er die Aus- 
gabe der Banknoten auf 300 MUlionen? Dieselben waren ja sicher gestellt 
durch die Papiere der Union und Jede Note musste sofort in gesetzlicher 
Währung eingelöst werden. Warum setzten die Nachfolger yon Ghase, die 
Herren Fessenden und McGulloch den Feldzug gegen die Staatenbanken mit 
erneuerter Kraft fort, obgleich sie gegen das Papiergeld des Staats waren, 
dies einziehe^ und nur den Banken die Girkulation des fiduziaren Zahlmittela 
überlassen wollten? Ich finde für dies alles nur die eine früher schon ge- 
gebene Antwort. Alle Finanzminister fühlten, dass, so lange der Staat ge- 
nöthigt sei, Papiergeld und zwar viel Papiergeld auszugeben und im Umlauf 
zu erhalten, er die Ausgabe der Banknoten in Schranken halten müsse, um 
nicht die Girkulation von papierenen Werthzeichen übermässig auszudehnen, 
den Markt zu sehr zu überschwemmen und dadurch eine zu grosse Ent- 
werthung beider Arten zu yeranlassen. Hätte man Metallwähmng gehabt, die 
Bankgesetzgebung gewährte hinreichende Sicherheit für die Notenbesitzer; 
mit einer Papierwährung sah man sich zu den oben beschriebenen harten, ja 
theil weise ganz ungerechten Massregeln genöthigt, nur um den Papierumlauf 
im Zaume halten zu können. 

Betrachten wir jetzt die Wirkung des Gesetzes über die Nationalbanken 
auf die Bildung derselben. Der Economist ^t darüber die folgenden Einzel- 
heiten. 

Es waren entstanden: 

a 



Datam 


Anzahl 
Banken 


Eingezahltes 
Kapital 


Banknoten- 
umlauf 


1863 Oktober , 

1864 Januar , 
„ April . , 

1865 Januar , 
„ Juli . . 

1866 Januar . 
„ Oktober , 

1867 Januar 

„ April . , 






63 

137 

309 

643 

1264 

1626 

1659 

1649 

1649 


DoU. 

6,700,000 

14,500,000 

42,000,000 

135,000,000 

325,000,000 

403,000,000 

415,000,000 

419,000,000 

419,000,000 


DolL 
unbekannt 

dto. 

dto. 
67,000,000 
131,000,000 
213,000,000 
280,000,000 
291,000,000 
291,000,000 
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Es ist klar, dass erst vom Jahre 1865 ab, als die Staatenbanken mit 
jener Bteaer von 10 */<> ftuf ihre Cirkulation bedroht wurden, die Bildung yon 
Nationalbanken massenhaft erfolgte. Auch waren die ersten Nationalbanken 
meistens unbedeutend. Auf 1. Juli 1864 gab es deren 469 mit einem Kapital 
Yon 75,2 Millionen, also durchschnittlich 160,341 Doli, per Bank, während 
1867 die Banken im Durchschnitt ein Kapital von 254,093 Doli, besitzen, 
folglich mehr als das Doppelte von 1864. 

Die folgende, dem Economist entnommene Tabelle gibt eine Yergleidiung, 
wie sich die 1467 Staatenbanken Ende 1862 und die 1649 Kationalbanken 
Ende 1866 über die Einzelstaaten der Union vertheilten. *) 



Staaten 



St.-B. 



K-B. 



Staaten 



Si-6. 



N.-B. 



6 östliche Staaten: 

Maine ... • 
New-Hampshire 
Vermont . . 
Massachussetts 
Bhode-Island 
Connecticut . 

9 nordwestliche Staaten : 

Illinois 

Indiana 

Ohio 

Michigan 

Wisconsin 

Jowa 

Minnesota' • • . . 

Kansas 

Nebraska 



69 


61 


52 


89 


40 


39 


183 


208 


88 


62 


75 


83 


507 


492 


25 


82 


37 


71 


55 


135 


4 


42 


64 


37 


14 


45 


7 


15 


1 


4 


1 


3 


208 


434 



5 mittlere Staaten: 

New-York . 
New-Jersey . 
Pennsylvania 
Delaware 
Maryland . 

5 südliche Staaten: 

Virginia . . 
Nord-Karolina 
Süd-Karolina 
Georgia . . 
Florida . . 



5 südwestliche Staaten: 

Alabama 

Louisiana 

Tenessee 

Kentucky 

Missoury 



308 

52 

94 

5 

32 



313 
54 

201 
11 
32 



491 

66 
31 
20 
28 
2 



611 

35 
5 
2 
9 



147 

8 

6 

14 

44 

42 



51 

3 

3 

10 

15 

15 



114 



46 



Im allgemeinen war also eine grossere Anzahl Nationalbanken entstanden, 
was nicht yerwundem kann, da man die Bildung von Banken, selbst in kleinen 
Städten von nur 6000 Einwohnern, zugelassen hatte. Betrachten wir jetzt 
den Geschäftsumfang dieser neuen Nationalbanken. 



*) Diese AufzUhlung ist ungenau. Während der Economist für Anfang 1867 die 
Kationalbanken auf 1649 angibt und in der üeberschrift der Zusammenstellung selber 
diese Zahl steht, erhält man beim Zusammenzählen nur 1634 Nationalbanken, v. Hock 
gibt die Zahl der Nationalbanken an: 

1866 März . 1645 
„ Juni . 1653 
„ August 1657. 
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E. 



Debet 



April 1867 
1649 Banken 



Janaar 1866 
1626 Banken 



Doli. 



Yo 



Doli. 



Vp 



Notenumlauf 
Nationalbanknoten . . • 
Staatenbanknoten .... 

Depositen 

der Regierung " 

von Privaten ...... 

An andere Banken 
Nationalbanken . -. • . . 
Andere Banken 

Kapital 
Eingezahltes ...... 

Reserve 

Gewinn 

Kredit 

Baarreserve 

in Papiergeld 

in Münze 

Baarwerthe (cash items) 

Outhaben bei anderen Banken 

Nationalbanken 

Staatenbanken 

Noten 

Effekten (United States bonds) 
gegen Noten deponirt . . 
Sicherstellung von Schatz- 
depositen 

ausserdem vorräthig . « . 
Oompond interest Noten 

Vorschüsse und Diskonto's 
Darlehen und Diskonto « . 
auf Papiere und festes Unter- 
pfand 

Festes Eigenthum .... 

Unkosten 



291,9 
5,9 



30,0 
510,6 



91,1 
23,1 



297,8 



540,6 



114,2 



952,6 



418,8 
60,2 
31,1 



510,1 



1462,7 



92,6 
10,4 

87,8 



190,8 



94,0 
10,7 
13,7 



118,4 



338,5 

38,4 
46,6 
84,0 



507,5 



597,1 

20,2 
19,6 



636,9 
14,0 

1467,6 



20,0 
0,4 

2,0 
35,0 

6,2 

1,5 



28,6 
4,1 
2,1 



99,9 



6,3 
0,7 
5,9 

6,4 
0,8 
0,9 

23,0 

2,6 
3,1 
5,7 

40,6 

1,3 
1,3 



98,6 



213,2 
45,4 



29,7 
513,6 



96,7 
23,8 



258,6 



543,3 



120,5 



922,4 



403,3 
43,0 
29,0 



475,3 



1397,7 



90,0 
16,0 
89,8 



195,8 



93,2 
14,6 
20,4 



128,2 



298,0 

142,0 
97,0 



537,0 



498,8 

17,5 
15,4 



531,7 
5^ 

1398,2 



15,2 
3,2 



2,1 
36,7 



6,2 
1,7 



28,8 
3,0 
2,0 



98,9 



6,4 
1,1 

6,4 

6,6 
1,0 

1,4 



21,3 

10,1 
6,9 

35,6 

1,2 
1,1 

99,1 
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Wir haben uns auch in dieser Statistik an den Economisi gehalten; die 
Angaben y. HocFs über den Stand der Banken im Januar 1966 kommen 
wohl in den Hauptsachen mit unseren Angaben überein, weichen jedoch auch 
Tielfaltig ab. Merkwürdigerweise sollen beide Angaben auf offizielle Zahlen 
sich stützen. 

Unser Zweck ist nur, den Leser in den Stand zu setzen, eine summarische 
Vergleichung anzustellen mit dem Stande der Banken yor und nach der Ein- 
fuhrung der Gesetze über die Nationalbanken. Dabei kommt es nicht darauf 
an, dass die Angaben gerade bis auf die letzten Details richtig sind, ja es 
mag nicht ohne Grund bezweifelt werden, ob alle Banken wohl den Behörden 
den Stand ihrer Angelegenheiten wahrheitsgetreu mitgetheilt haben. Die ab- 
solute Richtigkeit obiger Statistik ist also gar nicht festzustellen und man darf 
nur im grossen Ganzen, in den Hauptzügen, Yergleichungen anstellen und 
Folgerungen ziehen. 

Ungenau bleibt das Bild auch stets, weil trotz des angewandten Druckes 
nicht alle Staatenbanken sich in Nationalbanken umgewandelt haben, die Zahl 
der noch bestehenden abei' und ihre Verhältnisse nicht erttirt werden konnten. 
Es bleibt' also in der Vergleichung des Bankwesens eine Lücke, welche die 
Folgerungen etwas beeinträchtigt. 

Vergleichen wir nun den Zustand der Staatenbanken Ende 1862 im 
Norden mit dem der Nationalbanken der ganzen Union April 1867 nach oben- 
stehenden Zahlen^ so ergibt sich folgendes Resultat: 

F. 



1205 Staaten- 
banken auf 
1. Januar 1863 



1649 Nationai- 

banken auf 
1. AprU 1867 



Eingezahltes Kapital 
Notenumlauf . . . 
Depositen .... 

Kassa 

Effekten .... 
Ausstände im Handel 



297,7 


•/o 


418,8 


116,7 


39,1 


297,8 


355,7 


119,4 


540,6 


115,6 


99,0 
24,4 


190,8 j 


162,6 


34,4 


507,5 


639,1 


214,6 


735,7 



•/o 
71,1 

129,0 
64,0 
22,7 
60,5 

175,6 



Obige Zusammenstellung ist in folgender Weise zu lesen: 

Der Notenumlauf der Staatenbanken war 39,1 Vo ihres Stammkapitals^ der 
der Nationalbanken 71,1 7o- 

Die Depositen bei den Staatenbanken waren 119,47o ihres Kapitals, die 
der Nationalbanken, Regierungs- und Privatdepositen zusammen 129,0 */<>• 

Der Kassabestand der Staatenbanken betrug 99,0 */<> des Notenumlaufs 
und 24,4 '/o der Summe von Notenumlauf und Depositen. Bei den National- 
banken betrug der Kassabestand 64,0 7o des Notenumlaufs allein und 22,7 Vo 
der Summe von Notenumlauf und Depositen. Dagegen betrug das Eigenthum 
der Staatenbanken an Effekten nur 34,4 V® des Notenumlaufs und der Depo- 
siten, das der Nationalbanken aber 60,5 7« der Summe ihres Notenumlaufs 
und Depositen, so dass diese letzteren bei den Staatenbanken gesichert 
waren durch einen Betrag an Kassa und Effekten von 58,8 7o, bei den Na- 
iionalbanken durch einen Betrag von 83,2 7o ab ^eld und Staatspapieren. 

Die Staatenbanken liatten ausserdem andern Banken und dem Handel 
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214,6 */• ibres Stammkapitals anvertraut, während die Nationalbanken in solchen 
C^eschaften nur 175,6 Vo ihres Stammkapitals angelegt hatten, also jedenfalls 
ein geringeres Risiko hatten als die ersteren, wenn ihre Aidagen gleich sicher 
waren. 

Mit Bezug auf obige Zahlen und Berücksichtigung anderer Umstände 
glauben wir die folgende Yergleichung begründen zu können. £s ist aller- 
dings richtig, dass die Notencirkulation der Nationalbanken absolut und im 
Yerhältniss zu ihrem Stammkapital eine yiel höhere ist, als die der früheren 
Staatenbanken in den nördlichen Staaten der Union (39,1:714)* Man 
darf aber dabei nicht yepgessen, dass die Staatenbanken des Südens nicht 
mit in Berechnung gekommen sind und doch hatten gerade diese, wie aus der 
Tabelle A. heryorgeht, eine starke Emission (66,2 7o) ioi Vergleich mit deu 
Nordstaaten. In der Zahl der Nationalbanken aber sind auch die im Süden 
errichteten mit inbegriffen. Ausserdem ist überhaupt das umlaufende Medium 
in der Union durch die starke Ausgabe yon Papiergeld sehr angewachsen und 
hat dieser Umstand und die Erlaubniss, für 300 MiUionen Doli. Banknoten aus- 
zugeben, natürlich die Emission erhöht. Jedoch hat das auf die Sicherheit der 
Noten keinen ungünstigen Einfluss, da diese gerade durch ein Depot Von Staats- 
papieren gedeckt und obendrein durch die Regierung gewährleistet sind. Die 
Depots bei den Nationalbanken sind zwar absolut höher, als die früheren der 
Staatenbanken (3 : 2), und wahrscheinlich ist auch dies wieder die Folge der yer- 
mehrten Geldcirkulation durch die Masse des umlaufenden Papiergeldes; aber 
im Yerhältniss zum Stammkapital der Banken hat die Menge der Depositen 
nur wenig zugenonunen (119,4:129,0) und kommt diese Zunahme theilweise 
auf Rechnung der Regierungsdepositen. Obgleich nun die Staatenbanken 
früher eine grössere Kassa hielten als jetzt die Nationalbanken, so ist doch, 
wenn man die Masse der Effekten dazu rechnet, bei den letzteren besser für 
die Garantie der Noten und Depositen gesorgt, als früher bei den Staaten- 
banken, welche in Eassa und Eäfekten nur 58,8 7o ihrer Depositen und Noten 
besassen, während die Nationalbanken über 88,2 Vo disponiren. Auch darf 
man nicht yergessen, dass die yollkommene Sicherstellnng der Noten selbst 
in kritischen Zeiten keinen plötzlichen Andrang zur Einlösung aufkommen 
lassen wird. Die Hauptgefalur für die Nationalbanken in Zeiten einer Panik 
würde in der plötzlichen Zurücknahme der Priyatdepositen bestehen. Endlich 
sehen wir, dass die Nationalbanken eine yerhältnissmässig geringere Summe 
im allgemeinen Handelsgeschäfte angelegt haben, als früher bei den Staaten- 
banken der Fall war, und auch dies ist zu ihrem Yortheil, denn gerade bei 
diesen Geschäften kann am meisten yerloren werden. Inwiefern die Masse dieser 
Geschäfte früher solider war als jetzt, entgeht natürlich unserer Beurtheilung, 
welche nur nach der Aussenseite der Zahlen sich richten kann. Diese als 
richtig und unyerfalscht angenommen, wird man wohl zugeben müssen, dass 
die Nationalbanken im grossen Ganzen wenigstens eben so gut stehen, als 
früher die Staatenbanken. 

Es ist nicht uninteressant, mit diesen allgemeinen Resultaten die im 
Staate New-York zu Vergleichen, wo das Bankwesen schon lange am be- 
deutendsten entwickelt war. Wir entnehmen darübelr dem Economist die 
folgende Tabelle. 
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4 

G. 



Bebet. 



813 ^ationalbankea 
April 1867 



I^otenumlauf . 

Depositen : 
der Regierung 
yon Privaten 



An andere Banken 
Andere Schulden . 



Eingezahltes Kapital . . . 



Kredit 

Beserye und Kassa : 

Münze 

Papiergeld .... 
Baarwerthe (cash items) 



Bei andern Banken . • 

EflFekten 

Darlehen und Diskonto's 
Festes Eigenthum 
Andere klagen . . 



*) Goldcertifikate ? 







Mill. DolL 



5,3 
231,3 



68,6 



236,6 
71,2 
11,4 



387,^8 
188,0 



525,8 



6,0 
39,5 
72,1 



117,6 

30,2 

139,8 

227,2 

7,4 
8,4 



525,6 



Yo 



13,0 

1,0 

43,8 

13,5 

2,1 

26,2 



99,6 



1,1 

7,5 

13,7 

5,7 

26,6 

43,2 

1,4 

0,6 



99,8 



308 Staatenbanken 
Dezember 1862 



Mill. Doli. 



Vo 



39,2 



200,8 
57,4 
19,0 



316,4 
108,7 



425,1 



37,8 
33,1 



70,9 

44,7 

119,0 

179,0 

9,6 

2,1 



425,3 



9,2 



47,2 

13,5 

4,4 

25,5 



99,8 



8,8 

7,7 

10,5 

27,9 

42,0 

2,2 

0,4 



99,5 



unterwerfen wir diese Ziffern derselbcin yergleichenden Analyse, so er* 
gibt sich Folgendes: 

H. 



New-York Banken 



Eingezahltes Kapital 
Notenumlauf . • . 
Depositen . • ' . . 

Kassa 



Effekten 

Ausstände im Handel • 



Staatenbanken 


Dezember 1862 


108,7 


7o 


39,2 


36,1 


200,8 


184,7 


70,9 


180,8 
29,5 


119,0 


49,6 


225,8 


207,7 



Nationalbanken 
April 1867 



138,0 

68,6 

236,6 

117,6 

139,8 
260,8 



7o 

50,0 
171,4 
i 171,4 
; 38,5 
45,8 
189,0 



Man lese wieder: der Notenumlauf der Staatenbanken war 36,1 */<> ihres 
Kapitals, der der Nationalbanken 50,0 7o* 

Die Depositen bei den Staatenbanken waren 184,7 */<> ^f^ Kapitals, die 
der Nationalbanken 171,4 '/o* 

Der Kassabestand der Staatenbanken betrug 180,8 7« ^^ Notenumlaufs 
und 29,5 */<» d^' Summe von Notenumlauf und Depositen. Bei den National- 
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banken betrug der Eaäsabestand 171,4 7o des Notenumlaufs und 38,5 '/o der 
Summe yon Notenumlauf und Depositen. 

Das Eigenthum der Staatenbanken anE£fekten betrug 49,6 7o von Noten- 
umlauf und Depositen, das der Nationalbanken 45,8 7o, so dass die Aggregat-^ 
summe von Kassa und Effekten bei den Staatenbanken 79,1 7o, bei den Na- 
tionalbanken 84,3 7o der Noten und Depositen beträgt. 

Endlich sind die Risiko's in Handelspapier und derartigen Transaktionen 
bei den Staatenbanken höher als bei den Nationalbanken. Kurz, man kann 
auch hier sagen, dass die Nationalbanken des Staates New-York im Jahr 1867 
wenigstens eben so gut stehen, als die Staatenbanken desselben Staates Ende 
1862. 

Wir werden der besseren üebersicht wegen versuchen, die Resultate der 
Tabellen F. und H. noch einmal zusammenzustellen. 



J. 



üebersicht der ans Tabelle F. 
resitltirenden Verhältnisse 



Kapital 

Notenumlauf zu Kapital 

Depositen zu Kapital 

Kassa zu Notenumlauf 

Kassa zu Noten und Depositen 

Effekten zu Noten und Depositen . .- . . 
Kassa und Effekten zu Noten und Depositen 
Anlage in Handelspapier zu Kapital . . . 



Staatenbanken 
im ganzen Nor- 
den 1862 



üebersicht der ans Tabelle H. 
resultirenden Verhältnisse 



Staatenbanken 

im Staate 
New-York 1862 



Kapital 

Notenumlauf zu Kapital . 

Depositen zu Kapital 

Kassa zu Notenumlauf 

Kassa zu Noten und Depositen 

Effekten zu Noten und Depositen . ; . . 
Kassa und Effekten zu Noten und Depositen 
Anlage in Handelspapier zn Kapital . . . 



36,1 7o 

184.7 > 

180.8 Vo 

29.5 Vo 

49.6 > 
79,1 Vo 

207,7 Vo 



Nationalbanken 

der ganzen Union 

1867 




71.1 % 
129,0 Vo 

64,0 Vo 
22,7 Vo 
60,5 Vo 

83.2 Vo 
175,6 Vo 



Nationalbanken 

im Staate 
New-York 1867 



1 : 1,2 



50,0 Vo 

171,4 Vo 

171,4 Vo 

38,5 Vo 

45,8 Vo 

84,3 Vo 

189,0 Vo 



VI. 

Wenn wir im Vorstehenden aus den gegebenen Zahlen den Schluss ziehen 
^u . müssen glaubten, die Nationalbanken stehen im grossen Ganzen jetzt 
wenigstens ebenso sicher als die.Staatenbankenyor 5 Jahren, so wird dadurch 
den ersteren noch kein Vorzug vor den letzteren eingeräumt. Niemand 
kann nachweisen oder auch nur behaupten, die Staatenbanken würden jetzt 
in weniger gutem Stande sein als die Nationalbanken, wenn man die ersteren 
ruhig hätte bestehen lassen. Ja schon daraus, dass wohl die meisten und 



Das Bankwesen der Vereinigten Staaten ron Kordamerika. 177 

angesehensten jetzigen Nationalbanken nur konyertirte Staatenbanken sind, 
geht hervor, dass der Zustand der letzteren sehr günstig gewesen sein muss, 
weil sonst der jetzige vortheilhafte Zustand nicht vorhanden sein könnte. 

Fragen wir nun, welche Yortheile die Nationalbanken dem Lande ge- 
bracht haben, Yortheile, welche man nicht ebensogut von den Staatenbanken 
hätte erwarten können? 

Für den Geldumlauf im Allgemeinen ist der grosse Yortheil erzielt 
worden, dass es nur eine Art von Banknoten gibt und dass diese überall 
gültig ist. Früher gab es in jedem Staate eine besondere Sorte Banknoten 
und dies auch nur, wenn das New- York System, im Staate eingeführt war. 
Im andern Fall hatte jede Bank ihre eigenen Banknoten, wodurch natür- 
lich eine Yerschiedenheit der Werthzeichen entstand, in der sich nur ein 
Eingeweihter und dann noch mit Mühe zurecht finden konnte. Die grösseren 
Bankinstitute waren geradezu genöthigt, besondere Personen für die Prüfung 
der eingehenden Noten zu halten. Fälschungen waren dabei auch nicht selten. 
Zwar konnten diese- niemals in sehr grossem Massstabe getrieben werden, 
da die Noten der einzelnen Banken nur eine begrenzte Cirkulation hatten 
und eine Fälschung desshalb wohl schneller entdeckt werden musste. Aber 
diesen! Yortheil stand gerade der Nachtheil gegenüber, dass die Geltung der 
verschiedenen Banknoten nicht weit über die Grenzen des Staats hinausreichte, 
in welchem die Banken autorisirt waren, so dass im Yerkehr grosse Schwie- 
rigkeiten entstehen mussten. 

Diesem Uebelstande ist durch die Nationalbanken abgeholfen, deren Noten 
nicht nur ^n verschiedenen Orten einlösbar sind, sondern auch überall durch 
die Begierung in Zahlung angenommen werden. Freilich ist den Fälschungen 
dadurch nicht vorgebeugt und könnten dieselben jetzt sogar in grösserem 
Massstabe getriehen werden als früher Das ist aber ein allgemeiner Miss- 
stand jedes fiduziaren Geldumlaufs und trifft ebensogut das Staatspapiergeld 
als die Banknoten. 

„Ist die Schöpfung vieler kleiner Banken in unbedeutenden Städten als 
ein Yortheil oder als ein Nachtheil des Systems der Nationalbanken zu be- 
trachten?« 

Es ist sicher, dass unter den früheren Systemen in den Einzelstaaten so 
leicht keine Banken in Städtchen von 6000 Einwohnern entstanden wären; 
nur die vollständige Garantie der Noten und ihre Annahme als Zahlmittel 
durch den Staat machte dies möglich. Hätten solche Banken erst einen 
Kredit und damit eine Cirkulation ihrer Noten erkämpfen müssen, sie würden 
in den ersten Jahren wenig Aussicht auf eine Dividende gehabt haben, da 
in solch kleinen Plätzen das Geschäft einer Bank zu unbedeutend ist, als dass 
es ohne Notenemission rentiren könnte. Es ist andererseits nicht zu verken- 
nen, dass es auch für die allgemeinen Ereditverbältnisse einer kleineren Stadt 
sehr vortheilhaft sein kann eine Bank zu besitzen, und dass die Direktion 
einer solchen Bank besser als die in grossen Städten im Stande ist, dieYer- 
hältnisse eines jeden Klienten zu kennen und dadurch Schaden für die Bank 
zu vermeiden. Auf der andern Seite aber wird man in solchen Plätzen 
schwierig die Personen finden, welche die nöthigen Kenntnisse und Erfahrung 
in Banksachen besitzen; und darin liegt eine Gefahr für die Institute der 
kleinen Orte. Die Erfahrung wird lehren müssen, inwiefern das Gesetz über 
die Nationalbanken auf diesem Punkt segensreich gewirkt hat. 

„Was werden die Banken leisten im FaDe einer Handelskrisis?* Die 
Gefahr für gewöhnliche Banken ist dann, dass das kleine Kapital und häufig 
auch das grosse seine Ausstände bei den Banken zurückfordert. Alle Noten 
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und Checke werden zur Zahlung angeboten , die Depositen aufgesagt und zu- 
rückgenommen. 

Wie die Nationalbanken gestellt sind, wird ihnen wahrscheinlich die 
Hälfte der Gefahren erspart bleiben. Das Notenkapital wird sich ruhig ver- 
halten, da der Staat diese Papiere garantirt hat. Das ungedeckte Depositen- 
kapital aber wird sich aus der Gefahr zu ziehen suchen. Wir haben oben 
gesehen, dass diese Depositen bei den Nationalbanken vom 1. April 1867 
betrugen 

Depositen der Regierung Doli. 30 Millionen 
^ von Privaten „ 610,6 „ 

Diese werden gedeckt durch die Eassabestände und Effekten der Banken nach 
Abzug der Papiere, welche speziell zur Notendeckung und wahrscheinlich auch 
derer, welche als Sicherstellung von Depositen der Regierung hinterlegt wor- 
den sind. £js bleibt dann übrig 

in Kassa ^ « Doli. 190,8 Millionen 

Effekton „ 46,6 „ 

Compound Interest Noten .... „ 84,0 ,, 

. 321,4 ;;~ 

Also Privatdepositen „ 510,6 „ 

zur Deckung davon sofort verwendbar „ 321,4 „ 
somit eine Deckung von ungefähr 63 7o. 

Wir haben absichtlich das übrige Portefeuille der Banken ausser Rech- 
nung gelassen , weil in Zeiten von Geldkrise^ wenig darauf zu rechnen ist. 

Vergleichen wir damit den Zustand der englischen Bank d. d. 16. Oktober 
1867, so finden wir 

Notenausgabe' . •£. 25,5 Millionen 
Schatzdepositen . „ 4,4 „ 
Privatdepositen . „ 20,4 ,, 

dagegen als Deckung 

Staatspapiere . . X. 12,8 Mülionen 
Kassa Edelmetalle „ 23,2 „ 

ff 36,0 • „ 

Da die zur Deckung der Noten nöthige Summe aber in Amerika be- 
sonders hinterlegt ist, so müsste der Betrag des Notenumlaufs der eng- 
lischen Bank voll von der Summe der 36 Millionen abgezogen werden^ 
und dann bleibt zur sofortigen Deckung sämmtlicher englischer Depositen 
oder 24,8 Millionen JL nur eine Summe von £. 10,5 Millionen übrig, also 
nur 42 >. 

Wäre also die Yergleichung vieler einzelnen amerikanischen Banken 
mit der mächtigen und solid administrirten englischen Bank möglich, so 
müsste man zugeben, dass die Sicherheit der Depositen in Amerika im 
Falle einer plötzlichen Krisis besser wäre als die, welche die englische Bank 
gewährt. 

Abel* in diesen Punkten liegt gerade die Schwäche des System? der Na- 
tionalbanken. Man ist nicht sicher, ob die Angaben der einzelnen Banken 
über ihren Zustand richtig sind; der Controller hat dies selbst bereits aner- 
kannt, ohne aber durchgreifende Mittel dagegen einführen zu Ij^önnen. Ver- 
schiedene Bankerotte von solchen Banken haben bewiesen, dass man den 
Controller und damit das Publikum betrogen hatte. Es ist ausserdem beinahe 
unmöglich, alle Monate oder selbst alle 3 Monate genau den Zustand von 
mehr als 1600 Banken zu ermitteln, welche obendrein über einen so grossen 
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Flächmiraum yerbreitet siod. Die Sicherheit, welche die Eontrole der Regie- 
rung darbietet, ist also zum grossten Theile illusorisch, d^r Zustand der 
Nationalbanken nicht besser und sicherer als der der früheren Staatenbanken. 
Xommt also ein finanzieller Sturm, so steht jede für sich selbst und ver- 
einzelt da, und es wird yon der Solidität ihrer Geschäftsführung abhängen, 
ob sie sich halten kann ode^ nicht; die Depositen werden wahrscheinlich 
in Masse zurückgenommen werden und statt dem Handel zu Hülfe kommen 
zu können, werden die Banken genug zu thun haben, ihr eigenes Bestehen 
zu sichern. 

Die Fälle sind leider jetzt schon nicht ganz selten, dass Nationalbanken 
zahlungsunfähig geworden sind. Der Fall der Merchants Bank zu Washington 
im Mai 1866 war einer der heryorragendsten. Im Laufe des Jahres 1867 
finden wir 5 andere Bankbrüche erwähnt, wovon 4 im Staate New-York, 1 
in Massachussetts. In allen Fällen waren leichtsinnige Kredite und Spekida- 
tionen die Ursache, dass das Kapital der Aktionäre und das der Deponenten 
zum grossten Theile verloren ging* Ja, bei dem Falle der Merchants Bank zu 
Washington war unter den Augen der Aufsichtsbehörde nicht allein eine grobe 
Fälschung der Bücher vorgekommen, der Staat selbst wurde mit grossem 
Verlust bedroht, indem bei dieser Bank 766,000 Dollars Staatsgelder hinter- 
legt waren mit einer Sicherstellung von nur 100,000 Dollars. Man sieht 
daraus, was die Staatsaufsicht über so viele Banken bedeutet, wie das Publi- 
kum nach wie vor ganz und gar abhängig ist von der Geschicklichkeit und 
Redlichkeit der Bankdirektionen, und man kann sich dabei der Furcht nicht 
entschlagen, dass gerade die vielen kleinen Banken nicht stets im Stande 
sein möchten Individuen zu finden, welche diese Eigenschaften in sich ver- 
einigen. Andererseits gibt die grosse Anzahl und dadurch entstehende Kon- 
kurrenz der Banken, sowie die Notenmenge, welche der Staat zu ihrer Ver- 
fügung gestellt hat, nur zu leicht Veranlassung zur Verleihung unverantwort- 
licher Kredite. Dabei sind die Fälle noch gar nicht in Rechnung gebracht, 
wo die Banken durch gewissenlose Subjekte zu deren eigenem Nutzen gerade- 
zu exploitirt werden. 

Wir glauben also den Nationalbanken nicht zu nahe zu treten, wenn 
wir behaupten, dass sie als Kreditinstitute der Handelswelt nicht dieVortheile 
eines grossen nationalen Bankinstituts bieten; dass sie im Fall einer Krisis 
genug mit sich selbst zu thun haben werden, und dem Handel kaum eine 
wirksame Stütze sein können. Man hat die Frage aufgeworfen, ob die Na- 
tionalbanken im Stande sein würden, dem Staate bei der Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen nützlich zu sein, und hat sie verneint. Die letztere Schluss- 
folgerung ist vollkommen richtig; der Zustand der Nationalbanken ist nicht 
der Art, dass sie aus eigenen Mitteln die nöthigen Edelmetalle beschaffen 
können, um ihre Noten stets gegen Münze auszuwechseln. Aber man darf 
auch nicht vergessen, dass dies zu viel von ihnen verlangt wäre; dass dies 
ganz ausserhalb des Zweckes der Regierung lag, als sie die Errichtung der 
Nationalbanken beimKongress verschliß. Herr Chase, der damalige Finanz- 
minister, behauptete ja geradezu, eine Papierwährung sei vortheilhafter als 
eine Münzwähfung, und ob dies nun sein Ernst war oder nicht, er konnte 
mit solchen Grundsätzen keine Bestimmungen über die Rückkehr zur Münz- 
währung verfechten. Wenn man diesen Punkt im Auge gehabt hätte, so 
durfte man den Notenumlauf nicht um ungefähr 50 '/o gegen früher ver- 
mehren, wie man dies gethan hat. Denn nach den Tabellen A. und B. betrug 
der Notenumlauf im Süden und Norden in der ersten Zeit des Bürgerkriegs 
noch nicht einmal 200 Millionen, das Gesetz über die Nationalbanken brachte 
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diese Oirkulaiion auf 300 Millionen und erschwerte dadurch natürlich die 
Beschaffung eines Kapitals in Edelmetallen, gross ^enug, um die Einwechs- 
lung der Noten zu sichern. Endlich darf man nicht yergessen, dass der 
Staat selbst ihnen auferlegt hat in der zeitweiligen gesetzlichen Währung 
zu bezahlen; sowie der Staat sein eigenes Papiergeld gegen Münze umge- 
tauscht hat, kann man dies auch von den Banken yerlangen, nicht eher. 



Nachtrag. 

Der „Aktionär*^ vom 24. KoTember 1867 gibt den Stund aller Banken der Vereinig- 
ten Staaten zu Anfang Oktober 1867 in folgender ZosammenstelluDg, 

A. Aktiya. Doli. 

Darlehen nnd Diskonto's 609,038,454 

United States bonds als Kotengarantie 838,135,150 

„ „ „ « Depositengarantie .... 38,211,450 

Andere United States bonds nnd Effekten (seourities) 42,178,150 

„ Aktien, Hypotheken und Obligationen . . . 21,375,403 

Guthaben bei Nationalbanken 95,103,219 

„ « andern Banken und Banquiers . . « 8,366,672 

Realwerthe und Inyentarinm 20,559,840 

Für laufende Ausgaben 5,295,738 

Prämien 2,749,753 

' Checks und andere Baarmittel 134,392,589 

Kationalbankbills (Wechsel) 11,831,693 

Bills anderer Banken 333,209 

Münze 10,228,851 

Scheidemünze und anderes Papiergeld 100,431,537 

Zinseszinsen Noten . . . , 56,808,420 

1,495,035,128 

B. Passira. 

Kapital 419,568,417 

Reservefonds 66,628,817 

Unvertheilter Gewinn , 38,551,706 

Kotenumlauf von Nationalbanken . .< 293,461,197 

„ ^ Staatenbanken 4,692.153 

Privatdepositen 537,329,537 

Regierungsdepositen 23,078,315 

Depositen von Rechnungsbeamten 4,637,264 

Schuld an Nationalbanken ......... 93,058,788 

„ von Staatenbanken nnd Banquiers « • . 19,636,914 

1,495,643,108 
Man sieht, dass die Totalsummen ron Aktiva und Passiva nicht übereinstimmen.. 
Im Aktionär lauten beide Skimmen auf DolL 1,495,033,128, beim Aufzählen bekommt 
man aber ein anderes Resultat. Interessant sind dabei hauptsächlich die Angaben 
über die Staatenbanken. 

Dr. Vogler. 
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Fioanzielle Chronik Tom 1. April bis 30. September 1867. 

L Vorkommnisse auf dem Gebiete des Staatskredits. 

1. Neue EmiBBionen. 

Tunesische 7 7o Anleihe von 1867. Dieselbe enthält 200,000 Titres 
k Frcs. 500. Hievon sollten 100,000 Stück zum Rückkauf resp. zur Kon- 
vertirung der Schuldverschreibungen der T'/o Anleihe von 1863 verwendet 
werden. Die übrigen 100,000 Obligationen wurden im Mai durch die Pariser 
Bankfirma Emile Erlanger et Cie. resp. durch deren Correspondenten 
Jos. Jaques in Berlin und* v. Erlanger und Söhne in Frankfurt a. M. zum 
Preise von 350 per Stück mit Zinsgenuss vom 1. Mai ab zur öflfentlichen 
Zeichnung aufgelegt. Die Tilgung der Anleihe mittelst halbjahrigen Loos- 
ziehungen, welche je am 1. Oktober und 1. April im Bureau, im Geschäfts- 
lokal des Hauses Emile Erlanger et Cie. in Paris, vorgenommen werden 
sollen, erfolgt vom 1. November 1867 ab innerhalb 30 Jahren. Ebendaselbst 
findet je am 1. November und 1. Mai die Einlösung der halbjährigen Zins- 
coupons und ausgeloosten Obligationen statt, ausserdem auch noch bei den 
auf den Zinscoupons benannten Firmen. Für Kapital und Zinsen haften die- 
jenigen 10 Millionen Franken, welche die Städtesteuer, genannt Mahsonlat, 
und andere im Anleiheprospekt näher bezeichnete Abgaben angeblich jährlich 
abwerfen sollen. *) 100,000,000 Frcs. (nominell). 

Griechische 8 Vo Nationalanleihe im Betrage von 25 Mill. Franken (28 
Mill. Drachmen). Die 100,000 Inhaberobligationen im Nominalbetrage von je 
Frcs. 250, in welche diese Anleihe eingetheilt ist, haben halbjährliche, auf je 
10 Frcs. lautende Zinscoupons und sind binnen 28 Jahren mittelst Verloosun- 
gen al pari rückzahlbar. Der Emissionskurs betrug per Stück Frcs. 200 
effektiv. Die Subscription vnirde am 15/27. April in Wien bei Simon 
G. Sina, in Athen bei der Nationalbank und a.a.O. eröffnet. Zins- und 
Kapitalsrückzahlung erfolgt spesenfrei bei ebengenannten Firmen und haften für 
die richtige Abführung die gesammten Zolleinnahmen von Patras, vonPyräus 



*) Der Umstand , dasB der am 1. Juli 1867 fällige Coupon der tunesischen An- 
leihe von 1865 (vergl. B. IL S. 214) in Paris nicht realisirt werden konnte, hat dar 
selbst die „Tunesen*^ gänzlich diskreditirt. In Deutschland hat man übrigens von 
der Finanzverwaltung des „Baubstaates'^- Tunis niemals hohe Begriffe gehabt. 
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und Athen. Dieselben werden bis zu dem für die jeweilige Conponszahlnng 
und Amortisation erforderlichen Betrage allwöchentlich an die Bank abgeführt. 

25,000,000 Fres. 
Königlich Wttrttembergisdies 4Vs *h Eisenbahnanlehen. Von dem 
auf Grund der Gesetze vom 10. Januar 1862 und 13* August 1865 genehmig- 
ten Anlehen in Höhe yon 15 Mill. Gulden wurde der Restbetrag mit 77> 
Mill. Gulden Ende Mai zum Preise von 92*/o zur Zeichnung aufgelegt (die 
erste Emission zu 917« V<^ 9 s* B. III. S. 198). Die Inhaberobligationen, in 
Stücken von 1000, 500 und 100 fl. ausgefertigt, haben halbjährliche, am 
1. April und 1. Oktober zahlbare Zinsabschnitte und Talons. Auf Verlangen 
der Inhaber können die Titel bei der Staatsschuldenkasse auf Namen einge- 
schrieben werden. Durch jährliche Ausloosungen wird das Anlehen binnen 
50 Jahren al pari getilgt werden. Die Yerloosungstermine finden in der 
Begel zu Ende jeden Jahres statt. . Die kostenfreie Zinsenzahlung geschieht 
durchdie Staatsschuldenzahlungskasse in Stuttgart, durch diesämmt- 
lichen Eameralämter und Oberamtspflegen des Landes und durch 
M. A. von Rothschild und Söhne in Frankfurt a. M. 

7,500,000 fl. s. W. 
Herzogthum Sachsen-Meiningen 5 */<> Anleihe zur Beschaffung der für 
die Landeskasse erforderlichen ausserordentlichen Mittel, auf Grund des GFe- 
setzes vom 2«. Juli 1867 bis zu dem' Betrage yon 700,000 Thalem oder 
1,225,000 Gulden. Die auf den Inhaber lautenden, yom Staate garantirten^ 
mit Zinscoupons und Talons versehenen Schuldbriefe sind halbjährlich an^ 
1, Januar und 1. Juli verzinslich und in 4 Serien ausgefertigt, nämlich: 
Serie A. mit Nr. 1 bis 520 k 500 Thaler = 260,000 Thaler 
, B. „ Nr. 1 „ 1000 ä 200 „ == 200,000 , 
„ C. „ Nr. 1 „ 2000 ä 100 ,„ = 200,000 , 
„ D. „ Nr. 1 „ 2000 ä 10 „ = 40,000 „ 
Die Tilgung erfolgt vom Jahre 1871 ab auf dem Wege der Yerloosung zum 
Nennwerth. Die Ausloosung findet von 1871 an je am 30. Juni, die Heim« 
Zahlung am 31. Dezember statt. Wenn nicht die vorbehaltene stärkere Amor- 
tisation oder totale Kündigung eintritt, wird am 30. Juili 1917 die letzte 
Ziehung vorgenommen werden. Die ausgeloosten oder gekündigten Schuld- 
briefe verlieren mit Ablauf des achten Jahres, vom Tage der Zahlungsfähigkeit 
ab, ihre Gültigkeit. Die falligen Zinscoupons verjähren in vier Jahren. Auf 
Antrag des Inhabers kann jeder Schuldbrief kostenfrei auf den Namen umge- 
schrieben und später wieder in Kurs gesetzt werden. — Von dieser Anleihe 
wurde vorerst der Betrag von 400,000 Thalem inim Parikurs emittirt. — Die^ 
Einlösung der fälligen Zinscoupons erfolgt völlig spesenfrei bei der Kasse 
der Herz ogli che n Staatsschuldentilgungskommission zu Mein In- 
gen, sowie bei allen Amtskassen des Landes, dessgleichen auch bei 
dem Berliner (G. Müller et Cie.) und Frankfurter a. M. (A. Siebert) 
Zweiggeschäft der Mitteldeutschen Kreditbank zu Meiningen. 

700,000 Thaler. 

Kösiglicli Preussisolie 4^» > Staatsanleihen. 

1. Staatsanleihe von 3 Millionen Thaler. Laut Allerhöchstem Erlas» 
vom 25. März 1867 wurde genehmigt, dass die Staatsanleihe von 3 Millionen 
Thaler, welche in Gemässheit des Gesetzes vom 16. Febr. 1867, betreffend die 
Uebernahme des Fürstlich Thurn und Taxis'schen Postwesens auf 
Preussen (Gesetzsammlung S. 353), aufzunehmen ist, in Schuldversc^hreibun- 
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gen über 100, 200, 500 und 1000 Thaler ausgegeben und mit 4Vt Vo jährlich 
am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres yerzinst werde. Vom Jahre 1868 
ab ist dieselbe jährlich mit mindestens 1 7o des Gesammtkapitals , sowie mit 
dem Betrage der durch die fortschreitende Amortisation ersparten und der 
durch Verjährung erloschenen Zinsen zu tilgen. Verstärkte Tilgung und Kün- 
digung sämmtlicher umlaufenden Schuldtitel nach Gmonatlicher Frist bleibt 
vorbehalten. 

2. Staatsanleihe von 30 Millionen Thaler. Durch Allerhöchsten Er- 
lass Yom 31. März 1867 wurde der Finanzminister ermächtigt, diese zur 
Deckung des ausserordentlichen Geldbedarfs der Militär- und Marineverwaltung 
aufzunehmende Anleihe (Gesetz yom 28. September 1866, Gesetzsammlung 
S. 607) nach folgenden Bestimmungen auszugeben. Die Schuldverschreibungen 
sind in Appoints von 1000, 500, 200 und 100 Thalem auszufertigen und 
mit 47« 7o jährlich am 1. April und 1* Oktober jeden Jahres zu verzinsen. 
Die Tilgung der Anleihe hat im Jahre 1868 zu beginnen, wozu mindestens 
alljährlich 1 7» des Anleihebetrages und die durch die Tilgung ersparten und 
durch Verjährung erloschenen Zinsen zu verwenden sind. Dem Staate bleibt 
das Recht vorbehalten, sowohl den hienach zu berechnenden Tilgungsfonds, 
welcher niemals verringert werden darf, zu verstärken, als auch die sämmt- 
lichen Schuldverschreibungen -zur Rückzahlung nach 6monatlicher Frist zu 
kündigen. 

So viel bekannt geworden, hat der Finanzminister diese beiden Anleihen 
der preussischen Seehandlung zunt Vertrieb übergeben. Ein Posten kam 
Mitte April 1867 an die Berliner Börse und wurde mit 977» gehandelt. 

30,000,000 Thaler. 

Röniglicli preussische 47* 7» Eisenbahananleihe. Nachdem durch 
das Gesetz vom 9. März 1867 (Gesetzsammlung S. 393) die Vermehrung des 
Betriebsmaterials, die Herstellung doppelter Bahngeleise und Ergänzungsan- 
lagen der Staatsbahnen, die Verlegung der Verbindungsbahnen zu Berlin und 
zu Breslau, sowie die Herstellung einer Eisenbahn von der Station Ditters- 
bach der Schlesischen Gebirgsbahn nach Bahnhof Altwasser der Breslau-Frei- 
burger Eisenbahn und von Saarbrücken nach Saarmund genehmigt worden 
war, wurde dem Handelsminister laut Allerhöchsten Erlasses vom 5. August 
1867 aufgegeben, den zu diesen Anlagen und Beschaffungen nothigen Geld- 
bedarf, soweit derselbe nicht aus anderweitig disponibeln Staatsmitteln gedeckt 
werden kann, bis 'zur Höhe der veranschlagten Summe von 24 Mill. Thaler 
durch Aufnahme einer Anleihe zu beschaffen. Dieselbe ist, je nach dem für 
die einzelnen Baujahre eintretenden Geldbedarf, vom Jahre 1867 ab, allmälig 
zu realisiren. Sind auf budgetmässigem Wege anderweitig disponible Staats- 
fonds zu den genannten Eisenbahnanlagen verwendet worden, so muss der 
Betrag gleichzeitig von der Anleihesumme in Abzug gebracht werden. Von 
dem auf Erö&ung des Betriebes der neuen Berliner Bahnhofs- Verbindungs- 
Eisenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden Jahre ab ist die Anleihe 
jährlich mit mindestens einem Procent, sowie mit dem Betrage der durch die 
fortschreitende Amortisation ersparten und der durch Verjährung erloschenen 
Zinsen des Schuldkapitals zu tilgen. Dem Staate bleibt das Recht vorbehal- 
ten, sowohl den hienach zu berechnenden Tilgungsfonds zu verstärken, als 
auch die sämmtlichen Schuldverschreibungen zur Rückzahlung nach 6monat- 
licher Frist zu kündigen. Jede Verfügung der Staatsregierung über die Staats- 
bahnen resp. Eisenbahntheile zur Veräasserung bedarf zu ihrer Rechtsgil- 
tigkeit der Zustimmung beider Häuser des Landtags. Die zur Verzinsung und 
Tflgung dieser Anleihe erforderlichen Beträge sind aus den etatsmässigen 
Mitteln der Staatseisenbahnverwaltung zu entnehmen, während die Verwaltung 
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der Anleihe selbst der Hauptverwaltung der Staatsschulden übertragen wird. 
Die auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen Lit. A. k 1000 Thlr., 
Lit. B. k 500 Thlr., Lit. C. k 200 Thlr. und Lit. D. k 100 Thlr. sind auf 
den 1. April und 1. Oktober jährlich verzinslich und tragen Zinscoupons und 
Talons 24,000,000 Tbaler. 

Königlicli prenssische temporäre Staatsschnld. Das Gesetz vom 
28. September 1866, betreffend den ausserordentlichen Geldbedarf der Militar- 
und Marineverwaltung u. s. w., gestattet der Regierung, die auf dem Wege 
des Kredits aufzubringenden Geldmittel event. auch bis zur ganzen Höhe des 
Ejedits durch Emission von längstens auf ein Jahr lautenden verzinslichen 
Schatzanweisungen bewirken zu können. Demgemäss wurde der FiAanz- 
minister mittelst königlichen Erlasses vom 31. Mai 1867 ermächtigt, bis zur 
Höhe von 5 Mill. Thaler Schatzanweisungen verausgaben zu dürfen. Dieselben 
lauten über 50, 100 und 500 Thaler, sind mit 4 7o per Jahr verzinslich und 
ist ihre ümlaufszeit auf neun Monate — 1. Juli 18t>7 bis 1. März 1868 — 
festgesetzt. Auf der Schauseite der Schatzanweisungen ist der 4Vo Zinsbetrag 
der Anweisung per Tag, per Monat und auf 9 Monate, desgleichen der Ge- 
sammtbetrag am Fälligkeitstermin angegeben. Die Hauptverwaltung der Staats- 
schulden (Staatsschulden-Tilgungskasse) resp. nach vorhergegangener Anmel- 
dung jede Regierungshauptkasse zahlt am 1. März 1868 resp. bis zum Ablauf 
des Yerjährungstermins den Eapitalbetrag nebst den bis dahin aufgelaufenen 
Zinsen aus. Bei nicht zur Einlösung eingereichten Schatzanweisungen ver- 
jähren die Zinsen binnen 4 Jahren und die Eapitalbeträge binnen 80 Jahren 
nach dem Fälligkeitstermin zu Gunsten der Staatskasse. Für die Zeit vom 
1, März 1868 ab wird bei verspäteter Einreichung der Schatzanweisung keine 
Verzinsung geleistet. Ein Consortium Berliner Bankfirmen hatte den Betrag 
von 4 Mill. Thaler dieser Schatzanweisuugen fest zu pari übernommen, sie 
wurden Ende Juli an der Berliner Börse lebhaft zu lOOVs gehandelt. — Aus 
dem Wortlaut des Gesetzes vom 26. September 1866 lässt sich nicht mit Ge- 
wissheit entnehmen, ob diese Schatzanweisungen als Papiergeld anzusehen 
sind, oder ob ihnen die Eigenschaft eines Staatspapiers au porteur beizulegen 
ist*) und ob ein Aufgebot oder eine Amortisation derselben statthaft ist. 

5,000,000 Thaler. 

Auf Grund des Allerhöchsten Erlasses vom 5. August 1867 wurde eine 
weitere Emission verzinslicher Schatzanweisungen bis zum Betrage 
von 15 Millionen Thaler genehmigt. Li Folge dessen wurde vom Finanz- 
minister zunächst die Hinausgabe einer zweiten Emission 4 7o Sch^tzanwei- 
Bungen auf Hohe von 5 Millionen'Thaler in denselben Beträgen Vie die erste 
Emission angeordnet und deren Umlaufszeit auf 9 Monate — vom 15. August 
1867 bis zum 15. Mai 1868 — festgesetzt 15,000,000 Thaler. 

Grossh. Oldenbnrgisches Staats- Anlehen. Dasselbe ist auf Grund des 
Gesetzes vom 24. Juni 1867 zum Bau von Eisenbahnen (Oldenburg-Leer) emittirt 
und wurde durch das Bankhaus v. Erlanger und Söhne in Frankfurt a. M. 
negociirt. Die 47« */<> Obligationen lauten au porteur, sind in Appoints von 
100, 200, 500 und 1000 Thalern ausgefertigt und tragen auf den 31. Dezember 
jeden Jahres fällige Zinscoupous. Bis zum Ablauf des Jahres 1928 werden 
die Obligationen zum Nominalbeträge zurückgezahlt. Vom Jahre 1873 ab 
wird aUjährlich mindestens der 56. Theil des Anleihebetrags ausgeloost werden. 



*) Unserer Auffassang nach sind diese Schatzanweisangen nicht Inhaberpapiere, 
wie es vielfach behauptet wird. Wir möchten sie vielmehr als Zahlungsanweisungen 
oder als 9 Monate ab dato zahlbare Wechsel der Regierang bezeichnen. 
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Die Zins- und Eapitalzahlung findet in Oldenburg, Frankfurt a. M. 
(bei V. Erlanger und Söhne) und in Hamburg (Tiei Haller's Söhne 
und Comp.) statt. Der Emissiouskurs war für Oldenburg und Frankfurt auf 
97 >, für Hamburg auf 96 Vo und Mark Banko 300 per 100 Thaler festgesetzt. 
Die Zinsen yom Tage der Einzahlung (Anfangs September) bis zum 31. De- 
zember 1667 wurden den Zeichnern mit 4*/* •/» vergütet. 

1,700,000 Thaler. 

Snssische Anleihe. Dieselbe ist laut Ukas vom 17/29. Juli 1867 in 
Höhe Yon 300,000,000 Franken (nominell) genehmigt und auf die dem Staate 
gehörende Eisenbahn von Petersburg nach Moskau hypothecirt. Die 
Anleihe ist eingetheilt in 600,000 Inhaberobligationen k 500Frcs. oder 20 £- 
oder 236 Holl. Gulden, welche am 7. bis 9. August 1867 zum Kurse yon 
307 Frcs. 50 C. mit Zinsgenuss vom 1. Mai an in Paris, London und 
Amsterdam gleichzeitig zur Zeichnung aufgelegt wurden. Sie tragen jähr- 
lich 20 Frcs. Zinsen, welche in halbjährlichen Baten am 1. November und 
1. Mai durch das Oointoir d'Escompte in Paris, durch Gebrüder 
Baring in London und Hop e etCie. spesenfrei ausgezahlt werden. Eben- 
daselbst "^ werden je am 1. November die vom Jahre 1868 an binnen 84 
Jahren auf dem Wege der Verloosung zu tilgenden Obligationen zum Nenn- 
werth eingelöst. Verloosungstermin ist der 1. Oktober. Die Revenuen der 
genannten Bahn haften zunächst für Kapital und Zinsen, was aber deren 
Verkauf nicht ausschliesst. *) 300,000,000 Frcs. (nominell). 

Badiscbe Prämienanleüie yon 1867 (vergl. S. 216) . 21,000,000 fl. 

2. Toialkündignngen. 

Das Badische Steuer- (Zwangs-) Anlehen vom Jahre 1866 (s. Bd. III. 
S. 116) wurde bereits am 7. Januar 1867 zur Heimzahlung gekündigt. 

3. Neue Zahlstellen und sonstige Modifikationen. 

Die Ausreichung neuer Coupons zu Prenssischen Staatspapieren er- 
folgt jetzt auch bei der Generalkasse in Hannover, der Schleswig-Holstein'schen 
Hauptkasse in Rendsburg, bei der Staatskasse in Wiesbaden, bei der Haupt- 
kasse in Kassel und bei der Hauptsteueramtskasse in Frankfurt a. M* 
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1. Neue Emissionen. 

Stadt Barmen. 47^ 7» Anleihe , 2. Emission. Behufs Ausfuhrung 
grosserer städtischer Bauten würde der Stadtgemeinde unter dem 18. März 



*) Diese. Anleihe hat namentlich in London und Amsterdam sehr vTenig Qtöck 
gemacht. 
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1867 die königliche Ermächtigang ertbeilt, zu der unter dem 27. Januar 1862 
privilegirten Anleihe eine neue Folge zum Betrage von 150,000 Thalern 
ausgeben zu dürfen. Im Anschlnss an die bereits in 3 Serien unter den 
Buchstaben A, B, C zu Appoints von 500, 200 und 100 Thlr. verausgabten 
und mit Ztnscoupons und Talons versehenen Inhaberobligationen d. d. 27. Ja- 
nuar 1862, sind gegenwärtig unter fortlaufender Nummer f&r jede Serie zur 
Emission gelangt: 

in Obligationen Lit. A. k 500 Thlr. = 90^000 Thlr. (Nr. 501 bis 680), 
y, „ „ B. „ 200 „ = 40,000 j, (Nr. 501 bis 700) und 

„ „ „ C. „ 100 „ = 20,000 „ (Nr. 501 bis 700). 

Im Uebrigen sind die Anleihebestimmungen für die Obligationen 2. Emission 
dieselben, wie für die eben erwähnten Obligationen 1. Emission. 

150,000 Thaler. 
Kreis Ratibor (Regierungsbezirk Oppeln). 5V<> Gfaansseebauanleilie, 
am 1. April 1867 privilegirt. Es wurden Schuldverschreibungen au portcur 
bis zur Höhe von 150,000 Thalern in folgenden Abschnitten 

25,000 Thaler k 1000 Thaler 

25,000 „ ä 500 „ 

40,000 „ ä 100 „ 

30,000 „ ä 50 „ 

30,000 „ ä 25 „ 
ausgefertigt, denen Zinsabschnitte, auf den 2. Januar und 1. Juli zahlbar, 
nebst Talons beigefügt sind. Die Tilgung der Anleihe, liat von 1868 ab mit 
7270, vQni Jahre 1887 aber mit l"/» des Kapitalbetrages, unter Zuwachs der 
Zinsen von den bereits amortisirten Verschreibungen, durch dasLoos allmälig 
zu erfolgen; Yerloosungstermin in dem Monate September jeden Jahres. Die 
Ereis-Eommunalkasse zu Ratibor ist mit Einlösung der faHigen Cou- 
pons und der ausgeloosten Obligationen betraut worden. . 150,000 Thaler. 
Landkreis Danzig. Derselbe erhielt am 6. Mai 1867 die Genehmigung, 
neben der bereits unter dem 20. Dezember 1865 zu Chausseebauten bewil- 
ligten 570. Anleihe zu gleichem Zweck eine weitere 6 7o Anleihe zu be- 
schaffen, welche eine Fortsetzung der erstereh bildet. Die Inhaberobligationen 
zweiter Emission sind nicht nur in gleichen Appointsgattungen ausge- 
fertigt, sondern werden auch nach denselben Bestimmungen, wie die älteren 
Titel amortisirt (das Nähere über die Obligationen 1. Emission s. Bd. III. 
S. 119), nur dass die Ausloosung erst im Jahre 1868 beginnt und der Ver- 

loosungstermin für den Julimonat anberaumt ist 70,000 Thaler. 

Kreis Kreutzburg (Regierungsbezirk Oppeln). 5 7» Chausseebauanleihe. 
Laut des vom 3. Juni 1867 datirenden Privilegiums ist dem Kreise gestattet 
worden, mit Zinscoupons und Talons versehene Inhaberobligationen zum Be- 
trage von 30,000 Thalern in folgenden Abschnitten zu emittiren: 

16^000 Thaler k 200 Thaler, 

3,000 ^ k 100 j, 

4,000 ^ k bO „ 

1,000 „ ä 25 j, 
Dieselben sind vom Jahre 1870 ab mittelst alljährlich im Monate September 
vorzunehmenden Loosungen allmälig zu amortisiren und muss die jährliche 
Tilgungsquote mindestens zwei Procent des Anleihekapitals nebst Zinsenzu- 
wachs betragen. Die Einlösung der ausgeloosten Obligationen erfolgt am 
2. Januar, die Zinszahlung je am 2. Januar und 1. Juli. Zahlstelle ist die 

Kiheis-K'ommunalkasse zu Ereutzburg 30,000 Thaler. 

Stadt Braunsberg (Regierungsbezirk Königsberg). 6 7o Gasanleihe, am 
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22. Mai 1867 concessionirt. Die Obligationen führen die Bezeichnung ^Brauns- 
b erger Stadtobligation** j. sind au porteur gestellt und mit halbjährigen 
Zinscoupons — pro 2. Januar und 1. Juli — nebst Talons versehen. Aus- 
gefertigt sind 950 Appoints und zwar: 

, 150 Appoints zu 100 Thalem 
, 300 „ . 50 „ 

500 ^ , 20 „ 

welche Yom I.Januar 1869 ab der Amortisation unterliegen. Dieselbe erfolgt 
durch Ausloosungen, welche in dem Monat Juni jedes der Einlösung vorher- 
gehenden Jahres, also zuerst im Juni 1868 stattfinden niuss. Ausser einem 
halben Procent des Eapitalbetrages und den von den bereits ausgeloosten 
Stücl^en ersparten Zinsen muss zur jährlichen Tilgung noch der sich nach 
Abzug der Verzinsungs- uncTTilgungsbeiträge, sowie der Betriebskosten, etwa 
sich ergebende Keinertrag der mit dieser Anleihe begründeten städtischen 
Gasanstalt verwendet werden. Die Auszahlung der Zinsen und des Kapitals 
erfolgt durch die Kämmerei-Kasse zu Braunsberg. 40^000 Thaler. 
Kreis Prenssisch Holland (Regierungsbezirk Königsberg). Im Anschluss 
an die durch Privilegien vom S.Dezember 1860 und vom 30. März 1863 ge- 
nehmigten Chausseebauanleihen von je 60,000 Thalern, zusammen 
120,000 Thalern, erhielt der Kreis Fr. Holland unter dem 27. Mai 1867 die 
königliche Genehmigung zur Ausfertigung einer dritten Serie auf den In- 
haber lautender Kreis-Obligationen und zwar in folgenden Appointß: 

5,000 Thaler k 1000 Thaler 

15,000 „ ä 500 „ 
5,000 „ ä 100 y, 

25,000 „ 
denen halbjährliche Zinscoupons über 5 7o Zinsen und Talons beigelegt sind. 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 25,000 Thalern erfolgt mit wenig- 
stens 1000 Thalern jährlich, sobald die Hälfte der ersten Serie (60,000 
Thaler) amortisirt sein wird, spätestens aber vom Jahre 1880 ab durch all- 
mälige Ausloosungen in dem Monate Januar jeden Jahres. Am 2. Januar und 
I.Juli jährlich werden durch die Kreis-Kommunalkasse zu Pr. Holland 
die falligen Zinscoupons, resp. vom 1. Juli 1880 ab auch die ausgeloosten 

Kreisobligationen eingelöst 25,000 Thaler. 

Stadt Zeit:^ (Regierungsbezirk Merseburg). Die Stadt wurde am 24. Juni 
1867 ermächtigt, für Kommunalzwecke eine Anleihe von 45,000 Thalern 
aufzunehmen und zu diesem Zwecke 450 Stück Zeitzer Stadt-Obligationen 
ä 100 Thaler ausgeben zu dürfen. Dieselben lauten auf den üeberbringer 
und sind in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, 
vom 1. Januar 1868 ab mit 5 7o zu verzinsen. Anhebend mit dem Jahr 1870 
erfolgt die successive Rückzahlung der Schuld durch Ausloosung oder durch 
Ankauf bis*zum Jahre 1900. Dem zu bildenden Tilgungsfond sollen jährlich 
als feste Tilgungsrente ein Procent des Kapitalbetrages, die ersparten Zinsen 
von den getilgten Obligationen und ausserdem nach völliger Tilgung der laut 
Privilegiums vom 2. August 1858 genehmigten Gasbeleuchtungsanleihe der 
Stadt Zeitz von 50,000 Thalern noch die zu deren Amortisation und Yerzinsung 
jährlich ausgesetzten und zu diesem Zwecke vom Jahre 1896 ab nicht mehr 
erforderlichen 3000 Thaler zugeführt werden. Die Stadt hat sich aber ausser- 
dem das Recht vorbehalten, jederzeit sämmtliche umlaufende Obligationen 
zur Rückzahlung auf den unmittelbar darauf folgenden 2. Januar oder 1. Juli 
zu kündigen. Für die ausgeloosten Obligationen ist der 1. Juli als Zahlungs- 
tenuin festgestellt, während die Yerloosung selbst 6 Monate früher im Januar 
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Torgenommen wird. Die Auszahlung der Zinsen und des Kapitals geschieht 

durch die Stadt-Haupitkasse zu Zeitz 45,000 Thaler. 

Stadt KrotoscMn (Regierungsbezirk Posen), 5 7» Gasanleihe. Dieselbe 
ist am 5. Juli 1867 privilegirt und gleichzeitig der Stadt die Genehmigung 
ertheilt worden, auf Grund des Privilegiums 40,000 Thaler (auf den Inhaber 
lautende, mit 5 7o jährlich zu verzinsende Kro tos chin er Stadt-Obligationen) 
in folgenden Abschnitten: 

300 Obligationen k 100 Thaler = 30,000 Thaler, 
100 „ ä 50 „ = 5,000 „ 

200 '„ • ä 25 „ = 5,000 „ 

40,000 „ 
verausgaben zu dürfen. Zur Rückzahlung dieses Darlehens, das vom I.Januar 
1871 an successive mittelst im Monate Juni (erstmals 1870) vorzunehmmender 
Yerloosungeu zu tilgen ist, müssen alljährlich ausser zwei Procenten des Ka- 
pitalbetrages, die ersparten Zinsen von den getilgten Obligationen und die 
etwaigen Ueberschüsse der zu begründenden städtischen Gasanstalt verwendet 
werden. Die Obligationen sind mit Zinscoupons pro 2. Januar und I.Juli und 
mit Talons versehen. Zahlstelle ist die Kämmerei-Kasse zu Krotoschin. 

40,000 Thaler. 
Kreis Adelnau (Regierungsbezirk Posen) 5 7o Anleihe. Dieselbe, unter 
dem 15. Juli 1867 concessionirt, ist bestimmt, dem Kreise die Mittel zur 
TilguQg einer älteren Anleihe, zur Ausführung von Strassenbauten u. s. w. 
zu gewähren. Die au porteur gestellten Kreis-Obligationen sind in folgenden 
Appoints ausgefertigt worden: 

10,000 ThaJer k 25 Thaler 

15,000 „ ä 50 „ 

25,000 „ ä 100 „ 

10,000 „ k 1000 „ 

60,000 „ , 

und tragen halbjährliche, je am 2. Januar uud 1 . Juli fallige Zinsscheine und 
Talons. Die jährliche Tilgungsquote ist auf 2 Procent des gesammten Dar- 
lehensbetrages nebst Zinsenzuwachs festgesetzt. Die Amortisation beginnt im 
Jahre 1868. Die im Monate Februar ausgeloosten Obligationen werden am 

1. Juli durch die Kreis-Kommunalkasse zu Ostrowo eingelöst, welche 
auch die Zinsauszahlung besorgt . 60,000 Thaler. 

Stadt Myslowitz (Regierungsbezirk Oppeln). um für die Ausführung 
von städtischen Bauten die nöthigen Mittel zu erlangen, wurde die Stadtge- 
meinde unter dem 15. Juli 1867 ermächtigt, auf den Inhaber lautende, mit 
5^/o zu verzinsende Schuldverschreibungen kreiren zu dürfen und zwar 400 
Stück k 100 Thaler. Jede „Obligation der Stadt Myslowitz** hat Zins- 
coupons pr. 15. April und 15. Oktober und einen Talon. Die Tilgung der 
Obligationen beginnt im Jahre 1868 und wird in einem Zeitraum von 3^ 
Jahren mittelst Ausloosung oder freien Ankaufs bewirkt sein. Die Kämm er ei- 
Kasse zu Myslowitz ist Zahlstelle . 40,000 Thaler. 

Kreis Preistadt. Am 17. Juli 1867 wurde dem Ba'eise die Genehmigung 
ertheilt, die zur Gewährung der Terrainentschädigung an die Breslau-Schweid- 
nitz-Freiburger Eisenbahngesellschaft behufs Uebernahme der Bauausführung 
der projektirten Eisenbahn von Liegnitz über Glogau-Neusalz zum Anschluss 
an die Guben-Posener Bahn, sowie zur Ausführung von Kreis-Strassenbauten 
nöthigen Geldmittel durch Ausgabe von 5 7« Obligationen zu beschaffen. 
Dieselben sind auf den Inhaber gesteDt, haben Zinsscheine pr. 2. Januar und 

2. Juli und Talons und es sind für 120,000 Thaler Kreisobligationen in Ab- 
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schnitten zu 1000, 500, 100, 50 und 25 Thalern emittirt worden. Die Rück- 
Zahlung des Kapitals hat mit jährlich einem Procent des ursprünglichen Be- 
trages nebst Zinsenzuwachs vom Jahre 1869 ab zu erfolgen. Ausloosung in 
dem Monate November jeden Jahres, zuerst im Jahre 1868. Die Einlösung 
der fälligen Coupons und ausgeloosten Obligationen findet durch die Eämmerei- 
kasse zu Freistadt statt 120,000 Thaler. 

Immediatstadt Halle a./S. 4\lt % Anleihe, auf Grund des allerhöchsten 
Privilegiums vom 2. August 1867 behufs Anlegung eines Wasserwerkes und 
Ausfuhrung öffentlicher Bauten aufgenommen. Es ist dieselbe eingetheilt 
wie folgt: 

100,000 Thaler in Appoints zu 500 Thalom 
400,000 , , , . 100 , 

100,000 „ , , « 50 , 

Jede der au porteur gestellten Obligationen fuhrt diö Bezeichnung ,;Obligation 
der Immediatstadt Halle a-ZS.** und trägt halbjährige, aS den 1. April 
und 1. Oktober zahlbare Zinscoupons und einen Talon.. Die ganze Anleihe 
gelangte Anfangs August 1867 zum Kurs von 93 Va Procent exd. laufender 
Zinsen vom 1. April 1867 ab zur Emission. Die Tilgung der Schuld beginnt 
vom 1. Januar 1872 ab mittelst Verloosung oder Ankauf der Obligationen 
aus freier Hand mit einem Procent jährlich und den ersparten Zinsen ; auch 
hat sich die Schuldnerin verpflichtet, den ganzen Reinertrag des Wasserwerkes, 
soweit er die Verzinsung und Amortisation des darin angelegten Kapitals über- 
steigt, mit zur Tilgung zu verwenden. Für die Sicherheit des Kapitals und 
für die Zinsen haftet das Gesammtvermögen und Einkommen der Stadt Halle. *) 
Die Rückzahlung der verloosten Stücke erfolgt am 1. Oktober an denselben 
Stellen, wo auch die halbjährige Zinszahlung stattfindet, nämlich bei der Käm- 
mereikasse der Immediatstadt Halle a./S., in Leipzig bei der all- 
gemeinen deutschen Kreditanstalt und den Bankfirmen Frege et 
Cie. und H. C.Plaut, in Berlin ebenfalls bei H. C. Plaut.' 600,000 Thaler. 

Stadt Witten (Regierungsbezirk Arnsberg), 5*/o Anleihe, am 15. Juli 
1867 privilegirt. Es worden 2000 Obligationen in fortlaufenden Nummern von 
1 bis incl. 2000 auf den Inhaber lautend ausgegeben, jede zu 100 Thalern unter 
der Bezeichnung „Obligation der Stadt Witten'^ und mit Zinscoupons 
pr. 2. Jannar und 1. Juli nebst einem Talon versehen. Zur Tilgung des Dar- 
lehens, welches hauptsächlich zur Herstellung eines städtischen "V^asserwerkes 
dienen soll, muss mindestens IVo von dem Kapitalbetrage der ausgegebenen 
Obligationen, nebst den Zinsen der eingelösten, sowie der künftige Reinertrag 
der Wasserleitung, so weit solcher die zur Verzinsung und Tilgung des in 
derselben angelegten Kapitales erforderlichen Beträge etwa übersteigt, ver- 
wendet werd^. . Die Nummern der so zu tilgenden Obligationen werden 3 
Monate vor dem Zahlungstermin in der Berliner Börsenzeitung, Köl- 
nischen und Lokalzeitung u. s. w. veröfientlicht. Die ausgeloosten Stücke 
und die falligen Zinscoupons werden von der Schuldentilgungskasse zu 
Witten eingelöst 200,000 Thaler. 

Stadt Essen. Laut königlichem Erlass vom 26. Juli 1867 wurde der 
Stadtgemeinde Essen behufs Ausfuhrung öffentlicher Bauten die Aufnahme 
eines Darlehens von 250,000 Thalern gestattet, gegen Ausstellung von Obli- 
gationen, welche au porteur lauten und Zinscoupons und Talons haben. Diese 



*) Die Stadt Halle a./S. besitzt zwar kein ImmoWliaryermogen von Bedeutung, 
hat aber bei mehr als 50,000 Einwohnern eine starke Steuorkraft und von älteren 
Anleihen cirkulirt nur noch der Betrag von 77,675 Thalem. 
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Obligationen werden mit der ausdrücklichen Bezeichnung ^Obligation der 
Stadt Essen 11. Emission^ ausgefertigt und zwar 
unter Lit. A. von 1 bis 1000 einschliesslich : 1000 Obligationen ä 100 Thlr., 

„ ^ B. „ 1 ^ 300 ^ 300 „ ä 500 Thlr., 

welche mit fünf Tom Hundert in halbjährigen Raten, am 30. Juni und 
31. Dezember jeden Jahres, verzinst werden. Ziir Tilgung der Schuld sind 
vom Jahre 1869 an IV^V« ^^s Kapitals, sowie die Zinsen der eingelösten 
Titel zu verwenden. Vom Jahre 1878 an ist die Stadtgemeinde berechtigt, 
sämmtliche dann noch im Umlauf befindlichen Stücke zur Bückzahlung zu 
kündigen. Die Tilgung der Obligationen erfolgt aus freier Hand oder durch 
das Loos. Zahlstelle für Kapital und Zinsen ist die Stadtkasse zu Essen. 

250,000 Thaler. 
, Stadt Uerdingen (Regierungsbezirk Düsseldorf), 6 7« Anleihe zum Zwecke- 
der Regulirung der städtischen Schuldverhältnisse u. s. w. am 26. Juli 1867 
genehmigt. Gemäss des Privilegiums darf die Stadt 520 Obligationen, jede 
ä 100 Thal er, ausfertigen, welche auf den Ueberbringer gestellt und. mit 
halbjährlichen Zinscoupons (Januar und Juli) nebst Talons versehen sind. 
Vom Jahre nach der Kapitalaufnahme an muss die Schuld in 37 Jahren ge- 
tilgt werden. Der Amortisationsfond wird gebildet aus jährlich einem Pro- 
cent des Kapitalbetrags der in Umlauf gesetzten nebst den Zinsen der 
bereits eingelösten Schuldverschreibungen. Die Nummern der Jährlich durch 
das Loos zu tilgenden Obligationen werden 3 Monate vor dem Zahlungstermin 
in öffentlichen Blättern der Rheinprovinz bekannt gemacht. Zur Sicherheit 
der Gläubiger hat die Stadtgemeinde Uerdingen sich verpflichtet, eine ihr 
jährlich zustehende Bruchrente im Betrage von 32347^ Thaler weder zu 
verkaufen noch zu verpfänden. Zahlstelle ist die Gemeindekasse zu Uer- 
dingen 52,000 Thaler. 

Stadt Köln, Anleihe zur Bestreitnng der Anlagekosten öffent- 
licher Wasserwerke in KöJLn, Unter nebenstehender Bezeichnung hat die 
Stadt Köln auf Grund des königlichen Privilegiums vom 15. August 1867 
Inhaberobligationen im Gesammtbetrage von 800,000 Thalern und zwar 
sub Lit. K. von Nr. 1 bis 3200 3200 Kölner Stadtoblig. üb. 200 Thlr.Pr.-C. und 

, , L. , , 3201 , 48001600 , „ , 100 , „ 
ausgestellt. Dieselben haben halbjährige Zinscoupons und Talons und werden 
mit 47« 7o jährlich verzinst. Die Stadtgemeinde yerzichtet für die ersten 5 
Jahre auf jede Konvertirung der Anleihe, behält sich aber vor, nach Ablauf 
dieser Frist eine Konvertirung vorzunehmen, bei deren Eintritt, es den In- 
habern frei steht, die Rückzahlung des Kapitals zu verlangen. Vom Jahre 
nach der Kapitalaufnahme an muss die Schuld binnen 32 Jahren amortisirt 
werden. Die Tilgung kann durch das Loos oder durch Ankauf erfolgen. Zu 
derselben ist jährlich IV2 % des Kapitalbetrages der emittirten nebst den 
Zinsen der eingelösten Obligationen, ausserdem aber der künftige Nettoüber- 
schuss des Wasserwerkes zu verwenden. Die Nummern der durch das Loos 
oder durch Ankauf getilgten Obligationen müssen in 3 in Köln erscheinenden 
Blättern und zwar die der ausgeloosten Titel 3 Monate vor dem Zahlungstermin 
veröffentlicht werden. Die Einlösung der je am 1. Juli und 2. Januar fällig 
werdenden Zinsscheine und die Rückzahlung des Kapitals geschieht durch die 
Stadtkasse zu Köln 800,000 Thaler. 

Stadt Stettin. Zur Bestreitung ausserordentlicher städtischer Bedürfnisse 
wurde der Stadtgemeinde durch königlichen Erlass vom 17. August 1867 die 
Ermächtigung ertheilt, ein neues Anlehen von 500,000 Thalern aufnehmen 
und zu diesem Zwecke mit Zinscoupons und Talons versehene Inhaberobliga- 
tionen in 5 Serien, jede zu 100,000 Thaler, wie solche nachstehend näher 
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bezeichnet sind, Yeraußgaben zu dürfen. Es werden nämlich unter der Be- 
zeichnung ^Obligation der Stadt Stettin. Lit. H. 1. (resp. 2., 3., 4., 
5.) Serie** 500,000 Thaler 472% Obligationen in folgenden Appoints und 
zwar 

k 20 Thaler 2500 Obligationen = 50,000 Thaler, 
ä 50 „ 1000 „ = 50,000 „ 

ä 100 ^ 3000 „ = 300,000 „ 

ä 500 „ 200 „ = 100,000 „ 

ausgefertigt, welche durch Verloosung innerhalb 39 Jahren von Zeit der Emis- 
sion an zu amortisiren sind. Die Tilgungsquote beträgt jährlich ein Procent 
-des Anleihebetrages nebst Zinsenzuwachs. Zahlstelle für die halbjährlich 
fällig werdenden Zinscoupons, wie für die jährlich rückzahlbaren Obligationen 

ist die Stettiner Kämmereikasse 500,000 Thaler.. 

Stadt Bielefeld. Zur Kostenbestreitung gemeinnütziger städtischer 
Bauten erhielt die Stadt am 12. August 1867 das Privilegium zur Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen im Betrage von 200,000 Thalern. 
Es werden in fortlaufenden Nummern von, 1 bis incl. 2000 Eintausend 
Obligationen nach Bedürfniss in Eaten ausgegeben werden. Jede derselben 
zu 200 Thaler hat die Bezeichnung „Obligation der Stadt Bielefeld", 
ist mit Zinsscheinen und einem Talon versehen und wird in halbjährlichen 
Terminen, am 1. April und 1. Oktober, mit 5 7o P^r Jahr verzinst. Zur. 
Tilgung der Schuld auf dem Wege der Ausloosung wird jährlich 1 V« 7° ^^s 
Kapitalbetrages nebst den Zinsen der eingelösten Obligationen verwendet. 
Die Nummern der jährlich verloosten Titel, sowie die Tage der Eückzahlung 
werden in der Kölnischen Zeitung veröffentlicht. Zahlstelle ist die G e- 

meindekasse zu Bielefeld 200,000 Thaler. 

Stadt Halber^adt. Die dortige Stadtgemeinde wurde laut Erlass vom 
28. August 1867 ermächtigt, behufs Bestreitung der Kosten mehrerer gemein- 
nütziger Anlagen ein Darlehen von 45,000 Thalern aufnehmen und zu diesem 
Zweck 775 Stück Obligationen der Stadt Halberstadt ausgeben zu 
dürfen. Dieselben sind au porteur gestellt, werden mit fünf vom Hundert 
jährlich verzinst, tragen Zinscoupons tro 1. April und 1. Oktober nebst Ta- 
lons und sind in 

75 Appoints k 200 Thaler 
100 „ ä 100 „ 
200 , ä 50 „ 
400 „ ä 25 „ 
ausgefertigt worden. Alljährlich am 1. Oktober, vom Jahre 1870 ab bis 1893 
einschliesslich, sind die Schuldtitel durch Yerloosung oder Ankauf zu amorti- 
siren. 6 Monate vor diesem Rückzahlungstermin hat die Bekanntmachung der 
durch das Loos gezogenen Obligationen im Halberstädter Intelligenzblatt 
u. s. w. zu erfolgen. Zins- und Kapitalzahlung geschieht durch die Halber- 
städter Stadt-Hauptkasse . 45,000 Thaler. 

Stadt Bonn. 5 7« Anleihe, H. Emission, am 31. August 1867 pri- 
vilegirt. Dieselbe ist zur Bestreitung der Kosten städtischer Bauten bestimmt 
und sind 800 auf den Inhaber lautende, mit Zinscoupons und Talons versehene 
Bonner Stadtobligationen H. Serie und zwar 
400 Stück ä 200 Thlr. sub Lit. A. von • 1 bis einschUesslich 400 und 
400 , ä 100 , „ , B. „ 401 , , „ 800 

zur Verausgabung gelangt. Die Tilgung der Anleihe geschieht alljährlich 
dergestalt, dass von den mit Lit. A. und B. bezeichneten Bonner Stadtobli- 
gationen möglichst eine gleiche Zahl zur Ausloosung gelangt. Die Tilgungs- 
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quote beträgt jährlich 17o\von dem Kapitalbetrage nebst den Zinsen der ein- 
gelösten Stücke. Yerloosnngs- und Eückzablungstermin wird alljährlich in 
der Bonner und Kölner Zeitung angezeigt. Am 2. Januar und 1. Juli 
findet die Zinszahlung durch die Bonner Stadtkasse statt. 

120,000 Thaler. 
Kreis Stallupönen (Regierungsbezirk Gumbinnen). 57o Chausseeban- 
anleihe, 11. Emission, am 31. August 1857 bewilligt. Dieselbe ist die 
Fortsetzung der am 13. Februar 1865 genehmigten Anleihe (s. Bd. II. S. 216). 
Yon den au porteur mit Zinscoupons nnd Talons versehenen Kreisobligationen 
sind folgende Appoints ausgefertigt worden: 

20,000 Thaler h 1000 Thaler 

25,000 „ ä 500 „ 

30,000 „ ä 200 „ 

33,000 „ i 100 „ 

108,000 „ 
welche nach der durch das Loos zu bestimmenden Folgeordnung jährlich Tom 
Jahre 1868 an mit wenigstens jährlich einem Procent des Kapitals unter Zuwachs 
der Zinsen von den getilgten Schuldraten zu amortisiren sind. Ausloosungs- 
termin im Januar jährlich. Die Einlösung der ausgeloosten Obligationen 
(1. Juli) und der fälligen Zinscoupons (2. Januar und 1. Juli) erfolgt durch 
die Kreis-Kommunalkasse zu Stallupönen. ,. . 108,000 Thaler. 

Stadt Oederan (Königreich Sachsen). 47* °/o' Anleihe im Betrage von 

20,000 Thalern. 

Stadt Offenbach. 8 7o Anleihe im Betrage von . 150,000 fl. s. W, 



ni. Vorkommnisse anf dem Gebiete des Gesellschaftskredits. 

1. Neue Emissionen. 

Neue Gasgesellschaft Wilhelm Nolte et Cie., Berlin (s. Bd. ü. S. 221). 
Diese Gesellschaft eröffnete am 1. April 1867 auf die noch in ihrem Porte- 
feuille befindlichen Gesellschaftsaktien (500 Stück h 200 Thaler) zum Kurs 
von 105 Procent eine Subscription. Die neuen Aktien nehmen bereits an der 
Jahresdividende von 1867 Theil und musste daher bis zum 1. Mai der volle 
Betrag der gezeichneten Summe mit 5Vo Zinsen vom I.Januar ab eingezahlt 
werden. (Die Dividende pro 1866 betrug 67« °/o.) Der durch Begebung zu 
10570 erzielte Agiogewinn wurde dem Reservefond überwiesen. 

1,000,000 Thaler. 

Rheinische Eisenhahngesellschaft. Nachdem auf Grund landesherr- 
licher Ermächtigungen das Gesellschaftskapital nebengenannter Gesellschaft 
successive auf 27,100,000 Thaler in Stammaktien und Prioritäts-Stammaktien 
erhöht worden war, erhielt dieselbe unter dem 18. März 1867 die Genehmi- 
gung, weitere 2,900,000 Thaler Stammaktien auszugeben, welche mit den 
bisher kreirten Stammaktien gleiche Rechte geniessen und mit diesen und den 
Prioritäts-Stammaktien zusammen das Gesellschaftskapital im Betrage von 30 
Mill. Thlr. bilden (vrgl. „Rheinische Bahn** Bd. III. S. 296 und den diese Bahn 
betreffenden Artikel S, 27 u. ff. dieses Bandes). , , , 2,900,000 Thaler. 
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Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft. Zur Ausführung der 26 
MeOen langen Zweigbahn Coslin-Danzig erhielt die Gesellschaft am 
24. April 1867 das Privilegiun^ zur Aufnahme einer anderweitigen (der 
sechsten) P.rioritätsanleihe von zehn Millionen Thalern gegen Ausfer- 
tigung von 22,000 Stück Inhaberobligationen in folgenden Appoints: 

4,000,000 Thaler in Stücken k 1000 Thaler von Nr. 1 bis 4000, 
4,000,000 , , , ä 500 „ „ . 1 « 8000, 
2,000,000 , , „ ä 200 „ „ . 1 « 10,000. 
Jede einzelne Obligation fuhrt die Bezeichnung : „Berlin-Stettiner Eisen- 
bahn-Obligation, YI. Emissign*' und trägt Zinscoupons nebst einem 
Talonschein. Die Verzinsung mit jährlich vier Procent in halbjährlichen 
Terminen, je am 1. April und 1. Oktober, erfolgt an den Qesellschafts- 
kassen zu Stettin und Berlin. Für den Fall, dass der Reinertrag der 
Strecke Oöslin-Danzig nicht dazu hinreichen sollte, das Anlagekapital mit 4 7« 
zu verzinsen, leistet zunächst die Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft einen 
Zuschuss von einem halben Procent. Wird auch dadurch der Zinsbetrag nicht 
vollständig gedeckt, so hat sich der Staat auf Grund des Gesetzes vom 
13. März 1867 verpflichtet, für das Anlagekapital bis zum Maximal- 
betrage von 10 Millionen Thaler den weiter erforderlichen Zu- 
schuss bis auf Höhe von drei und einem halben Procent zu ge- 
währen. Die Inhaber der Obligationen sind Gläubiger der Gesellschaft und 
haben als solche in Ansehung der Zweigbahn Coslin-Danzig und deren Be- 
triebsmittel ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stammaktien 
und der Prioritätsobligationen 1. bis 5. Emission für Kapital und Zinsen. In 
Ansehung des übrigen Gesellschaftsvermögeijs haben sie nur die Priorität vor 
den Inhabern der Stammaktien, aber nicht vor den Inhabern der älteren' 
Prioritätsobligationen. Eine Amortisation der Obligationen 6. Emission bis 
zur Höhe von einem halben Procent des Anleihebetrages jährlich unter Zu- 
schlag der durch die eingelösten Titel ersparten Zinsen findet erst dann 
statt, wenn die neue Bahnstrecke Coslin-Danzig einen 4"/o des Anlagekapitals 
übersteigenden Reinertrag abwirft und dieser nicht etwa als Entschädigung 
für von der Gesellschaft geleistete Zuschüsse zu den Betriebskosten oder zur 
Verzinsung des Anlagekapitals verwendet werden muss. Die Tilgung selbst 
erfolgt auf dem Wege der Ausloosi^ng. Die Einlösung der verkosten Obliga- 
tionen zum Nennwerth geschieht am 1. Oktober durch die obengenannten 
Zahlstellen. Die Seehandlung in Berlin hat den successiven Vertrieb dieser 
Obligationen übernommen. Ein Posten kam bereits zum Kurs von 83 V* "/» 
Anfangs Oktober auf den Markt 10,000,000 Thal er. 

Berliner Aqnarinm. Eommandit-Gesellschaft anf Aktien. Dr. 
Brehm. F. v. Stückradt. Die Gesellschaft beabsichtigt mit einem Aktien- 
kapitale von 200,000 Thalem, eingetheilt in Aktien a 200 Thaler, ein grosses 
Aquarium für Berlin herzustellen, wie es Paris, London und Hamburg be- 
reits besitzen. Die Einzahlungen erfolgen successive bei den Gesellschafts- 
bankiers, den Herren Rauff et Knorr und Herrn L. Eichhorn in Berlin. 

, 200,000 Thaler. 

Gewerbebank in Pressburg (Pozsonyi Iparbank), Aktiengesellschaft. 
Dieselbe hat ihren Sitz in Pressburg und wurde auf die Dauer von 30 
Jahren am 17. Mai 1867 concessionirt. Ihr Zweck ist, vorzugsweise dem 
Gewerbestande Geldvorschüsse darlehensweise zu gewähren. Das Gesell- 
schaftsvermögen besteht aus 200,000 fl. ö. W., getheilt in 1000 Stück Aktien 
zu 200 fl. ö. W., wovon jedoch erst ,nur 500 Stück emittirt sind. 

200,000 fl. ö. W. 

Essener Maschinenbau - Aktiengesellschaft. Diese am 14. Januar 
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1867 auf die Dauer von 50 Jahren mit dem Gesellschaftssitz zu Essen con- 
cessionirte Aktiengesellschaft hat die dort bisher unter der Firma „Essener 
Maschinenfabrik" bestehende Fabrik behufs Weiterfortsetzung resp. Ver- 
grösserung des Betriebes käuflich erworben. Bas Aktienkapital ist auf 300,000 
Thaler bestimmt, kann jedoch auf 500,000 Thaler erhöht werden. ' Die Aktien 
ä 200 Thaler lauten auf Namen. Die Rechte der Gesellschaft nimmt ein aus 
5 Mitgliedern bestehender Verwaltungsrath wahr ; eine Direktion, 2 Mitglieder 
zählend, leitet den Betrieb 300,000 Thaler. 

Die Znknnft. Kommanditgesellschaft auf Aktien, Dr. Julius Fried- 
länder und Genossen. Die Gesellschaft, laut Vertrag vom 23. November 
1866 in Berlin begründet, hat daselbst efne neue Zeitschrift, „die Zukunff*, 
ins Leben gerufen. Das Grundkapital beträgt 30,000 Thaler, eingetheilt in 
150 Aktien über je 200 Thaler 30,000 Thaler. 

K. K. Oesterreichische Versicherungsanstalt „Donau". Dieselbe 
ist für Feuer-, Lebens-, Hagel- und Transportversicherungen mit dem Gesell- 
schaftssitz in "Wien concessionift worden. Das Gesellschaftskapital ist auf 
zwei Millionen Gulden ö. W. festgesetzt und zerfällt in 10,000 Aktien ä fl. 200 
ö. W., von denen aber erst 5000 Stück zur Emission gelangt sind. 

2,000,000 fl. ö. W. 

Bayerische Diskonto- und Versicherungsanstalt. Unter dieser Firma 
ist in München eine Aktiengesellschaft mit einem Grundkapital von 10,000,000 
Gulden, eingetheilt in 20,000 Aktien ä 500 fl. gegründet worden, von denen 
vorerst nur für 2,000,000 fl. begeben werden sollen. Die Gesellschaft will 
Bank- und Versicherungsgeschäfte betreiben. . . . 10,000,000 fl. süd. W. 

Eisenbahnaktiengesellschaft der Landschaft Jelez (Gouvernement 
Orel). Diese Eisenbahngesellschaft, am I.März 1867 concessionirt, beabsichtigt 
mittelst einer 103 Werst langen Bahn die Stadt Jelez im Gouvernement 
Orel und den Badeort Lipezk mit der Kozlow-Woronesh-Bahn (s. Bd. III. 
S. 292) mit dem Anschluss in Griasi zu verbinden. Das Anlagekapital ist 
auf 7,855,625 S. R. festgesetzt, wovon auf das Stammaktienkapital, welchem 
Seitens der Regierung 5 7^ Zinsen und V^oV^ Amortisation garantirt ist, 
3,021,500 S. R. entfallen. Dasselbe ist bereits fest untergebracht, während 
für den Restbetrag von 4,834,125 S. R. die Hinausgabe von 38,673 Stück 
5Vo Silberprioritäten k S. R. 125 = Thlr. 136 = Pfd. Stlg. 20 = fl. 236 
Holl. Cour, genehmigt wurde. Dieselben lauten auf den Inhaber und tragen 
Coupons pr. 1. März und L September, welche mit je Thlr. 3. 12 Sgr. in 
Pr. Cour, in Berlin (durch das Bankgeschäft von F. W.Krause) und an 
andern später namhaft zu machenden Plätzen ohne Abzug eingelöst werden. 
Nach Vollendung der Bahn von Jelez nach Griasi beginnt die Tilgung der 
Obligationen, wozu 81 Jahre hindurch mindestens Vi» 7» des Anleihebe- 
trages zu verwenden sind. Die Kapitalzahlung geschieht an gleicher Stelle 
in Silber völlig spesenfrei. Die Verzinsung und Amortisation dieser Obliga- 
tionen in Silber hat die Staatsregierung ebenfalls garantirt. Der Emissions- 
preis war 7370, in Berlin also pro Obligation von Thlr. 136 = Thlr. 99. 8. 4 
Preuss. Cour., zahlbar am 23. Mai 1867 mit Aufzahlung der laufenden Zinsen 
seit 1. März 1867 , 7,865,625 S. Rubel. 

K. K. priv. Galiz. Karl-Ludwigshahn. Am 15. Mai 1867 erhielt die 
Galiz. Karl-Ludwigs-Eisenbahn -Aktiengesellschaft die kaiserliche Concession 
zum Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Lemberg, Brody und Tarnapol 
nebst der Subvention einer 9jährigen Steuerfreiheit und der Garantie eines 
jährlichen Reinertrages von 50,000 fl. Silber pro Meile für die 24 Meilen 
lange Bahn. Das auf fl. 14,000,000 Silber veranschlagte Baukapital beschloss 
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die Gesellschaft in ihrer elften ausserordentlichen Generalversammlung auf 
folgende Weise aufzubringen; 

1) mit 4,000,000 fl. C.-M. durch Ausgabe von 20,000 Stück Aktien ä 200 fl. 
C.-M. (in Form der Aktien erster und zweiter Emission) als dritte Emission, 
von 100,001 bis 120,000, welche bereits an der Dividende Antheil nehmen 
und den Besitzern der früher emittirten Aktien nach Massgabe ihres Aktien- 
besitzes mit ein Fünftel für jede Aktie al pari zu überlassen sind. 30 V 
oder 63 iS. ö. W. waren in der Zeit vom 20. Juni bis 5. Juli, 70 7» per Aktie 
aber bei Verlust der ersten Einzahlung vom 20, Dezember 1867 bis 10. Jan. 
1868 einzuzahlen; 

2) mit 10,800,000 fl. ö. W. in Silber durch Aufnahme einer 5 7o Priori- 
tätsanleihe, IL Emission. Von derelben wurde am 18. Juni 1867 durch 
die k. k. priv. osterr. Kreditanstalt (resp. durch deren auswärtige Correspon- 
denten) der Betrag von 2,100,000 Gulden östr. Währ, in Sflber in 7000 Stück 
Inhaber-Prioritäts-Obligationen ä fl. 300 östr. Währ, in Silber = 200 Thaler 
Fr. Cour, oder 350 fl. südd. Währ, zum Preise von 92 Procent oder 276 Gul- 
den östr. Währ, in Bank- oder Staatsnoten per Stück zur öffentlichen Sub- 
scription aufgelegt. Dieselben tragen Zinscoupons pr. 2. Januar und 1. Juli 
und werden innerhalb 50 Jahren, vom Jahre 1871 an, zum Nennwefthe im 
Wege der Verloosungen getilgt. Für die völlig spesenfreie Zins- und Kapital- 
zahlung haftet in erster Linie die neuconcessionirte Bahn und sodann das 
ganze bewegliche und unbewegliche Gesellschaftsvermögen. Sämmtliche An- 
leihen, wovon die gegenwärtige, wie bemerkt, die 2. Emission bildet — die 
erste Anleihe betrug 15 Mill. Gulden in Silber (s. Bd. IL S. 145) — haben 
auf allen Linien der Gesellschaft die Priorität vor den Ansprüchen der Ak- 
tionäre auf Zinsen und Dividenden. — Es beträgt nunmehr das Aktienkapital 
der Galiz. Karl-Ludwigs-Bahn-Gesellschaft 24 Mill. fl. C.-M., die Anleihen aber 
26*/5 MilL Gulden östr. Währ, in Silber. Zahlstellen der Gesellschaft für die 
Obligationen ausserhalb Wien sind: allgemeine deutsche Kreditanstalt 
in Leipzig, Julius Bleichröder in Berlin, Ignatz Leipziger in 
Breslau und M. A. von Eothschtld und Söhne in Frankfurt a. M. 

14,000,000 fl. ö. W. Silber. 

Talmnd Kommanditge^llschaft auf Aktien. C. Caspary. H. Theo- 
dor. Das Grundkapital dieser in Berlin domicilirenden Gesellschaft be- 
trägt 50,000 Thaler, eingetheilt in 250 Aktien über je 200 Thaler. 

50,000 Thaler. 

Warschau-Terespoler Eisenbahn-Gesellschaft. Indem wir zunächst 
auf die Mittheilungen verweisen, die wir bereits in den vorhergehenden Bän- 
den dieser Zeitschrift, nämlich Bd. IL S. 221 und Bd. III. S. 215 über vor- 
genannte Gesellschaft besprochen, haben wir nun mitzutheilen , dass der 
Verwaltungsrath der Warschau-Terespoler Bahn auch das concessionirte Prio- 
ritäts-Obligationen-Kapital von 5,000,000 S. Rubel, abzüglich von 2,000,000 
Rubel, welche die Bauunternehmer an Zahlungsstatt empfingen, und von 
200,000 Rubel, die der Concessionär zum Emissionskurs übernommen hat, 
also mit 2,800,000 Rubel Anfangs dieses Jahres emittirt hat. Der Emissions- 
kurs betrug 85 Rubel in landesüblicher Münze (Polnische Banknoten oder 
Russische Kreditbillets) für eine Obligation von 107 Thlr. Pr. Cour, oder 100 
Rubel, 16 Pfund Sterling, 400 Francs, 188 Gulden holländisch. (Es sind 
auch Stücke von 1070 Thlr. = 1000 Rubeln u. s. w. emittirt worden.) Jeder 
Inhaber von 2 Stammaktien hatte das Recht, eine Obligation von 100 Rubeln 
zum Emissionskurs zu verlangen. Die Verzinsung erfolgt halbjährlich am 
1. April und 1. OktoDer in Silber oder Gold ohne jeden Abzug, ebenso die 
Einlösung der amortisirten Obligationen, in Berlin bei Mendelssohn und 
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Cie. (mit 2 Thlr. 20 8gr. 3 Pf., d. i. 5 Thir. 10 Sgr. per Jahr auf das Stück 
von 107 ThFr. Preuss. Cour.), in Frankfurt a. M. bei M. A. y. Bothschild 
und Söhne, in Wien bei S. M. v. Rothschild und in Hamburg bei 
L. Behrens und Söhne. Ausser der Staatsgarantie für Kapital und Zinsen, 
5 7o per Jahr in effektivem Silber, haben diese Obligationen noch eine effek- 
tive hypothekarische Prioritätsfundirung vor den Stammaktien. Die Amortisation 
mittelst Verloosungen zum Nennwerthe ist auf den Zeitraum von 75 Jahren 
vertheilt. — Die 192 Werst (27V7 Meilen) lange Strecke Warschau-Terespol 
ist seit dem 18. September 1867 vollständig dem Verkehr übergeben worden. 
Von Terespol aus wird die Bahn in südlicher Richtung nach Kiew, in Öst- 
licher nach Moskau via Smolensk verlängert werden und sind die betreffenden 
Linien bereits trassirt 2,800,000 S, Rubel. 

Kaiser Ferdinands-Nordbahn-Gesellscliaft. Nachdem die Gesellschaft 
in ihrer am 15. April 1867 abgehaltenen 41. ausserordentlichen Generalver- 
sammlung die Uebernahme des Baues der unter dem 11. März concessionirten 
Mährischen Linien Brünn-Olmütz-Sternberg bis eventuell zur preussi- 
schen Grenze und Brunn -P^er au — ^Mährisch-Schlesische Nordbahn** 
— genehmigt hatte, gab sie zugleich ihre Zustimmung, das erforderliche Bau- 
kapital, circa 14 Mill. Gulden, durch Ausgabe von Prioritäts-Obligationen in 
Silber aufzubringen. Laut eines mit der Regierung unter dem 13. April 1867 
abgeschlossenen üebereinkommens sind diese Prioritäts-Obligationen zu 5 7» 
in Silber zu verzinsen und al pari in Silber zu amortisiren und zum Kurs 
von 85 Gulden östr. Währ, in Bapkvaluta für je fl. 100 Silberobligationen zu 
begeben. Die Versammlung beschloss, den Aktionären das Bezugsrecht auf 
die neuen Obligationen pro rata ihres Aktienbesitzes zu dem limitirten Kurs 
von 85 binnen einer gewissen Präclusivfrist (1. Juli bis 31. Juli 1867) einzu- 
räumen, die von den Aktionären nicht rechtzeitig übernommenen Obliga- 
tionen aber für Rechnung der Gesellschaft bestmöglich zu verkaufen. ' 

14,000,000 fl. ö. W. Silben 

Knrsk-Kiewer Eisenbalin-Gesellscliaft. Seitens der Russischen Re- 
gierung unter dem 24. Dezember 1866 CQUcessionirt, wird genannte Gesell- 
schaft die Städte Kursk und feiew mittelst einer 438 Werst langen Eisen- 
bahn in Verbindung setzen. Dieser bereits im Bau begriffene Schienenweg 
wird künftig einen integrirenden Theil jener grossen Eisenbahn bilden, welche 
Russland in der Richtung von Süden nach Norden durchziehen wird. Das 
Anlagekapital ist auf 47« Mill. Pfund Sterling festgesetzt. Hievon entfällt 
auf das von der Regierung nait % und von den Gründern mit V^ al pan über- 
nommene Aktienkapital IVa'MilL, auf die Obligationen aber 3 Mill. Pfund 
Sterling. Die Regierung garantirt für das ganze Anlagekapital von 4,500,000 
Pfund Sterling auf die Dauer der Concession — 85 Jahre — eine Minimai- 
Dividende von 5 7o von dem Tage ab, an dem die Aktien oder Obligationen 
von dem Inhaber bezahlt worden sind. Die Garantie für das zur Tilgung 
des Kapitals bestimmte V^s 7o beginnt bei Eröffnung der Bahn. Die 5 7» 
Silberobligationen sind in Appoints von 

Thh-, 200 = Liv. 30 = Guld. holl. 350 
, 500 = „ 75 = , ,• 875 

, 1000 =, 150 = n „ 1750 
ausgefertigt und wurden am 12.— 14. Juni in Berlin und Leipzig zum Kurs 
von 7570, in Hamburg zu 74 V4 in Bco. Mark (Thlr. 150 nominal = 800 
Bco. Mark nominal) und in St. Petersburg zu 827470 in S.Rubel (R* 100 
nominal == 100 Thlr. nominal) zur öffentlichen Subscription aufgelegt. Bei 
der Abnahme waren ausserdem die Stückzinsen für den laufenden Coupon zu 
vergüten. Die Zahlung der Zinsen auf die Aktien und Obligationen geschieht 
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am 1. Februar und 1. August neuen Styls. Für Deutsehland ist das Bank- 
haus Robert Warschauer und Cie. in Berlin mit der spesenfreien Ein- 
lösung der falligen Zinscoupons der Obligationen und der ausgeloosten Stücke 

betraut worden. . . ' 4,500,000 Pfund Sterling. 

Pfälzische Maximilians-Eisenbalui-Gegellscliaft. Die am 13. April 
1867 abgehaltene Generalversammlung der Aktionäre dieser Gesellschaft ge- 
nehmigte behufs Herstellung des zweiten Gleises von Winden nach Neu- 
stadt und Erweiterung mehrerer Stationen u. s. w. eine abermalige Vermeh- 
rung des Aktienkapitals um 1200 Stück k fl. 500. Es' besteht nunmehr 
das Stammaktienkapital der Pfalzischen Maximiliansbahn: 

a) aus 8800 Stück Stammaktien älterer Emission k fl. 500 = fl. 4,400,000 

b) „ 3000 , „ neuerer ^ ä „ „ = „ 1,500,000 

c) „ 1200 j, y, neuester „ ä „ j, = v 600,000 

in Summa aus 13,000 Stück Stammaktien k fl. 500 = fl. 6,500,000 
Sämmtliche Aktien haben gleiche Rechte und geniessen eine 47^ ^h Zins- 
garantie des Staates 600,000 fl. süd. W. 

Greiz-Brunner Eisenbahngesellscliaft. Diese Gesellschaft negocirte 
eine mit 5 V« *A zu verzinsende Anleihe in Handdarlehen gegen halbjährliche 
Kündigung im Gesammtbetrage von 36,000 Thaler.' 

Leopoldshütte zu Coswig. unter dieser Firma hat sich mit dem 
Gesellschaftssitz zu Coswig a./E. und einer Agentur in Berlin eine unter 
dem 23. Januar 1867 Seitens der Herzoglich Aahaltinischen Staatsregierung 
concessionirte Aktiengesellschaft für Glas, Ziegel, Chamotte, Alaun, Cement 
und Thonwaarenfabrikation, ferner Ausnutzung der dazu gehörigen Braunkoh- 
lenwerke Carl und Friederike bei Coswig, gebildet. Das Gesellschafts- 
kapital ist auf 300,000 Thaler festgesetzt Hievon sollen während des Baues 
der Etablissements nur zwei Drittel ausgegeben werden, eingetheilt in 2000 
Aktien k 100 Thaler. Nachdem die Gründer 1000 Aktien selbst übernommen 
hatten, wurden die anderweitigen 1000 Stück für die öffentliche Emission 
bestimmt und durch die Gesellßchaftsagentur in Berlin, Prinzen- 
strasse Kr. 11 (W. Zilske) im Juni 1867 zur Zeichnung aufgelegt. 

300,000 Thaler. 

Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn-Gesellschaft. Die Gesellschaft 
beschloss in der am 18. März 1867 abgehaltenen Generalversammlung ihrer 
Aktionäre: a) den Bau und Beirieb einer Eisenbahn von Berlin über Ra- 
thenow nach Lehrte, und b) den Bau und Betrieb einer Zweigbahn aus 
der Berlin-Lehrter Bahn in der Altmark über Salzwedel nach Uelzen, 
beide im Anschluss an ihre Magdeburg-Wittenberger Eisenbahn. 
Diese Erweiterung der Unternehmung wurde durch königlichen Erlass- d. d. 
Paris 12. Juni 1867 genehmigt und der Gesellschaft gleichzeitig gestattet, 
zur Bestreitung der Kosten des Baues und der Ausrüstung dieser neuen, circa 
45 Meilen langen Linien ihr Grundkapital um 21,400,000 Thaler in folgender 
Weise zu erhöhen : 

a) 6,800,000 Thaler durch Ausgabe neuer Stammaktien Lit. A. 

b) 14,600,000 n D n von Prioritäts-Stammaktien Lit. B. 
Die neuen Stammaktien müssen den Inhabern der jetzt kursirenden 34,000 
Stück Stammaktien dergestalt zum Parikurs angeboten werden, dass der Be- 
sitzer je einer Aktie berechtigt ist, zwei neue zu nehmen. Nicht abgenom- 
mene Aktien werden für Rechnung der Gesellschaft bestmöglich verkauft. 
Sie werden unter den fortlaufenden Nummern 34,003 bis 102,002 ausgefertigt 
und erhalten Dividendenscheine und Talons. Die Ausschreibung der binnen 
Jahresfrist vom Tage der Aufforderung an zu bewirkenden Einzahlungen darf 
erst nach vollständiger Begebung der Prioritäts-Stammaktien erfolgen. Vom 
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1. Januar 1871 ab nehmen die neuen Stammaktien gleich den aJten Stamm- 
aktien, mit denen sie übrigens yöllig gleiche Rechte haben, an den ans den 
Ueberschüssen des Gesammtunternehmens der Magdeburg-Halberstädter 
Eisenbahngesellschaft sich ergebenden Jahresdividenden Theil und werden bis 
zum Schlüsse des Jahres 1870 mit fünf vom Hundert per Jahr verzinst. Zur 
Unterscheidung von den Prioritäts-Stammaktien sollen auch die bereits kursi- 
renden 3,400,009 Thaler Stammaktien die Bezeichnung Aktien Lit.A. fuhren. 
— Die 14,600,000 Thaler Prioritäts-Stammaktien, jede über 100 Thaler, wer- 
den unter der Bezeichnung ^^Prioritats-Stammaktien^ (Aktien Lit. B.) 
unter fortlaufenden 'Nummern 1 bis 146,000 mit Zinscoüpons bis ult. 1870, 
von da ab mit Dividendenscheinen und Talons versehen, ausgefertigt und 
nach Bedarf der fortschreitenden Bauten emittirt Während der Bauzeit bis 
zum Jahre 1871 werden sie aus dem Baufond mit S^jt 7o per Jahr, je am 

2. Januar, verzinst. Vom 1. Januar 1871 ab participiren dagegen die Aktien 
Lit* B. an dem aus dem Ueberschuss des Gesammtunternehmens der Magde- 
burg-Halberstädter Eisenbahngesellschafl sich statutenmässig ergebenden Bein- 
ertrage in der Weise, dass sie zunächst aus demselben eine Dividende bis 
37*70 erhalten, sodann die Aktien Lit. A. eine dergleichen bis 8V« *A be- 
kommen und der alsdann noch verbleibende üeberrest zur Hälfte auf die 
Aktien Lit. B. und zur Hälfte auf die Aktien Lit. A, vertheilt wird. — Den 
Inhabern der Aktien Lit. B. stehen im üebrigen alle Rechte und Pflichten 
der Gesellschaftsmitglieder in dem Masse zu, dass der Besitzer von' 3 Aktien 
Lit. B. dem Besitzer von 2 Aktien Lit. A. gleichsteht. Am 26. Juni 1867 wurde 
der Betrag von 4,000,000 Thaler nominal dieser Stamm-Prioritätsaktien zum 
Kurs von 74 in Berlin, Köln, Leizig, Dresden, Frankfurt a. M., Magdeburg 
und Halberstadt zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt und hatten die Subscri- 
benten bei Abnahme der Stücke ausserdem noch die laufenden Zinsen vom 
1. Januar 1867 ab zu vergüten. — Die Zins- resp. Dividendenauszahlung für 
die neuen Stammaktien und Stamm-Prioritätsaktien erfolgt an folgenden Zahl- 
stellen der Gesellschaft: eigene Kasse in Magdeburg, S. Bleichröder 
und Diskontogesellschaft in Berlin, allgemeine deutsche 
Kreditanstalt und H. C. Plaut in Leipzig. . . 21,400,000 Thaler. 

Allendorfer Gewerkschaft. Unter nebenstehender Firma mit dem Ge- 
sellschaftssitz zu Holzminden hat sich eine von der Herzoglich Braun- 
schweigischen Regierung am 25. Januar 1867 concessionirte Aktiengesellschaft 
gebildet. Ihr Zweck ist, die im ehemaligen Kurhessischen Bergamtsbezirk 
Meissner belegenen Schwerspath-Zechen Chattenberg, Anna und Her- 
mann zu erwerben und auszubeuten, Fossilien aller Art anzukaufen und 
den Schwerspath und andere Fossilien zu verarbeiten und zu verhandeln. Das 
Grundkapital der Gesellschaft beträgt 128,000 Thaler Cour, und zerfällt in 
640 auf Hamen lautende Aktien, jede ä 200 Thaler. Der Vorstand der Ge- 
sellschaft heisst Direktion und wird zur Zeit aus 2 Mitgliedern gebildet. 

128,000 Thaler. 

Norddeutsche Lebensversichernngsanstalt auf Gegenseitigkeit. Diese 
am 17. Januar 1867 durch notariellen Akt in Berlin begründete reine Gegen- 
seitigkeits-Anstalt emittirte behufs Consolidirung des Unternehmens und Bil- 
dung eines Bankfonds 1000 Stück Antheil-Certifikäte k 200 Thaler, welche, 
sobald der zu bildende Reservefonds eine angemessene Höhe erreicht haben 
wird, durch Ausloosung wieder getilgt werden. Den Besitzern von dergleichen 
Certifikaten ist bis zur Hälfte des Reingewinnes mit mindestens 670 jährlich 
garantirt. Zeichnungen konnten bei den Firmen M. Borchard jr. und Ge- 
brüder H elf ft in Berlin stattfinden 200,000 Thaler. 

Landwirthschaftliche Central- Aktien-Bank. Das Aktienkapital dieser 
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mit dem Gesellschaftssitz in Breslau zu begründenden Gesellschaft unter 
genannter Firma beträgt 1 Mill. Thaler. Das Gründungscomite hat hie von 
400,000 Thaler selbst übernommen, 600,000 Thaler aber in Aktien k 200 
Thaler zur öfifentlichen Zeichnung in Breslau, Glogau und Berlin aufgelegt. 

1,000,000 Thaler. 

Norddentsche Schiffban-Aktien-Gesellschaft in Gaarden am Kieler 
Hafen.*) Am 19. Mai 1867 begründet, gedenkt die Gesellschaft am Seehafen 
zu Kiel Etablissements für Neubau und Reparatur aller Arten von Kriegs- 
und Handelsschiffen in Eisen und Holz nebst Dry- und andern Docks zu er- 
richten. Das Grundkapital ist vorläufig auf 1 Mill. Thaler in 5000 Aktien 
k Thaler 200 festgesetzt und hatten die Gründer bereits 515,000 Thaler ffest 
übernommen. Der Rest gelangte am 8. und 9. Juli 1867 durch nachstehende 
Firmen zur öffentlichen Subscription : F. W. Krause in Berlin, Vereinsbank 
und "Wilhelm Ahlmann in Kiel, Job. Berenberg und Gossler et Cie. 
in Hamburg und J. Schulze und Wolde in Bremen. 1,000,000 Thaler. 

Hänicbener Steinkohlenban - Verein. Behufs Consolidirung seilier 
schwebenden Schuld und Vornahme von Erweiterungen des Betriebs beschloss 
der Verein mit Genehmigung der Staatsregierung die Aufnahme einer dritten 
Prioritätsanleihe**) von 180,000 Thalern» Diese mit ö*/» jährlich zu 
verzinsende Anleihe ist in Partial-Obligationen von je 100 Thalem Nennwerth 
und mit Coupons vom 2» Januar 1868 ab zum Kurs von 98 7o ausgegeben 
worden. Sie wird in halbjährlichen Terminen, je am 2. Januar und 1. Juli 
verzinst und binnen 24 Jahren, vom Jahre 1871 ab, im "Wege der Ausloosung 
amortisirt. Zahlstelle des Vereins ist: eigeneKasseinDresden, Wilsdruffer- 
tstrasse Nr. 28 L 180,000 Thaler. 

Thüringische Eisenbahn-GeseUschaft. Nachdem die Gesellschaft in 
•der Generalversammlung ihrer Aktionäre vom 28. März 1867 behufs Erweite- 
rung der Bahnanlagen u. s. w. die Erhöhung ihres Anlageka,pitals um 2,250,000 
Thaler beschlossen, wurde hiezu am 8. Mai 1867 die landesherrliche Geneh- 
migung ertheilt. Es wurden demnach 22,500 Stück neue Aktien, jede zu 100 
Thaler, unter Nr. 67,568 bis 90,067 mit beigegebenen Dividendenscheinen und 
Talons ausgefertigt. Den Inhabern der älteren Aktien stand in der Zeit vom 
1. Juli bis zum l.i August das Recht zu, auf je 4 Aktien die Lieferung einer 
neuen zum Parikurs zu verlangen, wobei sie für jede von ihnen beanspruchte 
neue Aktie den Betrag von 4Q Thalern einzuzahlen hatten. Die neuen Aktien 
nehmen spätestens vom 1. Januar 1871 ab an der Dividende AntheiK Bis 
dahin, und zwar vom I.August 1867 ab, werden die für dieselben eingezahl- 
ten Beträge, von deneü die letzte Theilzahlung spätestens im Jahre 1870 ein- 
gezahlt werden muss, mit 5^/o verzinst. Die Gesellschaftsdirektion entliess 
die Zeichner nach Einzahlung von 40 7o von der ferneren Haftung für die 
Einzahlung des vollen Nominalbetrags. 2,250,000 Thaler. 

Zuckerfabrik- Aktien-Gesellschaft zu Planian in Böhmen. Das Ge- 
sell'schaftskapital ist auf fl. 200,000 östr. Währ., eingetheilt in 500 Aktien 
k 400 fl., festgesetzt 200,000 fl. östr. Währ. 

Hamburg-Amerikanische Packetfahrt-Akiien-GeseUschaft. In einer 
•am 18. Juni abgehaltenen ausserordentlichen Generalversammlung wurde die 
Vermehrung des Grundkapitals um 500,000 Mark Banco beschlossen und die 



*) Die Seite 47 des JH. Bandes unter gleicher Firma aufgeführte Aktiengesell- 
Bchaft ist nicht zur Ausführung gekommen. 

**) Dies Aktienkapital beträgt 240,000 Thaler, die Prioritätsschuld, in eine 4V2> 
und in eine 4^0 Serie vom Jahr 1854 und 1855 getheilt, belief sich ursprunglich auf 
162,500 Thaler. 
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Direktion ermächtigt, hieyon im Jahre 1867 300 Stück Stammmaktien ä M.Bco. 
1000 unter folgenden Bestimmungen auszugeben. Der Emissionspreis der 
Aktie, welche erstmals an den Resultaten der Gesellschaft von 1868 participirt, 
wird auf M.Bco. 1500 festgesetzt und ist der Betrag vom 15. Juli 1867 ab 
in 3 Einschüssen mit je 20, 30 und 50% bis zum 31. März 1868 an die Ge- 
sellschaftskasse in Hamburg, Hopfenmarkt Nr. 16, abzuführen. 

500,000 Mark Banco. 

Waggonfabrik Lndwigshafen. Mit obiger Firma ist in Ludwigshafen 
eine Yon der Regierung auf die Dauer von 25 Jahren concessionirte Aktiengesell- 
schaft begründet worden, welche eine Eisenbahn- Waggonfabrik errichten und 
betreiben wird. Das Aktienkapital, eingetheilt in Aktien k fl. 1000, beträgt 

350,000 fl. südd. Währ. 

S,iga^Mita^er Eisenbahn-Gesellscliaft. Die Gesellschaft, auf 25 Jahre 
concessionirt, will die Btädte Eiga und Mitau durch eine 85 Werst lange Eisen- 
bahnlinie verbinden, deren Bau bereits begonnen hat und muthmasslich schon 
bis zum 1. Jan. 1869 vollendet sein wird. Das von der Regierung mit 5 7o 
Zinsen und ^/is ^o Amortisation garantirte Anlagekapital beträgt 2,652,000 S. R. 
Hievon sind schon 1,500,000 Rubel in 15,000 Stück Aktien als Stammaktien- 
kapital fest untergebracht. Der Restbetrag soll später in Obligationen emittirt 
werden. Nach Ablauf der Conce^sion wird die Baha Staatseigenthum , wess- 
halb die Aktien und Obligationen binnen der Dauer derselben amortisirt 
werden müssen 2,652,000 S. Rubel. 

Märkisch-Posener Eisenbalin-Gesellscliaft. Dieselbe wurde unter dem 
25. März 1867 definitiv concessionirt (vergl. Bd. III. S. 213) und hat ihren 
Gesellschaftssitz in Guben. Ihr Grundkapital besteht aus 14,500,000 Thalem, 
bestehend aus 7,250,000 Thalern Stammaktien, 72,000 Stück k 100 Thaler, 
und aus 7,250,000 Thalern Stamm-Prioritätsaktien, 36,250 Stück zu je 200 Thlr. 
(Näheres s. S. 36 u. ff. d. B.) • 14,500,000 Thaler. 

Banmwoll-Spinnerei-Gesellschaft Kaiserslantern. Dieselbe gab laut 
Generalversammlungsbeschluss vom 21. Mai 1867 auf 3 alte Aktien eine neue, 
in Summa 490 Aktien k fl. 300 aus. Das bisherig^ Aktienkapital der Ge- 
sellschaft betrug 441,000 fl. 147,000 fl. östr. Währ. 

Rechte-Oderufep-Eisenbahn- Aktiengesellschaft. (Vergl. Oppeln-Tar- 
nowitzer Eisenbahngesellschaft Bd. lU. S. 129 u. f.) Dieselbe emittirte Ende 
August einen Theil ihrer Stammaktien zum Kurs von 70 7« • Dieselben wer- 
den während der Bauzeit mit 5 7° verzinst. 

Thüringiscbe Gasgesellscbaft. Diese bereits am 2. Juni 1864 con> 
cessionirte Aktiengesellschaft wird ihren Gesellschaftssitz in Gotha haben. 
Zweck der Gesellschaft ist: Einrichtung, Ankauf und Pacht von Gasanstalten 
in Städten und Ortschaften des europäischen Continents zur Erzeugung und 
Yerwerthung voü Gas und dessen Nebenprodukten. Das Grundkapital besteht 
aus 1 Million Thaler. Vorläufig wurden erst 2500 Aktien k 100 Thaler 
am 4. bis 10. Augnst 1867 in Leipzig, Dresden, Berlin, Gera, Gotha, Alten- 
burg und Sondershausen zur Subscription aufgelegt. Die Einzahlungen fin- 
den in Baten nach Verfügung des Aufsjlchtsrathes statt. Volleinzahlungen 
sind gestattet und werden bis zum Beginn der Dividende mit 5 7» verzinst. 
Die Aktien haben Dividendenscheine und Talons. Die Auszahlung der Di- 
vidende erfolgt am 1. April bei der Hauptkasse in Gotha. 

1,000,000 Thaler. 

Schweizerische Nord-Ostbahn-Gesellschaft emittirte ein neues 47« 7» 
Prioritätsanlehen zum Kurs von 96 im Betrage von . 5,000,000 Frcs. 

Lemberg-Czernowitz-Eisenbahn-Gesellschaft (vergl. S. 119). Behufs 
Ausführung der unter dem 15. Mai 1867 concessionirten 11,8 Meilen langen 




f 

lY. YorkommniBse anf dem Gebiete des Bealkrediis. Y, Geldwesen. 201 

Strecke Ton Ozernowitz nach Suczawa an der moldanisohen Grenze 
emittirte die Gesellschaft eine 5 */<> steuerfreie Silber-Frioritäts- An- 
leihe Yon 12 MiU. Gulden östr. Währ, in Silber. Die Ausgabe der 40,000 
Schuldverschreibungen k 300 fl. östr. Währ, in Silber, oder 80 Pf. Sterling, 
oder 750 Frcs., oder 200 Thaler Yereinsmünze, oder 350 fl. südd. Währ., 
oder 853 fl. holländisch erfolgt successiye je nach Bedürfniss des fortschrei- 
tenden Baues. Sie sind mit ^Zinscoupons pr. 1. Mai und 1. NoTcmber und 
mit Talons versehen. Die Bückzahlung der Anleihe erfolgt auf dem Wege der 
Yerloosung. Für Kapital und Zins haftet in erster Stelle die neue, in zweiter 
die ältere Linie, während das Aktienkapital nachsteht* Die Einlösung der 
ausgeloosten Obligationen und fälligen Coupons erfolgt in effektiver Silber- 
münze in Wien, Berlin (M. Karo), in Frankfurt a. M. (y. Erlanger und 
Söhne), Hamburg (Lieben Königswarter) u. s. w. in der Währung des be- 
züglichen Platzes 12,000,000 fl. östr. Währ, in Silber. 

üngarisehe allgemeine Kreditanstalt in Pesth; concessionirt am 
23. Juli 1867 auf die Dauer von 50 Jahren. Dieser neueste Credit mobilier 
wird Bankgeschäfte aller Art betreiben und hat das Becht, an allen Orten 
des Kaiserstaates Filiale zu errichten. Vorerst wurden yon dem auf 30 Mill. 
Gulden festgesetzten Aktienkapital 15,000,000 fl., eingetheUt in 75,000 Aktien 
k fl. 200 östr. Währ,, zur Emission bestimmt, yon denen die Gründer 3 Mill. 
mit 40 7o Einzahlung am 16. August in Pesth und Wien zur öffentiichen 
Subscription auflegten 30,000,000 fl. Östr. Währ. 



IV. Vorkommidsse auf dem Gebiete des Bealkre4it8. 

1. Kene Emissionen 
wurden keine ausgegeben. 

2. Totalkündignngen. 

Anlehen deutscher Fürsten und Edellente vom Jahr 1847. Es wird 
wiederholt in den Blättern darauf aufmerksam gemacht, dass yon diesem be- 
reits iin Jahre 1863 zur Heimzahlung gekündigten Anlehen noch eine nam- 
hafte Zahl yon Obligationen in Umlauf ist. Der Kapitalbetrag derselben 
wtfd yom Bankhaus Phil. Kic. Schmidt in Frankfurt a. M. gegen Einsendung 
der Partialen sofort apsgezahlt. 



V. Geldwesen. Kredit- imd Finanz-Gesetzgebmig. 

Die auf Grund des Gesetzes yom 25. Oktober 1859 emittirton Fürstlich 
Schwarzburg- Send ershausen'schen Kassenanweisungen zu 
1 Thal er (vergl. Bd. III. S. 146) haben mit dem 30. November 1867 ihre 

14. 

Zeitschrift fOr Kapital nnd Rente. ly. ^-^ 
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Gültigkeit verloren und . findet dagegen auch eine Berufung auf die Rechts- • 
WQhlthat der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht statt.*) 

Die gegenwärtig im Umlauf befindlichen 12,000,000 Thaler Königlich 
Sächsischer Eassenbillete sollen auf Grund des Gesetzes vom 2. März 
1867 eingezogen und durch eine neue Emission von nominell 18,000,000 Tha- 
lern ersetzt werden. Hievon werden jedoch nur 12 Mill. Thaler zur Veraus- 
gabung gelangen. Die übrigen 6 Mill. werden reservirt, um nach und nach 
zum Austausch defekt gewordener Eassenbillete resp. der verschiedenen Ap- 
points xmter sich zu dienen. 

Laut Bekanntmachung des Grossherzoglich Hessischen Finanzministeriums 
vom 29. Mai 1 867 verlieren die jetzt kursirenden DarmstädtischenGrund- 
rentenscheine k 1, 5, 10, 35 und 70 Gulden am 1. Juli 1868 ihre Gül- 
tigkeit. Diese Scheine sind daher bis zu genanntem Tage zu Zahlungen an 
die Grossherzoglichen Staatskassen zu verwenden oder zam Umtausch gegen 
neues Papiergeld zu präsentiren. 

Das königlich Preussische f^inanzministerium hat diejenigen Staatspapiera 
der neuerworbenen Landestbeile (mit Ausnahme der von Schleswig-Holstein und 
von Frankfurt a. M.) genau bezeichnet, welche als geeignete Kautionsob- 
jekte dienen können und bestimmt, dass zu diesem Behufe auch für die neuen 
Länder Staatspapiere der alten Provinzen und umgekehrt zulässig sind. Es sind 
dies nun: 1) die unter Lit. A., B., C, E., F., G., H., K., L., N., Q., R., S. 
und T,, sowie die unter Lit. E. L, F. I., G. L, H. I., J. I. und L. I. ausgegebenen 
Hannoverschen Staatsschuldverschreibungeli ; 2) die Kurhessische Prä- 
mienanleihe vom 22. Januar 1845, ferner die Obligationen der Kurhessischen 
Eisenbahnanleihe vom 1. Juni 1863 und der Staatsanleihe von 1834; 3) die 
Partial-Obligationen der Landgraf 1. Hessischen Anleihe vom 1 0. Februar 
1829 und 4) die Protitular-Obligationen der Kassauischen Anleihe vom. 
1. Oktober 1851, 16. Oktober 1853, 29. Nov. 1858, 12. Juli 1859, 28. April 
1860, 30. September 1862 und 17. Juni 1866. 

Für die laut Gesetz vom 20. September resp. 24. Dezember 1866 mit der 
Preussischen Monarchie vereinigten Landestheile sind durch königliche Ver- 
ordnung vom 16. August 1867, betreflFend ^die Ausser- und Wiederinkurs- 
setzung, sowie die Umschreibung der Papiere auf den Inhaber*',^ 
die in dieser Beziehung geltenden Bestimmungen des Preussischen Hechtes 
(Allgem. Landrecht, TheilL, Titel 15, §§. 55, 48 bis 51 und Gesetz vom 16. Juni 
1835) mit der folgenden Abänderung eingeführt worden: „Die Artikel 306 
und 307 des Handelsgesetzbuches finden bei Papieren auf Inhaber, so lange 
dieselben ausser Kurs gesetzt sind, keine Anwendung. ** (VergL übrigens hier- 
über A. Moser's Kapitalanlage in Werthpapieren, Stuttgart, W. Nitischke 
S. 151 und f.). 



VL Banknacliricliten« 

Die Magdeburger Privatbank machte unter dem 18. April 1867 
die Einziehung ihrer Noten erster Emission (vom 30. Juni 1856) bekannt und 



*) Laat Bekanntmachnng vom 5. Januar 1868 ist die Einlosmigsfrisi auf den 
31. Mai 1868 verlängert worden. ' 



r^ 
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forderte die Inhaber auf, dieselben bis zum 30. Juni 1867 zum Umtausch 
gegen neue Appoints (vom 1. Juli 1866) zu präsentiren. 

Die Leipziger Bank hat die Genehmigung zu einer anderweitigen 
Ausgabe von 1,500,000 Thaler Banknoten a 10 Thaler erhalten. Die neuen 
Noten . datiren vom 18. April 1867, tragen die Nummern 150,001 bis 300,000, 
stimmen aber sonst mit der am 22. Mai 1865 begonnenen Ausgabe der Bank- 
noten vom 20. Juni 1864 (vgl. Bd. HI. S. 57) überein. 

Die Gewerbebank H» Schuster und Cie. in Berlin hat .am 1. Juni 
1867 in Jauer eine Kommandite ejrö£Pnet. 

Die Wiener Nationalbank machte bekannt, dass sie Bankanwei- 
sungen von 50 fl. aufwärts auf ihre 23 Bankfiliale zu sehr geringer Pro- 
vision — noch niedriger als das Porto für Postanweisungen — ausstelle. 

Die Bank von Polen hat die von ihr in den Jahren 1841 — 1846 in Um- 
lauf gesetzten weissen, wie auch rothfarbigen Drei-Rubel-Scheine 
früherer Form und Zeichnung, vom 1./13. Juli 1867 für ungültig erklärt. 

Die Sächsische Bank zu Dresden hat am I.Juli 1867 in Meerane 
unter der Firma „Filiale der Sächsischen Bank zu Dresden^ ein 
Zweiggeschäft errichtet. 

Die Berliner Kommandite der Bank für Handel und Industrie 
in Darmstadt ist von der Firma Cohn & Bürgers in Berlin übernommen 
worden. 

Die Privatbank zu Posen gibt neue Noten aus, in Appoints von 10, 
20, 50 und 100 Thalem, datirt vom 18. März 1867; die älteren Noten 
werden allmählig eingezogen. 

Die Preussische Bank hat im Sommerhalbjahr 1867 in Osnabrück, 
Emden und Neuss Zweiggeschäfte begründet, wodurch die genannten Städte 
nun „Bankplätze^ geworden sind. 



VII. Von der Börse- 

Seit April 1867 werden an der Brüsselier Börse die Obligationen 
auswärtiger Gesellschaften einschliesslich Zinsen gehandelt und diese 
mit den laufenden Coupons, wie an den andern Börsen, dem Käufer überliefert. 

An der Wiener Börse werden die 5 7« in Silber verzinslichen und ver- 
loosbaren est er reichischen Domänen-Pfandbriefe vom 9. April 1867 
in östr. "Währ, mit 5 7« laufenden Zinsen vom 1. März 1867 gehandelt. 

Dessgleichen sind an derselben Börse die Aktien und Prioritätsobliga- 
tionen der Ersten Siebenbürger Eisenbahn laut Beschluss der Wiener 
Börsenkammer in Östr. Währ, mit Vergütung von fünf Procent laufender 
Zinsen vom 27. resp. 1. April 1867 ab zu handeln. 

Im Auftrag der Breslaner Handelskammer gibt die Breslauer Börsen- 
Kommission seit 1. Juli 1867 einen- amtlichen Kursbericht heraus. Der- 
selbe enthält a) in seinem amtlichen Theile die Notirungen der Fonds, Effekten 
und Wechsel, so wie sie in das amtliche Kursbuch niedergeschrieben werden, 
und b) in seinem nichtamtlichen Theile die Bezahlt- und die Ultimo-Kurse von 
der Fondsbörse. 

Seit dem 18. JuU besteht in Lemberg die bereits früher projektirte 
Geld- und Waarenbörse (vergl. Bd. m. S. 221). 
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In den letzten Jahrgängen unserer Zeitschrift ist der Finanzlage des 
österreichischen Eaiserstaates nur flüchtig gedacht worden. Gewohnt, in un- 
seren Besprechungen dem Strome der Tageserscheinungen zu folgen, waren 
es auf dem Gebiete des Staatskredits vorzugsweise die Vereinigten-Staaten- 
Fonds, welche uns beschäftigt haben. Die „Amerikaner^ haben aber gegen- 
wärtig den Beiz, den ihr erstes Erscheinen auf den deutschen Effektenmärkten 
erregte, vollständig wieder eingebtisst. Die Männer der Börse ennuyiren sich 
schon längst über die Stabilität der Kurse der 720er Bonds, und die vorsichtigen 
Kapitalisten fangen an, in die Ehrlichkeit des Bruders Jonathan Misstrauen 
zu setzen. Sie fiirchten (mit Recht oder Unrecht — wer kann in den Sternen 
lesen?), dass es mit den fetten Goldzinsen bald zu Ende sein wird. Jener 
Brief des Mr. Thaddens Stevens, welcher behufs Tilgung der Zinsen der Bonds 
eine monatliche Notenausgabe im Betrage von 4 Millionen Dollars empfiehlt, 
hat der Liebhaberei in Deutschland für „ Bonds ** einen argen Stoss versetzt. 

Aus verschiedenen Gründen fängt man daher bei uns an, mit den alten 
Freunden an der Donau wieder zu liebäugeln. Der Spekulant sehnt sich nach 
den Chancen, die ihm die österreichischen Papiere in höherem Grade als 
andere Spielpapiere gegenwärtig bieten; der Kapitalist wird sich aus Furcht vor 
Verlusten seiner transatlantischen Fonds entledigen und von ihrer Billigkeit 
angezogen, lieber nach den österreichischen Effekten greifen, weil er (wenn 



*) Für diese Miscelle war im IT. Heft kein Baum mehr vorhanden. Da sich 
aber seitdem das darin Gesagte nicht wesentlich geändert hat, so haben wir keinen 
Anstand genommen, sie noch nachträglich aufzunehmen. D. Red, 
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es einmal PapierziDse sein sollen) dann doch die osterreichiscben Staats* 
nnd Banknoten den Oreenbacks yorzieht. 

Auch wir halten es für Zeit, wieder einmal unsere Blicke nach Wien in 
die Himmelspfortengasse zu richten, da dort' Finanzoperationen yorbereitet 
werden, die wohl geeignet sind, unsere ganze Aufmerksamkeit zu fesseln. 

Es ist ein schon oft gebrauchter, aber ganz richtiger Vergleich, dass ein 
tragisches Geschick die österreichischen Finanzyerhältnisse begleitet. Man 
könnte die Bemühungen der österreichischen Finanzminister, Ordnung in den 
Staatshaushalt zu bringen, mit dem beständigen Zurückfallen des Steins des 
Sisyphus, jenes fabelhaften Königs yon Thracien, yergleichen. Mehr wie 
einmal war gegründete Hoffnung yorhanden, dass jene Stoatsmänn^ar ihr yor- 
gestecktes Ziel erreichten, da entluden sich neue Stürme über das yielge- 
prüfte Oesterreich un4 „hurtig mit Donnergepolter entrollte der tückische 
Marmor.^ 

So war es im März 1866. Die Silberyaluta war ihrer Herstellung wieder 
ganz nahe und damit war für die Regeneration der österreichischen Finanzen 
eigentlich alles gewonnen — 4 Monate später war der Tag yon Eönigs- 
grätz ! I ! Düster war die Lage des Eaiserstaates in den Tagen nach dem 
Prager Frieden. Seiner schönsten Perle in der Erone auf immer beraubt, 
jedes Einflusses in Deutschland baar, hatte die Staatsschuld eine kolossale 
Höhe erreicht. Warzwardie lombar'disch-yenetianischeSeparatschuld 
aus dem österreichischen Schuldenregister in Folge des Wiener Friedens yer- 
schwunden — sie betrug am 80. Juni 1866 64,296,852 Gulden — , so war 
durch neue Anlehen und namentlich durch die Yermehrung der schwebenden 
Schuld die entstandene Lücke wieder auf das Allerreichlichste, nämlich mit 
ca. 387 Mill. Gulden, ausgefüllt worden. 

Dass die österreichischen Staatsgläubiger durch den unglücklichen Ausfall 
des Kriegs in grosse Besorgniss geriethen, war wohl natürlich. Nicht mit 
Unrecht legten sie sich die Frage yor, wohin denn eigentlich das lawinen- 
artige Anschwellen der öffentlichen Schuld führen solle. Die Pessimisten fürch- 
teten schon, dass man wiederum die ausserordentlichen Finanzmassregeln des 
Jahres 1811, wie sie die ältere Generation noch in schmerzlichem Gedächtniss 
hatte, ergreifen würde. Doch in dieser Beziehung sahen sie zu schwarz, 
denn, wenn auch gegenwärtig der Betrag der consolidirten Schuld und die 
Zinsenlast yiel höher als dazumal ist, so war doch Ende 1866 die Gesammt- 
läge des Eaiserstaates immer noch nicht so ungünstig, um wenigstens augen- 
blicklich solche extrayagante Massregeln zu erwarten. 

Man beruhigte sich auch wieder in Etwas, fand aber einen neuen Grund zur 
Besorgniss in dem Ausgleich mit Ungarn. So erfreulich dieser so hochwichtige 
politische Akt für die österreichische Regierung auch sein mag, so ist allerdings 
nicht zu läugnen, dass dessen finanzielle Abmachungen bezüglich der W^- 
mng der Interessen der Staatsgläubiger nicht ganz ohne Bedenken sind. In 
den dessfallsigen, zwischen den Deputirten des österreichischen Reichstags und 
ungarischen Landtags yereinbarten und yon ien beiderseitigen Finanzministem 
yereinbarten Uebereinkommen *) sagt sich nämlich das Eönigreich Ungarn yon 
der bisher bestandenen Gemeinsamkeit mit der österreichischen Staatsschuld, yom 
1. Jan. 1868 angefangen, los. Dagegen hat es yon diesem Zeitpunkte ab die Zah- 
lung eines jährlichen, keiner Aenderung unterworfenen Beitrags yon 29,188,008 



*) Durch das am 24. Dezember 1867 sanktionirte Gesetz in Beireff der Beitrags- 
leistang der ongarisohen Erone zu den Lasten der allgemeinen Staatsschuld ist dies 
Üebereiakommen zur Thatsache geworden« 
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Gulden, darunter in klingender Münze 11,776,000 Gulden übernommen. In 
diesen jährlichen fixen Beitrag ist auch die Verzinsung des auf Ungarn ent- 
fallenden Antheils an der Yerzlnsung des Domanenanlehens , der Kautionen 
und Depositen, sofern die Zahlung in Ungarn geschieht, mit inbegriffen. 

Man sieht hieraus, dass der Inhaber von Österreichischen Staatspapieren 
es statt mit einem, künftig (wenigstens indirekt) mit zwei Schuldnern zu 
thun haben wird, deren beiderseitige Solvenz unter Umständen mindestens 
eine zweifelhafte werden könnte. Denn abgesehen davon, dass der dies- 
seitigen Beichshälfte nunmehr der Löwenantheil beim Staatsschuldenwesen 
zufällt und diese ausserdem noch 70 7o aller übrigen Lasten des Gesammt- 
Btaates tragen muss,*) mithin eine Ueberbürdung wohl kaum zweifellos sein 
dürfte, so ist auch die Leistungsfähigkeit der jenseitigen Hälfte nicht gross 
genug, um selbst die an sich gering bemessenen Quoten zu den gemeinsamen 
Reichslasten ohne Schwierigkeiten abführen zu können. Einmal ist überhaupt 
die Steuerkraft des Königreichs jenseits derLeitha noch sehr wenig entwickelt, 
so dass der ungarische Finanzminister zuweilen grosse Mühe haben wird, die 
eigenen Landesausgaben aus den Einkünften zu decken. Andererseits ist 
männiglich bekannt, dass die Steuereinziehung in Ungarn ein missliches Ge- 
schäft ist; die ungarischen Steuerrückstände haben sich in den Ausweisen des 
österreichischen Finanzministeriums stets sehr hoch beziff'ert. Die Herren 
Magyaren sind einmal, wie ein altes Sprüchwort von ihnen sehr treffend be- 
merkt: „gute Zecher, aber schlechte Zahler". Trotz allem Patriotismus wird 
der ungarische Finanzminisier ebenso von dem Fehler seiner Landsleute zu 
leiden haben, wie weiland sein österreichischer Kollege, denn ebenso wenig, 
wie der einzelne Mensch, lassen ganze Völker schnell von ihren bösen Ge- 
wohnheiten ab. • 

Der politische und finanzielle Ausgleich mit Ungarn ist nun auch die 
Veranlassung zur Wiederaufnahme eines schon unter dem Finanzminister 
Freiherrn von Brück ventilirten Projektes geworden. Wir meinen das Pro- 
jekt zur Unifikation der Staatsschuld. 

In dem bereits erwähnten finanziellen Uebereinkommen, welches die bei- 
derseitigen Finanzminister abgeschlossen haben, heisst es nämlich im zweiten 
Paragraphen : **) „Es wird zugleich vereinbart, dass bis zum 1. Mai 1868 
eine Gesetzvorlage zur verfassungsmässigen Behandlung eingebracht werde, 
wodurch die dermalen bestehenden verschiedenen Schuldtitel in möglichst 
umfassender Weise in eine einheitliche Rentenschuld umgewandelt 
und die Belastung der Finanzen mit Kapitalrückzahlungen möglichst vermin- 
dert werde. Was die Kapitalrückzahlungen von jenen Schuldtiteln betrifft, 
die ihrer Natur nach zur Umwandlung in diese einheitliche Rentenschuld 
nicht geeignet sind, so ist in gesetzlichem Wege festzustellen, dass die zu 
diesen Rückzahlungen erforderlichen Geldmittel jährlich durch die Ausgabe 
von Obligationen der künftigen einheitlichen Rentenschuld aufgebracht und 
dass die durch diese Geldbeschaffung hervorgehende Mehrbelastung von den 
im Reichstage vertretenen Königreichen und Ländern übernommen und von 
den Ländern der ungarischen Krone hierzu nur ein fixer jährlicher Beitrag 



*) Kach dem Gesetz vom 24. Dezember 1867, betreffend die Beitragsleistung der 
im Beichsrathe vertretenen Länder u. s. w. , wird auf die Dauer von 10 Jahren (bis 
31, Dezember 1877), Ungarn 30 7o, die übrigen im Reiohsrathe vertretenen König- 
reiche u. 8. w. aber 70^0 zur Bestreitung des Aufwandes für die gemeinsamen An- 
gelegenheiten beizutragen haben. 

**) Dieser Paragraph ist auch in das Gesetz vom 24. Dezember 1867, vergl. 
S. 205 unten, aufgenommen worden. 
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von 1 Million Gulden B. V. und 150,000 fl. in Silber geleistet werde; 
, dagegen haben aber auch alle durch diese Tilgungen in Wegfall kommenden 
Interessen, sowie die von den Coupons und Lqtteriegewinnsten zu entrich- 
tenden Steuern den im Beichsrathe vertretenen Ländern zu Gute zu kommen«'' 
Obige 150,000 fl. Silber sind als Amortisationsbeitrag des fast zur Hälfte auf 
ungarische Kameralgüter intabulirten Domänenanlehens bestimnit. Die in den 
ungarischen Kassen angelegten Kautionen und Depositen übernimmt der un- 
garische Finanzminister seinerzeit zur Zurückzahlung. 

Kommt die Unifikation zur Ausführung, so wird also Oesterreich die 
Form des Annuitätendarlehens bei seinen künftigen Kreditoperationen ganz 
aufgeben und in die Beihe der Staaten treten, welche das System der immer- 
währenden Eente bei ihren Anlehen angenommen haben. 'Der Gesammtstaat 
wird nun ebenso wie England, Frankreich, Italien sein grosses Buch der 
öffentlichen Schuld führen. Unter welchen Modalitäten die Unifikation 
der Staatschuld durchgeführt werden wird, darüber liegen bis jetzt noch keine 
offiziellen Angaben vor. Zeitungsberichten zufolge soll die Unifikation der 
Staatsschuld in 6 Vo (?) Bententitel ijur auf die Valuta metalliques in Cpnv.-Münze 
wie in östr. Währ. Bezug haben und nicht zwangsweise stattfinden. Nach 
andern Lesarten sollen auf besonderes Yerlangeä der Inhaber auch verzins- 
liche und unverzinsliche Loospapiere, wie die in Silber verzinslichen und 
rückzahlbaren, einer bestimmten Tilgung unterliegenden Fonds, in ö^/o Ben- 
tentitel umgewandelt werden können. 

Bezüglich einer Vereinfachung des so komplizirten österreichischen Staats- 
schuldenwesens dürfte die Zurückführung der Mehrzahl aller Anleihen unter 
einem eüizigen Schuldtitel allerdings etwas für sich haben. Ob aber diese 
gewaltige &editoperation durchführbar ist und wirklich das untrügliche Heil- 
mittel sein wird, dem schwer geschädigten Kredit des Kaiserstaates aufzu- 
helfen, bleibt abzuwarten. Qui vivra, verra. 

Hiebei handelt es sich aber nicht allein um das Interesse des Schuldners. 
Es entsteht vielmehr unwillkürlich die Frage, ob auch den österreichischen 
Staatsgläubigern mit diesem Projekte gedient sein wird. Man wird allerdings 
regierungsseitig mancherlei thun, um den Valutametalliquebesitzern den Um- 
tausch möglichst angenehm zu machen; man wird gewisseridassen die bittere 
Aloepille möglichst in Zucker einhüllen. Einem ondit nach würde den Titeln 
Steuerfreiheit und die Nichtreduktion des Zinsfusses auf eine Beihe von Jahren 
zugesichert werden. Freilich würde dann auch für den Empfang eines 6"/o 
Bententitels , je nach Hohe des bis jetzt genossenen Zinsfusses, eine entspre- 
chende baare Ausgleichung zu gewähren sein. In Summa würden diese 
Soulten ein ganz artiges Sümmchen abwerfen, welche zweckmässig zur Min- 
derung der schwebenden Schuld verwendet werden könnten. Für den Staats- 
gläubiger scheint uns in dem Unifikationsprojekt nur ein einziger Vortheil zu 
liegen, namhch die Anerkennung der Gesammtschuld durch beide 
Land es Vertretungen. 

Das Unifikationsprojekt hat übrigens die allgemeine Aufmerksamkeit er- 
regt, und aus diesem Grunde haben wir es für zeitgemäss gehalten, wenn wir 
schon vor dessen möglicher Bealisirung hier Notiz von demselben nehmen. 
Um namentlich die Nützlichkeit der* Unifikation bezüglich Vereinfachung de& 
Staatsschuldenwesens, aber auch deren unendlich schwierige Durchführung 
anschaulich zu machen, lassen wir hier aus dem am 6. November 1867 publi- 
zirten amtlichen Ausweis über den Stand der gesammten öster- 
reichischen Staatsschuld mit Ende Juni 1867 ein Verzeichniss 
sämmtlicher einzelnen Titel der älteren und neueren consolidirten Staatsschuld 
nebst Angabe ihres Kapitalbestandes am 30. Juni 1867 folgen. 



Eapitalbestaiid der SsterreioMsoliflii consoUdirten Staatsscliuld am 
30. Jmü 1867. 

Weitere Staatseoliuld. 



1. In Wiener WShr, TeTüinsUch. 

Obie Eftpital-RflokEftMimg. 
a) In der Verloosnng begrif- 
fene Oblfgatianeu. 

Stadt Wiener Banco Soliald . . . 

(h^Jintre Hofkunmer-Soliiild . . , 

Aelteie Lombudiiolie Schuld . . . 

Anlehen durch DnroEso in GenoA . 

AerarettlBchuld der Stftnde ron Oeetei- 

leicti unter der Eimi 



AerarealBoluildderSandeTonUUiren j2V< 



Ostgalintche Hdtnnl'Liefemiigs-OI)- 
li^atioDen 

Domeatikal-Sohnld der Stinde von 
Oeeterreloh ob der Enne .... 

Domeetikal-Scliald der StSnde TOn 
Eämthen und Tillaohar Kreites . 

An vom an^eiSsten Tilgnngsfondi 
gegen dessen Bestfitigiugen toq 
Tenchiedeuen Fonds leihweise Dber- 
uommeoen Obligationen der Uteren [ 
Terlo6sbareu StaatSBolinld ■ • ■ ) 

Domwtikal-Obligatioiien der Stande 
Ton Oeeterrelch nnter der Eons 
(deneit nnreisiulieli) . , . . | 



1,088,048 
4,182 

U8,T89 



826,702 40 - 
(E«8tbetrag mi 
fl. 646,566 seit Sl. 
Dez. IBBB getilgt.) 



241,256 5 6 

903,048 
12,570 

160,462 

145,711) 
(Beefbetrsg 
1,008,286 8. 
Ende Dezbr, 



5,389,558 18 


2,606,794 24 


3,962 85 
876,938 30 


694,430 34 


88 


964,535 — 


398,3&4 9 


938,926 32 


152,999 48 


8,400 — - 


94,885 85 - 


891,287 es - 


210 — - 
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on Oesteneioh ob dar Enns . 

HoEkammar-Obligationeii fQr die ^ 
Ewnngen eKir oheiiailb er- Ablieferung 
im Jahre 1809 

AllerhScbste SchuldrereclireibanK für 
daa verkaufte Religionsfonaagitt 
St. Clara in BOlunen ..... 

OrdkBre nngariBobe Hofkammer-Ob- 
Ugation 

Ordüi&re nngarieche Hofkammer-Ob- 
ligatioD fQr die freiwillige Eirobeu' 
mlbec-AbliefeniDg im Jahre 1809 . 

Zurückzuzahlende Eameral- 
PaaalT-Eapitalien. 
Bei den Landesbauptkassen ; 
in Böhmen .,,... 
in üngam, nnd zwar 
ans CHlter-, Tausch- und Terkanfo- 

gesohAften 

an Kapitalien des nngarischeii 
BeligiODSfonds, für welche bis 
xnr gSadieheo Finaligirong ein 
jShriiohea Paoschale tod 4000 fl. 
Wiener WShr. Byetemirt ist . 
uQTerzioslicbes Darlehen der His- 
koleaer EdeUente . . ■ , 

Ghaanuntsomme d.W.'Wfihninggsobnld 

2. In ConTentionsnüinze. 

Olue EapltalrttokEaUuiig. 

In dar Terloosun^ begriffene 

Obligationen. 

Anlehen durch das Wechselhana Qe- 

brader Bethmann in Frankfurt a/H. 

. Anlefaan dareh daa Weobselhans GoH 

in Amsterdam, Don bei M, A. t 

Botbscbild nnd Söhne . . . 

I Snnuna 



161,176 

1,507,450 

226,500 
1,000 



1,730,232 
(Reetbetrag mit fl. 

20,000 »t't Dnahr 



(Restbetrag mit fl- 

1,059,800 Tarloost.) 

889,600 ■ ' ' 



67,694 

878,877 

95,130 
420 



-|_l 1,205,610 



210 
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Neuere Staatssehuld. 



»0 

o 
«■ 

B 

« 

5 
<» 



26. 

27. 

28. 



. 29. 



Ohne Rapitalrückzahlung* 
1) In GonventioiLsmluLze. 

Anlehen auf Grund des Allerhöchsten 
Patentes vom 29. März 1815 * . 

Anlehen. Yom 1. Juni 1816 . . . 

Anlehen von den Jahren 1815 his 
1847, dann 1856 

VerlooBungsschuld in Folge Allerhöch- 
sten Patentes yom 21. März 1818. 



O 

er 



1 



30. 



31. 
32. 
33. 



34. 
35. 

36. 
37. 



38. 
39. 

40. 
41. 



Darunter sind auch die bis Ende 
Juni 1867 noch nicht zur Umwechs- 
lung gelangten, jedoch hiezu geeig- 
neten Obligationen enthalten und 
zwar: 



Anlehen yom l..Dez. 1829, 1« April 
1830 und entstanden durch Eon- 
vertirung der 5 7o und 6 ^o Schuld. 

Anlehen yom 1. Dez. 1835 . . . 

Anlehen yom U Mai 1847 .... 

Konvertirungs- Anlehen yom 1. Juli 
1849 fQr kapitalisirte Zinsen 
undStaatslotto-Anlehens-Qewinnste 

Anlehen yom 15. Okt. 1849 . . . 

Anlehen vom Jahre 1851 Serie A. . 



2Va 
1 

5 

3 

3V» 
4 

472 

5 

6 

■3 

,3V2 

j4V2 

'5 

.6 



4 
3 

278 

in 

Silber 

5' 

472 
i272 
^5 



i 









„ „ Serie B. • 
4. Sept. 1852 . . . 



ID 

Silber 
(5 

16 

in 
^Silber 



National-Anlehen yom 26. Juni 1854 (5 

Silberanlehen in Frankfurt a. M. und 
Amsterdam yom 1. Juli 1854 « . 



in 
'Silber 

(5 



Hofkammer-Obligationen für 
die Landesschuld yon Vorarlberg 

Hofkammer-Obligationen für 
die Landesschuld yon Salzburg 



l378 
t4 

27« 

3 

37« 
38/6 
4 



EapitalbeHtand am 
80. Juni 1867. 



umgerechnet auf ein 
5% Kapital in ö. W. 



fl. 



kr. 



pr 



fl. 



16,740,800 
8,605,200 

415,184,498 

98,250 

14,397,245 

100,954,397 

11,066,775 

64,594,037 

89,691 

50 

^80,814 

3,750,539 

131,321 

327,428 

2,824 



37,350,999 
10,581,800 
47,873,700 



24,900,539 
40,851,500 
20,734,000 
32,492,057 

14,550,000 
11,161,500 
66,526,640 

568,213,730 

29,324,800 

3,166 

149,124 

13,625 

168,645 

3,400 

5,833 

470,139 



30 

36 
17 
46 
13 



30 
U 
20 
44 



57 



14 



46 



1 
3| 
3| 
5I 



3| 
5^ 



4S 



31 



8,788,920 
1,807,092 

435,943,723 



173,840,419 



40 
42 

7 
46 

20 
46 



l 



4 



kr. 



o 

pr 



31,374,839 

6,666,534 

25,133,692 



26,145,566 
38,604,667 

45,002,010 

15,277,500 
75,712,759 

-\ 596,624,417 
-j 30,790,515 



42 



59 



127,481 



515,226 



96 
50 



19 5 
50- 



661- 



50- 



42- 



44 
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Hofkammer - Obligstioneq Ür das 
iraDgBdarlelieQ inErain 1305 i 

i09 

Hofkammec - Obligationen' fQr di 
Schulden der Kammer and des 
Domkapitels zu Paesau 

Hofkanuner-Obligationen für einge- 
zogene Coneomtionsgefaila . . . 
Kapitalien dar woblthätigen Institute 



Domestikalsohald von Krain . 

deBTiUaobei 
Kreises 

Verlooste, zniTerwechslungnocIt rück- 
ständige, mit niederösterreichiscb- 
stfindiscben Obligationen noch nicht 
bedeckte Kriegs d arlehenaehein e(dBr- 
zeit unverzinslich) Amtsrecognilio- 

Anweisnngen auf die Obligationen 
der Landesscbnld von Tjrrol (der- 
zeit DnTerzinstich) , 

Gesammtstunme der neueren anf C. M. 
lautenden , ni<5ht rQckzahlbaren 
Schuld 

2j In Österreichisolier Wähions. 

Ans der mit Allerh, EntschlieBsnng 
Yom 3. Septbr. 185S genehmigten 
Convertirung der unter 5% in C.,M. 
Terzinslichen , nicht TcrlooBbaren 
u. nicht rüokzahlbaien Obligationen 

Ans der Terloosnng der filteren Staats- 
schuld in Folge des Patenlee vom 
21. HBrz 1316 mit BOoksicbt auf 



406,316 
11,789 1 
2,750 - 



1,552,407,670 C 
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2. Iff dsteirelcUscheT 'Wältnuig. 
a) Ohne Terleoannf. 

An dieKationalbank ffiräas Dar- 
lehen wShrend der Dauer dea B. F. 

Für llqnidirte Laudemial-EntachHdi- 
gnngtkapitali en an 6 randentUatnngs- 
fonds (BnmmariBch) 

Für lom Aerar übemommen« tTeber- 
echQsBe ans II GrundentlaBtuDga- 
fondB (Bummariach) . . , , . 

(Steuer-) Anlehen vom 8. Nor. 1884 
pr. 2&,0D0,000 fl 

Darlehen der BodenkreditanBtalt pr. 
60,000,000 fl. in Silber gegen Ter- 
pßLnduDg TOD StaatBeigenänm 

b) MitUlBt Terlooenng. 

UDTerlooBtes Kapital des engliiohen 

Anlehens vom Jahre 1859 pr. Lir. 

Sterl. 6,000,000 k 10 fl. 6«tr. Wahr. 

TJnTerlooiteH Kapital des Lotto-An- 

lehens Tom 15. HSrz iSGO . . . 
UiiTerloOHtes Kapital des Prlmien- 

Anlehens Tom II. Febr. 1861 pr. 

40,000,000 fl 

SUber-Anlehen vom 23. Nofbr. 1865 \ 

pr. 146,998,800 fl 

Samma : 1 



2,299,801 
10,000,000 



20,000,000 
23,006,588 



621,961,182 ho 5 621,961,182 



Eb besteht somit die gesammte ältere and senere consolidirte österreiehiache 
Staatsschuld ans 73 diversen Titeln. Diese Zahl wird Tom 1. Januar 1868 
an sich in Etwas rednciren, da mit diesem Tage die ältere Staatsschuld 
wieder yollständig in ihre Rechte eingesetzt sein vird, d. h. die durch das 
Finanzpatent rem 20. Febmar 1811 angeordnete Zinsreduktioii vollständig 
dadurch wieder gut gemacht ist, indem dans alle jene Serien der alten Staate- 
schuld, welche am 1. Dezember 1867 noch nicht behufs Einsetzung in den 
ursprijiiglichen Zinsgenuss ausgeloost waren, als verloost anzusehen sind.*) 
Der Umtausch derselben je nach ihrem Procentsatze in 6 "/o Verloosungs-Obli- 
gBÜonen östr. Währ. resp. in 4 '/•*/<> °- ^- w. Conv.-HÜnze-Verloosungs-Ohliga- 
tionen kann dann sofort stattfinden. Folgende Serien sind noch ujiTerloost: 



*) Durch Hofkanunerdehret TOm 27. Juli 1818 wnrde nSmlich angeordnet, dasB 
wenigstens jährlich ein Kapital von 5 Mill. Oulden der alten Scaatsechuld im Betrage 
von 4B8 Mill. Onlden irieder in den früheren Zinsgenuss eingesetzt wUrde. Za dieaem 
Zweck wnrde dieselbe in 488 Serien von je einer Mill. Oulden eingetheilt und all- 
jihriich 6 Serien ausgeloost. 
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Nr. 1, 15, 80, 87 und 133 von der 272 > nnd 270 von der Wiener Banco- 
Schuld (Post-Nr. 1); Nr. 166, 213, 224/25 und 245 von der ordinären Hof- 
kammer-Schuld (Post-Nr. 1); Nr. 291 mit Obligationen der älteren lombar- 
dischen Schuld und Anlehen bei Durazzo (Post-Nr. 3 und 4); Nr. 347 An- 
lehen von Bethmann zu 4 Vo und 5 Vo (Post-Nr. 24) ; dann die Nrn. 362, 368, 
383, 385, 407, 459 und 463 Aerarial-Obligationen der verschiedenen Stände 
zu diversen Zinsfiissen (Post-Nr. 5—9). Der dann noch verbleibende Rest der 
älteren Staatsschuld kommt überhaupt bei der Unifikation nicht in Frage. 
Es wird sich aber immer noch um die Vereinigung von einem Kapital von 
mehr als einer Milliarde in östr. Währ, handeln, wobei die Loos- und in Silber 
verzinslichen und rückzahlbaren Anleihen nicht mit inbegriffen sind. 

Das Jahr 1866 hat nun aber auch nicht minder die österreichische 
schwebende Staatsschuld, vomämlich durch die Emission von -Staats- 
noten , fast bis zum Betrage einer halben Milliarde erhöht. In Bezug auf die 
in Staatsnoten bestehende schwebende Schuld bestimmt das Üebereinkommen, 
dass dieselbe unter die gemeinsame Garantie beider Reichstheile gestellt bleibt. *) 
Eine Vermehrung derselben, sowie die Massregeln zu ihrer Fundirung können 
nur im gegenseitigen Einvernehmen der beiden Ministerien und unter Geneh- 
migung der beiden Legislationen stattfinden. **) 

Am 30. Juni betrug die schwebende Staatsschuld 

436,362,685 fl. 67 kr. 
und bestand aus folgenden Posten: 

1. An in Umlauf befindlichen Effekten. 

fl. kr. Vio. 

a) Staatscentralkassa- An Weisungen von 1842 . . . 11,760 

b) Münzscheine a 10 Netikreuzer 10,792,088 

c) Partial-Hypothekar-Anweisungen ....... 99,939,522 50 — 

d) Staatsnoten 

aa) in Banknotenform k 1 und 5 fl 79,645,640 

bb) in förmlichen Staatsnoten ä 1, 5 und 50 fl. 205,670,000 

2. An Privaten. 

a) Für den Vorschuss der Nationalbank in Bank- 
noten laut Gesetz vom 7. Juli 1866 in ursprüng- 
lichem Betrage von 60,000,000 11,000,000 

(Summa aller auf Lasten des Staats circulirenden 

Geldzeichen) " (396,255,162 50 — ) 

b) Für den Vorschuss des inländischen Konsortiums 
zur Herbeischaffung der Eariegsentschädigung in 

Silber • . . . 14,000,000 

c) Für diverse Vorschüsse gegen Depot von Eredits- 

effekten ^ 6,579,134 89 — 

3. Kautionen und Depositen. 

a) Bei der Staatscentralkasse: gerichtliche De- ' 

positen 2,213,538 68 5 

b) Bei den Ländereikassen: Kautionen und De- 
positen 6,511,001 59 6 



i') Nach §. 5 des Gesetzes vom 24. Dezember 1867 nur bis zur Höhe yon 812 
Hill, event. 400 MUl. Golden. 

**) Auch neue Anlehen auf gemeinschaftliche Rechnung können nur mit Zuslam- 
mung der beiden Legislationen kontrahirt werden« 
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Dem oben erwähnten Aneweis entnehmen irir endlich noch die nach- 
folgende Zusammenstellung der gesammten Staatsschuld:' 

Hanptäbersiclit über den Stand der österreicMschen Staatsscbnld 
am 30. Juni 1867. 



Allgeweine Staateschnld. 

,1 filtere ^" ^'™*'' ^S'»""'» 

A. CoEsolidirte i„ Conv.-Münze 

(II. neuere^j^ ^^^^^ ^g^^_ 

B. Schwebende in Bstr. Währ. .... 

C. Sicht abgehobene OeiTinnste toq Lotterie- 
onlehen 

D. YeranschlagteB Kapital fOr EaCschadigungB- 



E. Veranschlagtes Kapital für die Zahlung ai 

die bayerische EegieniDg 

HanptBnmme der gesammten Staatsschuld 

OrnndeittlaBtiuigsscliiild . . . 
Qalizisohes Notbstands-Anlehen . 



1,205,610 
1,630,167,511 
891,440,634 



743,054 
12,975,654 
1,750,000 



1,988,486,695 

521,345,533 

2,500,000 



79,873,797 
38,706,171 
6,319,540 



643,782 
87,500 



125,852,614 

25,997,587 
175,000 



Die nächste und drückendste Sorge für den Finanzminiater ist aber die, 
einen genügenden Modus zur Beseitigung des Defizits pro 1868 zu finden. 
Ende November 1867 hing diese Frage noch in der Schwebe. *) Während 
Herr v. Becke nnd die Ansgleichungsdeputation die Deckung des Defizits 
durch eine Vermehrung der schwebenden Schuld durch Ausgabe von einer 
nenen. Serie 'Staatsnoten oder Hypothekarscheinen ina Auge gefasst hatten, 
scheint man im Finanz>AuaBchuas des Wiener Reichsrathes von diesem Ana- 
wage nicht viel za halten. Wie möchte aber wohl auf andere Weise ein 
Defizit zu decken sein, dessen Höhe, wie man annimmt, sich auf einige 50 
MiU. dulden beziffern wird, wenn nicht zu dem verzweifeltsten aller Mittel, 
zur Zinsreduktion, ohne jede Rücksicht auf die Staatsglänbigei (also mit 
einem Wort zum Staatsbankerott), gegriffen werden soU. Eine Anleihe im 
grossen Styl würde bei der gegenwärtigen Lage des Kaiaerstaates wohl acbwer 
zu realisiren sein. 

Für die Zukunft, d. h. vom Jahre 1869 ab, soll dem Uebereinkommen 

Semäss die Herstellung des Oleicbgewichtes zwischen Einnahme nnd Ausgabe 
en leitenden Grundaatz der beiden Fintmzverwaltnngen bilden 1 1 1 Wie aber 



*) Dieselbe war anch Anfangs Uärz 1868 noch nicht geordnet. 
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dies alte Erebsübel des. Eaiserstaates, das Defizit, geheilt werden soll, darüber 
verlautet noch nichts. Noch ist jenes Erant nicht entdeckt, woraus jenes 
Panace extrahirt werden könnte, um die chronisch gewordene Erankheit zu 
heben. Hier nützen Palliatiymittel schon längst nichts mehr, man muss zu 
einem drastisch wirkenden spezifischen Mittel seine Zuflucht nehmen. *) 

Hoffen wir vor allen Dingen, dass die Hand, welche die bevorstehenden 
Yerändefungen in dem österreichischen Staatsschuldenwesen ausführen wird, 
eine glückliche, eine sichere ist. Denn es gilt jetzt eine wichtige, lebens- 
gefährliche Operation auszuführen. Misslingt der Schnitt, so verblutet Oester- 
reich unter dem Messer des operirenden Chirurgen und dasselbe würde an der 
Bedeutung wieder wesentlich verlieren, die es seit einiger Zeit im europäi- 
schen Staatenconcert durch eine weise und massige Politik gewonnen hat. 

Noch sieht auch das inländische und ausländische Eapital vertrauensvoll 
in die Zukunft Oesterreichs. Dies zeigt sich durch bedeutende Eapital- 
anlagen, die neuerdings in österreichischen Fonds gemacht worden sind und 
durch den festen Eurs der österreichischen Staat^papiere an den Börsen. Man 
möge daher auch die Operation mit möglichster Rücksicht auf die Staats- 
gläubiger vollziehen und das geschenkte Vertrauen nicht täuschen! 

Gotha, Ende November 1867. 

V Der Herausgeber. 



n. 

a 

Die IGtrossherzoglich badische 4prozentige Eisenbahn-Prämien-ABleilie. 

Unser Zeitalter leidet an Widersprüchen der sonderbarsten Art. Während 
z. B. von der einen Seite nicht ohne Erfolg mit Wort und Schrift gegen den 
Fortbestand der Zahlenlotto^s , Staatslotterien, Spielbanken, ^den Pestbeulen 
der menschlichen Gesellschaft^, zu Felde gezogen wird, benützt man .auf der 
andern Seite die dem Menschen angeborene Spielsucht zur Erreichung selbst 
der heterogensten Zwecke. So wird das Symbol deutscher Einheit, das Mei- 
sterwerk vaterländischer Baukunst, der Dom zu Eöln, schliesshch seine baldige 
Vollendung mehr den Erfolgen der „Dombaulotterie^ als den zur Zeit etwas 
karg ausfallenden Gaben zur „Dombaukasse^ zu danken haben. Ebenso wird 
das Wort „Lotterieanlehen* immer noch deijenige Schlüssel sein, der gewisse 
eiserne Schränke am sichersten öffnet, wenn bedrängte Finanzminister an die 
bartgesottenen Herzen der Geldleute appelliren. In solchen und ähulichen 
Fällen muss eben der bekannte Grundsatz der Loyoliten: „der Zweck heiligt 
die Mittel^, Platz greifen, obgleich jedes Lotteriespiel, unter welchem frommen 



*) Wie. es scheint, wird der Landes-Finanzminister Dr. Brestel allerdings drastische 
Mittel zur Beseitigung des Defizits anwenden. Man spricht von einer bis 17 7o za 
erhöhenden Einkommensteuer für die bisher schon nicht steuerfreien Effekten, und von 
1070 für die bisher steuerfreien; femer Ton einer V2 % Kapitalsteuer. Bios das Ge- 
rücht Yon diesen Massnahmen hat schon wieder alles Vertrauen auf österreichische 
Papiere verscheucht. Wie wird es erst werden, wenn diese enorme Besteuerung zur 
Thatsache wird? 
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oder gemeinnützigen Deckmantel es auch eingeführt wird, eine vom Stand- 
punkt der Moral aus nicht zu billigende Spekulation auf die Gewinnsucht des 
grossen Haufens ist. 

Wir wollen aber den Finanzministem nicht zumuthen, hierin strenge 
Moralisten zu sein. Im Gegentheil verdenken wir es dem gegenwärtigen Leiter *) 
des badischen Finanzministeriums gar nicht, wenn er in einer Zeit, wo das 
Publikum von Staatsanleihen überhaupt nicht viel wissen will und nebenbei 
die Geld- und politischen Verhaltnisse nicht die erfreulichsten sind, um eine 
gewöhnliche Anleihe mit Erfolg placiren zu können, „auf diesem nicht mehr 
ungewöhnlichen Wege** seinen Zweqk zu erreichen suchte. Hatte er doch 
in Jahresfrist den glücklichen Erfolg der bayerischen Prämien- Anleihe von 1866 
an allen deutschen Börsen erlebt, während ihm wohl nicht entgangen sein 
konnte, dass das benachbarte finanziell so gut situirte Württemberg mit seiner 
neuen 4V« */<> Eisenbahnanleihe vor einigen Monaten in Norddeutschland fast gar 
keinen und auf dem gewohnten Boden in Frankfurt a. M, geringeren Erfolg 
als früher gefunden hatte. Die Börsen wollen nun einmal immei^ etwas Neues 
haben. ^Toujowrs perdrix** und „Cliquot veuve* behagt ihnen nicht immer; 
ihr verwöhnter Gamnen sehnt sich nach einem andern Leckerbissen, nach 
einer feineren Marke. Die jetzigen Staatsanleihen, wo eine Serie der andern 
folgt, sind heutigen Tages zu langweilig für die blasirten Börsenspekulanten, 
den Beiz eines Lottoanlehens bedarf es, um ihr Interesse zu erregen. 

Es wird unsern Lesern aus den Zeitungsberichten erinnerlich sein, dass 
die 470 badische Prämienanleihe einen glänzenden Erfolg gehabt hat. 
Wir erachten es daher für unsere Pflicht, dieses neueste deutsche Lotterie- 
anlehen im Folgenden einer eingehenderen Besprechung, als es uns in der 
„Finanziellen Chronik^ der Kaum gestattet, zu unterziehen. 

Wie schon der Titel andeutet, soll dies jüngste badische Lotterieanlehen 
zum Bau von Eisenbahnen dienen. Dasselbe ist auf Grund des Gesetzes vom 
21. April 1866 von der badischen Eisenbahnschulden-Tilgungskasse im Ge- 
sammtbetrage von 21 MilL Gulden süddeutscher Währung oder 12 Millionen 
Thaler im 30-Thalerfusse emittirt. Für den internationalen Verkehr bestimmt, 
lauten die 120,000 au porteur gestellten Partial-Obligationen auf je 175 fl. oder 
100 Thaler und können auch auf Verlangen auf den Namen eingeschrieben 
werden. Sie sind unter fortlaufender Nummer 1 bis 120,000 ausgefertigt und 
in 2400 Serien (Nr. 1 bis 2400), jede k 50 Partialen, eingetheilt. Halbjährige 
Zinscoupons ä S*/« fl. = 2 Thaler, fällig am 1. Februar und 1. August, sind 
jeder Obligation beigefügt. Die Kückzahlung der ganzen Anleihe erfolgt in 
50 Jahren, erstmals schon im Jahre 1868, im Wege der Verloosung und ist 
dieselbe mit Gewinnsten ausgestattet. Je am 1. April findet die Serienziehung, 
am darauf folgenden 1. Juni die Ausloosung der Prämien und arn^ 1. August 
die Bückzahlung der ausgeloosten Stücke nebst Zahlung der Gewinne statt. 

Da ein Abdruck des Tilgungsplanes an dieser Stelle unverhältnissmässig 
viel Raum erfordern würde, begnügen wir uns, nur das Allerwesentlichste aus 
demselben hier hervorzuheben. 

Die Zahl der Obligationen, die alljährlich in den 50 Verloosungen ge- 
zogen werden, ist sehr verschieden. Sie schwankt von 300 (1868) bis zu 5550 
(1916) Stück. In der Regel gelangt abwechselnd in diesem Jahr eine kleine, 
im folgenden eine grössere Anzahl Obligationen zur Verloosung. In die grossen 
Ziehungen fallen die kleineren, in die kleineren die grösseren Hauptgewinne. 
Die Zahl der gezogenen Stücke in den grösseren Loosungen steigt von 1150 



*) Jäner Finanzminister Mathy ist leider am 4. Febraar 1868 gestorben. 
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bis 5550, während in den kleineren Ziehungen 3Ö0 bis 4900 (1917) Partialen 
ausgeloost werden. Eine Ausnahme von der Begel macht in jeder Beziehung 
nur die 24. und 25. Verloosung (1891 und 1892). In diesen 2 ausnahmsweise 
hintereinander folgenden kleinen Ziehungen werden nämlich 2350 resp» 2400 
Stück gezogen und enthalten diese beiden Loosungen nur den zweiten Haupt- 
gewinn mit je 70,000 fl. Der erste Hauptgewjnn mit 175,000 fl. oder 100,000 
Thaler fällt sonst regelmässig in die kleineren Ziehungen, desgleichen die mit 
28,000 und 10,500 fl. dotirten Gewinnstnummern. Für die grösseren Zie- 
hungen ist der Hauptgewinn auf nur 70,000 fl. oder 40,000 Thaler normirt, 
nächstgrössere Gewinnste sind sodann 21,000 und 7000 fl» Ausserdem haben 
beide Kategorien von Loosziehungen noch Gewinnste von 2800, 1400, 700 
(nur die grösseren) und 350 fl. Der niedrigste Gewinnst ist stets der Nominal- 
werth der Partial-Obligation , 175 fl. oder 100 Thaler. Die Stückzahl der 
al pari gezogenen Loose steigt von 84 (1868) bis zu 5522 (1916). Der Ge- 
sammtbetrag aller Prämien beziJBfert sich auf8,642,200fl. oder 4,938,400 Thaler. 

Die Zahlung der Zinsen und der Gewinnste erfolgt an den oben bemerkten 
Terminen bei den badischen Staatskassen, bei der Direktion der Dis- 
kontogesellschaft in Berlin, bei M* A. v. Bothschild und Söhne in 
Frankfurt a. M. und bei dem Bankhause W. A. Ladenburg in Mann- 
heim, völlig spesenfrei. 

Von dieser Anleihe wurde vorerst der Betrag von 14,000,000 Gulden 
oder 8,000,000 Thaler am 12. und 13. September 1867 zum Preise von 947« 
in Karlsruhe, Mannheim, Frankfurt a. M., Berlin, Köln, Hamburg und Leip- 
zig zur Zeichnung aufgelegt. Sie hatte somit den Yorzug, auch im J^orden 
Deutschlands eingebürgert zu werden und figurirt jetzt auf den Berliner und 
Leipziger Kurszetteln. 

Die Zeichner hatten ausser dem Emissionspreis auch die Stückzinsen für 
den beigegebenen laufenden Zinscoupon vom 1. August bis zum Tage der 
Abnahme der Stücke zu vergüten. Die Zeichnungsbeträge unter 7000 Gulden 
wareif sofort, spätestens bis zum 15. Oktober, zu reguliren; bei grösseren 
Subskriptionen war die Einzahlung auf 4 gleiche Raten, 15. Oktober, 15. No- 
vember, 15. Dezember 1867 und 15. Januar 1868 nachgelassen. Seitens der 
badischen Eisenbahnschulden-Tilgungskasse wurden zunächst negociable In- 
terimsscheine ausgefertigt, welche seinerzeit gegen die definitiven Dokumente 
an den oben genannten Zinszahlstellen kostenfrei umgetauscht werden. Be- 
reits 3 Tage vor dem auf den 16. September festgesetzten Erscheinungstage 
der Interimsscheine wurde an der Berliner Börse die badische Prämien-An- 
leihe mehrfach zum Kurs von 957* — 947* — 95 gehandelt. 

Werfen wir nun einen Blick auf die Grundlage des oben auszugsweise 
mitgetheilten Yerloosungsplanes , so ist dieselbe unbedenklich als ganz solid 
zu bezeichnen. So sind die Hauptgewinne durch alle 50 Ziehungen gleich- 
massig vertheilt und nicht einzelne, namentlich die ersteren, durch grosse 
Prämien vorzugsweise begünstigt, wie das beispielsweise bei der jüngsten 
Hamburgischen Staats-Prämien-Anleihe der Fall ist. Die Tilgung ist zwar 
auf die Dauer von 50 Jahren hinausgezogen, doch nehmen andere niedriger 
zinsende Anleihen noch eine längere Frist zur Tilgung in Anspruch, z. B. 
die so eben erwähnte Hamburger Prämien-Anleihe, welche erst in 60 Jahren 
heimgezahlt ist. Eine längere Tilgungsfrist ist auch der Hauptmoment, wo- 
durch sich der Tilgungsplan der badischen von dem der bayerischen Prämien- 
Anleihe unterscheidet. Sonst haben beide Pläne sehr viel Aehnlichkeit. *) 

*) Wir erinHem hier unsere L^ser an die treffliche Abhandlung des Herrn 
A. Moser, „die neue Prämienanleihe des baierischen Staates" Bd. HI. S. 99 ff. 
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Offenbar ist der badische Ziehungsplan dem bayerischen nachgebildet, nur 
hat ersterer den Vorzug, bei nur 120,000 Loosen dieselben Hauptgewinne zu 
haben wie der letztere bei 160,000 Stück» Ein weiterer Vorzug ist der, dass 
die Zinsen nicht in einem, sondern in 2 Terminen gezahlt werden. Beide 
Pläne haben auch im Gegensatz zu der Mehrzahl anderer verzinslicher Lotterie- 
anleihepläne die Eigenthümlichkeit gemein, dass die niedrigsten Gewinne 
nicht höher als der Nominalwerth der Loosobligation öind. Der Inhaber erhält 
aber die Zinsen besonders vergütet, während z. B. bei der preussischen 
Prämienanleihe selbst die niedrigste Prämie — sie beträgt mit 40 Jahren 
125 Thaler für einen auf 100 Thaler lautenden Prämi4nschein — noch den 
Zins des letzten Jahres enthält. Ausserdem proütirt derselbe noch, wenigstens 
so lange die Anleihe nicht über pari steht, die Differenz zwischen dem Ein- 
kaufspreis und dem ^Nominalbetrag. Der Nachtheil ist daher ganz unerheblich. 
Die Finanzlage Badens ist eine so befriedigende, dajss an der Sicherheit 
der Anleihe gar nicht gezweifelt werden kann. Schon seit einem Decennium 
ist das Gleichgewicht zwischen Einnahme und Ausgabe, welches durch die 
Revolutionsjalffe 1848 und 1849 in bedenklicher Weise erschüttert worden 
war, nicht nur wieder hergestellt worden, sondern es haben sich seit dieser 
Zeit immer Ueberschüsse ergeben. Das für die ausserordentlichen Bedürfnisse 
des Jahres 1866 ausgeschriebene Steuer- (Zwangs-) Anlehen im ungefähren 
Betrage von 4,200,000 fl. ist in Folge der Verordnung des Finanzministers 
vom 5. Januar 1867 bis auf einen ganz geringen Rest bereits wieder zur 
Einlösung gekommen. Die Mittel hiezu, sowie die zur Kriegsentschädigung 
an Preussen mit 6 Mill. Gulden, lieferte die auf Grund des Gesetzes vom 
21. April 1866 aufgenommene 47^ ^h Eisenbahnanleihe, welche im August 
und Dezember 1866 mit 9,999,000 fl. negociirt wurde. Somit wurde die 
Eisenbahnanleihe von 1866 ihrer eigentlichen Bestimmung fast ganz entzogen. 
Da nun aber in dem Budget, der badischen Verkehrsanstalten für die Jahre 
1866 und 1867 die Vollendung von 32,87 im Bau begriffenen Meilen Staats- 
bahnen in Aussicht genommen waren, die Mittel dazu aber anfingen zu fehlen, 
so musste die gegenwärtige Eisenbahn-Prämienanleihe abgeschlossen werden. 
Mit dieser Anleihe aber ist auf eine Reihe von Jahren hinaus der Bedarf für 
Eisenbahnbauten gedeckt. Incl. der gegenwärtigen Prämienanleihe beträgt 
die gesammte badische Eisenbahnschuld 91,999,000 fl., wovon jedoch bereits 
ca. 47« Mill. Gulden aus den Reinüberschüssen des Eisenbahn- und Post- 
dienstes gedeckt worden sind. Im Budget für 1867 war die Reineinnahme 
aus der Eisenbahnbetriebs-Verwaltung mit 3,879,062 fl. angenommen. Das 
Bahnnetz, welches als Verwaltungs- und Betriebsobjekt jenem Budget zu 
Grunde liegt, wird auf 112,8i Meilen angegeben, worunter aber 8,oi Meilen 
fremder Staats- und Privatbahnen mit inbegriffen sind. Dieser ansehnlichen 
produktiven Schuld steht eine geringe allgemeine Landesschuld gegenüber, 
welche ausserdem noch durch ein sehr namhaftes Staatsvermögen sicher ge- 
stellt ist. Nach Abzug des Aktivstandes belief sich dieselbe am 1. Januar 
1865 auf 16,160,836 fl. und bestand aus folgenden Titeln: 

a) Papiergeldschuld ....... 2,500,000 fl. 

b) Schuld an den Domänengrundstock 7,441,181 „ 

c) Schuld an die Generalstaüatskasse . 2,778,587 „ 

d) Schuld an das Staatsgrundstück . 30,365 „ 

e) Restschuld 3,410,702 „ 

Hieven sind die Posten ad a) bis d) unverzinslich resp. an sich selbst verzins- 
lich oder sich selbst schuldig, während nur der sub e) angegebene Betrag an 
wirkliche Gläubiger zu verzinsen ist. 

Gotha, im November 1867, Der Herausgeber. 
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Die wahrscheinliclie Grösse der Lotterie-Gewinne mit besonderer 
Bücksiclit auf die k. säclisjsclie Landes-Lotterie in Leipzig. 

Bekanntlich ist das Lotterie- Anlehen aus einer Combination desLotterie- 
spiels und des Anlehens entstanden und man kann daher den mit eiiiem 
solchen Anlehen yerbundenen Zinsverlust als Prämien-Einsatz für ein Lotterie- 
spiel und dagegen den in Folge der Verloosung fallig werdenden Betrag zum 
einen Theil als zurückgewährtes Darlehen mit Zinsen, zum andern Theil als 
Lotterie-Gewinnst betrachten. Es ist nämlich für jemanden im Effekt ganz 
gleich, ob er 100 Thaler zu ö'/o Zinsen anlegt und von diesem Zinsenertrag 
jährlich 8 Thaler zum Ankauf eines Lotterieloos-Antheils verwendet, oder ob 
er sich an einem Lotterie-Anlehen betheiligt, das ihm bloss 2 */<> Zinsen trägt 
und einen Gewinn in Aussicht stellt. Der Hauptunterschied zwischen dem 
Lutterie-Anlehen und dem mit einem Anlehen combinirten Lotteriespiel be- 
steht nur darin, dass bei ersterem der Spieler gezwungen ist, bis zur Zurück- 
zahlung seines Anlehens weiter zu spielen, während er bei letzterem zu jeder 
beliebigen Zeit aufhören kann. In Berücksichtigung dieses Umstandes kann 
man sogar dem combinirten Geschäfte einen Vorzug vor dem Lotterie-Anlehen 
einräumen, indem 'bei jenem der Gläubiger freier disponiren kann, als bei 
diesem. Gleichwohl dürfte es aber in national-ökonomischer Beziehung räthlich 
erscheinen, dem Lotterie-Anlehen mehr Vorschub zu leisten, als dem Lotterie- 
spiele, weil bei jenem die Möglichkeit des Spielens und der Grad der Betheili- 
gung Yon der gleichzeitigen, wenn auch niedrigen Veranlegung eines Kapitals 
abhängig gemacht ist, während bei diesem dem blosen Spiel-Literesse unter 
allen Ums^nden die Zügel in die Hand gegeben sind. 

In Anbetracht dieses Umstandes, dass Lotteriespiel und Lotterie-Anlehen 
auf ziemlich einerlei Prinzipien beruhen und folglich ungeachtet der grossen 
Verschiedenheit ihrer Tendenzen gleichwohl zwei nahe verwandte Geschäfte 
sind, dürfte es sich wohl rechtfertigen lassen, in dieser Zeitschrift auch den 
erstem hin und wieder einen Platz zur Beleuchtung del* darauf Bezug ha- 
benden Verhältnisse zu widmen. Für dieses Mal sei es die königl. sächsische 
Landeslotterie in Leipzig, welche hier zum Gegenstande der Besprechung die- 
nen soll. 

In jüngster Zeit wurde die6e Lotterie mit 80,000 Loosen gespielt, yon 
denen in jeder der fünf etwa in Monatsfrist auf einander folgenden Elassen- 
ziehungen eine bestimmte Anzahl Loose gleichzeitig mit einer gewissen An- 
zahl hiezu gehöriger Gewinne gezogen wurde, nämlich: 
in I. Kl. von 80,000 Nummern 3000 mit Gewinnen im Betrage von 114,575 Thlr. 
„ n. „ , 77,000 . „ 3000 , , , , , 160,550 , 

,m. , , 74,000 , 3000 ,.,;,„ 199,450 „ 
^IV. , , 71,000 , 3000 , , . . n 249,435 , 

„ V, , , 68,000 , 28000 , , , • , ,2,975,900 , 

in Summa 40000 3,700,000 „ 

Die nach der V. Klasse übrig bleibenden 40,000 Nummern sind Nieten. 

Der Preis eines jeden an einer Klassenziehung betheiligten Looses ist 
10 Thaler netto und 6 Sgr. Aufschlag, wenn das Loos höchstens bis zu V^» 
und 8V> Sgr., wenn es bis zu '/^ getheilt ist. 
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Die Gewinne sind auf die einzelnen Klassen folg^ndermassen yertheilt: 



Betrag des 


Anzahl der Gewinne in EX 


Betrag des 


Anzahl der Gewinne in Klasse 


einzelnen 




1 


Binzelnßn 






Gewinnes« 


I. 


II. 


III. 


IV, 


V. 


Gewinnes. 


I. 


II. 


III. 


IV. 


V. 


Thlr. 








, 




Thlr. 












150,000 


— 


— 




' — 




5000 


1 




— 


1 


15 


100,000 


— 


— 








4000 


— — 


■^ 


. 1 


— 





80,000 


— 






— 




•3000 


— 


1 


— 


— 





50,000 


— 


— 


— 


— 




2000 


1 


— 


1 


1 


30 


40,000 


— 


— 




— 




1000 


2 


2 


2 


2 


300 


30,000 


— 


. — 


— 






400 


15 


15 


15 


15 


400 


20,000 


— 


— 


— 


1 




200 


30 


30 


45 


45 


500 


15,000 


— 




1 


— . 


— 


100 


100 


100 


135 


135 


1,500 


12,000 


_— 


1 




.i_ 


— . 


65 




— 


— 




25,246 


10,000 


1 


— 


— ■ 


1 


2 


50 


— - 


155 


2799 


2799 


. — 


8,000 


— 


— 


1 






40 


155 


2695 








6,000 


— . 


1 


— 


— 


— 


25 


2695 


— 


— 


— 





Von diesen Bmtto-Gewinnen kommen 

I2V2 7o oder 462,500 Thlr. für den Staat 
und 3 > „ 111,000 y, für die Kollekteure 
in Abzug, so dass die Revenu für die Letzteren unter Hinzurechnung von 
mindestens 74,000 Thlr. Schreibgebühr den Minimalbotrag von 185,000 Thlr. 
erreicht. 

Durch Vergleichung der in joder Elasso gezogenen Anzahl von Gewinnen 
und ihrer Gesammtbeträge mit der Anzahl der jeweilig vorhandenen Nummern 
findet man, dass im Durchschnitt auf jedes spielende Loos in 

I. Klasse '/»o Gewinne, jeden zu 38,i92 Thlr. gerechnet, 

m, 

IV. 



99 
99 



V. 



99 






>> 



» 



99 



99 



Vit 



53,517 
„ 66,488 
„ 83,145 
„ 106,885 



X9 



» 



kommen. 

Der Durchschnittswerth ist aber nicht immer zugleich auch der wahr- 
scheinlichste, d. h. derjenige, welcher nach dem Grade des Auftretens der 
übrigen Werthe für den einzelnen Fall zu erwarten steht; namentlich ist 
dieses jederzeit allemal dann sehr zweifelhaft, wenn wie oben das Auftreten 
der einzelnen Gewinne ein so überaus verschiedenes ist. Im gewöhnlichen 
Leben hilft man sich in solchen Fällen in der Weise, dass man die am wei- 
testen von .einander abstehenden Werthe, wie z. B. bei Bestimmung des 
wahrscheinlichen mittleren Marktpreises, den höchsten und niedrigsten ganz 
ausser Rechnung lässt. Die Mathematik lehrt aber in der Wahrscheinlichkeits- 
rechnung statt dieser sehr rohen Ausgleichungsweise eine den Umständen 
viel entsprechendere, indem sie von dem Grundsatze ausgeht, dass einWerth 
in einer Werthsreihe um so unwahrscheinlicher ist, jemehr er von den übrigen 
abweicht. 

Unter Anwendung dieses Grundsatzes findet man aus der oben ange- 
gebenen Gewinnreihe als wahrscheinlich mittlere Grösse eines Gewinnes 






,^ 



;-» .: A' 
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V in I. Klasse = 37,6ji Thir. und nach Abzug von 157« 7o = 31,7»o Thlr. 

-' Jf n. „ = 45,429 »»»;,„»= 38,888 

»ni. „ = 51,SS8 n 7i V ff » » = 43,S8X 

• / „IV. » =67,985 » „ „ ff ff n =57,405 

,: ' ff V. ^ = 93,858 ff ff ff ff ff ff 7ö,88T 

Um die Anwendbarkeit einer derartigen Vorausberechnung zugleich an einem 
«=- praktischen Beispiele zu yeranschaulichen, will ich damit den Erfolg beleuchten, 
•''' welchen man sich demgemäss von einem sogenannten Lotterie-Eompagniespiel 
im Voraus mit ziemlicher Zuverlässigkeit versprechen darf. 

Im Jahre 1866^ das nicht dazu geeignet war, den Spekulationen über- 
haupt, noch .viel weniger aber den Lotterien grossen Vorschub zu leisten, 
* nahmen einzelne Lotterie-Kollektoren zu solchen Kompagniespielen ihre Zuflucht, 
um das des unterbrochenen Loosvertriebs wegen auf ihren Schultern liegen 
gebliebene Risiko durch eine scheinbare Herabsetzung der Loosprämie von sich 
abzuwälzen. So wurden namentlich von einer Firma dergleichen Kompagnie- 
scheine gegen Zusicherung von 7**00 des Nettogewinns von 1400 Loosen für 
den Preis von 25 Thlr. ausgeboten und abgesetzt. Das Publikum, welches 
lediglich diesen Betrag von 25 Thlr. mit dem Preise eines Volllooses a 51 Thlr. 
verglich und dabei nicht berücksichtigte, dass der scheinbar nachgelassene 
Betrag von 26 Thlr. für das Loos schliesslich an der Gewinnsumme gekürzt 
werde, Hess sich durch dieses Angebot anlocken und täuschen. 

Nach Massgabe der oben ermittelten Werthe finden wir nämlich: 

1) die Anzahl der erwartungsmässigen Gewinne 

in I. Klasse '/so mal 1400 d. i. 527« Gewinne 
„ IL „ Vrr „ 13477« '„ 527« ff 

„ m. „ 774 , 1295 „ 527« « 
, IV. „ 7ri ff 12427, , bri^ , 

, ,V. , 7*7 „ 1190 ,490 

2) den Aufwand für die zu beschaffenden Loose 

in L Klasse 1400 ä 107io Thlr. = 14,280,o Thlr. 
, n. ^ 13477, k , „ = 13,744,5 , 

, la „ 1295 ä „ „ = 13,209,0 „ 

„ IV. „ 12427, a , , = 12,673,. , 

, V. , 1190 ä „ „ . = 12,138,0 , , 



in Summa = 66,045,o Thb. 

3) den Betrag der erwartungsmässigen Gewinne 

in L Klasse 527« Gewinne ä 31,79o Thlr. = l,669,o Thlr. 
yf IL „ 527« „ a 38,388 „ = 2,015,4 „ 
„ m. „ 527. „ k 43,381 , = 2,217,5 , 
„ IV. „ 5272 „ a 57,405 „ = 3,013,7 „ 
„ V. „ 490 „ ä 78,887 „ = 88,665,0 „ 



in Summa: 47,630,« Thlr. 

4) wahrscheinlicher Verlust der 1400 Antheile 

Summa 2 weniger Summa 3 = 18,414,4 Thlr. 
d. i. pro Antheil - = ca. 13 77 „ 

so dass von der Einzahlung = ca. 11^/7 „ 

als nicht verbrauchter Einsatz, oder als Scheingewinn zurückgezahlt werden 

können. 



jF"--" 
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Der wirkliche Erfolg dieses Eompagniespiels war, wie aus der unter dem 
24. Nov. 1866 erfolgten Mittheilung des Unternehmers ersichtlich ist, folgen- 
der gewesen: 

1) die Anzahl der Gewinne 



in I. Klasse = 51'/* Gewinne 
,11. „ = 52»/. 

nin- 

,IV. 

- V. 






= 46 

= 4978 
= 487> 



1» 



2) der Aufwand für die Loose 

in I. Klasse = 1400 Loose k Wß Thlr. = l4,280,o 

n. « = 1348V4 „ ä „ „ = 13,75774 

m. „ = 1296V8 y, h j, „ = 13,2207« 

IV. „ « 125078 j, h y, „ = 12,7517* 

V. , = 120074 „ ä , „ ' = 12,24774 



Thlr. 



79 



V 



in Summa: 66,25674 Thlr. 



3) der Betrag der Gewinne 



in 


I. 


Klasse 




5174 


Gewinne h 30,36 


Thlr. 


=s 


1,555,9 


Thlr, 


» 


U. 


V 




52^/8 


n 


k 39,16 


if 


= 


2,061,8 


i> 


ff 


m. 


» 


s 


46 


D 


_ k 47,98 


T) 


s=s 


2,207,6 


j» 


9 


IV. 


. 9 


= 


4978 


V 


k 60,86 


Tt 


— 


2,980,a 


1? 


n 


V. 


n 




48778 


» 


k 72,75 


t 


— 


35,453,7 


■» 














in Summa: 


= 


44,259,> 


Thb. 



4) Verlust der 1400 Antheile = 21,9977« Thlr. 
d. i. pro Antheil = 157io „ 
also ^Rückzahlung = 97i« j, 

also nicht sehr abweichend von den oben berechneten Resultaten. 

Es dürfte nun noch yon Interesse sein, zu untersuchen, wie sich bei ein 
und demselben Einsätze die Chancen ändern, je nachdem ein Spieler alle 
Klassen oder blos die ersten oder letzten spielt. Berechnet man nämlich in 
Berücksichtigung des Umstandes, dass ein Spieler, welcher ein Loos zu einer 
späteren Klasse acquirirt, die früheren, bereits gespielten Klassen nach- 
zahlen muss, während er nichts vergütet erhielt, wenn er die ersten Klassen 
gespielt hat und sodann zu spielen aufhört, — den wahrscheinlich mittleren 
Gewinn in Procenten des Einsatzes, so findet man folgende Werthe dafür: 



Bei einem 
Spiele von 


bis einschliesslich Klasse 














Klasse 


I* 


II. 


III. 


IV. 


V. 


I. 


11,69 


' 13,15 


14,46 


16,65 


72,12 


n. 


— 


7,38 


10,55 


13,69 


70,16 


m. 


—• 





5,7 5 


10,1« 


68,20 


IV. 


— 







5,94 


66,32 


V. 


— 







— 


63,71 
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woraus erheUt, dass derjenige Spieler am meisten im Kachtheile ist, welcher 
blos die dritte Klasse spielt, während derjenige die grössten Vortheile geniesst, 
welcher an allen Klassen theilnimmt. Auf ebensoviel, als nach obiger Tafel 
die Chancen ftir einen Spieler betragen, ist der Gewinn zu schätzen, welchen 
ein KoUekteur in den einzelnen Fällen erreicht, je nachdem der Spieler später 
anfängt oder früher aufhört. Verkauft z. B» ein KoUekteur erst in der 
n. Klasse, so ist im grossen Ganzen der dadurch für ihn entstehende Gewinn 
zu 13,15 weniger 7,$8 •/<> d» i. zu 5,8a 7» des Einsatzes zu veranschlagen; um- 
gekehrt, gibt ein Spieler, welcher mit der III. Klasse begonnen hat, sein 
Spiel nach der IV. wieder auf, so erwächst dem KoUekteur dadurch ein 
wahrscheinlicher Vortheil von 68,20 weniger 10,i8 d. i. 58,o8 7o des Einsatzes. 

O. Fleischhauer. 



Literarische Anzeige. 

Abriss der National-Oekonomie von A. E. Komers, Oberdirektor 
der höheren landwirthschaftlichen Landes-Lehranstalt zu Tetschen- 
Liebwerd etcf. Prag 1867. Im Kommissionsverlag der J. G. Calve- 
schen k. k. Universitäts-Buchhandlung. 

Dieser Abriss ist ein Separatabdruck aus des Herrn Verfassers Jahrbuch 
für österreichische Landwirthe pro 1868 und hat den Zweck, zunächst im 
Kreise der österreichischen Landwirthe und Industriellen die wichtigsten 
national-Ökonomischen Kenntnisse zu verbreiten. Wir finden in 
diesem 165 Seiten umfassenden Buche zwar keine neuen Lehrsätze aufgestellt, 
dagegen sind unter Benutzung der besten Quellen heimischer und fremder 
Literatur in einer klaren, kurzen und übersichtlichen Weise die Grundsätze 
der 'Volks wirthschaftelehre im engeren Sinne, Volks wirthschaftslehre und Fi- 
nanzwissenschaft oder Finanzpolitik aufgestellt. Es ist daher dieser Abriss 
recht geeignet als Nachschlagebuch zu dienen, wenn man sich über diesen 
oder jenen national-ökonomischen Grundsatz schnell Belehrung verschaffen 
will. Die Leser unserer Zeitschrift wird besonders der IV. Abschnitt des 
Abrisses, welcher von der Güter-Consumtion handelt, interessiren. 







Bin Bäckblick auf das Jahr 1867. 



Die Börsen und die gesammte Handelswelt Europas begrüssten den ersten 
Tag des Jahres 1867 mit der Hoffnung, dass die Geschäfts-Kalamitat des 
Vorjahrs baldigst verschwinden und ein erneuter Aufschwung in Handel und 
Gewerbe Platz greifen werde. 

In der That schien es in den ersten Wochen des Neujahrs, als ob die 
düstem Schatten des Misstrauens sich in der Sylvestemacht zu yerziehen an- 
geCangen hätten. Die Leipziger Neujahrsmesse war in den meisten Branchen 
lebhafter als seit einer längeren Reihe von Jahren. An den Börsen stiegen 
die Kurse zwar langsam, aber stetig; von der nahen Ero&ung der Pariser 
Weltausstellung hoffte man die g£izliche Wiederkehr des Yer^uens, man 
rechnete mindestens auf ein ganz ungestörtes Sommergeschäft. 

Doch wohl noch nie ist die Geschäftswelt so in ihren Voraussetzungen 
getäuscht worden. Das Jahr 1867 ist in Bezug auf das Geld- und Waaren- 
geschäft eines der ungücklichsten Geschäftsjahre geworden, wie es seit Decen- 
nien nicht Torgekommen ist; selbst das Eriegsjahr 1866 war für Handel und 
Wandel bei weitem gunstiger verflossen. 

Den ersten Anstoss zu neuen Sorgen und neuen Ejiegsbefarchtungen gab 
die im März auftauchende Luxemburger Frage. Bereits im Spätsommer des 
Vorjahrs hatte man in Paris „Luxembourg entdeckt^' und mit dieser Entdeckung 
den Stoff zu einer im Frülyahr in Scene zu setzenden Komödie gefunden, 
welche mit einer militärischen Promenade nach dem Bhein beginnen und mit 
der Eroberung des linken Bheinufers zum bühnengerechten glänzenden Ab- 
schluss gebracht werden sollte. Dank der Mässigui^ Preussens und der korrekten 
Haltung der übrigen Grossmächte wurde auf den Londoner Konferenzen diese 
Frage beseitigt. Sie hatte aber die Börsen sichtlich überrascht, die Kurse 
gingen namentlich an dem Tage (19. April), wo man im Ausland die be- 
stinmiten Nachrichten von grossen Büstungen in Frankreich und von dem 
Vorschieben einzelner Heeresabtheilungen an die deutsche Grenze erhielt, 
rapide zurück. Besonders in Berlin, wo man schon seit dem 7. und 9. April, 
an welch letzterem Tage die fameuse „Hafer-Depesche'^ aus Hamburg 
an der Börse bekannt wurde, sehr afficirt war, nahmen die Kursrückgänge 
grosse Dimensionen an. Preussische 3V> 7® Staatsschuldscheine waren am 
26. April auf 76 Brief zurückgegangen, hatten also seit Neujahr S^/b 7» ein- 
gebüsst. Französische Beute, welche am 2. Januar mit 69. 70 eingesetzt 
hatte, war, weü die Pariser Börse durchaus eine Auffrischung der französi- 
sdien „Gloire^ für nöthig hielt, im April bis auf 65. 75 herabgegangen. 

Zeitoohrlft für Kapital ud Beate. lY. 16 
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I 

Dem Tage der Aufregung folgte eine Zeit der Ruhe. Die ^Exposition*^, 
noch unter dem niederschlagenden Eindruck der Luxemburger Frage fast un- 
bemerkt am 1. April eröfi&iet, fing an, ihren Glanz zu entfalten. !Nicht, wie 
einst Yom grossen Ohm nach Erfurt zum Eongress befohlen, sondern frei- 
willig als Gäste des I^effen sah man die grossen und kleinen Potentaten in 
den Tuilerien erscheinen. Als nun auch Alexander 11. „derEmaneipator^, der 
greise Held von Sadowa, ja selbst der Beherrscher der ungläubigen in Paris 
eintrafen, um Napoleons III. Gastfreundschaft in Anspruch zu nehmen, schien 
der „Weltfriede auf ewige Zeiten gesichert.** Die Pariser Börsenmänner ver- 
gassen über Bismarcks und G^rtschakows Anwesenheit nicht nur momentan 
die Politik, sondern selbst auch die missliche Lage desCredits mobilier. 

Jedoch das Attentat auf den Gzaren und besonders die düstem Nach- 
richten aus Mexiko belehrten abermals die Coulissiers, dass auf einen ewig 
azurblauen Borsenhimmel noch nicht zu rechnen sei. Als die Bestätigung 
Yon Kaiser Maximilians Tod eintraf, fiel die Rente fast um einen halben 
Franken. Die mexikanischen Obligationen gingen weit unter pari. 

Auch die übrigen Börsen sollten bald wieder aus ihrer Sicherheit auf- 
gestört werden. Kaum hatte der preussische Monarch den gastlichen Boden 
Frankreichs verlassen, als durch einen ziemlich herausfordernden Artikel der 
;,France'' die nordschleswigsche Frage, die schon ziemlich vergessen war, 
wieder an das Tageslicht gezogen wurde. Die Pessimisten und Baissisten der 
Börsen sahen schon die französische Flotte in See stechen, um den bedrängten 
nordischen Brüdern zu Hilfe zu eilen. In Wirklichkeit kamen aber nur einige 
Pariser Journalisten zweiten Ranges nach Kopenhagen, deren lärmendes und 
aufschneiderisches Wesen den Dänen die geträumten Panzerschiffe nicht ersetzen 
konnte. Plötzlich blies der Moniteur retraite und man beruhigte sich wieder. 

Mehr Besorgniss erregte der „Kondolenzbesuch** in Salzburg, 'der aber 
in seinen indirekten Folgen zur Stärkung der Einigkeit Deutschlands und da- 
mit schliesslich zur Erhaltung des ^ Friedens' beigetragen hat. Kaum hatte 
man sich über die Entrevue in dem Salzkammergut beruhigt, als plötzlich 
die römische Frage durch „die Rothhemden** einer gewaltsamen Lösung 
entgegen sah. Aufs Neue entstanden Kursschwankungen; man befürchtete durch 
das eigenmächtige Eingreifen des Einsiedlers von Caprera in diese Angelegen- 
heit Verwicklungen der ernstesten Natur zwischen Frankreich und Italien. 
Seit dem Tage von Mentana aber fassten die Börsen wieder Muth, denn 
— les chassepots ont fait merveilles. Freilich hatte das „Schnellfeuer" die 
römische Frage nicht wie die Garibaldinischen Banden beseitigen können; aber 
di^ stets reaktionär gesinnten und nur den augenblicklichen Erfolgen Rech- 
nung tragenden Börsen begrüssten den Umstand, dass der ihnen etwas unbe- 
queme „Räubergeneral'* einen zweiten Tag von Aspromonte erlebt und vor 
der Hand „unschädlich** gemacht worden war, mit einer Hausse. 

Bis zum Jahresschluss ereignete sich auf dem politischen Gebiete weiter 
nichts von Bedeutung, was die Börsen hätte allarmiren können. Weder die 
Ereignisse auf Kreta, obgleich der „orientalischen Frage^ angehörig, noch 
die Rotomondaten des Chauvinismus in Frankreich brachten die Börsenmänner 
ausser Fassung. Auch die Explosion von Clerkenwell erregte nur die Lon- 
doner Börse, die continentalen ignorirten die „Herren Fenier** gänzlich. Am 
letzten Tag des Jahres — ein gutes Zeichen für das kommende Jahr — war 
die politische Situation eine friedfertige, denn von allen Seiten hatte man in 
den jüngstvergangenen Wochen friedliche Gesinnungen an den Tag gelegt. 

Auch auf andern Gebieten war das Jahr 1867 ein höchst ungünstiges 
Jahr. Viehseuchen, Cholera, namentlich aber die Theurung, welche durch die 
fast in ganz Europa, mit ABsnahme von Oesterreich, höchst mittelmässig aus* 
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gefallene Getreideernte entstanden war, schadeten in yolkswirthschaftlicher 
Beziehung enorm, und verhinderte besonders das letztere Uebel neue Kapital- 
bildungen, die sonst der Effektenbörse zu Gute kamen. Natürlich litt auch 
durch die aus obigen Ursachen sich täglich mehrende Verkehrsstockung dsks 
Waarengeschäft empfindlich, 'wodurch dann wieder eine, in den Annalen des 
Oeldverkehrs fast noch nie dagewesene Geldabnndanz entstand. 

Das Misstrauen wegen Erhaltung des Friedens und die Verkehrsstockun- 
gen überhaupt, sowie die Unlust grösserer Firmen, so starke Kredite wie 
'früher zu bewilligen, drückten den marktgängigen Zinsfuss bei dem yorhan- 
denen Geldüberfluss das ganze Jahr hindurch auf ein Minimum herab* Die 
feinsten Wechsel wurden zu 27», selbst zu IV« '/» im Privatrerkehr begeben. 
Die offiziellen Bankdiscontos an den grössten Wechselplätzen differirten zwischen 
27o iind4V8 7o' Ijondon notirte seit dem 25. Juli 2 7,, Paris seit dem 31. Mai 
2^/s 7o- Berlin blieb bei 4 */o das ganze Jahr hindurch, ebenso Hamburg bei 
'S V<^* ^™ meisten variirte Amsterdam und Bremen. Letztere Stadt hatte 
zweimal den höchsten Discontosatz, nämlich 47^ 7^* ^sl^^ unter diesem nied- 
rigen Zinsfass die Erträgnisse der Banken litten, war nicht zu yerwundern. 
Denn es ist unmöglich, bei einem Disconto von unter 47» Prozent im Wechsel- 
und Lombardgeschäft eine hohe Rente zu erzielen. Wenn aber dem Ver- 
nehmen nach gerade in diesem dem Bankgeschäft so ungünstigen Jahre ein- 
zelne Institute die alten Schlappen vollends ausgemerzt oder reichlichen 
"Gewinn gemacht haben, so muss diese Ausnahme den vortheilhaften Opera- 
tionen zugeschrieben werden, die dieselben im Anleihegeschäft gemacht haben. 
Dies ist theilweise bei dem Wiener und Leipziger Kredit, vorzüglich aber bei 
der Berliner Discontogesellschaft der Fall gewesen. 

Aeusserst fruchtbar war das Jahr 1867 an Anleihen. Der herrschende 
grosse Geldüberfluss kam aber den Anleihenehmern , besonders den aus- 
ländischen, nicht zu Gute. Die Kapitalbesitzer sind eben sehr anspruchs-!- 
voll geworden; sie verlangen neben Sicherheit einen hohen Zinsfuss und einen 
möglichst niedrigen Emissionskurs. Es kostet daher jetzt grosse Opfer, ein 
Anlehen unterzubringen; selbst die solidesten und sichersten, aber niftrig 
zinsenden Papiere unterliegen dieser Galamität. Uns dünkt es, als ob die 
zahlreichen Einzahlungen, die für die zweite Hälfte des Jahres 1868 zu 
erwarten sind, wohl im Stande sein würden, wieder auf dem Geldmarkt eine 
Krisis hervorzurufen. 

Die Eisenbahngesellschaften allein haben üb^r das Jahr 1867 weniger 
Ursache zum Klagen. Trotz des schleppenden Ganges der Geschäfte werden 
sie mit geringen Ausnahmen wohl fast die nämlichen Dividenden, wie im J. 1866, 
auszuzahlen im Stande sein. Einzelne Gesellschaften haben sogar brillante 
Geschäfte gemacht, wie z. B. die österreichische Staatsbahn, die Mehrzahl der 
französischen Bahnen, die oberschlesische u. s. w. Die Pariser Weltausstellung, 
die grosse Reiselust im vergangenen Sommer, die starken Getreidetransporte 
seit der letzten Ernte kamen dem Eisenbahnverkehr sehr zu Statten. *) 

Werfen wir nun noch einen Blick auf die Bewegung der Kurse iin 
Jahre 1867 an den europäischen Börsen, so finden wir folgendes Ergebniss. 

Von den Staatspapieren haben nur die 3 7^ Oonsols, die österrei- 
chischen und von den russischen Fonds die Prämienanleihen gewonnen. Die 



*) Thatsäohlich sind aber die Dividenden pro 1867 hinter den Erwartungen der 
Börse zurückgeblieben ; sie hatte nicht geglaubt , dass sich die Betriebsausgaben der 
Mehrzahl der Bahnen so hoch beziffern "würden, wie es in Wirklichkeit wegen der 
vielen, zu niedrigen Tarifen transportlrten Güter der Fall gewesen ist. 
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Steigerung der Oonsols von 90 auf 92 in circa Jahresfrist beruht darauf, dasa 
bei den unsichem Zeitumständen und bei der gefährdeten Lage vieler en^- 
Uscihen Eisenbahn- und Bankgeselteohaften in der englischen Kapitelistenwelt die 
alte Vorliebe für die heimiftchen 3 V> wieder erwachte. Ihr höchster Btapd 
betrug fast 95. Das Hinaufgehen der Oesterreicher ist yomehmlich der Auf- 
besserung der Valuta zuzuschreiben. Die rnsnaehen Främienanleiheu sind echte 
Spielpapiere und als solche sehr beliebt und im Steigen begriffen. Französische 
3 Vo Rente, welche mit 69. 70 einsetzte, stand am 31. Dezember, ni^chdem 
aie mehrfache namhafte Kursschwankungen erlebt hatte, auf 68. 32 (s. oben). 
Preussische Staatspapiere hatten ebenfalls eine Einbusse zu beklagen, die bei 
•den 3Vt ^/o Staatsschuldscheinen IVt V« hei den 4Vt */« Anleihen 1'/« V» betrug. 
Dass dieselben (wie auch die preussischen Pfand- und Bentenbriefe und Prio- 
ritätsobligationen) zurückgingen, ist in der Fülle Y<m österreichischen und 
russischen garantirten Silberobligationen an der Berliner Börse zu suchen, 
welche die Kapitalisten wegen ihres höheren Zinsfusses den yorgenannten Effek- 
ten vorzuziehen pflegten. Hierunter litten an der Frankfurter Börse aueh die 
süddeutschen Staatspapiere ; nur bayerische Loose hatten fast 3 Prozent ge- 
wonnen. Trostlos war dag^en der Bückgang der italienisi^en Beute« Diese 
ging in Berlin von 537« ^^^ ^^V« zurück , also bald auf das KursniVeau 
während des österreidiischen Krieges von 1866. Kein Land, selbst dieTüri^ei 
nicht ausgenommen , steht dem Staatsbankerott naher als das Königreich 
Italien. Man möchte fragen, ob dieser unfertige Bau nicht wieder zu- 
sammenstürze? Die einst hochgeehrten United -Staaten -Fonds sind nicht 
mehr en vogue und hatten in Frankfurt ein Minus von */& aufzuweisen: am 
2. Jan. 1867 mit 77 notirt, schlössen sie am 31. Dezember mit 767«' Son- 
derbarer Weise übte die Luxemburger Frage auf den Kursstand diesem Staats- 
papiers einen starken Druck aus; es verlor dazumal in Berlin und Frank- 
TOrt über 5 ^jo. Seinen höchsten Stand im Lauf des Jahres mit 787« 
(Berliner Notiz) erzielte es ebenfalls aus einem dasselbe nicht speziell berüh- 
rei^en Punkte am 3. Juni, als die Berliner Börse die Zusammenkunft der 
Monarchen in Paris durch eine grosse Hausse feierte. 

Was nun die Kursbewegung der Bankpapiere betriffi;, so verfolgten die- 
selben trotz des niedrigen Zinsfusses grössteniheils eine steigende Richtung. 
Unter ihnen nennen wir zuerst die Aktien der preussischen Bank. Dieses 
Institut, vortrefflich geleitet, hat allerdings auch unter dem Druck der Zeit 
gelitten , soll aber doch in Folge^ des erweiterten Verkehrsgebietes ein be- 
friedigendes GFeschäft; gemacht haben, was die Börse durch eine Kurssteigerung 
von 2 Prozent am '31. Dezember gegen den gleichen Tag des Vorjahres — 
153 und 155 — anerkannte.*) Oesterreichische Kreditakties erfuhren die nam- 
hafte Besserung an der Berliner Börse von 18 V> V«? ebendaselbst profitirt^ Leip- 
ziger KreditJEUtstalt, Berliner Kassenverein, Berliner Discontogesellschaft, Braun- 
sohweigische und die junge sächsische Bank 6^«, 3, 107e, 9V« und 7^lo. Hier 
ist die Kurssteigerung auf die bereits erwähnten Verhälüiisse zurückzuführen. 
Nicht sachlich motivirt, vielleicht durch das Gerücht einer Liquidation, Be- 
duction oder Reorganisation veranlasst, war an der Wiener und Frankfurter 
Börse die seit dem Jahresanfang bis zum Schluss erfolgte Steigerung der 



*) Die Dividende der preussischen Bank hat pro 1867 nur 8Vio% — gegen 13V« % 
im Voijahr — ertragen. Diese Yerminderung der Dividende ist der Vermehrung der 
Bankantheile seit 1867 von 15,000 Stück (1866) auf 20,000 Stück, nicht minder aber 
dem geringeren Geschäftsverkehr gegenüber von dem Yoijahre zuzuschreiben ; demi die 
Totalflumme aller Umsätze hat sich von 3,806,743,400 Thlr. (1866) auf $,425,870,800 Thlr. 
far 1867, mithin um 380,849,200 Thlr. vermindert. 
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SßterreichischenNationalbankaktien, hier um 47o» dort um 117© — 7 19 auf 728 
in Wi^Q und von 643 auf 654: Denn noch nie, mit Ausnahme der Jahre 1816 
bis incl. 1820, ist seit der Gründung der Bank eine solch geringe Dividende 
wie für das Jahr 1867 erzielt worden. Selbst mit der vom Staate erbetenen 
und erhaltenen Zuschussmillion (für das sonst unverzinsliche 80 Millioneti-Dar- 
lehen der Bank an den Staat) mussten sich die Aktionäre mit einem Erträg- 
niss von 48 fl. begnügen. Dieses geringe Ergeb'niss ist nur der grossen Kon- 
kurrenz der Staatsnoten zuzuschreiben. Die ausländischen Bankinstitute, vor- 
nehmlich aber die englischen und französischen Kreditbanken, vor Allem der 
Credit mobilier, haben grosse Kurseinbussen aufzuweisen. Das Institut am 
Yendome-Platze, der grösste Humbug dieses Jahrhunderts, dessen Aktien 
fast mit 1500 Frcs. über den Nominalwerth in der Zeit des grössten Aktien- 
schwindels bezahlt worden sind, ist nach einer Existenz von 1 7 Jahren seinem 
Ende nahe. Am 31. Dezember Dotirte man 160, also fast eine Differenz von 
1840 Free. Sic transit gloria mundi! 

Von den Eisenbahnaktien ist, trotz der im Allgemeinen zu hoffenden 
ziemlich guten Dividenden, die überwiegende Mehrzahl in ihren Kursen herunter 
gegangen, wie z. B. die Bergisch-Märkische von 154 auf 187, die Breslan-Schweid- 
.nitzer von 145 auf 120, dieMainz-Ludwigshafener von 131 auf 126'/*, dieLom- 
barden^ von 102 V* auf 92^4. Dagegen haben die Oberschlesischen Eisenbahn- 
aktien und die Franzosen ihr Kursniveau wesentlich erhöht, erstere von 1787« auf 
1967*, letztere von 1057* auf 133. Beide verdanken diese Besserung nicht allein 
der Börsenspekulation , sondern auch den enormen Mehreinnahmen im Laufe des 
Jahres. Kurfürst. Nordbahnaktien gingen wegen ihrer bevorstehenden Verwand- 
lung in eine 5 7« Obligation der Bergisch-Märkischen Eisenbahn von 78'/* auf 
95 7* in die Höhe. Bexbacher konnten ihren höchsten Jahresstand von 158 
zwar nicht behaupten, sie schlössen aber dennoch um 8 7» besser, als sie am 
2. Jan. eingesetzt hatten, nämlich mit 155. Die übrigen noch nicht genannten 
österreichischen Bahnen haben ebenfalls Besserungen aufzuweisen. Französische 
Bahnen haben dagegen verloren. Die englischen Bahngesellschaften sehen in 
Folge ihrer Schuldenlast mehr oder weniger einer grossen Katastrophe ent- 
gegen. Ihre Aktien und Obligationen sind daher sehr herabgegangen. 

Gebessert hat sich der Wiener und St. Petersburger Wechsel -Kurs, 
um auch noch mit ein paar Worten des Wechselverkehrs zu gedenken. Kurzes 
Wien von 7778 bis 8378 und kurzes Petersburger von 88 auf 927* in Berlin. 
Ursache dieser Besserung ist der durch den grossen Getreidetransport dieser 
Länder herbeigeführte günstigere Stand ihrer Valuta. Die übrigen an der 
Berliner Börse notirten fremden Devisenkurse erlitten wenig Veränderungen. 
Monatswechsel auf Paris büssten ein, während Frankfurt 8 Sgr. und langes 
London 3 Sgr. gewannen, kurzes Amsterdam und Hamburg blieben ziemlich 
stationär. 

Aus diesem Rückblick ersehen wir^ dass das Jahr 1867 fast auf keinem 
Gebiete erfreuliche Eesultate ergeben hat. Vertrauenslosigkeit, Mangel an 
Kredit und Unternehmungslust scheinen trotz des ziemlich wolkenfreien poli- 
tischen Himmels leider auch in das neue Jahr mit überzugehen, dabei wieder 
auf anderer Seite ein unerhörter Luxus und ein bodenloser Leichtsinn. Vor- 
nehmlich in Paris tanzt man auf einem Vulkan, de'ssen Ausbrüche wohl nicht 
mehr lange auf sich werden warten lassen. Hoffen wir , dass dessen Lava-^ 
ströme, nicht wie 1848, auch über den Rhein gelangen und sich über die 
deutschen Gauen ergiessen. 

Gotha, am 15. Januar 1868. Der Herausgeber. 



Tinanzielle Chronik vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1867.^) 

L Yorkommiiisse auf dem (xebiete des Staatskredits. 

Neue Emissionen. 

10*/o Eisenbahnanleihe der Bepnblik Honduras,**) negociirt in Lon- 
don uDd Paris zum Kurs von 80, rückzahlbar in 17 Jahren, von 1869 ab 
zum Nominalwerth ' 1,000,000 £. 

3 7o Portugiesisches Anle&en von 1867, Diese durch Gesetz vom 
1. Juli 1867 genehmigte Anleihe ist Ende Dezember durch das Bankhaus 
Stern-Brothers in London zum Kurs von 38 7^ <£• mit Zinsgenuss vom 1. Juli 
1867 an, in Stücken von .£. 500 und 100 an Markt gebracht worden. Die 
Zinszahlung findet in London in •£., in Paris zum Kurs von Frcs. 25. 25. 
und in Amsterdam zum Kurs von fl. 11. 80. für jedes Pfund Sterling am 
1. Januar und 1. Juli statt. Die Anleihe ist zur Eonsolidirung der inneren 
Schuld bestinunt und kann bis Ende 1869 zum Kurs von 54 Pence für ein 
Milreis in portugiesische Beute convertirt werden. . £- 5,500,000 nominell. 

4^2^/0 Belgische Anleihe. Dieselbe ist auf Grund des Gesetzes vom 
10. Juni genehmigt und am 9. Dezember 1867 im Betrage von 38 Millionen 
Franken zum Preise von IO2V2 bei der belgischen Nationalbank zur Zeichnung 
aufgelegt worden. Der Best des Anlehens mit 22 Mill. Franken wird erst 
später begeben werden 60,000,000 Frcs. 

6 7o Anleihe der Colonie Süd-Anstralien (Neu-Schottland) zu Hafen- 
bauten u. s. w. bestimmt. Die Stücke lauten auf 1000, 500 und 100 .£, sind 
mit Zinscoupons tro. 1. Januar und 1. Juli versehen und wurden durch die 
südaustralische Bank in London al pari ausgegeben. Ebendaselbst findet 
die Zins- und Kapitalrückzahlung statt (letztere in einer Frist von 30 — 41 
Jahren),' wofür die Gesammteinnahme der Colonie haftet. . . 140,500 £^ 



*) Wir beehren uns, unsere geehrten Leser darauf aufmerksam zu machen, dass 
wir, um an uns ergangenen Wünschen gerecht zu werden, der „Finanziellen Chronik^ 
vom Jahre 1868 an eine andere, erweiterte und verbesserte Einrichtung geben 
werden. 

**) Die Regierung von Honduras beabsichtigt nämlich, eine die Südsee mit dem 
atlantischen Ocean in Verbindung setzende sogenannte interoceanische Eisenbahn an- 
zulegen, welche Bahn eine Konkurrenzbahn der über die Landenge von Panama 
führenden werden würde. 
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570 Italienische Anleihe. Die I. Serie der durch das Gesetz vom 
15. Aug. 1867 genehmigten Anleihe wurde zum Kurs von 78 für je Frcs. lOÖ 
iiominal mit Zinsgenuss vom 1. Oktober ab am 28. Oktober bis 6. No- 
vember 1867 durch die italienische Nationalbank zur Zeichnung aufgelegt. 
Die Titres werden in Beträgen von 100, 200, 500, 1000, 5000, 10,000, 20,000 
und 50,0000 Frcs. ausgefertigt und sind auf den 1, April und 1. Oktober 
verzinslich. Der Kurs der nach dem 6. Noveihber 1867 zur Emission ge- 
langenden Titel wird durch besonderes Dekret festgesetzt. 

250,000,000 Francs. 



IL Vorkommnisse auf dem Gebiete des Korporationskredits. 

Neue £mis8ionen. 

Stadt Weissenfeis. 5> Gasanleihe, am 21. Oktober 1867 genehmigt. 
Die auf den Inhaber lautenden „Obligationen der Stadt Weissenfels*' — 50 
Stück ä 200, 150 Stück k 100, 500 Stück ä 40 und 350 Stück k 20 Thaler — 
sind mit Zinscoupons pr. 2. Januar und I.Juli und mit Talons versehen. Die 
Tilgung der Anleihe, wozu ausser den etwaigen Reinertragsüberschüssen der 
Gasanstalt alljährlich zwei Prozent des Kapitalbetrags zu verwenden sind, hat 
bis zum Jahre 1895 entweder durch al pari Ausloosung oder Rückkauf, vom 
Jahre 1870 ab, zu erfolgen. Etwaiger Ausloosungstermin im Januar jeden 
Jahres, Rückzahlungstag 1. Juli. Zahlstelle ist die Stadthauptkasse 
zu Weissenfeis 40,000 Thaler. 

Stadt Wittenberg, 4^/l% Gasanleihe, am 28. Oktober 1867 privilegirt. 
Diese Anleihe soll binnen 27 Jahren, vom Jahre 1868 anfangend, amortisirt 
werden, wozu mindestens jährlich 2 Prozent des Anleihebetrags aufzuwenden 
sind. Den au porteur gestellten, unter der Bezeichnung, „Obligationen der 
Stadt Wittenberg^ ausgefertigten 500 Appoints a 100 Thaler sind Zinsscheine 
tro. 2. Januar und 1. Juli nebst Talons beigegeben. Zins- und Kapitalzah- 
lung erfolgt an der Stadtkasse zu Wittenberg. . . . 50,000 Thaler. 

Kreis Insterburg. 5 7o Chausseebananleihe , EE. Emissioa. Am 
18« iN'oveinber 1867 unter denselben Bedingungen, wie die Anleihe I. Emis- 
sion vom 28. Dezember 1864 (vergl. Bd. II. S. 216), genehmigt, nur dass 
die Rückzahlung vom Jahre 1868 ab zu beginnen hat. .. . 38,600 Thaler. 

Kreis Heseritz (Posen). Nachdem der Kreis beschlossen hatte, sich mit 
dem Betrage von 30,000 Thalern bei der Aktienzeichnung für die Märkisch- 
Posener Eisenbahn zu betheiligen, erhielt er am 25. November 1867 die Er- 
mächtigung zur Ausgabe von Obligationen auf den Inhaber zu gleichem Be-. 
trage in folgenden Appoints: 

Lit. A. 10 Stück k 500 Thaler 
Lit. B. 50 „ ä 200 „ 
Lit. C. 100 j, k 100 , 
Lit. D. 125 „ ä 40 „ 
Dieselben tragen Zinsscheine und Talons. Die Rückzahlung beginnt vom Jahre 
1872 ab mittelst Ausloosungen im Monate September jeden Jahres. Tilgungs- 
quote ein Procent des Kapitalbetrages nebst Zinserspamiss. Die Obligationen 
werden mit fünf vom Hundert (am 2. Januar und 1. Juli) jährlich verzinst» 



i 
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ZahlBieüen : die Ereis-Kommunalkass^ zn Meseritz nnd die Proyln- 
2ialhülfskaB8e zu Poseo . . • 30,000 Thaler. 
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Nene Emissionen. 

Magdeburg-Leipziger Eisenbabngesellschaft. Behufs Beschaffung des 
Baukapitals der am 24. September 1867 coucessionirten Strecke Nordhansen- 
Northeim emittirte diese Gesellschaft 17,500 Stück Stammaktien Lit. A. 
k 100 Thaler. (Vergl. übrigens das hierüber S. H7 bereits Gesagte.) 

1,750,000 Thaler. 

K. k. pny.Kronpriiiz-Riidolpli-Eisenbahn- Aktiengesellschaft (^rgl. 
Bd. in. S. 293 und oben S. 120 u. ff., auch S. 149). Dieselbe Hess am 29. 
und 30. Oktober von den coucessionirten 50,000 5 */o S^Iberobligationen 1 5,000 
Stück k 300 fl. in Silber zum Preise yon 240 fl. in Bankvaluta durch die 
anglo-österreichische Baiik in Wien zur Zeichnung auflegen. *) 

4,500,000 fl. östr. Währ. Silber. 

Aachen-Mastrieher Eisenbahn. 5 */<> Prioritätsanleilie, m. Emission, 
Auf Grund des königlichen Privilegiums vom 8. Oktober 1867 (vergl. S. 148) 
ausgegeben 900,000 Thaler. 

Neisse-Brieger Eisenbahngesellschaft. Zu Folge königlicher Ermäch- 
tigung vom 9. November 1867 emittirt die Gesellschaft unter der Bezeichnung 
„Prioritäts-Obligationen der Neisse-Brieger Eisenbahngesell-» 
Schaft Lit. B.« 300 4*/« Vo Obligationen k^ 500 (Nr. 1 bis 800) und 1000 ä 
100 Thaler (Nr. 301 bis 1000), denen Zinscoupons tro. 1. Januar und 1. Juli 
und Talons beigegeben werden. Die Tilgung dieser zur Vermehrung der Be- 
triebsmittel bestimmten Anleihe beginnt 1869 durch altjährliche Verwendung 
von 1250 Thaler nebst den auf die eingelösten Obligationen fallenden Zinsen. 
Die Ausloosung findet alljährlich im April und die Bückzahlung am nächsten 
1. Juli statt. Zins- und Eapitalrückzahlung erfolgt an de:^ Gesellschafts- 
kasse in Breslau, bei dem schlesischen Bankverein ebendaselbst 
und bei G. Müller et Cie. in Berlin 250,000 Thaler. 

Ostprenssisehe Sttdbahn. 5 7o Prioritätsanleihe (vrgl. S. 34 u. 137). 

4,000,000 Thaler. 

Prag-Tnrnaner Eisenbahngesellschaft (s. Bd. II. S. 144, Bd. III. 
S. 127 und oben S. 110). Dieselbe hatte den noch unbegebenen Best ihrer 
Prioritätsanleihe von 2 Mill. Thalern in 8000 Obligationen ä 100 Thaler 
der Anglo-Oesterreichischen Bank in Wien und der deutschen 
allgemeinen Kreditanstalt in Leipzig überlassen, welche Anstalten 
dieselben in Wien, Prag, Dresden und Leipzig am 9. und ff. Dezember zum 
Kurs von 75 Thaler für jede Obligation excl. der laufenden Zinsen zur öffent- 
lichen Zeichnung auflegten. 800,000 Thaler. 

Kaiser Franz- Josephs-Bahn. Diese Bahngesellschaft (vrgl. oben S. 112 



*) Diese Obligationen wurden im Februar 1868 mit 7OV2 an der Berliner Börse 
eingefQhrt. 
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und 149) emittirte am 26. und £ November 1867 6 MiD. Golden Buhet in 
Aktien und 6 MilL Golden Silber in Prioritäten zum Kurs von 70 und resp» 
84 '/d in Banknoten. Das concessionirte Anlagekapital beträgt 

81,576,600 Gulden. 

Bremer Bftnk (s. Bd. in. S. 90 bis 95) emittirte die im Jahre 1858 
zur Disposition yerbliebenen 4000 Stück Bremer Bankaktien k 250 Goldthalen 
Die bisherigen Aktionäre konnten auf je 4 alte Aktien eine neue Aktie zum 
Nominalwerth beanspruchen. Die neuen Aktien sind mit Dividendencoupon» 
pr. 1868 bis 1876 (Nr. 12 bis 20) und mit Talons verseben. 

1,000,000 Goldthaler. 

Ffinfkirchen-Barcser Eisenbahn. Am 2. Mai 1867 erhielt die erste 
Donaudampfschiffiahrtsgesellschaft in Wien, die Bank für Handel uiid Industrie 
in Darmstadt, Herr Theodor von Cramer-Elett in Nürnberg die k. k. Con* 
cession*) zum Bau und Betrieb einer Lokomotiv-Eisenbahn von Fünf kirchen 
fiber Szigetvar nach Bares. Das Anlagekapital im Betrage von 6,913,200 
Gulden östr. Währ, in Silber ist eingetheilt in 3,464,200 Gulden in Aktien 
h 200 fl. 58tr. Währ, in Silber und 3,449,000 Gulden in Prioritäts-Obligationen 
ä 200 fl. 5str, Währ, in Silber. Vom Tage der Betriebseröfinung an hat der 
Staat eine 5 7o Verzinsung des Anlagekapitals nebst der zur Tilgung des- 
selben erforderlichen Quote in der Höhe von 350,000 fl. in Silber auf me mit 
90 Jahren bemessene Concessionsdauer gewährleistet. Der etwaige Betrag, 
den der Staat in Folge der übernommenen Garantie zu zahlen hat, ist dem- 
selben mit 4 */o zu verzinsen und aus den, den 5 ®/o Reinertrag des Unterneh- 
mens übersteigenden jährlichen üeberschüssen bis zur Hälfte derselben suo- 
cessive zu ersetzen. Auf die Dauer von zehn Jahren, vom Tage der Betriebs- 
eröffiiung an gerechnet, ist die Gesellschaft von jeder Einkommen- und 
Stempelsteuer befreit und ihr nach Ablauf dieser Zeit gestattet, die Einkom- 
mensteuer in die Betriebsrechnung einzustellen. — Die Aktien lauten auf 
den Inhaber, sind mit Coupons tro. 1. Januar und 1. Juli versehen und ge- 
messen eine 5 ^/o völlig steuerfreue Verzinsung in Silber. Mit dem Julicoupon 
wird gleichzeitig die etwaige Superdividende ausbezahlt. Nach erfolgter 
Amortisation der Obligationsschuld beginnt die Ausloosung der Aktien zum 
Nennwerth und ist dieselbe mit Ablauf der Concessionsdauer beendet. Für 
die verloosten Aktien werden Genussscheine ausgegeben, welche an der 
Superdividende über b^/o berechtigen. — Die ö^/o Silber-Prioritäts- 
obligationen werden, vom Jahre 1868 anfangend, im Wege der Yerloo- 
sung binnen 76 Jahren getilgt werden. Die Zins- und Kapitalzahlung findet 
ausser an den Gesellschaftskassen auch an später zu bezeichnenden süddeut- 
schen und Thalerplätzen statt, wobei 7 fl. südd. Währ, oder 4 Thaler pr. C» 
gleich 6 fl. östr. Wäh^. Silber gerechnet werden sollen. Die beigegebenen 



*) In Gemässheit des §. 15 der Konzessionstirkunde sind die Kreditanstalt ia 
Wien und das Bankhaus M. A. yon Rothschild HitbegrÜnder des Unternehmens 
geworden. 

Diese ca. 9 Meilen lange Bahn hat den Zweck, die Moh&cs- Fünfkirchner 
Eisenbahn (Eigentbnm der ersten Österreichischen DonsadampfschiffTahrtsgesellschaft) 
mit der im Jahre 1868 fertig werdenden Strecke der nngarischen Linie der sfidöster- 
retchisohen Bahn (s. oben S. 128) Kanisza-Baros im Drauthale zu verbinden. 
Sie wird daher die nächste und kürzeste Linie zwischen Donau und Drau bilden und 
Triest mit dem unteren Donanthale in direkte Verbindung setzen. Ausserdem wird 
dieser Schienenweg dadurch von Bedeutung, dass er das reiche Kohlenbecken von 
Fünfkirchen der Eisenindustrie Ton Eftrnthen und Steiermark und dem Seehafen von 
Triest (mithin der Schifffahrt auf dem adriatischen Meere) zugänglich machen wird.. 
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Coupons laaten auf den 1. April und 1. Oktober. — Die Subscription fand 
am 17. und 18. Dezember in Wien, Pesth und Frankfurt a. M. statt und 
betrug der Emissionskurs für die Aktien 136 fl. und für die Obligationen 
160 fl. östr. Währ, in Banknoten. . . . 6,913,200 fl. östr. Währ. Silber. 

Nordhansen-Erfürter Eisenbahn-Gesellscliaft (vergl. Bd. UL S. 294 
und oben S. 40). Von den mit 4®/o garantirten Stammaktien wurden am 
17. und 18. Dezember in Berlin, Leipzig und Sondershausen 6250 Stück 
ä 100 Thaler zum Kurs von 75^'^ % zur Subscription aufgelegt. 

625,000 Thaler. 

Poti-Tifliser Eisenbahngesellschaft. Diese (englische) Gesellschaft ist 
am 25. Juni 1867 auf die Dauer von 81 Jahren zum Bau und Betrieb einer 
285 Werst langen Eisenbahn von Poti*) nach Tiflis (erste Station des 
]^ünft]gen transkaukasischen Bahnnetzes) concessionirt worden. Von dem 
2,824,000 £,. betragenden Anleihekapital sind ^. 1,129,600 in Aktien ausge- 
geben und al pari untergebracht worden. 1,694,400 <£. wurden aber in 5V<> 
Obligationen zum Kurs von 75 inclusive der seit 1. Oktober laufenden Zinsen 
Ende Dezember in Hamburg, Berlin, Paris und Amsterdam emittirt. Die 
Appoints lauten auf Ji. 20 = Eres. 500 = Thaler 136 = FL 236 holländisch 
oder auf £.* 100 u. s. w. oder auch auf Fl. 1000 hell. Cour, und sind mit 
Coupons pr. 1. April und 1. Oktober und mit Talons versehen. Binnen 81 Jahren 
werden die Obligationen mittelst halbjährigen Loosungen, deren erste am 
2. Januar 1869 n. Styls stattfindet, am 1. April und 1. Oktober, gleich den 
/Zinsen, ohne allen Abzug eingelöst. Die russische Staatsregierung hat die 
sofortige unbedingte und absolute Garantie für Zins und Kapital übernommen. 
Für Deutschland erfolgt die Zahlung der Zinsen und ausgeloosten Obligationen 
in Thalern preuss. Cour, bei Mendelssohn et Oie. in Berlin. 

1,694,000 £.. 

Xorddentscher Lloyd in Bremen emittirt 5000 Stück neue Stamm- 
aktien ä 100 Goldtbfiler, welche vom 1. Januar 1868 ab in die Rechte der 
alten Aktien treten. Auf je 4 alte Aktien kam eine neue. 

500,0000 Goldthaler. 



VJ. Yorkonmmlsse anf dem Gebiete des Bealkredits. 

Neuefimissionen. 

Württembergische Hypothekenbank in Sti^ttgart. Diese im No* 
vember 1867 staatlich concessionirte Bank beabsichtigt vornehmlich, Anlehen 
auf Hypotheken und zwar auf Annuitäten zu gewähren, doch wird sie bis 
zur Hohe des eingezahlten Aktienkapitals auch Bankgeschäfte betreiben. Die 
Erwerbung von Effekten wird nur vorübergehend beabsichtigt, um das Bankkapital 
nutzbar zu beschäftigen. Das Aktienkapital beträgt 5 Mill. Gulden, wovon 
aber erst 2 Millionen emittirt worden sind. Von dieser gegenwärtigen Aktien- 
ausgabe haben sich die Gründer 700,000 fl. vorbehalten, 1,300,000 fl. aber, 



*) Poti ist ein an der Mündung des Bions in das schwarze Meer gelegener 
Hafenplatz, Tiflis die Hauptstadt von Georgien. 
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eingetheilt in Aktien k fl. 500, wurden am 26. November 1867 in Stuttgart 
durch die dortigen Bankfirmen und noch einigen württembergischen Plätzen 
zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. Auf jede Aktie wurde vorerst nur eine 
Einzahlung von 125 fi., in zwei Raten zahlbar, verlangt und wird die effek- 
tive Leistung sich muthmasslich nur auf diese eine beschranken, welche den 
von der Bank zu emittirenden Pfandbriefen als Reservefonds dienen soll. 

5,000,000 fl. 
Sächsische Hypothekenbank zu Dresden erhielt von der Regierung die 
Ermächtigung, ihr bisheriges statutenmässiges Aktienkapital von 3 Millionen 
Thaler, eingetheilt in 6000 Stück Stammaktien k 500 Thaler, wovon aber 
nur 1000 Stück mit 20 > Einzahlung im Verkehr sind, bis auf 10 Millionen 
Thaler zu erhöhen. Hievon hat die Bank zunächst 2 V« Millionen Thaler in 
25,000 Inhaberaktien k 100 Thaler vom 1. Oktober 1867 an zur Zeichnung 
aufgelegt, welche bis 1. Januar 1869 voll einzuzahlen sind und erst von da 
ab an der Dividende participiren 2,500,000 Thaler* 



V. Geldwesen. Kredit- und Finanz-Gesetzgebung. 

Das Ausscheiden des Kaiserthums Oesterreich und des Fürstenthums 
Lichtenstein aus dem deutschen Münzvertrage vom 24. Januar 1857 
ist auf Grund des Vertrages vom 18. Juni 1867 erfolgt. 

Ein für den Norddeutschen Bund unter dem 14. November 1867 
erlassenes Gesetz, betreffend dievertragsmässigenZinsen, bestimmt u. a., 
dass die Hohe dßr Zinsen der freien Vereinigung unterliegen und dasrf alle 
entgegengesetzten privatrechtlichen und strafrechtlichen Bestimmungen aufge- 
hoben sind. 



VI. Banknacbriolitem 

Während des 4. Quartals des Jahres 1867 hat das Hauptdirektorium der 
preussischen Bank folgende neue Bankplätze errichtet: Eiel, Hirschberg 
und Harburg.*) 

Die Danziger Privatbank wird die Hundert-Thaler Banknoten vom 
Jahre 1857 allmählig aus dem Verkehr ziehen und durch neue Noten ä 100 
Thaler d. d. 1. Juli 1867 ersetzen. 



♦) Am 31. Dezember 1867 wareH überhaupt 144 „Bankplätze" vorhanden, 



Terminkalender für Effektenbesitzer. 

Zusammenstellaiig derjenigen Termine, an welchen bei den hauptsächlichsten 
der im Börsenverkehr vorkommenden Werthpapieren die Zins- resp. Divi- 
dendenzahlung, die Ausloosung und die Rückzahlung des Kapitals 
stattfindet» 



Wer sich in der Lage befindet , yiel mit Werthpapieren verkehren zu 
müssen, wird finden, dass es bei dem überreichen Material von Effekten aller 
Art immer schwieriger wird, die Zins-, Ausloosungs- nnd Bückzahltingstermine 
derselben im Gedächtniss zn behalten. 

Was nun zunächst die Zinstermine betrifft, so werden dieselben zwar 
neuerdings in einigen offiziellen Kursberichten der Fondsbörsen nnd auch hie 
und da in den Kurszetteln mehrerer grösserer Zeitungen angegeben. Leider 
ist aber diese praktische Neuerung noch nicht allgemein beliebt worden. 

Dagegen nnden wir in den grösseren Fachblättem, z. B. dem Frank- 
furter Aktionär, der Berliner Börsen-Zeitung und der JBerliner Bank-^ und 
Handelszeitung, *) auch wohl in politischen Zeitungen die Tage angegeben^ 
wo Dividendenauszahlungen. Verloosungen u. s. w. statänden 
(sogenannte Wochen- oder Monatskaiender). 

So viel uns aber bekannt ist, hat man noch nicht den Versuch gemacht^ 
diese 3 Momente so übersichtlich zusammenzustellen, dass man sie von jedem 
Börseneffekt auf einmal vor Augen hat, dieselben also gewissermassen mit 
einem Blick übersehen kann, ohne erst z. B. den Zinstermin hier, den Verloo- 
sungstag dort, mühselig aufsuchen zu müssen. 

Von der Ansicht ausgehend, dass eine derartige Uebersicht dem Ge- 
schäftsmann viel Zeit ersparen würde — time iß money — , haben wir uns 
daher bemüht, nach offiziellen Quellen einen „Terminkalender für Effek- 
tenbesitze r^ zusammenzustellen znd zwar auf folgende Weise: 

Wir werden nämlich: 

1) von den Staatspapieren, 

2) „ ^ Grundentlastungsobligationen, 



*) In dem ersten Jahrgange dieser Zeitschrift Blatt 21 und ff. ist auch bereits 
eine ^uebersicht über die Yerloosungstermine der an den deutschen Börsen haupt- 
sächlich im Verkehr stehenden Wertpapiere'' gegeben worden. 
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3) Ton den Al^tien und Obligationen indnstrieller Oesell- 

schaften, 

4) j, ^ Pfandbriefen, ' 

5) 9 9 Eorporationskreditpapieren und 

6) „ , Schuldverschreibungen deutscher Fürsten und 

Edelleute 
in tabellarischer Form und nur in Zahlen die Monate und Monatstage an- 
geben, an welchen von den in der Titelrubrik genannten Werthpapieren 
die Auszahlungen der Zinsen (DiTidenden), resp. die Yerloosungen und die 
Erhebung des Kapitals stattzufinden pflegen. Bezüglich der Datenangabe der 
Yerloosungen wollen wir noch bemercen, dass wir in denjenigen F^len, wo 
dieselben nicht am ersten oder letzten eines Monats, resp. an einem gesetz- 
lich oder usuell fest bestimmten Monatstag, sondern an einem im Voraus 
nicht festgesetzten beliebigen Tage im Lairfe eines Monates vorgenonmien 
werden, stets den 15. als Yerloosungstag angegeben haben. 

Wir beginnen zunächst unsem Terminkalender — von dem wir hoffen, 
dass er sich als praktisch bewähren soll — ^ mit den Staats papieren und 
gedenken denselben in der vorgenannten Reihenfolge in den später erschei- 
nenden Heften fortzusetzen und zu vollenden. 
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Die ' Staalspapiere der thiiriDgiscben 



Die FtnaDzIiteratur entbelurt bis jet^t einer ausfuhr 
von den thüringiBcben Staaten verausgabten auf den Inh 
schuldver Bchreib ongen. 

Diese literarische Lücke aasznfnllen, war seither kei 
ja ihr Vorhandensein vielleicht nur von einigen weni 
merkt und beklagt worden. Koch weniger vermisste 
ein derartiges "Werk, da die thüringischen 8taaten-Foi 
seren Börsenplätzen nicht eingebürgert haben und dahi 
tionalen Effektenverkehr zut Zeit höchst seltene Erschei 

Gegenwärtig hat sich aber die Sachlage nicht unwe 
dem Eintritt in den norddeutschen Bund hat nämlich die 
als sehr befriedigend, ja theilweise als glänzend zu be: 
jener Staatengruppe einen unläugbaren, wenn auch vc 
übergehenden Rückschlag erlitten. Wenn ein bekannt' 
der Gegenwart die Aeusserung gemacht hat, dass mit 
Verhältnissen „die Gemüthlichkeit der Kleinstaaterei" z 
so findet dieses „Bonmot" bezüglich der finanziellen Lag 
seine Anwendung. Es wird bald nicht mehr „gemütU 
aussehen, denn es sind schon jetzt die verschiedenen 
gelichtet worden. Der grosse, viel zu kostspielige V 
Kleinstaaten, namentlich der sächsischen Herzogthümer , 
mit den hohen Forderungen, die der norddeutsche Bund i 
seiner Glieder stellt. 

Die thüringischen Regierungen haben sich daher fi 
nöthigt gesehen, die Abgaben zu vermehren und werdi 
Bchiedenen Gründen sich veranlasst fühlen, in nahe: 
zu negocüren. Wie es vor einigen Monaten Ueininge 
ao werden nun auch die Übrigen thüringischen- Land 
ihre Geldbedürfnisse an den grösseren Börsenplätzen z 
da sie bei den gegenwärtigen Zeitläufen schwerlich i 
nflgende Aushülfe finden werden. 

Uit der Zeit werden also auch diese Anleihen an 
werden nnd der Kapitalist im grossen Styl ebenfalls ihre 
Er wird sich auch mit diesen kleinstaatlichen Fonds" 
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dieselben, i^eil sie nicht den oft sehr bedeutenden Kursschwankungen der yon 
den Grossstaaten emittirten Papiere resp. der Aktien unterworfen sind, yor- 
züglich zu den sogenannten „festen'^ Kapitalanlagen eignen wetden. An 
einer grossen Sicherheit dieser Werthe dürfte nicht im Mindesten zu zweifeln 
sein , da die Verwaltung des Staatsschuldenwesens in sammtlichen Staaten 
Thüringens eine höchst correcte ist und auch die, wie gesagt, in nächster Zu-' 
kunft Üieilweise weniger günstige Finanzlage mit Einführung eines billigem 
und zweckmässiger organisirten Yerwaltungsmodus und mit Wiederkehr gün- 
stigerer Zeitverhältnisse Überhaupt beseitigt werden wird. 

£ine speciellere Kenntniss der Finanzlage dieser Staatsgebiete und der 
Ton ihnen emittirten Schuldyersc)ireibungen zu erlangen, dürfte daher einer 
grossen Anzahl unserer geehrten Leser yielleicht nicht unlieb sein. 

In ihrem Interesse begrüssen wir desswegen mit Freuden die Absicht 
eines unserer Herren Mitarbeiter, in diesen Blättern nach und nach uns des 
Näheren mit dem Staatsschuldenwesen der thüringischen Herzog- undFürsten- 
thümer bekannt zu machen. 

Derselbe wird zunächst mit einer Darstellung der Staatspapiere des Her- 
zogthums Q-otha beginnen und in den später erscheinenden Heften die Be- 
sprechung der yon den übrigen thüringischen Regierungen verausgabten Schuld- 
briefe folgen lassen. 

Gotha, am 1. Februar 1868. 

Die Redaction. 



Die Staatspapiere des Herzogthums Sachsen-Gotha. 



Quellen: 1) Die Landesgesetze, soweit sie bis ultimo Dez. 1867 publicirt sind; 
2) die Landtagsyerhandinngen ; 8) das Staatshandbuch für die Herzogthümer 
Saohsen-Koburg und Gotha für 1866; 4) Mittheilungen des statistiscben Bureau^s, 
yon Regierungsrath Hess. 



Einleitung. 

Die Finanzverhältnisse des Herzogthtuns. 

a) Die Finanzyerwaltung. Die Finanzyerwaltung war ursprünglich 
dieselbe wie in den übrigen kleineren Ländern des deutschen Reichs; nämlich 
in der fürstlichen Kammer concentrirte sich der Yermögenshaushalt des 
Hofes und des Staats. Erst später bildete sich mit der Entwicklung des 
Steuerwesens die^bersteuerkasse, anfänglich als untergeordnete, später- 
hin als selbständige Yerwaltungsstelle aus. Die Leitung und Beaufsichtigung 
wurde besondem Kollegien, dem Kammer- und dem Obersteuerkollegium an- 
yertraut. Ueber beide Kassen yerftigte der Landesherr und zwar über erstere 
entweder frei oder nach den Bestimmungen besonderer Hausgesetze, über 
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]et2stere dagegen nur im Einverständniss mit den die Landesinteressen ver- 
tretenden alten Feudalständen. Man gab daher der Obersteuerkasse auch noch 
die Bezeichnung Landschaftskasse. Im Jahre 1830 wurden an yerschiedenen 
Orten des Landes noch besondere Steuerverwaltungsstellen (Rentämter) errichtet, 
welche sich, abgesehen Ton ihren verschiedenen Umgestaltungen, bis in die 
Gegenwart erhalten haben. Als durch das Staatsgrundgeisetz vom 26. März 
1849 an die Stelle der seitherigen Feudalverfassung eine constitutionelle ge- 
treten war, und gleichzeitig damit das bisherige Kammer- und Domänenver- 
mögen, soweit privatrechtliche Ansprüche des Herzogs daran nicht nachweis- 
bar waren, als Staatsgut erklärt wurde, hörte auch die gesonderte Existenz 
dieser beiden Kassen auf und die Gesammtheit der Vermögensverwaltung 
wurde in der Staatskasse vereinigt. Der Regent erhält statt der frühem 
Bezüge eine ständige Civilliste von 100,000 ThLr. Zur obersten Finanzver- 
waltungsbehörde wurde die Finauzabtheilung der Herzogl. Landesregierung 
bestimmt. Auch in dem spätem Staatsgrundgesetze vom 3. Mai 1852 blieben 
diese Verhältnisse ungeändert. Allein weil der Herzog die 1849 angenom- 
mene Vereinigung des Kammer- und Domänenvermögens mit dem Staatsver- 
mögen nur vorbehaltlich der Rechtsansprüche seiner thronfolgeberechtigten 
Anverwandten (Agnaten) genehmigt hatte, und diese Agnaten bereits unter 
dem 8. April 1849 Protest dagegen erhoben hatten, so wurde das Domänen- 
vermögen durch Gesetz vom 1. März 1855 wieder vom Staatsvermögen ge- 
trennt und darüber unter Zustimmung des Herzogs, der Agnaten und des 
Landtags etwa Folgendes bestimmt: 

1) Die Domänen, Forste, Schlösser, ein grosser Theil einzelner Grundstücke^ 
ein bestimmter Theil der Kapitalien und Schulden werden dem Do- 
mänengut, als Eigenthum des Herzoglichen Gesammthauses, einverleibt. 

2) Die seither dem Domänengut zustehenden Gefälle an Lehngeld, Erbzins 
u. 8. w. fliessen fortan in die Staatskasse, gegen eine von dieser zu 
gewährenden Abfindungssumme von 950,000 Thalera. 

3) Das Domänengut übernimmt die stiftungsmässige Leistung für Kirche, 
Schule, Unterricht, Armenwesen etc. bis zu einem jährlichen Gesammt- 
betrage von 18,000 Thlr. 

4) An den jährlichen Ueberschüssen aus dem Domänengut participiren in 
erster Stelle der Herzog mit 100,000 Thlr., in zweiter Stelle der Staat 
mit 36,000 Thlr. und in dritter Stelle beide zu gleichen Theilen. 

5) Sobald aus irgend einem Grunde da^s Herzogl. Gesammthaus aufhört, 
die Regierung des Herzogthums zu führen, hört die Mitwirkung des 
Staats bei der Verwaltung des Domänenguts und seine Theilnahme an 
den Ueberschüssen auf. 

Das Domänengut erhielt durch Vertrag . des Herzogs mit dem König von 
Preussen vom 14. September 1866 einen Zuwachs durch die Abtretung der 
Staatsforsten in der ehemals kurhessischen Herrschaft Schmalkalden. In Folge 
getroffener Bestimmung soll die Hälfte der Reinerträge derselben während der 
Regierung des Herzogl. Gesammthauses den Staatskassen zu Gotha und Coburg 
zu gleichen Theilen zufallen.*) 



'*') Mit der Verwaltung des Domänenguts ist auch gleichzeitig die Verwaltung de» 
im Herzogthum Gotha gelegenen £rnBt-A.Ibert'8chen Fideicoromisses verbunden, dessen 
Stock eine auf 400,000 fl. festgestellte Jahresrente aus der gothaischen Staatskasse für 
die Erben des gothaischen Hausallodiums bildet. Diese Rente wurde 1854 abgelöst 
durch Abtretung der Domäne Tonna und der Tonnaischen, Tabarzer und Winter^ 
Steiner Forste. Das übrige Vermögen des herzoglichen Hauses, namentlich das Lichten* 
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Seit der Organisation der Verwaltungsbehörden (durch Gesetz vom 11. Juni 
1858) wurde die Finanz- Abtheilung der Landesregierung als oberste Finanz-Ver- 
waltungsbehörde aufgehoben und ihre Funktion dem HerzogL Staatsministerium 
übertragen. 

AI« besondere Staatsinstitute, welche zwar mit der Verwaltung des Staats- 
vermögens nichts zu thun haben, die aber gleichfalls Werthpapiere auf den 
Inhaber, für welche der Staat mit seinem ganzen Vermögen einsteht, in Verkehr 
setzen, sind die Ablösungskasse und dieLandes-Kreditanstalt hier zu 
erwähnen. Erstere wurde zur Erleichterung der Ablösung von Grundlasten 
errichtet und trat am 5. November 1853 in Wirksamkeit. Sie leistet die zum 
Zwecke der Grundlasten- Ablösung nöthigen Ablösungskapitalien an die Be- 
rechtigten, wenn die Ablösung während der ersten 10 Jahre vom 5. Novem- 
l)erl853 ab beantragt und die Vermittlung der Ablösungskasse imAblösungs- 
recess ausdrücklich stipulirt worden ist, — durch Zahlung von Rentenbriefen 
mit haaren Drauflagen unter 5 Thlr. Vom 17. Juni 1859 ab wurden von ihr 
auch in gleicher Weise diejenigen Ablösungskapitalien gezahlt, welche behufs 
Ablösung der das Brauwesen und den Bierausschank betreffenden Rechte noth- 
wendig wurden. 

Die Landeskreditanstalt wurde am 25. December 1853 errichtet. Ihr 
Zweck ist, einerseits dem Publikum die Möglichkeit zu verschaffen, durch ihre 
Vermittlung grössere oder kleinere Geldbeträge gegen angemessene Verzin- 
sung sicher anzulegen; andererseits den kapitalbedürftigen Landeseinwohnem 
^egen Bestellung von hypothekarischer Sicherheit oder Verpfandung von Werth- 
papieren in der Regel nach und nach zu tilgende Darlehen gegen einen mas- 
sigen Zinsfuss zu gewähren. Die von dieser Anstalt ausgegebenen Schuld 
verschreibungen lauteten früher nur auf Namen und konnten nur durch förm- 
liche Cession auf Andere übertragen werden. Seit Erscheinen des Gesetzes 
vom 30. Juni 1860 werden aber auch Schuldbriefe au porteur ausgestellt. 

b) Die Finanzlage. Die sonstige Finanzlage des Landes lässt sich mit 
^er gegenwärtigen nicht gut vergleichen, weil das Herzogthum in seinem jetzigen 
Bestände ganz verschieden ist von seinem frühern. In Folge der Gewohnheit 
der Ernestinischen Linie des Wettiner Fürstenhauses nämlich, bei Erbtheil'ungen 
das Land wie ein Erbgut zu zerstückeln, wurden die Gebietsabgränzungen fort 
und fort abgeändert. Dann hatten die Schrecknisse des dreissigjährigen Krieges 
die Thüringer Fürstenthümer, namentlich Gotha in jeder Beziehung gänzlich 
zerrüttet. Es war daher eine der ersten Regierungsaufgaben des Herzogs Ernst 
des Frommen, welcher durch die Erbtheilung vom Jahr 1640 in Besitz von 
Gotha kam und Stifter des Sachsen-Gothaischen Gesammthauses wurde, Ord- 
nung in die Finanzen des Fürstenthums zu bringen. Seinen Nachfolgern gelang 
es durch Umsicht und Sparsamkeit, die Finanzlage fast ununterbrochen so zu 
bessern, dass dieselbe in der neueren Zeit ziemlich günstig geworden war. 

Fasst man zunächst die Staats -Revenuen und den Staatsaufwand der 
letzten 12 Jahre ins Auge, so ergeben die betreffenden Staatskasse-Rech- 
nungsabschlüsse folgende Beträge in Thalerwährung : 



berger und Greinburger Fideicommiss, das Oldisleber Seniorat und das HausaUodiom 
werden besonders verwaltet . 
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Jahr. nit. Juni 
bis ultimo Juni 


Einnahme 


Ausgabe 


Ueberschuss 


1854—55 


574,234 


570,594 


3,640 


1855—56 


597,182 


569,413 


27,769 


1856—57 


618,423 


557,054 


61,369 


1857—58 


616,935 


551,581 


65,354 


1858—59 


620,375 


661,474 


8,901 


1859—60 


633,654 


597,320 


36,334 


1860-61 


608,485 


593,399 


15,086 


1861—62 


650,875 


608,590 


42^285 


1862—63 


670,187 


614,258 


55,929 


1863—64 


683,857 


630,892 


52,965 


1864—65 


737,058 


621,491 


115,567 


1865—66 


744,487 , 


648,726 


95,761 



Aus dieser Epoche lassen wir nun auch aus dem ersten und letzten Finanz- 
jahr 1854 — 55 und 1865—66 die Einnahme und Ausgabe in ihren einzelnen 
Titeln folgen: 



Einnahme 



1854/55 


1865/66 


1,514 


1,480 


136,764 


99,276 


3,544 
43,634 
64,565 
67,321 


6,474 
75,515 
80,480 
86,847 


7,997 

152,923 

90,379 

5,592 


30,565 
197,079 
131,620 

25,151 


574,234 


744,487 


122,683 
44,051 

105,250 
31,615 


92,548 
117,017 

129,377 
49,759 


90,659 


76,267 


75,106 


85,908 


74,686 
13,809 


66,061 
3,725 


8,983 


25,293 


3,750 


2,775 


570,594 


648,726 



Tit. 


I. 


jt 


n. 


. V 


m. 


Jt 


IV. 


» 


V. 



VI. 

vn. 
vm. 



Tit. I. 

„ n. 
, III. 

„ IV. 
, V. 
» VI- 

, vn. 
,vm. 

, IX. 

„ X. 



Q-runderträge 

Nutzbare Rechte 

Erträge von Gewerbs-Etablissements .... 

Erträge von Aktiv-Kapitalien 

Direkte Steuern a) G-rundsteuer 

b) Einkommen- u Elassensteuer 

c) Verschiedene Steuern . . 

Indirekte Steuern 

Beiträge aus der Domänenkasse 

Vermischte Einnahmen 

Summa: 
Ausgabe 

Verzinsung und Tilgung der Schulden . . . 

Allgemeine Staatsverwaltung 

Innere Verwaltung, Hoheit, Polizei 

Kirchen-, Schul- und Unterrichtswesen . . . 

Finanzwesen 

Justizwesen 

Militärwesen 

Einnahme-Abfall 

Vermischte Ausgaben 

Extraordinarium 

Summa : 



Aus vorstehender Uebersicht kann man deutlich erkennen , wie in der 
kurzen Frist von 12 Jahren die Steuerkraft des Herzogthums Gotha gewach- 
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sen ist, daher denn auch die Ebnahme-Ueberschüsse 1865/66 cira 50,000 Thlr. 
mehr a]s 1854/55 betragen haben. 

Zu den Einnahmetiteln Y. a und b und YII. geben wir noch folgende 
Erläuterungen. Die Grundsteuer wurde im erstgenannten Finanzjahr in 
7 Terminen erhoben, während deren zuletzt 9 ausgeschrieben wurden. Der 
durchschnittliche Betrag eines Termins beläuft sich hiemach auf ungefähr 
9,000 Thlr. oder reducirt auf den Acker*) steuerpflichtiger Fläche, welche 
ins Gesammt ungefähr 400,000 Acker ausmacht, 6^« Pfennige. Die Ein- 
kommen- und Elassensteuer ' ist bis zum Betrag von fast 87,000 Thlr. gestie- 
gen. Yertheilt man dieselbe gleichmässig auf die amSchluss des Jahres 1864 
Torhandenen 26,300 Haushaltungen, so kommt auf jede im Durchschnitt 37^ 
Thlr. und diesem entspricht wiederum nach den bei der Besteurung zu Grunde 
gelegten Prinzipien ein reines Einkoromen von 125 Thalem. Yergleicht man 
endlich den pro 1865/66 sich mit 394,971 Thaler beziffernden Ertrag sämmt- 
licher direkten und indirekten Steuern (Tii Y. und YI.) mit der, Ende des 
Jahres 1864 vorhandenen Einwohnerzahl — 116,560 Seelen — , so ergibt sich, 
pro Kopf 3,4 Thb. **) 

Bezüglich des Domänengutes ist zu erwähnen, dass sich die Hälfte der 
Ueberschüsse nach Abzug von 100,000 Thalem CiTÜliste und 34,079 Thalem 
grundetatsmässigen Ueberschuss an die Staatskasse zu gedachten Zeiträumen 
folgendennassen gestaltet hat: 

1854/55 = 24,520 Thlr. 1860/61 = 24,444 Thlr. 

55/56 = 33,658 Thlr. 61/62 = 48,194 Thlr. 

56/57 = 34,514 Thlr. 62/63 = 40,680 Thlr. 

57/58 = 40,681 Thb. 63/64 = 45,210 Thlr. 

58/59 = 49,002 Thlr. 64/65 = 76,290 Thlr. 

59/60 = 52,214 Thlr. 65/66 = 64,536 Thlr. 

Im Jahre 1865/66 war der Gesammtbetrag der Einnahme 660,556 Thlr. 
und der der Ausgabe 398,234 Thlr. Als Hauptposten in der Einnahme sind 
die Forsterträge zu erwähnen, welche 

572,143 Thhr. brutto 
und nach Abzug von circa 150,000 Thlr. Aufwand, 422,000 Thlr. netto, also 
bei 94,400 Acker Waldungen ca. 4*/« Thlr. pro Acker ausmachen. 

Was nun die Ausgaben betrifft, so ist aus den einzelnen Positionen er- 
sichtlich, dass auch hier, wie überall, die Yerwaltungskosten im Allgemeinen 
und Speziellen gestiegen sind. Eine merkbare Abänderung /hat (was aber 
nicht überall der Fall ist), der Titel ^Yerzinsung und Tilgung der Staats- 
schulden* erfahren. 

Mit dem Eintritt des Herzogthums in dei} norddeutschen Bund hat sich 
jedoch die Finanzlage des Landes weniger günstig gestaltet. Für die nächste 
Zukunft werden daher Steuererhöhungen, mit denen schon jetzt durch Erhö- 
hung der Gerichtskosten ein Anfang gemacht ist , auch kleinere Anleihen 
nicht zu vermeiden sein. Durch Wegfall der jetzt in die Bundeskasse flies- 
senden Revenuen aus der Zollvereinskasse und der Yerbrauchssteuer ist der 
Einnahmeetat nicht unwesentlich verringert worden. Auch die Ausgaben haben 
sich vermehrt und werden sich durch das neue Yerhältniss wesentlich ver- 
mehren. So hätte schon jetzt Gotha allein jährlich (statt bisher 66,061 Thlr.) 



'*') Ein gothaisoher Acker = 140 [JRuthen; 1 Ruthe k 14 Fuss k 127,5 Pariser 
Linien. 

'*"*') Kacli der Yolkszählung vom 3. Dezember 1867 zählte das Herzogthum Gotha 
118,966 Seelen, wovon auf die Stadt Gotha 19,151 Einwohner entfielen. D. Bed. 
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262,350 Thaler für das Bundesmilitärwesen aufzubrlDgen , wenn nicht laut 
eines auf G-rund der schon seit 1. Juni 1861 bestehenden Militarconvention 
mit Prenssen am 6. Juni 1867 abgeschlossenen Vertrages, die Eeorganisation 
des Eoburg-Gothaischen Kontingents betreffend, Gotha einen Nachlass an den 
Militärausgaben erhalten hatte.*) 

Das Kapitalvermögen des Staates erfuhr im Laufe der Zeit folgende 
Veränderungen : 

a) vor der Ausscheidung des Domänenguts. 

(in Thaler) 



Passirer 
üeberschass 




ult. Juni 1835 
1840 
1845 
1850 



1» » 



128,570 

405,110 

393,625 

1,332,497 



179,970 
2,223,430 
2,176,748 
3,345,634 



51,400 
1,818,320 
1,783,123 
2,013,137 



b) nach Ausscheidung des Domänenguts. 





Aktiva 


Passiva 


Passiver 
UebersohuBs 


nlt. Juni 1855 
, , 1860 
„ , 1865 
„ , 1866 


995,554 

981,805 

1,218,522 

1,339,263 


2,952,164 
2,002,303 
1,796,846 
1,776,420 


1,956,609 

1,020,498 

578,324 

437,156 



Unter den Aktiven figuriren hauptsächlich 

540,000 Thlr. Betrag der Staatsaktie an der Thüring. Eisenbahn, 

400,000 Thlr. Prioritäten ders., 
nnter den Passiven: 
1,200,000 Thlr. geschlossene Anleihe, 

200,000 Thlr. kündbare Anleihe, 
80,000 TUr. Stiftungskapitalien, 

400,000 Thlr. Papiergeld. **) 
Die 1855 bewirkte Ablösungsschuld für übernommene Feudalgefälle wurde 
bis zum Jahre 1860 wieder vollständig getilgt. 



'*') Nach Art. 2 dieses Vertrages zahlt nämlich Koburg-Gotha statt der durch die 
Bundesverfassung festgestellten jährlichen 225 Thaler pro Kopf der Friedens-Sollstärke 
für die Hälfte seines Kontingents im ersten Jahre der Reorganisation nur 162 Thaler 
und unter successiver Steigerung von jährlich 9 Thaler pro Kopf, erst nach Ablauf 
des 7. Jahres den vollen Betrag. Besüglich der andern Hälfte des Kontingents be- 
wendet es bis zum 1. Juli 1872 bei dem in der früheren Konvention festgesetzten 
Aversionalquantum. Die Redaktion. 

**) Der im April 1868 dem Landtage vorgelegte Etat pro 1868/69 weist an Aktiven 
1,665,706 Tbaler, an Passiven 2,338,612 Thaler, darunter unverändert 400,000 Thaler 
Papiergeld nach. Die Redaktion. 
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Das Domänengut übernahm bei seiner Ausscheidung aus dem Staatsgute, 
am 1. März 1855: 1,162,303 Thbr. ActiYa 

924,072 Thlr. Passiva, worunter die ehem. Kammeranleihe. 
Bis ult. Juni 1866 reducirte sich der Bestand dieser Kapitalien auf 

862,686 Thk. Activa, 
836,869 Thh-. Passiya. 
Die Yergleichung der Activ- und Passiykapitalien gewährt aber für 
sich allein kein richtiges Bild Ton der Yermogenslage des Staates, indem die 
Ueberschüsse dieser Kapitalien durch die Torh^ndenen disponiblen Fonds noch 
jbedeutend reducirt werden. So betragen z. B. die Kassenbestände, die Ueber- 
schüsse der Einnahmereste über die Ausgabereste, und die Ueberschüsse der 
Torschussweise ausgegebenen und eingenommenen Summen zusammengenommen 

Uli Juni 1855 = 165,313 Thlr., 
1860 = 309,765 Thbr., 
1866 = 294,380 Thlr., 
um welche Beträge die PAssiy-Kapital-Ueberschüsse noch gemindert werden 
könnten, wenn sich der Staat in seinen paraten Mitteln ganz und gar bloss- 
geben dürfte« 

Besser als der Ueberschuss der Activ- und Passiv - Kapitalien spricht aber 
die Yeränderung des Kapital- und Grundvermögens zusammengenommen für 
die Wirthschaftsweifie und die Finanzlage des Staates. Die Jahresrechnungen 
geben hiefür folgende Besultate. Das gesammte Staatskapital- und Grund- 
vermögen des Herzogthums Gotha hat sich vermehrt: 

1854/1855 um 57,568 Thlr. 1854/1860 um 358,358 Thlr. 

56 um 66,459 Thlr. 61 um 337,891 Thh-, 

57 um 166,858 Thlr. 62 um 359,701 Thlr, 

58 um 285,371 Thlr. 63 um 461,138 Thlr. 

59 um- 369,361 Thlr. 64 um 523,544 Thlr. 

Die Zunahme des Vermögens hat also in diesem Decennium durchschnitt- 
lich jährlich mehr als 50,000 Thlr. betragen und gleichwohl ist während dieser 
Zeit nichts versäumt worden, um Volksbildung und Volkswohlstand zu heben ; 
im Gegentheil, der Aufwand für Errichtung zeitgemässer Institute zur Förde- 
rung von Handel und Industrie, Hebung der Volksschule, zweckmässige Or- 
ganisation der Behörden u. s. w. ist sogar ein sehr bedeutender gewesen. 

Zur Zeit hat der Staat folgende Ge währschaften übernommen, die 
bis jetzt erhebliche Opfer nicht gekostet haben und ebensowenig in Aussicht 
stellen. Diese Garantieverpflichtungen sind folgende: 

1) Die Garantie für die Verbindlichkeiten der Ablösungskasse« 
Dieselbe ist dadurch vollständig gesichert, dass die 5 ^/o Rente, zu 
welcher die Schuldner dieser Kasse bis zur vollständigen Tilgung ihrer 
Schuld verpflichtet sind, mit dem Vorrechte der abgelösten Grundlasten 
auf deren Grundstücke radicirt ist, und die Rentenbriefschuld gleich- 
massig mit dem Kapitalwerthe dieser Rente getilgt wird. 

2) Die Garantie für die Verbindlichkeiten derLandeskredit- 
kasse. Diese ist dadurch gedeckt, dass die bei derselben eingeliehenen 
Gelder gegen Verpfandung von Grundstücken mit doppeltem Taxwerthe, 
ferner gegen eventuelle Oession eingelegter Werthpapiere bis zu ^/^ 
ihres Kurswerthes und bloss an Gemeinden ohne Unterpfand wieder 
ausgeliehen werden. Ausserdem ist noch weiter zur Vermeidung jeder 
Verlegenheit die Einrichtung getroffen worden, dass die Kündigungsfrist 
der Kassegläubiger eine halbjährliche und die der Kasseschuldner eine 
vierteljährhche ist, also auch bei Krisen eine sichere Beschaffung der 
zurückverlangten Kapitalien in Aussicht stellen. 
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3) Die Zinsgarantie für die Gothaische Strecke des Gotha- 
Leinefelder Eisenbahnunternehmens. Diese Garantie bis zur 
Höhe Yon 4 7^ erstreckt sich aaf das mit 1,499,200 Thaler noroiirte 
Anlagekapital und den etwaigen jetzt noch nicht zu übersehenden 
Mehrbedarf für diese Strecke. Den 8. Theil des etwaigen Zuschusses 
muss aber die Thüringische Eisenbahngesellschaft laut Vertrag vom 
12. Januar 1866 übernehmen« Die Garantie erlischt, sobald das Unter- 
nehmen zehn Jahre hintereinander einen Reinertrag Von mindesten^ 4 7» 
ergeben haben wird. 
Bezüglich der gegenwärtig im Lande gesetzlich eingeführten Geld- 
währung bemerken wir, dass das Herzogthum sich dem Wiener Münzver- 
trag Yom 24. Januar 1857 angeschlossen und statt des bis dahin bestandenen 
14-Thalerfusses den 30-Thalerfuss mit Eintheilung des Thalers in 30 Silber- 
groschqn und des Silbergroschens in 10 Pfennige adoptirt hat. 



Wir gehen nun zur Darstellung der im Verkehr vorkommenden Staats- 
papiere resp. Schuldbriefe des Domänenguts, Grundentlastungs- und Ablo- 
sungsobligationen und Ereditschuldscheinen des Herzogthums Gotha selbst über 
und zwar nach den Kassenstellen geordnet, welchen gegenwärtig die Ver- 
waltung der betreffenden Papiere anvertraut ist. 



Ä. Schuldversclireibniigeii der Staatskasse. 

1. Schuldbriefe der ersten landschaftlichen Anleihe, 

Ausgabe: Durch Gesetz vom 2. November 1836 wurde die Umwand- 
lung der kündbaren landschahlichen Schuld in ein geschlossenes Anlehen an- 
geordnet und zwar in folgenden Beträge^: 

Lit. A (No. Ibis 150); 150 St. i 1000 Thlr.m/m= 150,000 Thlr. m/m.*) 
B (No. 151 bis 450); 800 St. ä 500 Thh-, „ = 150,000 Thlr. „ 
C (No. 451 bis 1,700); 1,250 St. k 200 Thlr. „ = 250,000Thlr. „ 
D (No. 1,701 bis 4,200); 2,500 St. k 100 Thlr. „ = 250,000 Thh*. „ 
E (No. 4,201 bis 5,400); 1,200 St. k 50 Thlr. „ = 60,000 Thlr. „ 

Summa =860,000 Thlr. m/m. 

Das Gesetz vom 2. Oktober 1840 bestimmte, dass der Nennwerth dieser 
Schuldbriefe vom 1. Januar 1841 ab auf die Währung des 14-Thalerfiisses 
bezogen werden und den Inhabern, welche nicht etwa die zu diesem Zwecke 
zugelassene Kündigung vorziehen würden, zur Ausgleichung ein Aufgeld von 
^V' ^/o gegen Abstempelung der Schuldbriefe ausgezahlt werden solle. 

Bezeichnung: Schuldbrief der Landschaft des Herzogthums Gotha. 
Vorderseite mit schwarzen Bandverzierungen; Schuldbekenntniss datirt vom 
1. Januar 1837. Bother Stempel als Merkmal der Convertirung in Währung 
des 14-Thalerfusses. Die Bückseite enthält das Gesetz vom 2. Oktober 1840. 

Bückzahlung: innerhalb 42 Jahren, also spätestens bis I.Januar 1880 
nach Massgabe jährlicher Ausloosungen im Monat Januar. Fälligkeit des 
Kapitals 6 Monate nach der Bekanntmachung der Ausloosung. 



*) Mandatmässig, d. h. in Währung des 20-Guldenfiisse8. 
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Yerzinsung: 37« V*' ^° halbjährigen, den I.Januar und I.Juli fölligen 
Raten. Die Yerzinsung dauert bis zur Fälligkeit des Kapitals. Der beige- 
legte Couponbogen reicht vom 1. Juli 1837 ab auf je 10 Jahre. 

Gegenwärtiger Schuldbestand: Planmässig sollen jährlich min- 
destens 40,100 Thlr. zur Verzinsung und Tilgung verwendet werden. Nach 
der 30. Ausloosung im Januar 1868 besteht der Schuldbriefbestand noch aus: 

70 A = 70,000 Thlr. 
129 B = 64,500 Thlr. 
460 C == 92,000 Thlr. 
971 D = 97,100 Thlr. 
232 E = 11,600 Thlr. 

335,200 Thlr. 

2. Schuldbriefe der zweiten landschaftlichen Anleihe. 

Ausgabe: Zur Deckung der Entschädigungssummen für die aufgehobe- 
nen rechtsbegründeten Steuerfreiheiten, sowie zur Ausführung der Easemirung 
des Militärs, wurden gemäss des Gesetzes vom 19. Mai 1843 Schuldbriefe zu 
folgenden Beträgen ausgegeben: 

Lit.A(No. Ibis 160); 160 Stück i 500 Thlr. = 80,000 Thlr. 
„ B(No. 161 bis 1,160); 1,000 „ ä 100 Thlr. = 100,000 Thlr. 
y, C(No. l,161bisl,560); 400 „ k 50 Thlr. = 20,000 Thlr. 

Summa = 20,0000 Thlr. 
Bezeichnung: Schuldbrief der Landschaft des Herzogthums Gotha. 
Vorderseite mit blauer Randverzierung. Schuldbekenntniss datiri vom 
1. Juli 1843. Die Rückseite enthält das Gesetz vom 19. Mai 1843. 

Rückzahlung: längstens bis 1. Juli 1875, nach Massgabe jährlicher 
Ausloosungen im Monat Januar. Fälligkeit des Kapitals 6 Monate nach der 
Bekanntmachung der Ausloosung. 

Verzinsung: 3 7» je am 1. Januar fallig. Dauer der Verzinsung bis 
2ur Fälligkeit des Kapitals. Der Couponbogen reicht auf je 20 Jahre vom 
1. Januar 1844 ab. Der Druck dieser Oouponsbogen ist blau. 

Gegenwärtiger Schuldbestand: Planmässig sollen jährlich min- 
destens 10,000 TUr, zur Verzinsung und Tilgung verwendet werden. Schuld- 
briefbestand nach der 25. Ausloosung im Januar 1868: 

47 A = 23,600 TWr. 

279 B = 27,900 Thlr. 

72 C = 3,600 Thlr . 

Summa = 55,000 TWr. 

3. Schuldbriefe der dritten landschaftlichen Anleihe. 

Ausgabe. Zur Deckung des vom Staate übernommenen Beitrags zum 
Bau der Thüringischen Eisenbahn wurde die Ausgabe nachstehender Schuld- 
briefe durch Gesetz vom 24. Oktober 1845 angeordnet: 

Lit.A(No. Ibis 150); 150 Stück a 1,000 Thb. = 150,000 Thh-. 
^ B(No.l51bis 450); 300 „ ä 500 Thlr. = 150,000 Thlr. 
„ C(No. 451 bis 3,450); 100 „ k 100 Thb. = 300,000 Thlr. 

Summa = 600,000 Thlr. 
Bezeichnung: Schuldbrief der Landschaft des Herzogthums Gotha. 
Vorderseite mit rother Randverzierung; das Schuldbekenntniss datirt vom 
1. Januar 1846. Auf der Rückseite das Geseta^ vom 24. Oktober 1845. 
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Rückzahlung: läDgstens bis 1. Januar 1907 nach Massgabe jährlicher 
Ausloosungen im Juli. Fälligkeit des Kapitals : 6 Monat nach der Bekannt» 
machung des Ausloosungsresultates. 

Yerzinsung: 3Vs 7o ^^^ 1* Januar. Dauer der Verzinsung bis zur 
Fälligkeit des Kapitals. Der Couponbogen reicht auf je 20 Jahre Tom 1» Jan. 
1847 ab und ist roth gedruckt. 

Gegenwärtiger Schuldbestand. Zur Yerzinsung und Tilgung sind 
jährlich mindestens 24,000 Thlr. bestimmt, wenn nicht die Dividende auf die 
im Besitz des Staates befindlichen 5,400 Stück Thüringer Eisenbahnaktien 
k 100 Thaler diesen Betrag übersteigt, in welchem Falle dieser das Minimum 
bildet. Nach der 22. Ausloosung im Juli 1867 ist der Schuldbriefbe- 
stand noch: 

122 A = 122,000 Thlr. 

235 B = 117,500 Thlr. 

2,410 C « 2 41,000 Thlr. 

Summa = 480,500 Thlr. / 

4. Schuldbriefe der Staatskasse. 

Ausgabe. Zufolge des Entschädigungsgesetzes zur Gewerbeordnung 
Tom 21. März 1863 wurden von der vStaatskasse zur Gewährung von Ent- 
schädignngskapitalien für wegfälHg gewordene Zwangsberechtigungen Schuld- 
briefe 

Lit. A zun^ Nominalwerth von 100 Thlrn. 
„ B , \ ,500 Thlrn. 

ausgegeben. Eine Begränzung dieser Anleihe auf eine bestimmte Sunmie ist 
im Gesetze nicht ausgesprochen. 

Bezeichnung: Schuldbrief der Staatskasse, datirt vom 1. Nov. 1865. 
Im Schuldbekenntniss ist unter Bezugnahme auf die - Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 21. März 1863 das Motiv der Ausgabe, die verfassungsmässige 
Gewährschaft und die Art und Weise der Verzinsung und Zurückzahlung 
speziell angegeben. 

Rückzahlung: jährlich mindestens 1 7<^ ^^^ ausgegebenen Briefe 
nach Massgabe der im Monat Juli stattfindenden Ausloosungen. Fälligkeit 
des Kapitals : an dem auf die letzte Bekanntmachung der Ausloosung zunächst 
folgendeix 1. Juli. 

Verzinsung: 3V»*A atif den 1. Juli. Dauer der Verzinsung bis zur 
Fälligkeit des Kapitals. Der Zinsbogen läufk 20 Jahre vom 1. Juli 1865 ab. 

Gegenwärtiger Schuldbestand: ult. Juni 1867 29,600 Thlr.«) 



*) Das Gesetz vom 6. Juli 1862 bezaglich einer Anleihe von 400,000 Thalem ist 
durch Gesetz vom 30. April 1866 wieder aufgehoben worden, wie auch die durchs 
letztere Gesetz genehmigte, aber nicht realisirte Anleihe von 500,000 Thalem nach §. 1 
des Gesetzes vom 5. Mai 1868 wieder zurückgezogen worden ist. 

In Folge der Mehrbedfirfnisse für den norddeutschen Bund, des Baues der Gotha- 
Leinefelder Eisenbahn und der Mindereinnahme aus den Domanialforsten beschloss die 
Begierung mit Zustimmung des Landtags die Aufnahme einer Anleihe von 850,000 Thlrn. 
(Gesetz vom 5. Mai 1868). Diese vierte Anleihe des Herzogthums Gotha wird 
mit 4^/a% A°^ 1* April und 1. Oktober jährlich verzinst, in Schuldbriefen au porteur 
(1100 Stück über je 500 und 3000 über je 100 Thlr. Ser. A und B) ausgegeben und 
mit jährlich Vs% des Kapitalbetrages vom April 1872 ab getilgt und 6 Monate darauf 
sam Nenuwerth heimgezahlt. Die Redaktion» 

Zeitschrift für Kapital und Rente. IT. Id 
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B. SchtQdbriefe der Domänenkasse. 

Schuldbriefe der Kammer-Anleihe. 

Ausgabe: Die kündbaren Eammerschnlden wurden zu Folge des Ge- 
setzes yom 11. Aug. 1837 in ein geschlossenes Anlehen umgewandelt und 
«war durch Ausgabe folgender Schuldbriefe: 

Lit. A (Ko. 1 bis 300), 300 Stück ä 1000 Thlr. = 300,000 Thlr. 
„ B(No.lbis 400), 400 „ k 500 Thlr. = 200,000 Thlr. 
„ CCNo.lbis 800), 800 „ k 200 TUr. = 160,000 Thlr. 
„ D(No. Ibis 1,200), 1,200 - k 100 Thlr. = 120,000 Thlr. 
„ E(No. Ibis 400), 400 „ k 50 Thlr. = 20,000 Thlr. 

Summa = 800,000 Thlr. 
Die Ausgabe erfolgte in der Währung des 21*Guldenfusses und machte 
eine Oonyertirung um deswillen nicht nöthig, weil die Währung des 21 -Gulden- 
fusses mit der Währung des 14-ThalerfusBes identisch ist. 

Bezeichnung: Schuldbrief der Kammer des Herzogthums Gotha. Das 
Schuldbekenntniss ist datirt vom 1. April 1838. Die Bückseite enthält da» 
Gesetz vom 11. Aug. 1837. 

Bückzahlung: innerhalb 44 Jahren, also längstens bis 1. April 1882 
nach Massgabe jährucher Ausloosungen im Oktober. Fälligkeit des Kapitals : 
6 Monate nach der Bekanntmachung des Ausloosi^igli-Resultates. 

Verzinsung: 3Va ^/o in halbjährigen Baten, welche den 1. April und 
1. Oktober fallig sind. Der Zinsbogen läuft auf je 10 Jahre vom 1. Oktober 
1838 ab« Die Verzinsung dauert bis zur Fälligkeit des Kapitals. 

Gegenwärtiger Schuldbestand: Planmässig sollen jährlich min- 
destens 36,000 ThaJer zur Verzinsung und Tilgung verwendet werden. Nach 
der 29. Ausloosnng im Oktober 1867 betrug der Schuldbriefbestaiid : 

178 A = 178,000 Thlr. 
• 229 B = 114,500 Thlr. 
350 C = 70,000 Thlr. 
397 D = 39,700 Thlr. 
112 E = 6,600 Thlr. 

Summa = 407,800 Thhr. 

C. Schuldbriefe der AblösBugskasse (Rentenbriefe). 

1. Bentenbriefe zur Ablösung von QrundlastQQ. 

Ausgabe. Die Ausgabe erfolgte am 1. Mai oder 1. Noyember, welcher 
auf die Bestätigung des betreffenden Ablösungsrecesses folgte. Bis einschliess- 
lich den 1. Mai 1867 wurden ausgegeben: 

Lit. A C^o. 1 bis 208) , 208 Stück k 1,000 Thlr. = 208,000 Thlr. 
, B (No. 1 bis 2,187), 2,187 „ k 500 Thlr. = 1,093,500 Thlr. 
„ C{No. Ibis 469), 469 „ k 100 Thlr.« 46,900 Thlr. 
„ D(No.lbi8 184), 134 „ k 50 Thlr. = 6,700 Thlr. 
„ E(No. Ibis 534), 534 „ k 10 Thlr. = 5,840 TUr. 
„ F(No.lbis 148), 148 „ k 5Thlr.c= 740 Thlr. 

Summa = 1,301,180 Thlr. 
Bezeichnung: Schuldbrief der Ablösungskasse. Die Schuldbriefe der 
yerschiedenen Litera haben verschiedenen Unterdrück; nämlich Lit. A blaii^ 
Lit. B roth, Lit. C gelb, Lit. D braun, Lit. E grün, Lit. F lüa. Auf d» 
Eückseite ist der Wortlaut der darauf Bezug habenden §§. des Gesetze» Tom 
5. NoY. 1853 (über Errichtung der Ablösungskasse) angegeben. 
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Bückzahlung: Halbjährlich im Mai und im November werden so viel 
Benten^riefe durch Ausloosung zur Zurückzahlung bestimmt, dass der Kapital- 
werth der laufenden Eenten an die Ablösungskasse mindestens eben so gross 
ist, als der Eestbestand der Bentenbriefe. Da die Beuten 47 7^ Jahr laufen, 
so muss die Bückzahlung der ganzen Bentenbriefschuld mindestens 47 V« Jahr 
nach der letzten Ausgabe der Bentenbriefe , also etwa bis 1. Nov. 1914 er- 
folgt sein. Die Fälligkeit des Kapitals beginnt mit dem Tage der Bekannt- 
machung des Ausloosungsresultates. 

Verzinsung: 4% in halbjährigen, den 1. Mai und 1. November fälli- 
gen Baten. Der Zinsbogen ist je nach den verschiedenen Litera auf ver- 
schiedenfarbiges Papier gedruckt (welches dem Unterdruck des Bentenbriefs 
entspricht) und läuft je 10 Jahre vom 1. November 1854 ab. Die Veir- 
zinsung dauert bis zur Einlösung des Bentenbriefs resp. bis höchstens 7* 
Jahr nach dem Tage der Bekanntmachung des Ausloosungsresultates. 

Gegenwärtiger Schuldbestand. Nach der im November 1867 
stattgehabten 26. Ausloosung betrug der Bentenbriefbestand noch: 

106 A = 106,000 Thlr. 
999 B = 499,500 Thlr. 
284 C = 28,400 Thk. 
71 D = 3,550 Thlr. 
319 E = 3,190 Thlr. 
78 F = 390 Thlr. 

Summa = 641,030 Thlr. 
2. Rentenbriefe zur Ablösung von Braugerechtigkeiten. 

Ausgabe. Bis einschliesslich den 1. Mai 1864, wo die letzte Ausgabe 
dieser Schuldbriefe erfolgte, wurden ausgefertigt und ausgegeben: 
Lit. B (No. Ol bis 014), 14 Stück ä 500 Thlr. = 7,000 Thk. 
C (No. Ol bis 0,179), 179 „ k 100 Thlr. = 17,90C Thlr. 



n 



D(No. Ol bis 0,257), 257 „ k 50 Thlr. = 12,850 Thlr. 
E (No. Ol bis 0,409) , 409 „ k 10 Thlr. = 4,090 Thhr. 
F(No.01bis 0,135), 135 „ k 5Thlr.== 675 Thlr. 



Summa = 42,515 Thlr. 

Bezeichnung: Es sind dieselben Formulare wie zu den Bentenbriefen 
unter 1. angewendet worden; zum Unterschiede von diesen wurden sie nur 
mit einem schwarzen Stempel versehen , welcher die Worte trägt: „Nach 
§. 40 des Gesetzes No. 616 zu tilgen.^ Auf den laufenden .Nummern ist der 
Unterscheidung halber die Ziffer Null vorgesetzt worden. 

Bückzahlung: nach Massgabe der im Mai und November eines jeden 
Jahres vorzunehmenden Ausloosungen. Die in jedem Halbjahr eingegangenen 
Beträge eines Braumalzsteuer-Zuschlags von 5 Thlr. pro Oentner bilden die 
Mittel zur Verzinsung und Tilgung. In Anbetracht des Umstandes, dass 
dieser Zuschlag jährlich gegen 6,000 Thlr. beträgt, vnrd die letzte Ausloosung 
im Nov. 1870 erfolgen. 

Verzinsung: ganz so wie bei den Bentenbriefen unter 1. 

Oegenwärtiger Schuldbestand. Nach der 9. Ausloosung im Nov. 
1867. beträgt der Bentenbriefbestand noch: 



1 B^ 


— 


500 Thlr. 


136 C 


— ' 


13,600 Thlr. 


36 D 


= 


1,800 Thlr. 


134 E 


SS 


1,340 Thh«. 


69 P 


= 


345 Thlr. 



Summa = 17,585 Thk. 
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D. Selialdbriefe der Landeskreditanstalt 

Ausgabe. Auf Grund des Gesetzes vom 80. Juni 1860 gab dieLandes- 
Kreditanstalt Schuldbriefe, auf den Inhaber lautend, zu folgenden Beträgen aus: 

Lit. A zu 100 Thlr, 
, B n 200 , 
. C , 800 , 
. D . 400 „ 
n E , 500 , 
» F , 1,000 , 

Die Ausgabe erfolgte Tom 80. Januar 1860 ab. 

Bezeichnung: Schuldbrief der Landes-Ereditanstalt für das Herzog- 
thum Gotha. Das Schuldbekenntniss ist datirt vom Tag der Ausgabe. Auf 
der Bückseite ist der Wortlaut der darauf Bezug habenden Bestimmungen 
aus den Gesetzen vom 25. Dezember 1853 und 80. Juni 1860, sowie aus 
den einschlägigen Geschäftsinstruktionen vom 80. August 1854 und 80. Juni 
1860 angegeben. ' 

Bück Zahlung erfolgt auf halbjährliche , beiden Seiten zustehende Kün- 
digung und zwar von Seiten der Landes-Kreditanstalt aus in der Weise, dass 
die Kündigung im Gothaischen Begierungsblatte 8 mal bekannt gemacht und 
die halbjährige Frist von dem Ablaufe des achten Tags nach dem Erscheinen 
der letzten betreffenden Bekanntmachung an gerechnet wird. Wird die Kün- 
digung eines solchen Kapitals von Seiten des Gläubigers bewirkt, so hat der- 
selbe zugleich die SchuldTerschreibung der Landeskreditkasse-Yerwaltung 
vorzulegen. So lange die Kassenmittel es zulassen, wird das Kapital auf 
Verlangen sofort ohne Kündigung zurückgezahlt. 

Verzinsung: 4 V». Zinstermin: 80. Juni. Die Zinsen vom Tage des 
Verzinsungs- Anfangs, wenn dieser nicht der 1. Juli ist, bis zum nächsten 
1. Juli werden gegen Vorzeigung des Schuldbriefs und gegen Quittung haar 
ausgezahlt« Alle spätere Zinsen werden Ende Juni jeden Jahres dem Kapital 
zugeschlagen und mit diesem verzinst. Der jeweilige Stand des Kapitals ist in 
einer tabellarischen Beilage, welche als integrirender Bestandtheü des Schuld- 
briefs gilt, angegeben. Die Verzinsung dauert bis zur Fälligkeit des Kapitals. 

Gegenwärtiger Schuldbestand. Weil die Anstalt nicht nur neue 
Schuldbriefe ausgibt, sondern auch solche, welche bei ihr bereits zur Zurück- 
zahlung gekommen, und also schon eine Zeit lang gelaufen sind, so ist der 
Schuldbestand bald steigend, bald fallend. 

Vorstehender Darstellung lassen wir noch einige Bemerkungen über di^ 
Bestimmung 

des Kurswerths der gotbaisclLen Staatspapiere 

folgen. 

Da die Sicherheit der gothaischen Staatspapiere, nach der Finanzlage 
des Staats zu urtheilen, eine sehr befriedigende ist, auch weder bei der Zins- 
erhebung noch bei der Kapitalrückzahlung irgend welche Abzüge gemacht 
werden, sondern vielmehr alle Zahlungen voll nach dem Nennwerthe und auf 
Verlangen in Silber erfolgen, so kommt bei der Bestimmung des Kurswerths 
dieser Papiere lediglich ihre Beute, die Zeit ihrer Zurückzahlung und die be- 
anspruchte Höhe der Kapital- Veranlegung in Bechnung. In der nachfolgen- 
den Tabelle sind die Besultate der Kurswerthsberechnung für eine Kapital- 
Veranlegung zu 4, 5 und 6 Prozent jährlicher Beute unter Zugrundlegung 
der kürzesten und längsten Zurückzahlungsfrist der Nennwerthe von jetzt ab 
(Anfang 1868) zusammengestellt und die arithmetischen Mittel der höchsten 
und niedrigsten Werthe beigefügt: 
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keit, von der Ausloosung betroffen zu werden, immer grösser wird. Daher 
werden die Käufer, welche gegenwärtig zu den obigen Mittelwerthen abschlies- 
send viel häufiger im Yortheil sein, als die Yerkäufer. 

Beachtenswerth dürfte noch die Verschiedenheit der Reihenfolge sein, 
wenn man die Schuldbriefe für die yerschiedenen Kapitalanlagen nach ihren 
Mittelwerthen ordnet. Bei 4 7® Anlage nämlich würden dieselben unter Be- 
rücksichtigung der ihnen gegebenen Nummer folgendermassen rangiren: 

Np. (6, r, 8), 1, 5, 2, 3, 4 
bei höherer Anlage dagegen: 

Ko. 8, 7, 2, 1, 5, 6, 3, 4. 

Der Grund zu dieser Erscheinung liegt darin, dass die Abstände dßr 
Maximal- und Minimalwerthe mit der Höhe der Kapitalveranlegung unver- 
hältnissmässig zunehmen. 

Wir schliessen nun unsere Abhandlung mit einer Zusammenstellung 

der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über die auf den Inhaber 

lautenden Schulaoriefe. 

a) Verjährung der Kapitalschuld, Von den ausgeloosten resp. 
gekündigten Obligationen behalten ihre Gültigkeit 

a) bis zum Ablauf des 4. Jahres nach stattgehabter Ausloosung: die der 

landschaftlichen und Kammeranleihe ; 
ß) bis zum Ablauf des 8. Jahres nach stattgehabter Ausloosung resp. 
Kündigung: die Schuldbriefe der Staatskasse vom 1. Nov. 1865, ebenso 
die der Ablösungs- und Landeskreditkasse. 
Nach Ablauf dieser Fristen werden die nicht zur Zahlung präsentirten 
Schuldbriefe für erloschen erklärt. Hinsichtlich der verloosbaren Papiere wird 
üblicherweise schon in den Bekanntmachungen der Ausloosungsresultate auf 
das Ende der Verjährungsfristen wiederholt aufitnerksam gemacht und in Bezn^ 
auf die Landeskreditkasse-Schuldbriefe besteht die ihstruktionsmässige Be- 
stimmung , dass ' sobald 7 Jahre der Verjährungsfrist bereits abgelaufen sind, 
im Gothaischen Regierungsblatte durch zweimalige Bekanntmachung auf den 
bevorstehenden Ablauf der Verjährungsfrist hingewiesen werden soll. 

b) Verjährung der Zinsdchuld. Es verjährt: 

oc) bis zum Ablauf des 2. Jahres nach dem Fälligwerden: die Zinsschuld 

(der Coupon) der landschaftlichen und Kammer-Anleihe; 
ß) bis zum Ablauf des 4. Jahres nach dem Fälligwerden: die Zinsschuld 

der Staatskasse-Schuldbriefe vom l.Nov. 1865 und die der Bentenbriefe 

der Ablösungskasse; 
y) bis nach Ablauf des 8. Jahres gleichzeitig mit der Kapitalschuld die 

Zinsschuld der Landeskreditanstalt-Schuldbriefe mit Zinszuschlag. 
Die verjährten Coupons werden öffentlich für erloschen erklärt. 

c) Die Coupons, welche erst n^-ch Beendigung der Verzin- 
sung belegt sind. Bei der Einlösung der falligen Kapitalien müssen die 
Schuldbriefe mit Zubehör , d. i. mit Talons , Coupons , soweit diese nicht 
fällig geworden sind, abgegeben werden. Für jeden fehlenden Coupon wird 
der Betrag desselben an der Kapitalzahlung gekürzt. Dergleichen Coupons 
werden vor der Erhebung des Kapitals von den Kassen zurückgewiesen und 
erst nach derselben eingelöst, vorausgesetzt, dass sie vor dem Ablauf ihrer 
Verjährungsfrist präsentirt werden. 

d) Die Versetzung ausser und in Kurs, Der Vorzeiger einer 
Obligation , einer Zinsleiste oder eines Zinscoupons wird als Eigenthümer des 
betreffenden Dokuments angesehen. Die Zurückforderung eines au porteor 
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gestellten Schuldscheinsr aus den Händen des dritten redlichen Besitzers ist 
«chlechthin untersagt."") Die Redlichkeit des Besitzers wird solange yermuthet, 
<als nicht derjenige, welchem Effekten der gedachten Art entwendet oder be- 
trügerisch entzogen oder auf sonstige Weise abhanden gekommen sind, dem 
Besitzer nachweist, dass er solche entweder selbst auf unrechtmässige Weise 
B.n sich gebracht oder dass er darum, dass dieses von einem seiner Yorbesitzer 
geschehen, zur Zeit der Erwerbung gewusst habe. 

Die Zahlbarkeit an den Inhaber wird diesen Werthspapieren dadurch be- 
nommen, dass sie durch eine gültiger Weise darauf angebrachte Bemerkung 
ausser Verkehr gesetzt worden sind. Rechtsgültig sind die Ausser- Yerkehrs- 
setzungen: 

1) der Civilgerichtsbehörden, wenn die Form gewahrt, nämlich der Name 
derjenigen Person, zu deren Gunsten die Aussercourssetzung erfolgt, 
Ort, Datum, Unterschrift und Stempel (Siegel) der zuständigen öffent- 
lichen Behörde angegeben ist; 

2) der Kassen Verwaltungen, welchen nach den betreffenden Emissionsgesetzen, 
die AusserkurssotzuDg durch Yormerk auf dem Schuldbrief und Eintrag 
in ein Inscriptionsbuch übertragen worden ist; 

3) der übrigen öffentlichen Behörden des Inlandes für sich selbst, wenn 
sie solche Papiere besitzen oder für Andere aufzubewahren haben; 

4) der Öffentlichen Behörden oder der Notare des Auslandes, soweit die- 
selben nach den am Orte der AussteUung geltenden Gesetzen hierzu 
competent sind. 

Die Yersetzung in Yerkehr steht ebenfalls allen Civilgerichtsbehörden 
des Inlandes und bezüglich der unter 2, 3, 4 angegebenen Ausserkurssetzung 
auch denjenigen Behörden zu, welche letztere bewirkt haben. 

Yormerke von Yersetzungen aussei oder in Yerkehr, welche von Privat-, 
personen oder nicht zuständigen Behörden ausgestellt worden l^ind, werden 
als nicht vorhatiden angesehen und behandelt. 

Die Beifügungen von Bedingungen und Yorbehalten bei diesen Yor- 
merken, wenn sie nicht einen bestimmten Zeitpunkt oder Zeitraum betreffen, 
werden als nicht beigefügt betrachtet. 

Ausser Yerkehr können nur die Schuldbriefe und Talons, nicht aber die 
Coupons gesetzt werden. Bevor ein ausser Cours gesetztes Werthpapier 
wieder in Kurs gesetzt worden ist, darf eine AuszaMung des Kapitals an 
den Inhaber nicht erfolgen, und ebenso wenig dürfen neue Couponsbogen 
gegen ausser Kurs gesetzte Talons verabfolgt werden. 

e) Mortification. Antragstellung: Dis Antragstellung ist blos 
zulässig, wenn es sich uro die Ungültigkeitserklärung eines Schuldbriefs, even- 
tuell mit Zubehör handelt, welcher möglicherweise im Besitze eines 
Andern ist. Dieselbe hat beim Kreisgerichte zu erfolgen und ist entweder 
durch glaubwürdige Bescheinigung d«r Art und Weise , wie das Dokument 
muthmasslich abhanden gekommen ist, oder durch eidliche Bestärkung zu 
begründen. 

Y er fahren. Durch das Kreisgericht wird zuerst Zahlungsverbot an die 
betreffenden Kassenstellen gerichtet, sodann werden Ediktalladungen ab den 
unbekannten Besitzer erlassen mit der Androhung, dass die Urkunde, wenn 
«ie nicht binnen Jahresfrist producirt wird, für erloschen gelten und eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht Statt finden soll. Wird in Folge 



*) Dem Beschädigten verbleibt nur die persönliche Kontrakts- oder Deliktsklage 
(vergl. Mosers Kapitalanlage in Werthpapiereft 8. 416). Die Redaktion. 
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dessen die Urkunde präsentirt , so hört das Hortifikationsyerfahren auf und 
dem Antragsteller wird anheimgegeben, seine Ansprüche bei dem competenten 
Gerichte weiter zu verfolgen. Ist jenes dagegen nicht der Fall, so wird die 
Urkunde für ungültig erklärt und dieses Erkenntniss gleichfalls yeroffentlicht» 
Nach Ablauf eines «mhres Tom Tage der Ertheilung ab tritt das Erkenntniss 
in Eechtskraft, so dass bis dahin das Hortifikationsyerfahren noch durch 
Präsentirung des Dokumentes unterbrochen werden kann. Nach erlangter 
Rechtskraft des Erkenntnisses erfolgt die Ausfertigung eines neuen Schuld- 
scheins, welcher in jeder Beziehung an die Stelle des für erloschen er* 
klärten tritt. 

Kosten. Sämmtliche wegen Mortifikation einer Obligation erwachsenen 
Kosten sind yom Antragsteller zu tragen. 

f) Ersatz yernichteter oder beschädigterSchuldbriefe. Wenn 
die gänzliche Yemichtung einer Schuldurkunde unzweifelhaft nachgewiesen 
werden kann, oder wenn ein Schuldbrief durch Zerreissen, Beschmutzen oder 
auf sonstige Weise so beschädigt worden ist, dass seine wesentlichen Merk- 
male noch deutlich erkennbar sind, so wird auf Antrag und gegen Erstattung 
der Kosten ein neues Dokument angefertigt. 

g) Verloren gegangene Talons und Coupons werden nie in Du- 
plicaten ausgefertigt. Wird der Verlust eines Talons ungesäumt angezeigt 
und auf Erfordern eidlich erhärtet, so wird nach Ablauf des Zinsbogens der 
neue auch ohne Talon ausgehändigt. Bei sicher nachgewiesenem Verluste 
von Coupons kann der Betrag der zur Zeit der Anzeige noch nicht yerfal- 
lenen, falls dieselben nicht innerhalb ihrer Verjährungsfrist präsentirt worden 
sind, gegen Vorzeigung des Schuldbriefs und gegen Ausstellung besonderer 
Quittimg erhoben werden. Dieser Anspruch erlischt aber; wenn der Inhaber 
des Schuldscheins sich nicht binnen der nächsten 2 Monate yom Ablauf der 
bemerkten Verjährungsfrist an bei der betreffenden Kasse zur Erhebung des 
Zinsenbetrags angemeldet hat. 

h) Veröffentlichungsorgane in Schuldbriefsachen: 

1) das gothaische Begierungsblatt: for sämmtliche Schuldbriefarten;. 

2) der Actionär in Frankfurt: landschaftliche und Kammer- Anleihe ; 
8) die Leipziger Zeitung: landschaftliche Anleihe; 

4) der preussische Staatsanzeiger: landschaftliche und Kammer-Anleihe^ 
Bentenbriefe; 

5) die deutsche allgemeine Zeitung: Kammer- Anleihe, Bentenbriefe. 

Oskar Fleischhauer. 



Nachtrag. 

Der am 1. April 1868 dem GothaiBchen Speziallandtag yorgelegte Hanshaltseiat 
pro 1. Juli 1868/69 schliesst in der Einnahme and Ausgabe mit 640,000 Tfaaler ab. 
Vergleicht man die einzelnen Positionen in dem Einnahme- und AuBgabetitel mit dem 
8. 251 aqgegebenen des BechnungsjahFes 1865/66, so ist, was die Einnahme betrifft, 
der Ertrag der indirekten Steuer nur mit 13,000 Thaler (Pos. Y.) angegeben, da diese 
mit 176,017 Thaler in die Bundeskasse fliessen. Unter den Ausgabepositionen sind für 
das Militärwesen (Pos. VII.) nur 2090 Thaler in Ansatz gebracht, weil 62,071 Thaler 
auf den Etat des norddeutschen Bundes gebracht worden sind. Die Redaktion. 
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der iB gewisser, wenn ancli nnbestimmter Zeit realisirbaren Werth- 

papiere, welche eine feste Rente tragen. 



Ein grosser Theil der im Verkehre vorkommenden Werthpapiere Ter- 
hriefen ein bestimmtes Kapital nnd eine in Prozenten des NominalwertheB 
ausgeworfene Zinsrente; es sind Schuldbriefe, in welchen einem bestimmten 
Schuldner ein unbestimmter Oläubiger gegenübersteht. Die Schuld selbst ist 
Tom Gläubiger unaufkündbar, während gewöhnlich dem Schuldner die Pflicht 
obliegt, ^e als selbständige Ganze bestimmten Theile dieser Schuld in einer 
gewissen Weise zu tilgen. In Folge dieser Tilgung werden diese Schuld« 
theile, welche die in Bede stehenden Werthpapiere repräsentiren, in einer 
bestimmten Zeit rückzahlbar und die ihnen entsprechenden Zinsrenten alsdann 
wegfallig. Werden nun solche Schuldverschreibungen zum Zwecke einer 
Kapital^age angekauft, so entsteht natürlich die Frage: welchen WertH 
besitzen gegenwärtig dergleichen Effekten mit Bücksicht auf 
ihren Nominalwerth, ihre Beute und die Fälligkeit des durch 
sie repräsentirten Kapitals unter Zugrundlegung £ines bestimm* 
ten Zinsfusses für die Kapitalanlage? 

Den Gang der zur Erörterung dieser Frage nothwendigen Bechnungen 
zu zeigen und ein deutliches Bild des Einflusses der hierbei in Betracht 
kommenden umstände durch eine Zusammenstellung von Bechnungsresultaten 
zu geben, ist der Zweck dieser Zeilen. 

I. Rechnnngsverfaliren. 

1) Das gewohnlich zu dem vorstehenden Zwecke eingehaltene Bechnungs- 
verfaluren beruht auf dem Satze: 

Der Kurswerth mit der dafür beanspruchten Beute ist so gross als 
das Nominalkapital mit seiner Beute, beide von der Zeit des Kaufs bis 
zur Kapitalfalligkeit gerechnet.*) 



'*') Für die der Algebra Kundigen werden hier di^ diesen Regeln entsprechendeD 
aUgemeinen mathematischen Ausdrücke beigefügt, wobei 
K das Kominalkapital, 
n Anzahl der Procente seiner Bente, 
n die Anzahl der Jahre bis zur Rückzahlung desselben, 
C der KurBwerth) 



^6g Die EarBvertluberecliDiing. 

Knüpfen vir hieran ein bestimmtes Beispiel, indem wir annehmen , ein 
solches Werthpapier trage eine Rente von 3 Thlr. und irerde nach b Jahren 
nach aeinem Nennwerthe von 100 Thlr. znrflckgezahlt nnd es sei zn bestim- 
men, wie theuer ee gekauft werden dürfe, wenn eine Teranlegnng der Kauf« 
summe zu 4 °/° Zinsen Statt finden solle, so gestaltet sich dieEedmung nach 
Hassgabe des obigen Satzes wie folgt: 

Man nehme eine vorläufige Eaufsumme = 100 Thlr. an. 

Hiezu die 5j&hrige 4*/« Rente derselben 

= 100 Thlr. X -^ X 5 . . = 20 , 

Werth der ^aufsunune nach 5 Jahren =120 Thlr. 

Nominalkapital =100 Thlr. 

Hiezu 5jährige 3 'I» Beate 100 Tblr. 



Werth der Rente nnd des Ki^itals . == 115 Thlr. 

Wenn aber obige 120 Thlr. einer Eanfsnmme von 100 Thlr. entsprechen, 



«o entspricht 

ind . . . 
96V8 Thlr. 



ond 115 , „ , , -tsq- n X 115 



h. es beträgt fBr obiges Beispiel der Kurswerth 957« •/" des 
Komin alverthes. 
Diese Rechnungs weise ist insofern ungenau, als dabei von einer Yerzin»- 
lichkeit der Renten ganz nnd gar abgesehen ist. Bei kleinen Bentenbetiägen 
ist zwar diese Ungenanigkeit ohne grossen Belang und dainm unwesentlich, 
allein bei Kapitalanlagen von längerer Daner und grGsserem Um&mge erhSlt 
sie «in CFewicnt, sobald die RentenbetrSge bedeutender sind nnd nament3i<A 
der Unterschied zwischen der Vorzinsungshöhe des Nominalkapitats , nnd der 
Eaufsumme von Belang ist. 

2) Ein zweites Becbnungs verfahren entspricht ganz genau dorn vorigen, 
nur mit dem unterschiede , dass dabei wenigstens die einfachen Zinsen der 
R«nten mit in Ansatz kommen. Der oben ausgesprochene Satz modulirt sich 
■^^ ich wie folgt: 

Der Kurswerth mit der dafQr beanspruchten Rente und ihren ein- 
fachen Zinsen ist so gross, als das Nominalkapital mit seiner Rente 



ip Anzahl der Procente, ia welcher die Teranlegnng eines Kapitals erfolgen eoll, 



bedsHtH Es ist 



also wenn n ^ 1 
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und ihren einfachen Zinsen — bfeide von der Zeit des Kaufs bis zur 
Kapitalfalligkeit gerechnet.*) ' . 

Für das oben angeführte Beispiel gestaltet sich hiernach die Rechnung 
•folgendermassen : 

Vorläufig angenommene Kaufsumme = 100,oo Thlr. 

5jährige 4 7© Rente = 20,oo „ 

femer die 4 */o Zinsen- 

der letzten Rente = 0,oo „ 

der vorletzten Rente == */ioo X 4 Thlr = 0,i6 „ 



der drittletzten „ = 2 X *Aoo X 4 Thb. , , ; = 0,; 



88 



» 



der viertletzten „ = 3 X */n>« >^ 4 Thb. ... es 0,48 „ 

der fünftletzten oder ersten Rente 4 X */ioo X 4 Thlr. . = 0,64 ,, 

Oesammtw^the nach 5 Jahren . . = 121,6o ^ 

j^ominalkapital . = 100,oo llilr. 

5jährige 3Vo Rente , . . . = 15^00 j, 

femer die 4 7© Zinsen 

der letzten Rente = 0,oo „ 

der vorletzten Rente = *Aoo X 3 Thlr = 0,u „ . 

der drittletzten „ = 2 X */ioo X 3 Thlr. . . . = 0,«4 „ 



der viertletzten „ = 3 X Vi 00 X 3 Thlr. . . . = 0, 
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der fünftletzten oder ersten Rente = 4 X 7» 00 X 3 Thlr. = 0,48 ^ 

Gesammtwerth nach 5 Jahren = 116,ao Thlr. 

Wenn aber der Gesammtwerth von 121,6o Thlr. einer Kaufsumme von 

100 Thlr. entspricht, so entspricht ein Gesammtwerth von 1 Thlr. einer Kauf- 

100 
«umme von j^^j — Thlr., fdglich ein Gesammtwerth von 116,8o Thlr. von 

116,80 X ,4?^ Thhr. = 95,56 Thlr. 

' 121,60 ' 

d. h. es beträgt der Kurswerth 95,56 7o cles Nominalkapitals. 
Um die vorstehende ausführliche Zinsenberechnung, welche bei einiger- 
massen langen Zeiträumen etwas umständlich werden wird, abzukürzen, kann 
man dieselbe nach folgender Regel vornehmen: 

Man multiplicire die Anzahl der Jahre mit der um 1 verminderten 
Anzahl, dividire das Resultat durch 2 und multiplicire es mit dem Pro- 
centsatz des Zinsfusses und dem jährlichen Rentenbetrage , so erhält 
man die Gesammtzinsen. 
Im vorstehenden Beispiele ist 
die Anzahl der Jahre == 5, 
die um 1 verminderte Anzahl =^ 4, 
das Produkt aus beiden 5 X 4 = 20, 
die Hälfte davon 10 



= —^ ^^^K 



^ ^ 100 V ^ 2 looj 

^ 100 V ^ 2 1007 



also wenn n = 1 

C= -K 

• 100 
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4 4 4 

mit 4 Prozent d, i. mit -^Kq multiplicirt = 10 X "fön' ~ 10 

folglich einfache Zinsen der EnrswerthB-Rente Ton 4 Thlr« = 4 Thfar. 

4 
X ^ = 1,6 Thhr. 

und einfache Zinsen der Werthpapier-Rente Ton 8 Thlr. -^ 3 Thlr» 

4 
X "Yg^ = 1,« Thhr. 

Also bei nochmaliger Becapitnlation der Rechnung 

vorläufig angenommene Eaufsumme = 100,oo Thlr. 

5jährige 4 \ Rente = 20,oo , 

einfache Zinsen derselben zu 4 •/• = l,>o n 

Gesammtwerth nach 5 Jahren &= 12l,6o Thlr» 

Nominalkapital = 100,oo Thlr. 

5jährige 3 */• Rente = 15,oo » 

einfache Zinsen derselben zu 4 V« = l,io ^ 

Gesammtwerth nach 5 Jahren = 116^o TÜrl 

Der übrige Theil der Rechnung wie oben. 

Diese Rechnungsweise gibt solange ziemlich richtige Resultate, solange 
die Dauer der Kapitalanlage nicht sehr gross ist; ist aber das letztere der 
Fall , so erreichen nach und nach die Beträge der einfachen Zinsen eine 
solche Hohe, dass auch ihre Zinsen nicht mehr unbeachtet bleiben dürfen, 
welchem Umstände einzig und allein nur durch das nachfolgende Rechnungs- 
TCrfahren gehörig entsprochen wird. 

3) Dieses dritte Riechnungsyerfahren unterscheidet sich Tom yorigen da^ 
durch, dass nicht blos die einfachen Zinsen, sondern Zinseszinsen der Renten mit 
in Ansatz gebracht werden und der mehrerwähnte Bedingungssatz lautet daher : 
Der Eurswerth mit der dafür beanspruchten Rente und ihren Zinses- 
zinsen ist so gross als das Nominalkapital mit seiner Rente und ihren Zinses- 
zinsen, — beide von der Zeit des Kaufs bis zur Kapitalfalligkeit gerechnet. ^^ 
Der Gang dieser Rechnungsweise für das in Rede stehende Beispiel ist 
etwa folgender:. 

Vorläufig angenommene Kaufsumme =^ lOO^oo Thlr. 

erste Rente dayon = 4,oo T£lr. 

_4 

100 
zweite Rente = 4,oo „ 

Summa = 8,i6 Thlr. 

also wenn d = 1 

und wenn n=ce, also das Kapital ein eisernes, oder die Rente eine ewige ist 

C = — K 
P 



4 7» Zmsen auf 1 Jahr = -^^7^ X 4 Thhr. = 0,i6 , 
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4 

47, Zinsen auf 1 Jahr = -j^ X 8,1s = 0,88 Thlr. 

dritte Bente = 4,oo ^ 

Summa = 12,4» Thlr. 

4 

47, Zinsen auf 1 Jahr = -j^q X 12,4» =? 0,50 „ 

vierte Rente = 4,oo y, 

Summa = 16,99 Thlr. 

4 
47o Zinsen auf 1 Jahr == ^j^rx- X 16,99 = 0,68 „ 

fünfte Rente «= 4,oo y, 

Summa = 21,87 ~ = 21,67 Thlr. 

Gesammtwerth nach 5 Jahren = 121,67 Thlr. 

Nominalkapital = 100,oo Thlr. 

erste Rente davon ' . = 3,oo Thlr. 

4 7o Zinsen auf 1 Jahr ..... = 0,u „ 
zweite Rente = 3,oo „ 

Summa =6,12 „ 

4 7o Zinsen auf 1 Jahr = 0,«4 „ 

dritte Rente = 3,oo „ 

Summa = 9,36 Thlr. 

4 7« Zinsen auf 1 Jahr = 0,88 „ 

vierte Rente — 3,oo „ 

Summa = 12,74 Thlr. 

4 7o Zinsen auf 1 Jahr = 0,5i „ 

fünfte Rente = 3,oo „ 

Gesammtwerth nach 5 Jahren = 116,85 Thlr. 
Wenn daher 121,67 Thlr. Gesamn^twerth einer Kaufsumme von 100 Thlr. ent- 

also 116,25 Thlr. j, „ n n n i^l^ v 

Thlr. X 116,85 

d. i. 95,5« Thlr. 
und es beträgt daher der Eurswerth im mehrerwähnten Falle nach dieser 
Rechnungsweise 

95,55 7o ^^^ Nominalkapitals. 
Wie aus dem Vorhergehenden genügend hervorgeht, stimmen die Resul- 
tate dieser drei Rechnungsweisen für dergleichen kurze Kapitalanlagen fast 
überein. Anders verhält sich die Sache, wenn die Dauer eine bei Weitem 
längere wird, z. B. wenn man in obigen Beispielen 50 Jahre statt 5 Jahre 
setzt; denn es ergibt alsdann 

das erste Rechnungsverfahren einen Kurswerth von 8373 7« 
„ zweite ^ n ?» » 80,o4 7. 

r, dritte „ „ « n 78,68 7, 

In dem bis jetzt betrachteten Beispiele war die Annahme gemacht, die 
Rente des Werthpapieres sei niedriger als die Rente, welche für eine Kapital- 
anlage beansprucht wird; es erübrigt daher noch, auch den Fall ins Auge zu 
fassen, wo die erste höher ist als die letzte, z. B. wenn der Kurswerth 
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eineB Papiers zu bestimmen ist, dessen jährliche Rente bei einem Nominal- 
kapitale von 100 Thlr. den Betrag von 5 Thlr. hat, während die Verzinsung 
der Kapitalanlage blos zu 4 •/, beansprucht wird. 

Für eine Dauer der Anlage von 5 Jahren ergibt hier 

die erste Bechnungsweise einen Eurswerth von 104,i7 7« 
„ zweite „ „ „ „ 104,44 7, 

„ dritte „ „ . „ „ 104,45 7, 

und für die Dauer von 50 Jahren 

die erste Bechnungsweise einen Eurswerth von 1167» ^Z« 
„ zweite „ ?» t, » 119,»» 7« 

, dritte « . « . 121,48 7o 

Während sonach früher das erste Bechnungsverfahren den höchsten Eurs- 
werth und das letzte dagegen den kleinsten resultirte, ist es hier umgekehrt^ 
es gibt das erste Verfahren den niedrigsten, das letzte dagegen den höch- 
sten Werth. 

Das erste dieser Bechnungsverfahren ist zu ungenau, als dass von seinen 
Ergebnissen viel Zuverlässigkeit erwartet werden könnte, und das letzte ist 
zu komplicirt, als dass es für den Bechnungsunkundigen zu empfehlen wäre,, 
und es dürfte sich daher für letzteren das mittlere Verfahren am besten 
eignen, weil es fast so genau wie das dritte und dabei doch ebenso einfach 
wie das erste ist. 

In dem feigenden Abschnitte sind nunmehr noch die hauptsächlichsten 
Besultate für die gewöhnlichsten Fälle nach Massgabe der genauen Bech- 
nungsweise zusammengestellt, einmal um berechnete Besultate darnach zu 
prüfen und sodann auch, um ein Bild über den Einfluss der verschiedenen Um- 
stände auf die Grösse des Eurswerthes dem geehrten Leser vor Augen zu führen. 

n. Tabellariscli geordnete Beelmungsresnitate. 

1. Eurswerth 370 Werthpapiere inProcenten des Nominalkapitals. 



Wenn dai 
Kapital zurück- 
gezahlt wird 



und wenn die Kapitalanlage erfolgen boU zu 



*% 



4Va% 



5% 



6V»% 



«•/o 



naoh 1 Jahr 


99,04 


98,66 


98,10 


97,68 


2 


98,u 


97,19 


96,88 


95,88 


3 


97,8t 


95,88 


94,68 


93,88 


4 


96,87 


94,68 


92,91 


91,84 


5 


95,80 


93,48 


91,84 


89,88 


6 


94,76 


92,86 


89,88 


87,81 


7 


94,00 


91,16 


88,48 


85,79 


8 


93,s7 


90,n 


87,07 


84,16 


9 


92,56 


89,01 


85,78 


82,68 


10 


91,89 


88,13 


84,86 


81,16 


12 


90,61 


86,88 


82,37 


78,48 


14 


89,44 


84,67 


80,80 


76,08 


16 


88,86 


83,18 


78,81 


78,84 


18 


87,84 


81,76 


76,68 


71,89 


20 


86,41 


80,49 


75,08 


70,11 


80 


82,71 


75,67 


69,86 


63,67 


40 


80,81 


72,40 


65,68 


59,89 


50 


78,61 


70,86 


63,4» 


57,67 


75 


76,88 


67,89 


61,08 


55,86 


100 


75,49 


67,08 


60,80 


54,76 


nie 


75,00 


66,67 


60,09 


54,64 



97,17 

94^60 

91,98 

89,60 

87,86 
85,88' 

83,s5 

81,87 

79,60 
77,91 
74,81 
72,1» 

69,66 
67,82 
65,69 

58,71 
54,8» 
52,71 
50,69 
50,1» 
59)0 <> 
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2. Kurswerthe 3V^ > Werthpapiere in Procenten 

des N<Tminalkapitalg. 



Wenn das 


und ' 


«renn die Kapitalanlage erfolgen soll zu 


Kapital znrfick- 
gezahlt wird 












4% 


4VaVo 


5% 


5Va% 


6% 


nach 1 Jahr 


99,62 


99,04 


98,67 


98,10 


97,64 


?2 


99,06 


98,18 


97,21 


96,81 


# 

95,42 


3 


98,61 


97,26 


95,92 


94.60 


93,82 


4 • 


98,18 


96,41 


94,68 


92,99 


91,84 


5 


-97,78 , 


95,61 


93,61 


91,46 


89,47 


6 


97,88 


94,84 


92,89 


90,01 


87,71 


7 


97,00 


94,11 


91,82 


88,68 


86,04 


8 


96,68 


93,40 


90,81 


87,88 


84,48 


9 


96,28 


93,66 


89,84 


86,10 


83,00 


10 


95,94 


92,09 


88,42 


84,92 


9 

81,60 


12 


95,81 


90,88 


86,71 


82,76 


79,01 


14 


94,72 


89,78 


85,16 


80,82 


76,76 


16 


94,17 


88,77 


83,74 


79,08 


74,74 


18 


98,67 


87,84 


82,46 


77,61 


72,98 


20 


93,20 


86,99 


81,81 


76,10 


71,82 


30 


91,85 


83,71 


76,94 


70,98 


65,59 


40 


90,10 


81,60 


74,26 


67,91 


62,88 


50 


89,86 


80,24 


72,63 


66,12 


60,60 


75 


88,16 


78,60 


70,77 


64,29 


58,86 


100 


87,76 


78,06 


70,28 


63,81 


58,46 


nie 


87,60 


77,78 


70,00 


63,64 


58,83 



3. 



Kurswerthe 47« 

No 



Werthpapiere 
minalkapitals. 



in Procenten des 



Wenn das 
Kapital znrQGk- 


nnd ' 


«renn die Kapitalanlage 


) erfolgen soll za 












gezahlt wird 


4% 


*V«% 


5% 


6V2% 


6% 


nach 1 Jahr 


100,00 


99,62 


99,06 


98,68 


98,11 


2 


100.00 


99,06 


98,14 


97,28 


96,88 


3 


100,00 


98,68 


97,28 


95,95 


94,65 


4 


100,00 


98,21 


96,46 


94,74 


93,07 


5 


100,00 


97,81 


95,67 


93,69 


91,68 


6 


100,00 


97,42 


94,92 


92,61 


90,17 


7 


100,00 


97,66 


94,21 


91,48 


88,84 


8 


100,00 


96,70 


93,64 


90,60 


87,68 


9 


100,00 


96,89 


92,89 


89,67 


86,40 


10 


100,f(r 


96,04 


92,28 


88,69 


85,88 


12 


100,00 


95,44 


91,14 


87,07 


88,21 


14 


100,00 


94,89 


90,10 


85,63 


81,41 


16 


100,00 


94,38 


89,16 


84,81 


80,79 


18 


100,oa 


93,92 


88,81 


83,18 


78,84 


20 


100,00 


93,60 


87,64 


82,07 


77,06 


30 


100,00 


91,86 


84,68 


78,20 


72,47 


40 


100,0» 


90,80 


82,84 


75,98 


69,98 


50 


100,00 


90,12 


81,74 


74,60 


68,4» 


75 


100,0» 


' 89,80 


80,62 


73,33 


67,09 


100 


100,00 


88,02 


80,16 


72,8» 


66,7» 


nie 


100,or 


88,8» 


80,00 


72,78 


66,67 
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4. 



Kurswerthe V/t^lo Werthpapiere in Procenten des 

Nominalkapitals. 



Wenn da« 
Kapital znrfick- 


und wenn die KapitalanU^e erfolgen soll xa 












V«s«blt wird 


4% 


4Va% 


5% 


5V«% 


e% 


naoh 1 Jahr 


100,48 


100,80 


99,88 


99,06 


98,69 


2 


100,M 


100,00 


99,07 


98,16 


97,86 


3 


101,89 


100,08 


98,84 


97,80 


95,99 


4 


101,81 


100,00 


98,88 


96,80 


94,80 


5 


102,88 


100,00 


97,84 


95,78 


93,68 


6 


102,81 


100,00 


97,48 


95,09 


92,68 


7 


103,00 


100,00 


97,11 


94,88 


91,68 


d 


103,87 


100,00 


96,77 


93,67 


90,69 


9 


103,72 


100,00 


96,46 


93,06 


89,80 


10 


104,08 


100,00 


96,14 


92,46 


88,98 


12 


104.89 


100,00 


95,67 


91,88 


87,40 


14 


105,s8 


100,00 


95,06 


90,41 


86,06 


16 


105,88 


100,00 


94,68 


89,84 


84,84 


18 


106,88 


100,00 


94,18 


88,76 


83,76 


20 


106,79 


100,00 


93,77 


88,06 


82,79 


30 


108,66 


100,00 


92,81 


85,47 


79,86 


40 


109,90 


100,00 


91,48 


83,96 


77,48 


50 


110,74 


100,00 


90,87 


83,07 


76,88 


75 


111,84 


100,08 


90,86 


82,16 


75,88 


100 


112,86 


100,00 


90,08 


81,90 


75,0 r 


nie 


112,60 


100,00 


90,00 


81,80 


75,00 



5. Kurswerthe 57« Werthpapiere in Procenten des 

Nominalkapitäls. 



Wenn dM 
Kapital xarfick- 


und } 


ireiin die Kapitelanlage 


erfolgen soll su 












gexablt wird 


4% 


4V«% 


ß% 


ßVa% 


6% 


nach 1 Jahr 


100,96 


100,48 


100,00 


99,68 


99,08 


2 


101,89 


100,94 


100,08 


99,08 


98,17 


8 


102,77 


101,87 


100,00 


98,66 


97,88 


4 


103,68 


101,79 


100,08 


98,26 


96,68 


5 


104,46 


102,80 


100,00 


97,86 


95,79 


6 


105,84 


102,68 


100,00 


97,80 


95,08 


7 


106,00 


102,96 


100,00 


97,18 


94,42 


8 


106,73 


103,30 


100,00 


96,88 


93,79 


9 


107,48 


103,66 


100,08 


96,68 


93,80 


10 


108,11 


103,96 


100,00 


96,88 


92,64 


18 


109,88 


104,88 


100,08 


95,69 


91,69 


14 


110,66 


105,11 


100,09 


95,81 


90,71 


16 


111,66 


105,68 


100,00 


94,77 


89,89 


18 


112,66 


106,08 


100,00 


94,88 


89,17 


20 


113,69 


106,60 


100,08 


94,08 


88,58 


80 


117,29 


108,14 


100,08 


92,73 


86,24 


40 


119,79 


109,20 


100,00 


91,98 


84,98 


50 


121,48 


109,88 


100,00 


91,68 


84,84 


75 


123,68 


110,70 


100,00 


91,07 


83,64 


100 


124,60 


110,98 


100,00 


90,96 


83,88 


• nie 


125,00 


111,11 


100,00 


90,91 


83,88 
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6. Eurswerthe öV^Vo Werthpapjere in Procenten des 

Komin alkapit als. 



Wenn das 
KapiUl tarfiek- 


nnd wenn die KapiUilanlige erfolgen soll tn 












gexahlt wird 


4% 


4Va% 


6% 


ßVa% 


6% 


nach 1 Jahr 


102,44 


100,96 


100,48 


100,06 


99,58 


2 


102,88 


101,87 


100,98 


100,00 


99,08 


3 


104,16 


102,76 


101,86 


100,00 


98,66. 


4 


105,44 


103,69 


101,77 


100,00 


98,87 


5 


106,«8 


104,89 


102,17 


n)0,e« 


97,8« 


6 


107,8« 


105,16 


102,54 


100,00 


97,84 


7 


109,00 


105,89 


102,89 


100,00 


97,8t 


8 


1 10,10 


106^0 


103,88 


100,o« 


96,89 


9 


111,16 


107,19 


103,66 


100,00 


96,60 


10 


112,87 


107,91 


103,86 


100,00 


96,88 


12 


114,08 


109,18 


104,48 


100,00 


95,78 


14 


115,84 


110,88 


104,96 


100,00 


95,85 


16 


117,48 


111,88 


105,48 


100,00 


94,95 


18 


118,M 


112,16 


105,84 


100,09 


94,69 


20 


120,88 


113,01 


106,88 


100,00 


94,86 


.30 


125,94 


116,89 


107,69 


100,00 


93,18 


40 


129,69 


118,40 


108,68 


100,00 


92,48 


50 


182,28 


119,7« 


109,18 


100,00 


92,18 


75 


135,58 


121,40 


109,74 


100,00 


91,77 


100 


136,76 


121,95 


109,98 


lOOyOi 


91,60 


nie 


137,60 


122,88 


110,00 


100,00 


91,67 



' 7. Folgerungen ans den vorstehenden Bechnungsresnltaten. 

a) Der Eurswerth eines Eapitals, dessen Rente geringer ist, als der be- 
anspruchte Zinsfuss der Ec^ital-Yeranlegung wird um so kleiner, je später 
das Eapital zur Zurückzahlung gelangt, bis er da, wo das Eapital in Ewig- 
keit fortbesteht, also ein sogenanntes eisernes, und die entsprechende Rente 
eine ewige ist, seinen niedrigsten Stand erreicht* Umgekehrt wird der Eurs- 
werth eines Eapitals, dessen Rente höher ist, als die beanspruchte Höhe der 
Eapitalanlage, um so grösser, je später die Zurückzahlung des Eapitals er- 
folgt. Auch hier bildet das eiserne Eapital, oder die ewige Rente die Grenze 
des Eurswerthes, indem dieser alsdann seinen höchsten Betrag erreicht. 

Diese Maximal- und Minimalbeträge des Eurswerthes verhalten sich zum 

Nominalkapital wie die Rente des letztem zur beanspruchten Rente der 

Eaufsumme, z. B. für ein 4 '/^ Papier zu 5 7o Eapitalanlage 

5:4 = 100:x. 

d. i. 

' 400 ^^ 
X = -^ = 80,00 

b) In der Nähe der Maximal- und Minimalwerthe ist die Aenderung des 
Eurswerthes für verschiedene Zeiträume der Zurückzahlung höchst unbedeu- 
tend, so dass z. B. der Eurswerth eines 3 7o BApi^i^ boi 4 7o Yeranlegung 
für eine Heimzahlung nach 75 Jahren kaum l'/io 7« höher ist, als der- 
jenige, welcher einer Yeranlegung entspricht, wo das Eapital nie zurüc]^«* 
gezahlt wird. 
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c) Je grösser der Untersch^pd zwischen der wirklichen nnd der bean- 
spruchten Kapitalrente ist, desto aufiFälliger sind die Aenderungen der Kurs- 
werthe für yerschiedene Zeiträume der Eapitalzurückzahlung. So entspricht 
2. B. dbr Kurswerth eines 3 •/• Werthpapiers von 75 '^/^ 

bei 4 7, Yeranlegung einem eisernen Kapital 

472 n i> einer Heimzahlungsquote Yon 30 Jahren 

^ » » » » » 20 „ 

d) Die Yeranlegung eines Kapitals in solchen Werthpapieren fallt unr 
80 höher aus, je früher die letztem realisirbar sind, wenn sie unter Pari 
gekauft werden, oder je später die Kapitalzurückzahlung stattfindet , wenn 
der Ankauf über Pari erfolgt. 

e) Deswegen ist ein Aiu:auf von Anlehepapieren über Pari immerhin be- 
denklich. Nämlich entweder beruht dieser hohe Preis nur auf Börsenspeku- 
lation und ist daher bald yorübergehend, — oder wenn derselbe dauernd ist, 
so muss nothwendigerweise die Beute des Werthpapiers höher sein als der 
laufende Zinsfuss. Sobald aber das Letztere Statt findet, wird der Schuldner 
das geliehene Kapital billiger erhalten können und entweder zur Zurückzah- 
lung der Schuld oder zur Reduction der Rente schreiten. Der Yortheil, 
welchen man durch den Preis über Pari zu erwerben sucht, .ist darum ein 
höchst zweifelhafter und nur selten ein dem berechneten Kurswerth ent- 
sprechender, 

8. Einige Beispiele. Bei Werthpapieren, deren Nennwerth in Folge 
eines Tilgungsmodus von bestimmter Regelmässigkeit, wie z. B. bei den Ajq- 
nuitäten-Darlehen zur Zurückzahlung kommt, lässt sich die Dauer, bis wohin 
die Rückzahlung mindestens erfolgt sein muss, leicht berechnen, und demnach 
der Kurswerth bestimmen, welchem ein solches Papier entspricht, für den 
Fall es zuerst, oder in der Mitte der Zeit oder zuletzt zur Heimzahlung ge- 
langen sollte. Dieser Tilgnngsmodus ist freilich nicht immer von einer solchen 
bestimmten Regelmässigkeit, und ebenso wenig sind immer alle diejenigen 
Bestimmungen bekannt, welche die Norm für eine solche regelmässige Til- 

fnng bilden. So z. B. besteht zwar im Allgemeinen für die preussischen 
taatsschuldscheine die Yorschrift, dass 17« der ursprünglichen Schuld unter 
Hinzurechnung der durch die Tilgung ersparten Zinsen jährlich zur Zurück- 
zahlung kommen solle, so dass bei halbjänrlicher Zinszahlung 

die 3^8 7« Papiere nach 43 Jahren 

1» ^'/« » » » 38 „ 

sämmtlich zur Zurückzahlung gelangt sein müssten ; allein einestheils be- 
schränkt sich dieser Zinsenzuschlag bei den altem Aiileihen allemal nur auf 
je 10 Jahre, so dass die Tilgungssumme von da ab allemal eine Kürzung er- 
föhrt, anderntheils nimmt der Staat das Recht in Anspruch, seine Werthpa- 
piere, wenn deren Kurs unter Pari steht, an der Börse zurückzukaufen, und 
• nur, wenn sie den Pari-Kurs erreichen oder übersteigen, durch Yerloosung 
nach und nach zu realisiren; und überdies behält er sich noch weiter yor, 
die Tilgungsbeträge beliebig zu yerstärken. 

Ohiie sehr fehlzugreifen, könnte man aber bezüglich der höchsten Rück- 
zahlungsdauer eines solchen Papiers die in der folgenden Zusammenstellung 
beigesetzten Zeiträume annehmen. Die daraus resultirenden Kurswerthe, yer- 
glichen mit den Kursnotizen der Berliner Börse yom 3. Jan. 1868, ergeben 
jblgende Resultate: 
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Papiere 



Längste Dauer seit 



Anfang 



I.Jan. 1868 



Minimalkurswerth bei 






47» 



48/4 



Borse- 
Notiz 



3 7a Vo preuss. Staatschnldscheiiie 

4Vo 

47« Vo 



7t 
7t 






50 J. 

41 

38 



ca. 






1 


25 Jahre 


84,5 


78,0 


81,3 


25 


92,5 


86,0 


89,9 


20 


100,0 


93,8 


96,3 


30 


100,0 


92,3 


96,1 



8374 

767* 

8974 

96 

96 



d. h. eine Kapitalanlage in diesen Papieren und zu den eben erwähnten 
Börsenpreisen hat mindestens eine Höhe von 47« */o* Die Bentenbriefe der 
7 preuBsischen Rentenbanken werden in Perioden von 41 und 57 Jahren zu- 
rückgezahlt, so dass die letzten, weil die Briefausgabe seit 1859 geschlossen 
worden ist, in ca. 50 Jahren zur Zurückzahlung gelangen. Da sie 4 */, 
Zinsen tragen, so entspricht sonach ihr Börsenkurs 907> Thlr.am3.Jan. d. J. 
einer Eapitalyeranlagung yon mindestens 47» 7o* ~ 

Die Kosel-Oderberger Eisenbahn-Prioritäts-Obligationen Ser. I, welche 
4 Vo Zinsen tragen und bis zum Jahre 1900 nach und nach sämmtlich rück- 
zahlbar sind, laufen sonach noch längstens ca. 30 Jahr und ihr Börsenpreis 
von 827« kommt daher einer Kapitalanlage von mehr als 57« 7o gl^^^h. 

0^. Fleischhauer. 
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Die Bellen EiseDbahnunternebmuDgen im firossberzogtbum Hessen 

und in der bayerischen Rheinpfalz. 



Seit dem Erscheinen unserer Abhandlung ^die Eisenbahnpapiere an 
den deutschen Effektenbörsen*^ — Seite 1 bis 149 dieses Bandes — 
sind im Orossherzogthum Hessen und in der bayerischen Bheinpfalz wiederum 
neue Privateisenbahnuntemehmungen ins Leben gerufen worden, die wohl 
geeignet sind, die Aufmerksamkeit des Kapitalisten zu fesseln. Wir halten 
es daher for n5thig, gleichsam zur Ergänzung unseres ebenerwähnten Eisen- 
bahnartikels auch diese in den genannten Staatsgebieten im Entstehen be- 
griffene Bahnen, nämlich: 

1) die Erweiterungsbauten der hessischen Ludwigsbahn, 

2) die oberhessische Bahn und 

3) die Alsenzbahn 

im Folgenden auf Grund der uns gütigst mitgetheilten Yerwaltungsberichte 
der Ludwigs- und Pfälzischen Bahnverwaltung und sonstiger authentischer 
Quellen des Näheren zu besprechen. 

• 

L Die Erweiterungsbauten der hessischen Ludwigsbahn. 

Wir hatten bereits gelegentlich der Besprechung der hessischen Ludwigs- j 

bahn (Seite 106) erwähnt, dass diese Eisenbahngesellschaft seit geraumer 
Zeit eine Erweiterung ihres Unternehmens beabsichtige, und auch gleichzeitig 
die zur Ausführung projektirten einzelnen Linien namhaft gemacht. Nicht 
minder hatten wir auch gesagt, dass es im Plane der Verwaltung läge, ihre 
Frankfurt-Hanauer Bahn gegen die preussischen Antheile der Main-Neckar- 
Bahn und Frankfurt-Offenbacher Bahn auszutauschen und gegen Ueberlassung 
der grossherzoglich hessischen Antheile an genannte Bahnen zu, den Anlage- 
kosten in Rheinhessen und in der Provinz Starkenburg mehrfache Eisenbahn- 
linien auf ihre Bechnung, ohne jeden Anspruch auf Staatssubvention, herzu- 
stellen. 

Weder die königlich preussische noch die grossherzoglich hessische Staats- 
regierung war auf diese Anträge eingegangen. Letztere hatte zwar ihre 
definitive endgültige Entscheidung Ton den Beschlüssen der zweiten Kammer 
des hessischen Landtags abhängig gemacht; doch diese hatte die Vorschläge 
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der Ludwigsbahn aus dorn Grunde abgelehnt, weil ihr die gleichzeitigen Eon- 
kurrenzanträge der Taunusbahn mehr im Interesse des Landes zu liegen 
schienen. Die hessische erste Kammer theilte dieselbe Ansicht« 

Bereits schienen die Erweiterungspläne der hessischen Ludwigsbahn zum 
grSssten Theil wenigstens im Sande verrinnen zu sollen, als plötzlich eine 
Wendung der Sachlage zu Gunsten der Ludwigs-Eisenbahngesellschaft eintrat. 

Die Verhandlungen, welche die hessische Staatsregierung in Anregung 
ihrer zweiten Kammer mit der Taunus-Eisenbahngesellschaft wegen Erbauung 
der Odenwaldbahn angeknüpft hatte, waren nämlich nicht zum Abschluss 
gelangt und war darauf das hessische Ministerium mit der Ludwigsbahn in 
neue Unterhandlungen getreten, die denn auch schnell zu einem befriedigen- 
den Abschluss gelangten. 

Am 8. Januar 1868 wurde nämlich zwischen dem Vertreter der hessischen 
Staatsregierüng und dem Verwaltungsrath der Ludwigsbahn eine Vereinbarung 
über den weiteren Ausbau des Eisenbahnnetzes in den Provinzen Bheinhessen 
und Starkenburg, vorbehaltlich der Genehmigung der gesetzgebenden Faktoren 
des Grossherzogthums Hessen und der Generalversammlung der Aktionäre 
der hessischen Ludw^bahn, abgeschlossen. 

Gemäss diesem Uebereinkommen wird nämlich die hessische Ludwigsbahn 
folgende Linien bauen und betreiben: 

1) die Rheinhessischen Linien und zwar: 

a) Mainz-Alzey zur bayerischen Grenze in der 

Richtung nach Kirchheimbolanden .... 6,09 Meilen, 

b) Bingen-Armsheim (Alzey)*) mitFlonheim**) 4,i6 „ 

c) Grenzstrecken bei Monsbeim 0,85 „ 

Vorbehaltlich näherer Feststellung in Summa: 11, 10 Meilen. 

2) die Linien in der Provinz Starkenburg und zwar: 

a) Worms ***)-ßensheim 2,85 Meilen, 

b) Darmstadt-Hochst-Erbach (Odenwaldbahn) . 6,85 „ 
nebst einer Zweigbahn zwischen Lengfeld und Höchst 

nach Babenhausen über Gross-Umstadt zur Einmün- 
dung in die Darmstadt-Aschaffenburger Linie 
(vergl. S. 104) 2,oo „ 

Vorbehaltlich näherer Feststellung in Summa: 11, 70 Meilen. 

Für diese Bahnen in einer Gesammtlänge von ca. 23 Meilen , welche die 
Gesellschaft innerhalb dreier Jahre vom Tage der definitiven Concessions- 
ertheilung ab gerechnet, betriebsfertig herzustellen hat, garantirt die hes- 
sische Regierung einen RAnertrag von 35,000 Gulden für jede geogra- 
phische Meile, und zwar eine in die andere gerechnet. Die Ga^rantie erstreckt 
sich auf die Dauer der Concessionszeit, sie beginnt für die einzelnen genannten 
Bahnstrecken mit dem auf ihrer Betriebseröffnung folgenden 1. Januar oder 
1. Juli, sie erlischt aber, wenn diese Bahnstrecken fünf hintereinander folgende 
Jahre hindurch einen Reinertrag von 50,000 fl. per Meile erbracht haben. 

Für die neuconcessionirten Linien ist die Gesellschaft auf so lange, als 
sie die Garantiepflicht des Staates in Anspruch nimmt, verpflichtet, nach ge- 



*) Die Strecke Armsheim-Alzey wird für Mainz-Alzey und Bingen- Alzey ge- 
meinschaftlich sein. 

**) Nach Fl on heim wird wegen der dort befindlichen grossen Steinbrüche 
eine Zweigbahn gelegt werden. 

***) Der Kheinübergang bei Worms soll durch eine Trajektanstalt bewirkt 
werden. 
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wissen, bereits bezeichneten Grundlagen ein yöUig ausgpscliiedenes Rechnungs- 
wesen zu. führen, dessen nähere Details die Regierung nach Anhören des 
Yerwaltungsrathes später feststellen wird. In diese besonders aufzustellende 
Betriebsrechnung dürfen keine Amortisationsbeiträge, wohl aber 5000 fl; per 
Meile und Jahr f&r den Emeuerungsfond eingestellt werden. 

Von allen Reinerträgen obiger Linien, welche den Durchschnitt von 
45,000 fl. per Meile überschreiten, ist die Hälfte zur Rückzahliing der vom 
8taate etwa in früheren Jahren auf Grund der Garantie geleisteten Zahlungen, 
aber ohne Zinsen, so lange zu yerwenden, bis dieselben gänzlich ausge- 
glichen sind. 

Ausserdem wurde vereinbart, dass die Linien einspurig, jedoch Tunnels, 
Viadukte u. s. w. für die Breite zweier Gleise herzustellen seien. Für die in 
der Richtung von Bingen nach Neustadt a. d. H. führenden Schienenstränge 
muss der Grunderwerb sogleich für 2 Gleise vorbereitet werden. Ein zweites 
Gleis ist auf denjenigen Strecken (von Hauptstation zu Hauptstation gerechnet) 
zwei Jahre nach Verlangen der Staatsregierung dann zu legen, wenn der 
Bruttoertrag. per Meile sich auf denselben über 120,000 fl. jährlich beläuft. 

Femer wurde der Gesellschaft das Expropriationsrecht verliehen und ihr 
die Wohlthat des Geset2;es vom 14. August 1867 eingeräumt. *) 

Endlich wurde vereinbart, dass sich die Concessionen für die oben genannten 
Linien auf 90 Jahre erstrecken und auch für die bereits früher concessionirten 
Bahnen ebenfalls bis zum Jahre 1958 verlängert werden sollen und dass das 
Recht des Staates, die Linien gegen den 20fachen Betrag des Durchschnitts- 
ertrages von je fünf Betriebsjahren anzukaufen, allgemein erst nach fünf und 
zwanzig Jahren von Ertheilung der neuen Ooncession ab beginnen und über- 
haupt nur für den ganzen Oomplex der in je einer Provinz des Grossherzog- 
thums liegenden Bahnlinien ausgeübt werden kann. ^ 

Man sieht aus Obigem, dass die vom Staate zu leistende Garantie für 
die -Gesellschaft eine sehr vortheilhafte , nicht durch kleinliche Nebenbedin- 
gungen eingeschränkte ist. Sie ist nicht eine bestimmte Zinsengarantie, son- 
dern ihrer Natur nach die Garantie eines fixen Reinertrags, der je nach 
Hohe der Baukosten mehr oder weniger Gewinn darstellt. Rechnet man nun 
die Gesammtbaukosten auf 19,400,000 fl., wovon auf die rheinhessischen 
Linien 10,000,000 fl. oder circa 900,000 fl. per Meile und auf die Linien in 
der Provinz Starkenburg 9,400,000 fl. oder circa 800,000 fl. entfallen, so er- 
gibt dies bei circa 23 Meilen einen Garantiebetrag von ungefähr 800,000 fl., 
welcher sich je nach künftiger definitiver Festsetzung der Baukosten entweder 
erhöhen oder erniedrigen wird. - 

Durch Liangriffn^hme dieser neuen Linien mÜ so wenigen Opfern wird 
die hessische Ludwigsl^ahn voraussichtlich ein gutes Geschäft machen, da die 
neuen Linien mit ganz geringen Ausnahmen reich gesegnete Provinzen * auf- 
schliessen. Namentlich ist Rheinhessen ein gut kultivirter und mit fast 10,000 
Einwohnern pro Quadratmeile bevölkerter Landstrich. Ist auch der Odenwald, 
namentlich in seinem südlichen Theil menschenarmer als Rheinhessen, so 
producirt derselbe doch sehr viele Massenprodukte (Holz u. s. w.). Der Haupt- 
vortheil des Baues besteht aber darin, dass die alten Linien der Ludwigsbalin 
durch die neuen dauernd alimentirt werden nnd fremde Konkurrenzen aus- 



*) Nach diesem Gesetz haben nämlich die betrefPenden Gemeinden, deren Floren 
von den neu zn erbauenden Eisenbahnen berührt werden, für die Kosten des Grond- 
erwerbes, soweit er den 80 fachen Betrag der Normalsteuer-Kapitalien überschreitet, 
aufzukommen. 
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gtsschlossen sind. Ueberhaupt dürfte auch hier der alte Erfahrungssatz sich 
geltend machen, je grösser das Netz, desto grösser die Erleichterungen und 
Ersparnisse im Betriebe. 

In der am 12. Februar 1868 ad hoc einberufenen ausserordentlichen (29.) 
Gen^ralyersammlung der Aktionäre der hessischen Ludwigsbahn wurde denn 
auch der Bau der genannten Linien unter den angeführten Bedingungen mit 
793 gegen 86 Stimmen genehmigt und gleichzeitig festgestellt, dass die zum 
Bau erforderlichen Gelder durch Ausgabe von Aktien und Obligationen in 
einer zwischen der Regierung und dem Yerwaltungsrathe zu vereinbarenden 
Weise beschafft; werden, die gegenwärtig zu emittirenden Beträge aber bis auf 
weiteren Beschluss einer künftigen Generalversammlung nur auf 7,000,000 fl» 
sich beziffern sollten. 

Nachdem dieses Uebereinkommen auch von der hessischen Landes* 
Vertretung genehmigt und unter dem 4. April die definitive Concession zu 
den mehrfach genannten Linien ertheilt worden war, beschloss der Verwaltungs- 
rath, zur Beschaffung der Baugelder eine Prioritätsanleihe von 9,000,000 Thlr. 
oder 15,760,000 fl. in 5 7o Obligationen aufzunehmen, den Rest aber später 
durch Ausgabe von neuen Stammaktien zu beschaffen. / 

Von der Prioritätsanleihe wurden zunächst 4,000,000 Thlr. oder 7,000,000 fl. 
zum pari-Kurse in Mainz, Darmstadt, Frankfurt, Stuttgart, Berlin, Köln, Mann- 
heim, Heidelberg, Leipzig und Hamburg am 16. und 17. April 1868 zur 
öffentlichen Zeichnung aufgelegt. (Der Rest der Anleihe darf vor Mai 1869 
nicht ausgegeben werden.) 

Die Inhaberobligationen lauten auf 200 Thaler oder 350 Ü, und sind 
mit öVe in zwei Raten, am 1. Januar und 1. Juli jährlich, verzinslich. Die 
definitiven Obligationen werden gegen Rückgabe der den Subscribenten über- 
gebenen Oertifikate am 1. Juli ausgehändigt. Yolleinzahlungen können bis 
1. Juli 1868 jederzeit unter Abzug von 5 7© Zinsen erfolgen. Bei der Ein- 
zahlung wird die Kaution (10 7o der subscribirten Beträge) zurückgegeben. 

Die Anleihe wird innerhalb zehn Jahren weder amortisirt, noch gekün- 
digt oder konvertirt werden. Nach Ablauf von 10 Jahren, also von 1878 an, 
wird die ganze Anleihe innerhalb 80 Jahren auf dem Wege der öffentlichen 
Yerloosung getilgt werden. 

Die Zahlung der Zinsen und des Kapitals findet an den Zahlstellen der 
Gesellschaft spesenfrei statt (vergl. S. 105). 

Für die Sicherheit der Anleihe haften 1) die Erträge der neuen Bahnen, . 
2) die Garantie des Staates mit 800,000 fl. jährlich und 3) die Erträge der 
andern Linien des Unternehmens, soweit diese nicht durch die Zinsen und 
Amortisationen der auf dieselben radicirten Prioritätsanleihen in Anspruch 
genommen ind. 

Eine dritte Linie, welche die hessische Ludwigsbahn demnächst, aber 
ohne jede Staatsgarantie in Angriff nimmt, ist die sogenannte Riedbahn, 
welche bereits 1869 vollendet sein wird. 

Dieser 4,8 Meilen lange Schienenweg verbindet Darmstadt mit Worms. 
Er berührt direkt eine Anzahl stark bevölkerter Ortschaften, z. B. Gernsheim 
und mündet bei Hofheim in die Worms-Bensheimer Linie (s. oben sub 2). 
Durch diese, in' baulicher Beziehung durchaus keine Schwierigkeiten bietende 
Bahn wird die hessische Ludwigsbahn wenigstens theilweise die Schäden 
ausgleichen, die sie seit Eröffnung der badischen Odenwald-Bahn (Heidelberg- 
Mosbach in der Richtung nach Würzburg) durch Verlust des Verkehrs von, 
Baden und der Rheinpfalz nach Altbayern zu beklagen hatte. Später, wenn 
die Verbindung zwischen Monsheim (s. oben unter 1) mit Neustadt und 
Kaiserslautern (via Mannheim) vollendet sein wird, ist die Riedbahn sogar 
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das Mittel, wodurch die kürzeste Linie zwischen Saarbrücken und Würzburg 
hergestellt werden kann«. Sie wird sich dann eines stitrken durchgehenden 
Verkehrs zu erfreuen haben; auch der blosse Lokalverkehr wird nicht ohne 
Bedeutung sein. 

Die Adjacenten der Bahn wollen das Unternehmen durch eine Subyention 
von 240,000 fl. unterstützen. Dieser Beitrag wird, ohne Zinsen, durch den 
dritten Theil der Brutto-Einnahme über 40,000 fl. per Meile zurückerstattet 
werden. 

Die gedachte ausserordentliche Cteneralyersammlung genehmigte einstimmig 
den Bau der Biedbahn und ermächtigte den Yerwaltungsrath, zum Zwecke 
dieses Bahnbaues Torläufig 1,750,000 fl. in Stammaktien (zum Tageskurs) 
unter Genehmigung der Staatsregierung zu emittiren. 

Gleichzeitig beschloss diese Versammlung auf Antrag des Verwaltungs- 
rathes, die neu auszufertigenden Aktien in Stücken von 350 fl. = 200 Thlr., 
auf beide Währungen lautend, emittiren zu lassen, in Folge hieven den 
$.11 des Statutes in seiner jetzigen Form aufzuheben und wie folgt zu fassen: 
„Der Aktionär, welcher 7 Araen zu 250 fl. oder 5 Aktien zu 350 fl. 
(Thaler 200) besitzt, ist stimmfähig und berechtigt, in den Generalyersamm« 
lungen zu erscheinen. Er muss sich jedoch 14 Tage Tor derselben auf die 
Art und Weise^ welche von dem Verwaltungsrathe vorgeschrieben und öfiPent- 
lich bekannt gemacht wird, über den Besitz seiner Aktien legitimiren. Ein 
Aktienbesitz von 1750 fl. oder 1000 Thaler Nominalbetrag gibt immer eine 
Stimme, so dass derjenige, welcher 17,500 fl. oder 10,000 Thaler Nominal- 
betrag Aktien besitzt, 10 Stimmen hat. Mehr als 10 Stimmen kann kein 
Aktionär, auf welche Art es auch sei, in sich vereinigen.'' 

Durch Ausführung dieser Erweiterungsbauten wird sich das Bahnnetz 
' der Ludwigsbahn von 34,53 Meilen auf 61, 41 Meilen ausdehnen. Das Aktien- 
kapital betrug bis jetzt 17,500,000 fl. und wird sich durch die 1,750,000 fl. 
Aktien für die Riedbahn vorläufig auf 19,250,000 fl. (incl. Hanauer Bahn) 
vermehren. Die Prioritätsschuld von ursprünglich 12,000,000 fl. (excl. der 
Prioritäten für die Hanauer Bahn) wird durch Ausgabe der 5*/o Prioritäts- 
anleihe von 15,750,000 fl. (s. oben) auf 27,750,000 fl. sich erhöhen. 

Werfen wir schliesslich noch einen Blick auf die Lage der Ludwigsbahn 
zu Anfang des Jahres 1868, so können wir dieselbe als günstig bezeichnen. 
Gegen 77*70 ^^ Vorjahr wird sie pro 1867 eine Dividende von 8*/« 7» ▼©r- 
theilen. Die Eröffiiung der Bebra-Hanauer Bahn im Herbst 1868 und* der 
in Aussicht stehende Bau der Linie Aschaffen burg-Miltenberg, sowie die 
projektirte direkte Verbindung zwischen Mannheim und Karlsruhe werden, 
wie die Karte zeigt, der Ludwigsbahn sehr zum Vortheil gereichen. 

IL Die Oberhessische Bahn. 

■ 

In ihrer Sitzung vom 6. August 1867 beschloss die zweite Kammer zu 
Darmstadt, dass auch in der Provinz Oberhessen folgende Linien erbaut 
werden sollten: 

1) Giessen-Grünberg-Alsfeld-Lauterbach bis zur Landesgrenze 
bei Lundenhausen (Fulda), 20 Stunden lang, und 

2) Giessen-Lich-Hungen-Nidda-Büdingen zur Landesgrenze bei 
Haingrändau (Gelnhausen), 15 Stunden lang, zum Anschluss an 
die baverische Westbahn. 

Die hessische Staatsregierung trat mit Kapitalisten wegen Ausbau dieser 
Linien in Verhandlung und ertheilte schliesslich einer unter der Firma ^^Ober- 
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liessisclie Eisenbahngesellschaft'' durch das Bankhaus t. Erlanger 
und Sohne gebildeten Gesellschaft die Concession. 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Giessen nnd ist das Aktienkapital 
für beide Linien in einer Länge von 22,so Meilen auf den Maximalbetrag von 
28,400,050 Gulden süddeutscher Wäiming oder 16,228,600 Thaler, eingetheilt 
in 81,143 Aktien k 200 Thaler =» 850 Gulden (incl. der 37« 7o Bauzinsen 
auf die bis zum 1. April 1871 berechnete Bauzeit) bemessen. Der Conces- 
sionsurkunde entnehmen wir um ihrer Wichtigkeit willen die beiden folgenden 
%%. nach ihrem Wortlaute: 

§. 15. 

„Die Grossherzogliche Staatsregierung bewilligt der Oberhessischen Eisen» 
bahngesellschaft Behufs des Baues und des Betnebes der im Eingange ge- 
nannten Bahnen die Garantie des Staates für einen jährlichen Beinertrag von 
8Vs 7o ^^^ ^^ jenen Unternehmungen anzulegenden und im Maximalbetrage 
auf 28,400,050 Gulden süddeutscher Währung festgesetzten Aktienkapitals 
dergestisilt, dass unter keinen Umständen eine Vermehrung des Tom Staate 
garantirten Zinsbetrages von 994,0017« fl« stattfinden darf^ und unter folgen- 
den näheren Bedingungen. 

1) Sobald die Banrechnungen für die neueji Bahnen abgeschlossen sind, 
wird das Kapital, welcheii sich 

a) für den Bau der Bahnen nebst aUem Zubehör, 

b) für die Anschaffung der Transportmittel, 

c) für die Verzinsung mit 37^ ^1^ während der Bauzeit, d. h. bis zum 
ersten des auf die Betriebseröffaung folgenden Monats (cf. sub 2), 

d) zur Deckung etwaiger Eursrerlnste bei Begebung der Aktien 

als nothwendig ergiebt, unter Mitwirkung eines Kommissärs der Gross- 
herzoglichen Regierung definitiv festgesetzt. 

Wenn die Gesellschaft für die Gegenstände unter a, b und d einen 
Contrakt mit einem Unternehmer abschuesst, durch welchen der Letztere 
sich yerpflichtet, jene Gegenstände insgesammt zu beschaffen und zu 
liefern und seine Vergütung dafür in Aktien nach deren Nominalbetrage 
zu nehmen, und wenn dieser Vertrag nach yorgängiger Prüfung die 
Genehmigung der Begierung erhalten hat, so ist derselbe für die be- 
zeichneten drei Posten massgebend, falls der darin vereinbarte Gesammt- 
preis die Summe von 26,000,050 Gulden in Aktien nach deren Nominal- 
betrage nicht übersteigt und folgeweise von dem veranschlagten Aktien- 
kapitale für die Verzinsung während der Bauzeit 2,400,000 Gulden zur 
Verfügung bleiben. 

Ebenmässig kann über die Bauzinsen (c) die Gesellschaft mit einem 
Unternehmer kontrahiren, jedoch dürfen immerhin dieselben die Summe 
von 2,400,000 Gulden in Aktien al pari nicht übersteigen. 

Würde aus irgend einem unvorhergesehenen Grunde die Ausfuh- 
rung der Bahnen ins Stocken gerathen, so soll die Grossherzogliche 
Regierung berechtigt sein, auf Kosten und zu Lasten der Gesellschaft 
den Bau weiter zu führen und zu vollenden. Sollte in diesem Falle 
das Aktienkapital' unter Zurechnung der gestellten Kaution (§. 2), je- 
doch abzüglich des für die Verzinsung während der Bauzeit erforder-^ 
liehen Belages, zur Ausführung der Bahnen nicht ausreichen, so. ist 
. die Gesellschaft verpflichtet , auf Verlangen der Regierung das zur 
vollständigen Deckung des Bedarfs erforderliche Geld durch Aufnahme 
einer Prioritätsanleihe aufzubringen, wobei die für deren Verzinsung 
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and allmälige Tilgung erforderlichen Beträge von dem. Brutto-Ertrage 
der fraglichen Bahnen vorabzuziehen und nicht zu dein Keinertrage 
derselben zu rechnen sind. 

2) Die Garantie tritt mit dem ersten des auf die Betriebseröffnung der 
Bahnen, und, falls eine streckenweise Betriebseröffhung erfolgen sollte, 
hinsichtlich der den Kosten der betriebenen Strecken entsprechenden 
Theile des Gesammtkapitales yom ersten des auf den Eintritt solcher 
streckenweisen Betriebseröffnung folgenden Monats an gerechnet, in 
Wirksamkeit. 

3) So oft in einem Betriebsjahre der Reinertrag der betriebenen Bahnen 
oder Bahnstrecken , welcher sich nach Abzug der Verwaltungs-, Unter- 
haltungs- und Betriebskosten, sowie der nach den Statuten den Reserve- 
und Erneuerungsfonds zufliessenden Beträge von dem Brutto-Ertrage 
ergiebt, die Höhe von 37« Vo <^68 Anlagekapitals oder des betreffenden 
Theiles desselben nicht erreicht, wird die Grossherzogliche Staatsregie- 
rung die zu einer Verzinsung in dieser Höhe erforderlichen Zuschüsse 
aus Staatsmitteln leisten lassen. 

Der Verwaltungsrath hat in einem jeden solchen Falle hiervon, 
sowie Ton dem Betrage des erforderlichen Zuschusses der Grossherzog- 
lichen Staatsregierung am Jahresschlüsse Anzeige zu machen und der- 
selben die Richtigkeit der Auforderung aus den Betriesrechnungen und 
den zugehörigen Belegen nachzuweisen. Auf Grund dieses Nachweises 
und soweit derselbe erbracht ist, wird die Grossherzogliche Staats- 
regierung der Gesellschaft den erforderlichen Zuschuss in Darmstadt 
bei der Haupt-Staatskasse vor dem 15. Mai des darauf folgenden Jahres 
provisorisch und vorbehaltlich definitiyer Abrechnung zur Verfügung 
stellen. 

4) Uebersteigt in einem Betriebsjabre der Reinertrag die Höhe von 4 ®/o 
des Anlagekapitals, so findet mit Beginn des nächsten auf dieses Jahr 
folgenden Jahres, in welchem dasselbe Yerhältniss eintritt, und fort- 
laufend während aller folgenden, einen höheren Reinertrag, als von 
4^0 ergebenden Jahre eine successive Rückzahlung der von dem Staate 
vor dem erstgedachten Jahre etwa geleisteten Zuschüsse dergestalt statt, 
dass der Staat bis zur völligen Tilgung seiner Zuschüsse alle den Be- 
trag von 4 Vo ^63 Anlagekapitals übersteigenden Theile der jeweiligen 
Reinerträge unverkürzt zu empfangen hat. 

5). Nach Rückerstattung der von dem Staate geleisteten Zuschüsse werden 
die Ueberschüsse, welche sich aus den Reinerträgen über den Betrag 
von 5^0 des Anlage-Kapitals ergeben, unter die Gesellschaft und den 
Staat in der Weise vertheilt, dass hiervon die Erstere V» ^^^ d^r 
Letztere V» jeweilig empfangt. 

S. 18- 

Die Dauer der Concession wird auf Neun und Neunzig Jahre festgesetzt. *) 
Sollte es die Grossherzogliche Staatsregierung jedoch für angemessen 
kalten, die Bahnen fUr Staatsbahnen zu erklären und sie auf Staatskosten 
verwalten zu lassen, so kann dies nach Fünf und Dreissig Jahren vom Tage 
der Betriebseröffnung an jederzeit gegen Erstattung des zwanzigfachen Be- 
trages des durchschnittlichen Reinertrages der letzten fünf Betriebsjahre und 



*) Am 3. AprU 1868 ist die definitive Concession ertheiit worden. 



Die Alsenzbahn. 283 

unter Eintritt in alle Rechte und Verbindlichkeiten der Gesellschaft; geschehen, 
i¥obei die von der Grossherzoglichen Staatsregierang garantirten 3Vs ^h ala 
Minimal-Rcinertrag angenommen werden sollen. Nach Ablauf der Concessions- 
2eit oder vor Ablauf dieser Zeit in, dem Falle der Auflösung der Gesellschaft 
wird, wenn der Staat die Bahnen übernimmt, der Werth derselben und des 
Betriebsmaterials durch Taxation bestimmt, höchstens jedoch mit dem zwän- 
zigfachen Betrage des durchschnittlichen Beinertrages der letzten fünf Betriebs- 
jahre yergütet. 

Erklärt in einem solchen Falle die Staatsregierung, von diesen Befug- 
nissen keinen Gebrauch machefa zu wollen, so können die im Eigenthum der 
Oesellschaft befindlichen Gegenstände einzeln, aber nicht als Eisenbahn, für 
Rechnung der Gesellschaft oder ihrer Kreditoren veräussert werden/ 

Von dem Aktienkapital wurde am 6. und 7. April in Frankfurt, Berlin, 
Leipzig, Stuttgart u. s. w. der Betrag von 10,000,000 Thalern zum Kurs von 
75 7e zur öffentlichen Subscription gebracht. Die Einzahlungen erfolgen all- 
mäh&g (die erste Einzahlung mit 25 7o ^^s Nominalbetrages fand am 15. April 
1868 statt) und werden die Theileinzahlungen während der Bauzeit mit 3 Vs Vo 
verzinst, ebenso die gleich volleingezahlten Aktien. Die Auszahlung der 
Zinsen und Dividenden erfolgt in Frankfurt a. M. bei Gebrüder Beth- 
mann und denHerren v. Erlanger und Söhne und in Berlin bei Herrn 
Jos. Jaques. 

Yon beiden Linien der Oberhessischen Bahn wird zunächst die Linie 
Oiessen-Gelnhausen die grösste Bedeutung erlangen, da durch dieselbe 
die Rheinischen Eisenbahnen mit den bayerischen Bahnen bei Gemunden oder 
Partenstein auf dem kürzesten Wege verbunden werden. Giessen ist Station 
der Main- Weser-Bahn und Endpunkt der Köln-Mindener Bahnstrecke Deutz- 
■Giessen, welche in Wetzlar die Lahnbahn (Oberlahnstein-Wetzlar) auf- 
nimmt. Für spätere Zeit wird die Linie Giessen -Fulda ein wichtiges Mittel- 
glied der Verkehrsstrasse zwischen dem Osten und Westen Deutschlands bilden. 
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Unter den mehrfachen Bahnbauprojekten der Verwaltung der „pfälzi- 
schen Bahnen" (vergl. oben S. 97 — 102) ist die Ausführung der „Alsenz- 
bahn" zuerst zur Thatsache geworden. 

Diese 6,50 Meilen lange Bahnlinie wird, von Hochspeyer (Station der pfäl- 
zischen Ludwigsbahn) ausgehend, über Enkenbach, Langmest und Win n- 
weiler nach Münster am Stein führen und dort in die Rhein-Nahe- 
Bahn münden. Ihre Ausfährung war bereits früher durch einen zwischen 
^er königlich preussischen und bayerischen Staatsregierung abgeschlossenen 
Staatsvertrag d. d. Kreuznach den 28. Oktober 1865 sicher gestellt worden. 
Nachdem sich nun die Verwaltung der pfälzischen Bahnen bereit erklärt 
hatte, die Alsenzbahn auf Rechnung der pfälzischen Nordbahnen als zweite, 
mit der ersten Linie dieser Gesellschaft — Landstuhl-Kusel — vollständig 
gleichberechtigte Linie zu bauen und zu betreiben, sowie die allgemeine Ge- 
schäftsleitung unter denselben Modalitäten zu übernehmen, welche für die 
Ausführung der Landstuhl-Kuseler Bahn festgesetzt sind, wurde am 23. Nov. 
1867 die definitive Concession ertheilt. 

Gleichzeitig wurde für Bau- und Einrichtungskapitalien im Betrage von 
7,700,000 fl, eine staatliche Zinsgarantie von 4 7© a^^ 25 Betriebsjahre gewährt. 

Eine auf den 3. Februar 1868 einberufene ausserordeütliche General ver- 
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sammlong der Aktionäre der pfälzischen Nordbahn genehmigte die Uebemahme 
des Banes« und beschloss behufs B^schafiFung des Baukapitals ihr bisheriges 
Aktienkapital von 1,740,000 fl. um 7,700,000 fl., also auf 9,440,000 fl., ein- 
getheUt in 18,880 Aktien ii 5Ö0 fl., zu erhöhen. 

Nachdem nun auch Seitens der königlich preussischen Staatsregierung^ 
für die in das preussische Gebiet fallende Strecke der Alsenzbahn unter den» 
12. Februar 1868 die Concession ertheilt worden war, wurde am 3. April 
die Zeichnung ai^f 15,400 Stück Stammaktien der pfalzischen Nordbahn in 
Frankfurt, Nürnberg, Berlin, Mannheim, München und Ludwigshafen eröffnet. 
Der Emissionskurs war 80 V<* Bei der Zeichnung war eine Einzahlung TOii 
40 7o des gezeichneten Nominalbetrages unter Anrechnung des Differential* 
kurses der Emission mit netto 102 fl. 20 kr. per Interimsschein baar zu leisten» 
Vor dem 1. April 1869 wird eine weitere Einzahlung nicht verlangt. Yoll- 
einzahlungen können zu jeder Zc^it geleistet werden, und werden (üese, wie 
die Theilzahlungen auch während der Bauzeit mit 47o jährlich verzinst. 

Die Aktien sind mit Zinscoupons per Januar und Juli, mit Dividenden- 
Scheinen und Talons versehen. Die Zinszahlung findet an den S. 102 ge- 
nannten Zahlstellen der pfalzischen Bahnen statt. 

Die Bedeutung der Alsenzbahn für den direkten und Transitverkehr ist 
gross, denn sie kürzt die linksrheinische Zugslinie um etwa 10 Stunden , die 
Koute von Kaiserslautern nach Bingen und den Niederrhein sogar um 22 
Stunden ab. Da auch der Lokalverkehr sich nicht ungünstig gestalten wird, 
so dürfte die Alsenzbahn eine der best rentirenden Unternehmungen der 
pfälzischen Bahnen werden. Freilich ist nicht zu verkennen, dass der Emis- 
sionskurs ein ungemein niedriger ist, also sich das nominelle Anlagekapital 
verhältnissmässig sehr hoch beziffern wird. Der Emissionskurs der ersten 
Serie Aktien war 98. 

Gotha, im April 1868. Der Herausgeber. 
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1) Der Kredit und seine Organisation. Eine Yolkswirthsckaft- 

liebe Studie von Ernst Becher. A. Hartlebens Verlag. Pest. 
Wien. Leipzig. 1868. S\ 

Auf allen Oebieten des Yolkswirtbscbaftlicben Lebens macht sich eine 
Beorganisation unserer theilweise sehr ungesunden Ereditverhältnisse dringend 
nöthig. Bei der grossten Geldabundanz herrscht die grösste Kreditlosigkeit 
und das ist eben das Unnatürliche, das Ungesunde in unserem Kreditwesen. 
Man muss daher jede Bemühung, sei es durch Schrift oder Wort, diese hei- 
kelige 'Frage einer befriedigenden Losung näher zu fOhren, mit Freuden be- 
^rüssen. 

Nun liegt uns hier ein Schriftchen vor, welches zunächst allerdings nur die 
Reform des österreichischen Kreditwesens ins Auge fasst, aber auch für uns 
draussen „im Reiche^ sehr viel Beherzigenswerthes enthält, so dass wir unsern 
Lesern dasselbe dringend zum Studium empfehlen. 

In kurzer, klarer Weise legt uns der Herr Verfasser seine Prinzipien 
dar. Die Vorschläge, in welcher Form den 4 verschiedenen Hauptgruppen 
des wirthschaftlichen Lebens : der Landwirthschaft (dem grossen und kleinen 
Grundbesitz), dem Gewerbe, der Industrie und dem Handel, je nach 
ihrer Individualität der Kredit zugeführt werden soll, zeugen von einer scharfen 
und richtigen AufiFassong der einschlagenden VerhältmBse. Die Anstalten 
selbst, durch welche jenen Gruppen aie Benutzung des Kredits zugänglich 
gemacht werden soll, tragen an ihrer Spitze, nicht etwa das Prinzip der 
Staatshülfe, .sondern das Associationsprinzip, sei es die Association 
des Kapitals oder der Gesammtbürgschaft. 

Interessant sind auch die Gedanken über die Errichtung von Arbeiter- 
kreditbanken und Kreditsversicherungsbanken. 

Die Ausstattung dieser 4 Bogen starken Brochüre lässt nichts zu wün- 
schen übrig. 

2) DieNorddeutschenBörsen-Papiere. Ausführlicher Commentar 

zu allen an der Berliner Börse Kurs habenden in- und aus- 
ländischen Staats- und Prämienanleihen, Pfand- und Ren- 
tenbriefen, Bank-, Industrie- und Eisenbahneffekten von 
A. Saling, Redakteur der Berliner Börsen-Zeitung. Berlin 
1868. Haude & Spener'sche Buchhandlung. 12^ 

Mit seltener Befriedigung haben wir dieses Werk aus der Hand gelegt. 
Ohne hier den reichen, die neuesten Vorkommnisse mitumfassenden Inhalt 
näher zu beleuchten, ist es nach unserer Meinung von den vorhandenen 
Börsenbüchem das einzige, welches den in Sachen des Börsen- und Effekten- 
verkehrs oft rathlos dastehenden Laien in kurzer und deutlicher Weise wirk- 
lich aufklärt und belehrt. Wir können es daher allen Kapitalisten, ganz be- 
sonders aber den norddeutschen, auf das Wärmste zum Ankauf empfehlen. 
Die Ausstattung ist elegant und der Druck scharf und deutlich, auch ist das 
Format (Taschenformat) sehr praktisch. 



Der erste Geschäftsbericht des Leipziger Kasseiivereins. 



Wir haben, wie unsem Lesern erinnerlich sein wird, in einem besondereD 
Artikel »der Leipziger Eassenyerein^ diese junge Firma ausfuhrlich 
besprochen (B. III S. 276 bis 281) und namentlich am Schluss desselben ge- 
sagt: ,wir halten die Aktien des Leipziger Eassenvereins für eine solide und 
für die Zukunft rentable Kapitalanlage/ 

Diese dazumals von. uns ausgesprochene Meinung ist bereits durch den 
ersten Geschäftsbericht des Vereins bewahrheitet worden, obgleich gerade 
das vergangene Jahr dem Bankgeschäft nichts weniger als hold gewesen ist.^ 

Da derselbe also ein alter Bekannter von uns ist , dürfte es nicht zu viel 
sein, wenn wir noch einmal, gleichsam nach seinem ersten Geburtstag, auf ihn 
hier zurückkommen. 

Aus dem uns vorliegenden Geschäftsbericht entnehmen wir daher wenig- 
stens einige der wesentlicheren Angaben. 

Nachdem auf das Aktienkapital von 1 Mill. Thlr. am 11. März und 
am 20. April 1867 je 20, also in Summa 40 7« eingezahlt waren, hat der 
Verein unter dem 1. Mai seine Thätigkeit begonnen, die für das Geschäfts- 
jahr 1867 daher nur 7 Monate, vom 1. Mai bis 31. December, umfasst. Der 
Hauptzweck des Vereins, die Erleichterung und Beschleunigung der von dem 
Leipziger Handelsstand gegenseitig zu leistenden Zahlungen durch Abwicklung 
aller dahin einschlagenden Geschäfte an einer Centralstelle zu bewirken, kann 
selbstredend vollständig erst mit dem Laufe der Zeit errefcht werden. (Der 
alte eingefleischte Schlendrian im Geldverkehr ist natürlich nicht so leicht ab- 
zuschaffen.) Trotzdem beträgt der Gesammtumsatz im Giroverkehr Thal er 
70,371,156. 15. 5. , wovon Thaler 35,363,250. 20. im Eingang und Thaler 
34,953,905. 25. 5. im Ausgang. Hievon wurden durch Transferirung allein 
31,5 Vo Thb. 22,128,100 geordnet. Der stärkste Tagesumsatz belief sich auf 
1,409,116 Thlr., der niedrigste auf Thlr. 102,761. 5. Im Ganzen wurden ein- 
geliefert 34,069 Stück Wechsel und 6,002 Rechnungen. Die Zahl der Giro- 
contoinhaber führt der Bericht leider nicht ^n; es wird nur angegeben, dass 
am 2. Mai das Giroguthaben bereits Thlr. 195,927. 4« 5 betragen und am 
5. Juni seinen höchsten Stand mit Thlr. 636,182. 14 erreicht habe. — Der 
Gesammtverkehr in den verschiedenen Branchen des Bankgeschäftes belief 
sich auf Thlr. 9,652,783. 24. 

Wir heben hier nur die Angaben bezüglich des Wechselgeschäfts hervor. 
An Platzwechseln wurden 2,414,714 Thlr. oder 2,224 Stück discontirt mit 
einem Gewinn von 11,588 Thlr. 20 Ngr. An den 1,727 Stück (1,484,120.16) 
angekauften auswärtigen Wechseln wurden 5,858 Thlr. 15. 5. Gewinn ge- 
macht. — Von den im Betrag von 1 Million Thaler ausgegebenen Noten 
circulirten durchschnittlich, wenn man das Ende jedes Monats als Norm an- 
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nimmt nnd den Betrag der Girculation am ultimo der ? OescbäftBmonate mit 
7 dividirt, 894,000 Thtr. Das Gewinn- und Yerlustcouto ergibt einen Rein- 
gewinn Ton 18,416 Tiilr. lö Ngr. Hievon werden nach 
Bichtsraths pro Aktie (tauaend8tUckmit40'/i ^nzaliluug) . 
11,977 Thlr. 23Vi Ngr. als Zinsen und 2 Thlr. 77» Ngr. = 
an Snperdividende, Torbebältlicb der Genelimigung der G 
gezahlt; der Tcrbleibende Best aber wird mit Tblr, 643."; 
fonde <10'l„) mit je579Thlr. I4'/s Ngr. alsTantidme an de 
den Director (je 107.) und endlich mit Thlr. 113. 20 duic 
Bechnung verwendet werden. 

Die Situation des Vereins, am Schlüsse des ersten 
Zahlen ausgedrückt, wird am klarsten dargelegt durch die 

Bilanz des Leipziger KaBsenTereins zu 
am 31. December 1867. 
Aktiva. 
KfiBsen-Bestände : Silber 343,000 Tblr. — Sgr. — Pf. 
eigene Noten . . . 28,000 „ — , — , 
fremde Banknoten und 

Eassenanweisongen 259,861 „ — 11 — 5 

Wechsel-Bestände: 

Wechsel anfLeipzig . 556,242 Thlr. 17 Ngr. — Pf. 
auf ausw. Plätze . 277,214 „ Z „ 5 , 



Lombard.-Bestfinde . . . . 

Effekten-Bestände: 

Eigene Effekten . . 2,538 Thlr. — Ngr. — Pf. 

Reportirte . . . 90,498 , 25 , 5 , 

Guthaben bei auewärtigeu Bankhäusern 

Mobiliar nach Abschreibung von 10 "/g 

Einrichtungskosten nach Abschreibung von 25 7> • • ■ 
Banknoten-Anfertigung nach Abschreibung von lO 7> 

Noch zu empfangende Pfandzinsen 

Vorausbezahlte Mietbe 

Thaler 



Aktienkapital 

Banknoten : 

Creditoren im Giroverkehr ■ ■ 

Hoch zu berichtigende Courtage 

Zurückzuschreibende Zinsen auf Wechsel pr. hier . . 

Conventional strafe 

Reingewinn 

Thaler : 



Beehnungsalschluss des ungarischen Bodenkredit-Instituts 

pro 31. Dezember 1867. 



Das ungarische Bodenkredit-Institut ist bald nach seiner G^schäftseröff- 
nung in der zweiten Hälfte des Jahres 1868 in diesen Blättern der Gegen- 
stand einer ausfuhrlichen Besprechung gewesen (Bd. 11. S. 81 — 91). Es konnten 
dazumal (1865) in derselben bereits die ersten 4 Quartalausweise dieses In- 
stitutes mitgetheilt werden. Da es nun gewiss demjenigen Theil unserer Leser, 
der sich speziell für „Hypothekenbanken^ interessirt, angenehm sein muss, 
die fernere Entwicklung jener Bodenkredit-Anstalt kennen zu lernen, lassen 
wir nachstehend aus dem uns freundlichst mitgetheilten Reehnungs-Abschluss 

A) die Yermögens-Bilanz, 

B) das Konto der Gebarungs-Resultate 

pro 31. Dez. 1867 folgen. Ein Vergleich mit dem Ausweis vom 30. Sept. 
1864 (Bd. n. S. 90) wird die namhafte Vermehrung des Geschäftsyerikehrs 
dieses Institutes am deutlichsten erkennen lassen. Wir bemerken nur, dass 
die 5^/2 Vo Pfandbriefe des Institutes am 11. April in Wien mit 91 notirt 
waren. 



itntes 



(Zu Seite 288)< 



asBiva: 



1. Hypothekar-Darlehen. 

a) in Pfandbriefen und Bent 

b) in Baargeld (laut §. 163)» 



• * • « • • 



• • 



**fl. 18,349,700. ,-- kr. 
„ 615,800. — „ 

995,926.64 „ 



2. Disponible Fonds: Ute: 

a) Baarvorrath . • . 4* ' 

b) Esoomptirte Plabswechs^* * -JL. 
drdiDODatlicher VerfaQzelüilt 



28,888. 25 kr. 
666. — ^, 



c) Bei Geldinstitaten auf k von Prioriifttaiasfon Eariiok- 

angelegt • * . • 

d) Verschiedene Effekten t»er 1867: 



e) YorschOsse auf Werthpap . . 

f) Forderungen in laufende . . 

3. Werthpapiere des Bei ^ 

a) 1,009,900 fl. eigene Pfon . ^ 

b) 4,200 fl. 10jährige Beute . . 

4. Pfondbrief-Dep6t des solida • - 

5. Gr&ndungs-Obligationen A* • 

6. KaufBchilling des Institaisgi ^ . 

7. Mobiliar-Werth nach Absei 

8. Pfondbrief-Einlösungs-Eontc 

^ kr 

9. Transitiv-Zinsen per 3| * 



*HL 286,181. 41 kt. 

„ 168,205. 58 „ 

„ 4,266. — „ 

„ 2,019. 73 ,. 

„ 27,051, 76 „ 

„ 1,660. — • „ 

„ 827. 42 „ 

601. 09 „ 



a) Auf hypothedrte Baargel 

b) Auf Einlagen bei Geldini 



*»fl. 227,657. 45 kr. 
„ 1,677,000. — „ 
„ 500,000. -* „ 



ihlter 
|6kr. 

• • 
59kr. 
52 „ 



Anti 

leitender Beferei 

Pest, am 1. Api 

In meiner Gegenwart 

Wenlnger 



n 



»» 

.«•».»«>■<—»" 



38,520. 38 



248,554. 11 



1) 



»t 



n 



V 



11 



»» 



29,054. 25 ,; 
358,273. 12 „ 



842,764. 65 



1» 



490,312. 99 „ 
101,674. 15 „ 



2,681,731. 94 „ 



*Hi. 23,965,537. 74 kr. 



Ignatz Trebitsch, 

Hauptbuchhalter. 

Anton Gsengery m. p.^ 

General-8ekretSr. 



^Resultate 

7. 

Hab e n . 

MgniBS bis zum 30. Juni 1867 ^'fl. 222,821» 59 kr. 

n-Erträgniss: 

hypoiheoirten Gelddarlehen ...... ^i^. 8,706. 28 kr. 

VorschüSBen ♦ . . , . „ 4»738. 66 „ 

Wechseln .^ . ♦ .^ . „ 11,547, 37 „ 

i Einlagen bei Geldinstitaten „ 15,620. 02 „ 

Bohiedene Zinsen „ 2,462. 98 „ 43 075 31 

^ss der Werthpapiere des Reserre-Fonds „ 25,208. 09 ,, 

^niss des Institnts-Gebäades „ 6,847. 10 „ 



Lbereinstimmend befänden 



Immission. 



*5fl. 297,962. 09 kr. 



Ignatz Trebitsch, 

Hauptbuchhalter. 



Anton Gsengery m. p., 

General-Sekretär. 



[jednjozky m. p. 



p., 

ommission. 




L ^ 




